
 

1/11 

 

Advestra AG   Uraniastrasse 9   8001 Zürich   T +41 58 510 92 00   info@advestra.ch   www.advestra.ch   CHE-385.508.136MWST 

 

Per E-Mail an: ehra@bj.admin.ch 

 

 

Zürich, 17.10.2024 

Vernehmlassung Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte: Änderung des Obligationenrechts (OR), des Revisionsaufsichtsgesetzes (RAG) und 

des Strafgesetzbuchs (StGB)  

Sehr geehrter Herr Bundesrat Jens 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir beziehen uns auf die Vernehmlassungsvorlage vom 26. Juni 2024 zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) 

und danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Im Nachfolgenden finden Sie unsere Einschätzung zur Vernehmlassung. Bei Rückfragen stehen die Unterzeichnenden Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Annette Weber Prof. Dr. Rashid Bahar 
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Einleitung 

Wir erlauben uns, vorab einige generelle Punkte anzubringen, die übergeordneter Natur sind und nicht spezifisch auf einzelne Artikel gemünzt sind: 

Wir anerkennen grundsätzlich das Bedürfnis, die jetzige Schweizer Regelung an dasjenige des EU Rechts näher anzugleichen. Jedoch möchten wir dazu 

Folgendes anbringen: Uns fehlen eine längerfristige Sichtweise bzw. eine Strategie, wie das Verhältnis zum und die Nachführung des EU-Rechts grds. 

angegangen werden soll, in Anbetracht der zahlreichen Änderungen, die das EU-Recht noch plant. Zurzeit hinkt die Schweiz permanent hinter der 

Regelung der EU hinterher. Bei einer Analyse sollten auch Aspekte der Wettbewerbsfähigkeit von Schweizer Unternehmen im internationalen Kontext 

(nicht nur im Vergleich zur EU) sowie die Anerkennung der Schweizer Regelung durch die EU berücksichtigt werden. Letzterer Punkt ist u.E. von nicht zu 

unterschätzender Bedeutung, da die reine Überführung von geltenden EU-Recht in Schweizer Recht keine Garantie ist, dass dieses auch von der EU 

anerkannt wird (z.B. im Hinblick auf die Prüfung). Das Beispiel der Börsenäquivalenz hat gezeigt, dass die EU keine Hemmungen hat, übergeordnete 

politische Gründe anzuführen, weshalb eine Schweizer Regelung nicht anerkannt wird, auch wenn diese formaljuristisch gleichwertig ist. Entsprechend ist 

eine vorgängige Abklärung, wie die EU mit der Schweizer Regelung umgehen wird, von entscheidender Bedeutung bzw. eine Voraussetzung. 

Auffallend im erläuternden Bericht ist die Beschränkung des Rechtsvergleichs auf die EU. Andere Jurisdiktionen werden nicht einmal erwähnt. Insofern ist 

der betreffende Titel im erläuternden Bericht auch irreführend, da sich dieser Abschnitt ausschliesslich auf die EU bezieht. Ein Rechtsvergleich mit den 

Vereinigten Staaten würde zeigen, dass es Jurisdiktionen gibt, welche auf dieses Thema eine andere Sichtweise haben und auch andere Ansätze möglich 

sein können. In Anbetracht der nicht unbeachtlichen Anzahl amerikanischen Investoren in der Schweiz und die Ausrichtung einiger Schweizer Unternehmen 

auf die Vereinigten Staaten finden wir es erstaunlich, dass der amerikanische Ansatz nicht einmal erwähnt wird, und schon gar nicht deren Vor- und 

Nachteile untersucht wurde.  

Wir sind der Ansicht, dass die vorgeschlagene Regelung zu streng ist und fordern, dass signifikant weniger Gesellschaften unter die neue Regelung fallen 

sollten. Wir haben in den letzten Jahren verschiedene Mandanten bei der Umsetzung der Nachhaltigkeitsberichterstattung begleitet oder haben von ihnen 

von den damit verbundenen Schwierigkeiten erfahren. Dem fehlenden Know-how sowie den benötigten zusätzlichen Ressourcen werden unserer Meinung 

nach im erläuternden Bericht und damit auch in der Gesetzgebung zu wenig Rechnung getragen. Insbesondere kleinere Unternehmen verfügen nicht über 

das notwendige Know-how, das oftmals nur durch externe Spezialisten kostspielig erlangt werden kann. Die Ressourcen, die intern dafür eingesetzt werden 

müssen, um die notwendigen Prozesse aufzusetzen, damit die relevanten Daten zur Verfügung stehen, stellen Unternehmen vor grossen 

Herausforderungen, die nicht unterschätzt werden dürfen. Der erläuternde Bericht setzt sich nur ungenügend damit auseinander, wie diese zum Verhältnis 

zum öffentlichen Interesse zu stellen sind. Wir anerkennen, dass einige Schweizer Unternehmen neu unter dem revidierten EU-Recht Bericht erstatten 

müssen. Daraus sollte u.E. aber nicht gefolgert werden, dass die Schweiz die Schweizer Unternehmen verpflichten sollte, Bericht zu erstatten. 

Mehrere unserer Mandanten beklagen sich schon unter dem heutigen Regime, dass die Berichterstattung den grössten Teil ihrer ESG-Aktivitäten 

ausmachen, obwohl sie sich eigentliche gerne mehr für Nachhaltigkeit einsetzen würden, als sich primär der Berichterstattung zu widmen. Vor diesem 
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Hintergrund würden wir eine möglichst schlanke Regelung begrüssen, auch wenn wir anmerken möchten, dass die Ausrichtung an internationale Standards 

begrüssenswert ist, da diese einen Vergleich erst möglich machen. 

 

Kommentierung der einzelnen Artikeln 

Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

OR 

964a Folgende Unternehmen müssen jährlich Bericht über 

Nachhaltigkeitsaspekte erstatten: 

1. Gesellschaften des öffentlichen Interesses im Sinne von 

Artikel 2 Buchstabe c Ziffern 1 und 2 Revisionsaufsichtsgesetz 

vom 16. Dezember 2005 (RAG); 

2. Unternehmen, die zwei der nachstehenden Grössen in zwei 

aufeinander folgenden Geschäftsjahren überschreiten: 

a. Bilanzsumme von 25 Millionen Franken, 

b. Umsatzerlös von 50 Millionen Franken, 

c. 250 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt; 

3. Unternehmen, die nach Artikel 963 zur Erstellung einer 

Konzernrechnung verpflichtet sind und die zusammen mit 

den kontrollierten Unternehmen zwei der Grössen nach Ziffer 

2 in zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren 

überschreiten. 

Wir sind der Ansicht, dass der Anwendungsbereich unter dem neuen 

Recht zu weit gefasst ist. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, 

dass bereits unter dem heutigen Recht verschiedene Unternehmen 

Mühe bekunden, sich das notwendige Know-how anzueignen und 

die notwendigen Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Für KMUs 

würde das einen unverhältnismässigen Aufwand bedeuten. 

Wir beantragen, den Anwendungsbereich und die Schwellenwerte 

des heutigen Rechts beizubehalten. Eventualiter, für den Fall, dass die 

Berichterstattung ausgedehnt werden sollte, beantragen wir, dass die 

Schwellenwerte für Finanzinstitute beibehalten werden, aber für 

übrige Unternehmen auf das Kriterium des öffentlichen Interesses 

allein abgestellt werden sollte. U.E. besteht ein ungleich höheres 

Interesse an der Offenlegung von Informationen bei kotierten 

Gesellschaften (welche den grössten Teil dieser Gruppe der 

Gesellschaften des öffentlichen Interesses ausmachen dürften) als bei 

nichtkotierten. Die neue Regelung würde dazu führen, dass eine 

privat gehaltene Gesellschaft zwar Parameter über ihren CO2-

Ausstoss offenlegen müsste, nicht aber ihren Jahresabschluss. 

Schliesslich ist es u.E. auch fraglich, wie viele Personen der 
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Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

Allgemeinheit Berichte von privat gehaltenen Gesellschaften auch 

tatsächlich zur Kenntnis nehmen. 

Subenventualiter, für den Fall, dass am Vorschlag dennoch 

festgehalten werden sollte, beantragen wir, dass die Schwellenwerte 

nach Art. 727 OR angepasst werden und sich nicht nur aus dem EU-

Recht ableiten liessen. Damit wird eine Konsistenz innerhalb des OR 

geschaffen und eine Fragmentierung durch die verschiedenen 

Schwellenwerte vermieden werden, die einen unnötigen Aufwand 

verursachen. In diesem Fall sollten aber noch weitere Kriterien dazu 

kommen, die kumulativ erfüllt sein müssen, damit eine Gesellschaft 

unter den Anwendungsbereich fällt. 

964b 1 Von der Pflicht nach Artikel 964a befreit sind Unternehmen: 

1. die von einem anderen Unternehmen kontrolliert werden: 

a. das nach Artikel 964a einen Bericht über 

Nachhaltigkeitsaspekte erstellen muss; oder 

b. das einen gleichwertigen Bericht nach ausländischem 

Recht erstellt; 

2. die allein oder zusammen mit den von ihnen kontrollierten 

in- oder ausländischen Unternehmen mindestens zwei der 

nachstehenden Grössen in zwei aufeinanderfolgenden 

Geschäftsjahren nicht überschreiten: 

a. Bilanzsumme von 450 000 Franken, 

b. Umsatzerlös von 900 000 Franken, 

c. 10 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt. 

Für den Fall, dass unserem Antrag in Art. 964a nicht gefolgt wird, 

begrüssen wir die Ausnahmen für kontrollierte und 

Kleinstunternehmen. 

Wir sind der Ansicht, dass es nicht notwendig ist, dass dasjenige 

Unternehmen, das von der Berichterstattung befreit ist, den Bericht 

veröffentlichen muss wie in Abs. 2 vorgesehen. Überdies finden wir 

die Formulierung in Abs. 2 unglücklich: Es sollte klar hervorgehen, 

dass die Jahresrechnung des Unternehmens, das von der 

Berichterstattung befreit worden ist, nicht offengelegt werden muss. 
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Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

2 Unternehmen, die keinen eigenen Bericht über 

Nachhaltigkeitsaspekte verfassen, müssen im Anhang zur 

Jahresrechnung angeben, bei welchem anderen Unternehmen 

sie in den Bericht einbezogen sind. Sie müssen diesen Bericht 

veröffentlichen. 

964c 1 Der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte muss Rechenschaft 

geben über die folgenden Nachhaltigkeitsaspekte 

1. Umweltfaktoren, insbesondere den Stand in Bezug auf die 

Erreichung des Netto-Null-Treibhausgasemissionsziels bis 

spätestens 2050 zur Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5°C 

gegenüber dem vorindustriellen Niveau; 

2. Sozialaspekte einschliesslich Arbeitnehmerbelange; 

3. Menschenrechtsaspekte; 

4. Governance-Aspekte einschliesslich organisatorischer 

Vorkehren zur Bekämpfung von Korruption. 

2 Zu nennen sind diejenigen Angaben, die für das Verständnis 

der Auswirkungen der Tätigkeiten des Unternehmens auf 

Nachhaltigkeitsaspekte sowie das Verständnis der 

Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf 

Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und Lage des 

Unternehmens erforderlich sind. 

3 Der Bericht umfasst insbesondere: 

Die Referenz auf die Standards der EU und gleichwertige Standards, 

die vom Bundesrat bezeichnet werden können, erachten wir 

grundsätzlich als sinnvoll, da damit eine internationale 

Harmonisierung angestrebt wird und der Bundesrat grds. am besten 

in der Lage ist, schnell auf geänderte Standards zu reagieren. Es sollte 

aber auch die Möglichkeit gegeben werden, Standards zu 

verwenden, welche von der EU nicht anerkannt sind und u.U. auch 

von der EU nicht als gleichwertig anerkannt werden können. Denn 

Standards ausserhalb der EU verlangen nicht immer eine doppelte 

Wesentlichkeit und sind deshalb nicht gleichwertig. Schweizer 

Unternehmen sollten aber auch nicht-EU Standards wählen dürfen, 

denn eine einseitige Fokussierung auf EU-Standards erachten wir als 

nicht gerechtfertigt. 

Die Möglichkeit der Abfassung des Berichts auf Englisch ist in 

Anbetracht der internationalen Investorenbasis wünschenswert. 
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Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

1. eine Beschreibung des Geschäftsmodells und der Strategie 

des Unternehmens; 

2. eine Beschreibung der zeitgebundenen 

Nachhaltigkeitsziele, die sich das Unternehmen gesetzt hat; 

3. eine Beschreibung der Rolle des obersten Leitungs- oder 

Verwaltungsorgans was Nachhaltigkeitsaspekte betrifft; 

4. eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich der 

Nachhaltigkeit; 

5. Angaben über allfällige Anreizsysteme, die mit 

Nachhaltigkeitsaspekten verknüpft sind und den Mitgliedern 

des obersten Leitungs- oder Verwaltungsgans angeboten 

werden; 

6. eine Beschreibung der in Bezug auf die 

Nachhaltigkeitsaspekte angewandten Sorgfaltsprüfung; 

7. eine Beschreibung der wesentlichen tatsächlichen oder 

potenziellen negativen Auswirkungen auf 

Nachhaltigkeitsaspekte beziehungsweise von 

Nachhaltigkeitsaspekten, die mit der Geschäftstätigkeit des 

Unternehmens und mit seiner Wertschöpfungskette 

verbunden sind sowie eine Beschreibung der Massnahmen 

zur Ermittlung und Überwachung dieser Auswirkungen; 

8. eine Beschreibung der Massnahmen des Unternehmens zur 

Verhinderung, Minderung, Behebung oder Beendigung 
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Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

tatsächlicher oder potenzieller negativer Auswirkungen nach 

Ziffer 7, und des Erfolgs dieser Massnahmen; 

9. eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, denen das 

Unternehmen im Zusammenhang mit 

Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, und der Handhabung 

dieser Risiken durch das Unternehmen; 

10. die relevanten Indikatoren in Bezug auf die Angaben 

gemäss Ziffern 1-9. 

4 Die in den Absätzen 1 und 3 genannten Angaben umfassen 

Informationen zur Geschäftstätigkeit des Unternehmens und 

zu seiner Wertschöpfungskette, einschliesslich Angaben zu 

seinen Produkten und Dienstleistungen, seinen 

Geschäftsbeziehungen und seiner Lieferkette. 

5 Der Bundesrat bezeichnet die anerkannten Standards für die 

Nachhaltigkeitsberichterstattung. Unter anderem gelten die 

in der europäischen Union verwendeten Standards als 

anerkannt. Die Angaben müssen die in der europäischen 

Union verwendeten Standards oder einen anderen 

gleichwertigen Standard für die 

Nachhaltigkeitsberichterstattung erfüllen. Der gewählte 

Standard muss in seiner Gesamtheit für alle Vorgaben dieses 

Artikels übernommen und im Bericht über 

Nachhaltigkeitsaspekte genannt werden. Der Bundesrat 

bezeichnet die Standards. 

6 Kontrolliert im Sinne von Artikel 963 Absatz 2 ein 

Unternehmen allein oder zusammen mit anderen 



Vernehmlassung Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte: Änderung des 

Obligationenrechts (OR), des Revisionsaufsichtsgesetzes (RAG) und des 

Strafgesetzbuchs (StGB) 

      17.10.2024 

 

8/11 

 

 

 

Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

Unternehmen im In- oder Ausland eines oder mehrere 

Unternehmen, so muss der Bericht alle diese Unternehmen 

umfassen. 

7 Das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan ist für die 

Wahl des Standards zuständig, sofern die Statuten keine 

anderslautenden Vorgaben enthalten oder die 

Generalversammlung den Standard nicht festlegt. 

8 Der Bericht ist in einer Landessprache oder auf Englisch 

abzufassen. 

964cbis 1 Unternehmen lassen die Angaben über 

Nachhaltigkeitsaspekte prüfen durch: 

1. Revisionsunternehmen, welche die Voraussetzungen von 

Artikel 6a RAG4 erfüllen, oder 

2. Konformitätsbewertungsstellen, welche die 

Voraussetzungen von Artikel 6b RAG erfüllen. 

2 Der Bundesrat regelt, mit welcher Prüftiefe die Prüfung 

durchgeführt werden muss, insbesondere ob geprüft wird, ob 

Sachverhalte vorliegen, aus denen zu schliessen ist, dass die 

Angaben über Nachhaltigkeitsaspekte im Bericht 

unvollständig oder falsch sind, oder ob geprüft wird, ob die 

Angaben über Nachhaltigkeitsaspekte im Bericht vollständig 

und richtig sind. Er orientiert sich dabei an den internationalen 

Entwicklungen. 

Unter der Annahme, dass die bisherigen Schwellenwerte beibehalten 

werden, ist eine Prüfungspflicht für alle Unternehmen, die der 

Berichterstattungspflicht unterstehen, gerechtfertigt. Werden die 

Schwellenwerte jedoch gesenkt, sollte es u.E. für KMUs die 

Möglichkeit geben, keine Prüfung durchzuführen, da eine Prüfung 

mit signifikanten Kosten und einem Mehraufwand einhergeht. Wir 

erwarten ohnehin, dass sich eine Prüfung aufgrund der Nachfrage 

von Investoren weitestgehend etablieren wird. Des Weiteren 

disziplinieren bereits die Strafbestimmung sowie die 

Verantwortlichkeit des Verwaltungsrats, dass Unternehmen 

wahrheitsgetreu berichten. 
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Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

3 Für die mit der Prüfung beauftragten Revisionsunternehmen 

und Konformitätsbewertungsstellen gelten mindestens 

folgende Anforderungen an die Revisionsstelle sinngemäss: 

1. Unabhängigkeit (Art. 728 und Art. 11 RAG); 

2. Berichterstattung (Art.728b); 

3. Anzeigepflichten (Art. 728c Abs. 1 und 2); 

4. Wahl (Art. 730 Abs. 2-4); 

5. Amtsdauer (Art. 730a); 

6. Auskunft und Geheimhaltung (Art. 730b); 

7. Dokumentation und Aufbewahrung (Art. 730c). 

4 Die Bestimmungen zur Unabhängigkeit gelten sinngemäss 

auch gegenüber Unternehmen, die im Rahmen der 

Lieferketten zur Berichterstattung über die 

Nachhaltigkeitsaspekte beitragen. 

963cter 1 Der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte muss in einem 

einheitlichen elektronischen Format erstellt werden; das 

Format muss einem international verwendeten Standard 

entsprechen. 

2 Der Bericht bedarf der Genehmigung durch das oberste 

Leitungs- oder Verwaltungsorgan. Das oberste Leitungs- oder 

Verwaltungsorgan unterbreitet den Bericht zur Genehmigung 

Trotz dem Lehrstreit über die Rechtsnatur der Abstimmung der 

Generalversammlung sind die Folgen der Ablehnung nicht im Gesetz 

geregelt. U.E. muss das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan 

den Bericht veröffentlichen, auch wenn die Generalversammlung den 

Bericht nicht zustimmt. Die Generalversammlung kann den Bericht 

aus verschiedenen Gründen ablehnen, z.B. weil der Bericht inhaltlich 

falsch oder unvollständig ist, weil die Qualität der Berichterstattung 

nicht angemessen ist oder weil er die Leistung der Gesellschaft als 
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Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

des für die Genehmigung der Jahresrechnung zuständigen 

Organs. Lehnt das für die Genehmigung der Jahresrechnung 

zuständigen Organ den Bericht ab, muss der Bericht für das 

nächste Geschäftsjahr auf die Ablehnung hinweisen. sowie der 

Genehmigung des für die Genehmigung der Jahresrechnung 

zuständigen Organs. 

3 Das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan stellt sicher, 

dass der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte und der 

Prüfbericht: 

1. umgehend nach der Genehmigung der Jahresrechnung 

elektronisch veröffentlicht werden; 

2. mindestens zehn Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben. 

4 Für die Führung und Aufbewahrung der Berichte gilt Artikel 

958f sinngemäss. 

nicht befriedigend betrachtet (und dabei können die Aktionäre 

sowohl der Auffassung sein, dass die Gesellschaft zu wenig im 

Nachhaltigkeitsbereich leistet, als auch, dass die Gesellschaft sich zu 

sehr auf diesen Bereich fokussiert). Ein nachträglicher Vermerk im 

Bericht scheint uns problematisch, weil der Bericht schon im Vorfeld 

der Generalversammlung veröffentlicht und verbreitet wird. Wir 

schlagen dementsprechend vor, dass ein entsprechender Vermerk 

erst im Bericht des Folgejahres aufgenommen werden muss. Da die 

der Ablehnung zugrunde liegende Motivationen mannigfaltig sein 

können, scheint es uns nicht praktikabel zu verlangen, dass die in 

Reaktion zur Ablehnung getroffenen Massnahme auch veröffentlicht 

werden müssen. Wir gehen allerdings davon aus, dass der 

Verwaltungsrat entsprechende Massnahmen freiwillig erläutern wird, 

wenn die Umstände es verlangen. 

StGB 

325ter Mit Busse bis zu 100 000 Franken wird bestraft, wer 

vorsätzlich: 

a. in den Berichten gemäss den Artikeln 964a und 964c sowie 

gemäss Artikel 964l OR falsche Angaben macht oder die 

Berichterstattung als Ganzes unterlässt; 

Die Strafbestimmung sollte dahingehend präzisiert werden, dass die 

Berichterstattung nur dann strafbar ist, wenn sie als Ganzes 

unterlassen wurde. Da Art. 964c Abs. 3 einen nicht abschliessenden 

Katalog von Themen enthält und damit nicht klar ist, wann ein Bericht 

vollständig ist, ist es für ein Unternehmen nicht zumutbar, einer 

Strafbarkeit für allfällig unterlassene Informationen zu unterliegen. 

Mit einem nichtabschliessenden Katalog unterscheidet sich die nicht-

finanzielle Berichterstattung von der finanziellen Berichterstattung, 
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Art. Änderungsvorschlag Kommentar 

b. der gesetzlichen Pflicht zur Führung und Aufbewahrung des 

Berichts gemäss den Artikeln 964cter und 964l OR nicht 

nachkommt. 

bei der festgelegt ist, welche Informationen aufgeführt werden 

müssen. 
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Vernehmlassung zur Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte: 
Änderung des Obligationenrechts (OR), des Revisionsaufsichtsge-
setzes (RAG) und des Strafgesetzbuchs (StGB) 

Stellungnahme der Akademien der Wissenschaften Schweiz 
 

Organisation Akademien der Wissenschaften Schweiz a+ 
Adresse Akademien der Wissenschaften Schweiz 

Haus der Akademien 
Postfach 
CH-3001 Bern 

Datum, Unterschrift 17. Oktober 2024 
Im Namen des Vorstandes der Akademien der Wissen-
schaften Schweiz und ihres 
Präsidenten Prof. Yves Flückiger 

Erarbeitungsprozess der Stellungnahme und beteiligte Expert:innen: 

Zur Erarbeitung der Stellungnahme wurden Expert:innen aus der SCNAT eingeladen. Federfüh-
rend war das Forum Biodiversität Schweiz. Die Beiträge der Expert:innen wurden in die Stellung-
nahme eingearbeitet. Die überarbeitete Version wurde durch den Delegierten des SCNAT-Vorstan-
des zu Händen der vier Akademien und des Präsidiums der Akademien Schweiz freigegeben. 

Die folgenden Experten haben an der Ausarbeitung mitgewirkt und stützen die Stellungnahme mit 
ihrem Namen: 

- Lukas Berger, Leiter Forum Biodiversität Schweiz, SCNAT 

- Dr. Sascha Ismail, wissenschaftlicher Mitarbeiter Forum Biodiversität Schweiz, SCNAT und 
Ostschweizer Fachhochschule, OST 

 
Redaktion: Lukas Berger, Leiter Forum Biodiversität Schweiz, SCNAT 

1. Allgemeine Bemerkungen 

Die Akademien der Wissenschaften a+ bedanken sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme im 
Rahmen der Vernehmlassung zur Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte.  

Wir begrüssen es, dass mit dem Vorentwurf die Bestimmungen der «Transparenz über nicht-
finanzielle Belange» im aktuellen OR an das EU-Recht angepasst werden sollen. Die Schweiz 
bleibt mit diesem Schritt in Bezug auf die nachhaltige Unternehmensführung international abge-
stimmt.  

Es ist zweckmässig, dass analog zur EU auch in der Schweiz bereits Unternehmen mit 250 Mitarbei-
tenden über die Risiken ihrer Geschäftstätigkeit in den Bereichen Umwelt, Menschenrechte, Be-
kämpfung von Korruption sowie zu den ergriffenen Massnahmen Bericht erstatten müssen.  

Ebenfalls sinnvoll ist die Ersetzung des bisherigen Ausdrucks «nichtfinanzielle Belange» durch 
«Nachhaltigkeitsaspekte» und die Definition im erläuternden Bericht, dass damit diejenigen 
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Aspekte gemeint sind, die in Artikel 964c Absätze 1-3 VE-OR genauer umschrieben werden. So 
hatte auch die EU ihre Terminologie treffenderweise von «nichtfinanzielle Informationen» zu «Nach-
haltigkeitsinformationen» geändert.  

Wo untenstehend nicht anders vermerkt, unterstützen wir ausdrücklich den in die Vernehm-
lassung gegebenen Vorentwurf. 

Einzig bei Art. 964c Abs. 1 VE-OR sind wir der Auffassung, dass eine Umformulierung notwen-
dig ist. Der Bundesrat hat in seiner «Strategie Nachhaltige Entwicklung 2030» die Schwerpunkte 
der Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung in der Schweiz festgelegt. Im Zwi-
schenbericht vom 24. Januar 2024 kommt er zum Schluss, dass 

a) Das Thema Biodiversität weit weniger stark im politischen Fokus steht als Energie und Klima 
und die vom Bundesrat festgelegte Leitlinie einer gleichwertigen und ausgewogenen Berück-
sichtigung der drei Zieldimensionen (wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, gesellschaftliche Soli-
darität und ökologische Verantwortung) noch nicht in allen Politikbereichen Einzug erhalten hat 
(S. 20). 

b) Die Bemühungen zur Erhaltung, nachhaltigen Nutzung und Förderung der Biodiversität weiter-
geführt und intensiviert werden müssen (S. 20). 

c) Der Bund Modelle zum Einbezug von Biodiversitätsaspekten in Finanzentscheiden explizit un-
terstützt (wie Exploring Natural Capital Opportunities, Risks and Exposure [ENCORE]) (S.30).  

Ausserdem gilt der Biodiversitätsverlust als eines der fünf wichtigsten langfristigen Risiken für die 
(Welt-) Wirtschaft (vgl. WEF Global Risks Report 2024).  

Diese Ausgangslage und die unpräzise Implementierung der einschlägigen Bestimmung aus dem 
EU-Recht (vgl. Änderung der Richtlinie 2013/34/EU: Art. 29b Abs. 2 Bst. a) erfordert eine Anpas-
sung von Art. 964c Abs. 1 VE-OR.  

Für die Berücksichtigung unseres untenstehenden Änderungsantrags (rot hervorgehoben) 
danken wir Ihnen bestens.  

2. Zum Obligationenrecht 
Artikel Änderungsantrag (in rot) Begründung / Kommentar 

 

Art. 964c 
Abs. 1 OR 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1Der Bericht über Nachhaltigkeitsas-
pekte muss Rechenschaft geben über 
die folgenden Nachhaltigkeitsaspekte 

1. Umweltfaktoren: , insbesondere den 
Stand in Bezug auf die Erreichung 
des Netto-Null-Treibhausgasemissi-
onsziels bis spätestens 2050, zur Be-
grenzung der Erderwärmung auf 
1,5°C gegenüber dem vorindustriel-
len Niveau; 

a. Klimaschutz 
b. Anpassung an den Klimawandel 
c. Wasser- und Meeresressourcen 
d. Ressourcennutzung und Kreis-

laufwirtschaft 
e. Verschmutzung 
f. Biodiversität und Ökosysteme.  

Aus Gründen der Rechtssicherheit ist es 
zentral, die in der EU-Richtlinie 2022/2464 
(Änderung der Richtlinie 2013/34/EU: Art. 
29b Abs. 2 Bst. a) genannten Umweltfakto-
ren auch in der Schweiz abschliessend auf-
zulisten. Die blosse Erwähnung dieser Um-
weltfaktoren im erläuternden Bericht ge-
nügt bekanntlich nicht (nur Auslegungs-
hilfe, nicht rechtsverbindlich). Ausserdem 
fehlt im Bericht die Erwähnung des Um-
weltfaktors «Anpassung an den Klimawan-
del». Diese Anpassungen an den Klima-
wandel sind für den Schutz der Bevölke-
rung und der Infrastrukturen unverzichtbar 
und sollten daher nicht unerwähnt blei-
ben.  
Da der Verlust funktionierender Ökosys-
teme als eines der fünf wichtigsten lang-
fristigen wirtschaftlichen Risiken einge-
schätzt wird (vgl. WEF Global Risks Report 
2024), ist die explizite Nennung der 
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Artikel Änderungsantrag (in rot) Begründung / Kommentar 
 

Art. 964c 
Abs. 1 OR 

2. Sozialaspekte einschliesslich Arbeit-
nehmerbelange; 

3. Menschenrechtsaspekte; 
4. Governance-Aspekte einschliesslich 

organisatorischer Vorkehren zur Be-
kämpfung von Korruption. 

[Alternativ]: 

1Der Bericht über Nachhaltigkeitsas-
pekte muss Rechenschaft geben über 
die folgenden Nachhaltigkeitsaspekte 

1. Umweltfaktoren, insbesondere den 
Stand in Bezug auf die Erreichung 
des Netto-Null-Treibhausgasemissi-
onsziels und die Auswirkungen auf 
Biodiversität und Ökosysteme bis 
spätestens 2050, zur Begrenzung 
der Erderwärmung auf 1,5°C gegen-
über dem vorindustriellen Niveau; 

2. Sozialaspekte einschliesslich Arbeit-
nehmerbelange; 

3. Menschenrechtsaspekte; 
4. Governance-Aspekte einschliesslich 

organisatorischer Vorkehren zur Be-
kämpfung von Korruption. 

 

 

 

Umweltfaktoren auch inhaltlich im Sinn 
der betroffenen Unternehmen. 
 
 
 
 
 
 
Falls auf die explizite Nennung der Um-
weltfaktoren verzichtet werden soll, ist zu-
mindest «Biodiversität und Ökosysteme» 
als wirtschaftliches Hauptrisiko explizit zu 
nennen. Der Zusatz betr. Zweck des Netto-
Null-Treibhausgasemissionsziels «zur Be-
grenzung der Erderwärmung auf 1.5°C ge-
genüber dem vorindustriellen Niveau» 
bringt keinen inhaltlichen Mehrwert und 
ist ausserdem nicht stufengerecht. An des-
sen Stelle soll auf das Hauptrisiko «Bio-
diversität und Ökosysteme» hingewiesen 
werden.  
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Vernehmlassung zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz 

über Nachhaltigkeitsaspekte) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir beziehen uns auf die Einladung vom 26. Juni 2024, zur Vernehmlassungsvor-

lage über die Änderungen der Bestimmungen zur Transparenz über Nachhaltig-

keitsaspekte ("Vorlage"), welche Änderungen des Obligationenrechts ("OR"), des 

Strafgesetzbuches ("StGB") und des Revisionsaufsichtsgesetzes ("RAG") beinhal-

tet, Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Einräumung dieser Gelegenheit 

und reichen Ihnen hiermit fristgerecht unsere Stellungnahme ein. 

Als im Gebiet des Wirtschaftsrechts tätige Anwaltskanzlei beraten wir ver-

schiedenste grosse börsenkotierte und von der FINMA beaufsichtigte Unterneh-

men, die bereits jetzt der Berichterstattung über nichtfinanzielle Belange unterlie-

gen, wie auch grosse nicht kotierte und mittelgrosse Unternehmen, sowie Inves-

toren von solchen Unternehmen. Wir beschäftigen uns seit ihrer Einführung regel-

mässig und eingehend mit den Regelungen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 

und sich aus ihrer Anwendung ergebenden Fragestellungen. Die folgende Stellung-

nahme erfolgt insbesondere aus der Perspektive der im Gesellschaftsrecht, insbe-

sondere der Nachhaltigkeitsberichterstattung tätigen (beratenden) Praktikerinnen 

und Praktiker, ohne dass wir spezifisch die Interessen einzelner Klientengruppen 

vertreten. Wir äussern uns unabhängig von bestehenden Mandatsbindungen.  

Unsere Anmerkungen zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage haben insbesondere 

die Anliegen der Klarheit, Umsetzbarkeit und Anwenderfreundlichkeit der Gesetz-

gebung sowie den Grundsatz der Verhältnismässigkeit im Auge.  

Postfach 1548 | CH-8002 Zürich 
 

Per E-Mail an: 

ehra@bj.admin.ch 

Zürich, 17. Oktober 2024 

Mobile User
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I Stellungnahme 

1 Grundsatz des teilweisen Nachvollzugs 

1 Wir teilen die Einschätzung, dass eine Anpassung der schweizerischen Regelungen 

zur Nachhaltigkeitsberichterstattung an die EU grundsätzlich erforderlich ist, weil 

viele aktuell von bereits von Art. 964a-c OR erfasste Unternehmen auch von der 

CSRD betroffen sind, und eine Vereinheitlichung – trotz einer gewissen Ausweitung 

der einzelnen Berichterstattungserfordernisse – längerfristig administrativen Auf-

wand verringern wird, welcher durch unterschiedliche Berichterstattungsregime 

verursacht wird.  

2 Auch sind wir der Ansicht, dass ein teilweiser Nachvollzug der CSRD die zu bevor-

zugende Lösung ist, da nicht alle Regelungen der CSRD für die Schweiz angemes-

sen sind und daher nicht in jedem Fall unbesehen übernommen werden können 

(siehe dazu auch sogleich Rz. 3 ff.). 

2 Unverhältnismässige Ausweitung des Anwendungsbereichs 

3 Ein (teilweiser) Nachvollzug der CSRD ist sinnvoll, um (i) doppelte bzw. Mehrfach-

Berichterstattungen zu vermeiden und (ii) die Nachhaltigkeitsberichte auf interna-

tionaler Ebene zu vereinheitlichen, wodurch sich auch die Vergleichbarkeit im eu-

ropäischen Raum erhöht.  

4 Diese Vorteile gelten aber nicht für die vorgeschlagene Ausweitung des Anwen-

dungsbereichs. Zur Ausweitung des Anwendungsbereichs stellt sich die Frage, ob 

in der Schweiz eine solche Ausweitung und damit einhergehende Auferlegung von 

Pflichten und Kosten (Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit) durch ein entsprechendes 

Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit (in der Schweiz) gerechtfertigt ist. Dies ist 

nicht ersichtlich, und wird auch im erläuternden Bericht des EJPD zur Eröffnung 

des Vernehmlassungsverfahrens über die Vorlage vom 26. Juni 2024 (der "Bericht 

2024") nicht dargelegt. Vielmehr führt der Anwendungsbereich der CSRD unseres 

Erachtens zu einer Überregulierung, die nicht ohne Not für die Schweiz übernom-

men werden sollte. 

5 Zwar wird im Bericht 2024 erwähnt, der Nutzen der Berichterstattung käme der 

Allgemeinheit zu (Ziff. 1.2.2, S. 8), jedoch ist dieser nur dann von Bedeutung, 

wenn ein entsprechendes Informationsbedürfnis überhaupt vorliegt. Dass dieses 

bei Gesellschaften des öffentlichen Interesses gegeben ist, liegt auf der Hand. Nicht 

zwingend der Fall ist dies aber bei anderen Unternehmen. Es ist insbesondere nicht 

ersichtlich, weshalb Unternehmen Nachhaltigkeitsberichte zu erstellen und veröf-

fentlichen haben sollten, die keine Finanzberichte öffentlich zugänglich machen 

müssen. Ohne gleichzeitig veröffentlichte Jahresrechnungen und Finanzkennzahlen 

wären solche Nachhaltigkeitsberichte auch nicht besonders aussagekräftig, da ent-

sprechende Referenzzahlen fehlen, um die Nachhaltigkeitsinformationen ins Ver-

hältnis zu setzen.  
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6 Unzutreffend ist auch die Annahme, die durch eine solche Ausweitung der Bericht-

erstattungspflicht verursachten Regulierungskosten könnten "zumindest teilweise 

als verursachergerecht" bewertet werden, da es "um die negativen Auswirkungen 

auf die Nachhaltigkeit" gehe, die das Handeln der Unternehmen hat (Bericht 2024, 

Ziff. 1.2.2, S. 8). Im Gegenteil – die Berichterstattungspflicht ist unabhängig von 

etwelchen negativen Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit, weil Gesellschaften an-

hand von Grössenkriterien und nicht anhand ihrer Nachhaltigkeit, zur Berichter-

stattung verpflichtet sind. Selbst ein (hypothetisches) Unternehmen, welches zu 

100% im Einklang mit allen möglichen Nachhaltigkeitszielen steht, und negative 

Netto-Treibhausgasemissionen zu verzeichnen hat (die sich entsprechend positiv 

auf die Zielerreichung der Schweiz bis 2050 auswirken) müsste einen Nachhaltig-

keitsbericht erstellen und die damit verbundenen Kosten tragen.  

7 Eine Angleichung des Anwendungsbereichs an die CSRD hätte also keine ersichtli-

chen Vorteile und relevante Nachteile für eine Vielzahl schweizerischer Unterneh-

men und sollte deshalb nicht erfolgen. Es wäre insbesondere auch keine Erleichte-

rung für schweizerische Unternehmen, wenn die Anwendungsbereiche der CSRD 

und des Art. 964a OR gleich formuliert wären, weil ohnehin jedes Unternehmen für 

jede Jurisdiktion (i.d.R. unter Beizug lokaler Rechtsberater) den Anwendungsbe-

reich analysieren muss.  

8 Aus diesen Gründen sollte der Anwendungsbereich für die Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung gem. dem heutigen Art. 964a OR beibehalten bzw. nicht erweitert wer-

den. Falls eine Erweiterung dennoch eingeführt wird, sollte diese aus Gründen der 

Einheitlichkeit der Rechtsordnung die Schwellenwerte für die ordentliche Revision 

nach Art. 727 Abs. 1 Ziff. 2 OR übernehmen und Unternehmen, welche diese 

Schwellenwerte nicht überschreiten, entsprechend von der Berichterstattung aus-

nehmen. Schliesslich ist festzuhalten, dass die Vorlage zwar die Erweiterung des 

Anwendungsbereichs gemäss der CSRD nachvollzieht, nicht aber die Beschränkun-

gen des Rahmens der Berichterstattung für u.a. kleine und mittlere Unternehmen, 

wie dies in Art. 19a Abs. 6 der Richtlinie 2013/34/EU vom 26. Juni 2013, wie durch 

die CSRD ergänzt, vorgesehen ist. Dies würde bei einer Erweiterung des Anwen-

dungsbereichs für kleine und mittlere Schweizer Unternehmen zu einem wesentlich 

grösseren Berichterstattungsaufwand führen als ihn kleine und mittlere EU-Unter-

nehmen zu tragen hätten; und dies ohne nachvollziehbaren Grund. Sollte der An-

wendungsbereich wie in der Vorlage vorgeschlagen erweitert werden, müssen die 

Beschränkungen des Rahmens der Berichterstattung im Schweizer Recht ergänzt 

werden.  

3 Inhalt der Berichterstattung sollte vollständig nachvollzogen werden 

9 Demgegenüber zu begrüssen ist unseres Erachtens ein Nachvollzug der inhaltlichen 

Berichterstattungspflichten an die EU. Die schweizerischen Pflichten sollten den EU-

Regelungen so weit wie möglich angeglichen werden, um Klarheit zu schaffen und 

die internationale Vergleichbarkeit der Berichterstattung zu erhöhen. Ein "Swiss 

Finish" im Sinne erhöhter Anforderungen ist abzulehnen. Es sollten entsprechend 

auch keine nach der CSRD erforderlichen Inhaltserfordernisse im Schweizer Recht 
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anders formuliert oder weggelassen werden, es sei denn eine Erleichterung gegen-

über der CSRD ist gewollt. Im Einzelnen:  

10 Unverständlich ist beispielsweise die Formulierung in Art. 964b Abs. 2 Ziff. 7 der 

Vorlage, wonach eine Beschreibung der "wesentlichen" tatsächlichen oder potenti-

ellen negativen Auswirkungen im Bericht enthalten sein soll, währenddem der Text 

der CSRD sich auf die "wichtigsten" Auswirkungen beschränkt, und auch der erläu-

ternde Bericht erklärt, es seien die "wichtigsten" negativen Auswirkungen zu be-

schreiben (Bericht 2024, Ziff. 4, S. 29). "Wesentliche" und die "wichtigsten" Aus-

wirkungen sind aber nicht zwingend deckungsgleich, weil die "wichtigsten" auf-

grund des verwendeten Superlativs eine Beschränkung enthält und gewisse, als 

wesentlich qualifizierte, Auswirkungen, dann aus der Berichterstattung wegfallen 

könnten, wenn sie nicht zu den "wichtigsten" zählen. Falls tatsächlich eine Abwei-

chung vom Erfordernis nach CSRD gewollt ist (was wir, um unterschiedliche Be-

wertungen in der Schweiz gegenüber der EU zu vermeiden, ablehnen), sollte dies 

auch so im erläuternden Bericht dargestellt und idealerweise begründet werden.  

11 Begrüssenswert ist die Klarstellung, dass das Prinzip der doppelten Wesentlichkeit 

gilt und dass bereits die Wesentlichkeit einer Auswirkung aus einer Perspektive 

ausreicht, um von der Offenlegungspflicht erfasst zu sein. Allerdings führt der in 

der Vorlage enthaltene Text diese Klarstellung nicht herbei, sondern ist nach wie 

vor nur unter Zuhilfenahme des erläuternden Berichts verständlich.  

12 Weiter erschliesst sich uns nicht, weshalb die Beschreibung der "Umweltfaktoren" 

in Art. 964b Abs. 1 im Hinblick auf Klimabelange so ausführlich ist, während keiner 

der anderen Nachhaltigkeitsfaktoren Details enthält. In den neu gemäss der Vor-

lage anwendbaren Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung werden die 

unter Berücksichtigung des jeweiligen Gegenstands offenzulegenden Informatio-

nen präzisiert, und Klimaschutz bzw. Auswirkungen auf den Klimawandel ist nur 

einer von mehreren wichtigen Aspekten.  

13 Auch sollte die Ausnahme, welche in Art. 19a Abs. 3 und 29a Abs. 3 der Richtlinie 

2013/34/EU vom 26. Juni 2013, wie durch die CSRD ergänzt, vorgesehen ist für 

Fälle, in denen eine Offenlegung künftiger Entwicklungen oder Belange, über wel-

che Verhandlungen geführt werden, der Geschäftslage des Unternehmens ernst-

haft schaden würde, ins Schweizer Recht übernommen werden. Es gibt keinen 

Grund, weshalb die Berichterstattung in der Schweiz strenger sein sollte bzw. sol-

che Geheimhaltungsmöglichkeiten nicht bestehen sollten.  

14 Wir schlagen deshalb folgende Anpassungen des Gesetzestextes vor:  

Art. 964c 

1 Der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte muss Rechenschaft geben über die folgenden Nachhaltig-

keitsaspekte: 

1. Umweltfaktoren, insbesondere den Stand in Bezug auf die Erreichung des Netto-Null-Treib-

hausgasemissionsziels bis spätestens 2050 zur Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5°C 

gegenüber dem vorindustriellen Niveau; 
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2. Sozialaspekte einschliesslich Arbeitnehmerbelange; 

3. Menschenrechtsaspekte; 

4. Governance-Aspekte einschliesslich organisatorischer Vorkehren zur Bekämpfung von Kor-

ruption. 

2 Es gilt das Prinzip der doppelten Wesentlichkeit, wonach Zu nennen sind diejenigen Angaben, die 

für das Verständnis der sowohl die wesentlichen Auswirkungen der Tätigkeiten des Unternehmens 

auf Nachhaltigkeitsaspekte sowie das Verständnis der als auch die wesentlichen Auswirkungen von 

Nachhaltigkeitsaspekten auf Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und Lage des Unternehmens er-

forderlich offenzulegen sind. Es genügt, wenn eine Information unter einem der vorstehend genann-

ten Gesichtspunkte wesentlich ist, um von der Offenlegungspflicht erfasst zu sein. 

3 Der Bericht umfasst insbesondere: 

1. eine kurze Beschreibung des Geschäftsmodells und der Strategie des Unternehmens, ein-

schliesslich Angaben 

a. zur Widerstandsfähigkeit von Geschäftsmodell und Strategie des Unternehmens 

gegenüber Risiken im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten; 

b. zu den Chancen des Unternehmens im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspek-

ten; 

c. zu der Art und Weise, einschliesslich Durchführungsmassnahmen und zugehörigen 

Finanz- und Investitionsplänen, wie das Unternehmen beabsichtigt sicherzustel-

len, dass sein Geschäftsmodell und seine Strategie mit dem Übergang einer nach-

haltigen Wirtschaft und der Begrenzung der Erderwärmung bis spätestens 2050 

auf 1,5°C gegenüber vorindustriellem Niveau vereinbar sind, und gegebenenfalls 

Exposition des Unternehmens gegenüber Aktivitäten mit Bezug zu Kohle, Öl und 

Gas; 

d. zu der Art und Weise, wie das Unternehmen den Belangen seiner Interessenträger 

und den Auswirkungen seiner Tätigkeiten auf Nachhaltigkeitsaspekte in seinem 

Geschäftsmodell und seiner Strategie Rechnung trägt; 

e. zu der Art und Weise, wie die Strategie des Unternehmens im Hinblick auf Nach-

haltigkeitsaspekte umgesetzt wird; 

2. eine Beschreibung der zeitgebundenen Nachhaltigkeitsziele, die sich das Unternehmen 

bzw. die Gruppe gesetzt hat, gegebenenfalls einschliesslich der absoluten Ziele für die Ver-

ringerung der Treibhausgasemissionen mindestens für 2030 und 2050, eine Beschreibung 

der Fortschritte, die das Unternehmen bzw. die Gruppe im Hinblick auf die Erreichung der 

Ziele gemacht hat, und eine Erklärung, ob die auf Umweltfaktoren bezogenen Ziele des 

Unternehmens bzw. der Gruppe auf schlüssigen wissenschaftlichen Beweisen beruhen; 

3. eine Beschreibung der Rolle des obersten Leitungs- oder Verwaltungsorgans was Nachhal-

tigkeitsaspekte betrifft im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten sowie ihres Fach-

wissens und ihrer Fähigkeiten zur Wahrnehmung dieser Rolle oder ihres Zugangs zu sol-

chem Fachwissen und solchen Fähigkeiten; 

4. eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich der Nachhaltigkeit; 

5. Angaben über allfällige Anreizsysteme, die mit Nachhaltigkeitsaspekten verknüpft sind und 

den Mitgliedern des obersten Leitungs- oder Verwaltungsgans angeboten werden; 

6. eine Beschreibung der in Bezug auf die Nachhaltigkeitsaspekte angewandten Sorgfaltsprü-

fung; 

7. eine Beschreibung der wesentlichen wichtigsten tatsächlichen oder potenziellen negativen 

Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsaspekte beziehungsweise von Nachhaltigkeitsaspekten, 

die mit der Geschäftstätigkeit des Unternehmens bzw. der Gruppe und mit seiner Wert-

schöpfungskette, einschliesslich ihrer Produkte und Dienstleistungen, ihrer Geschäftsbezie-

hungen und ihrer Lieferkette, verbunden sind sowie eine Beschreibung der Massnahmen 

zur Ermittlung und Überwachung dieser Auswirkungen; 
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8. eine Beschreibung der Massnahmen des Unternehmens bzw. der Gruppe zur Verhinderung, 

Minderung, Behebung oder Beendigung tatsächlicher oder potenzieller negativer Auswir-

kungen nach Ziffer 7, und des Erfolgs dieser Massnahmen; 

9. eine Beschreibung der wesentlichen wichtigsten Risiken, denen das Unternehmen bzw. die 

Gruppe im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten ausgesetzt ist, einschliesslich der 

wichtigsten Abhängigkeiten in diesem Bereich, und der Handhabung dieser Risiken durch 

das Unternehmen bzw. die Gruppe; 

10. die relevanten Indikatoren in Bezug auf die Angaben gemäss Ziffern 1-9. 

4 Die in den Absätzen 1 und 3 genannten Angaben umfassen Informationen zur Geschäftstätigkeit 

des Unternehmens bzw. der Gruppe und gegebenenfalls zur seiner Wertschöpfungskette, ein-

schliesslich Angaben zu seinen Produkten und Dienstleistungen, seinen Geschäftsbeziehungen und 

seiner der Lieferkette.  

5 Informationen über künftige Entwicklungen oder Belange, über die Verhandlungen geführt werden, 

können in Ausnahmefällen weggelassen werden, wenn nach der ordnungsgemäss begründeten Ein-

schätzung der Mitglieder des obersten Leitungs- oder Verwaltungsorgans eine solche Offenlegung 

von Informationen der Geschäftslage des Unternehmens bzw. der Gruppe ernsthaft schaden würde, 

sofern eine solche Nichtaufnahme ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes und ausge-

wogenes Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage des Unterneh-

mens bzw. der Gruppe sowie der Auswirkungen seiner bzw. ihrer Tätigkeit nicht verhindert. 

56 Die Angaben müssen die in der europäischen Union verwendeten Standards für die Nachhaltig-

keitsberichterstattung oder einen anderen gleichwertigen Standard für die Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung erfüllen. Der gewählte Standard muss in seiner Gesamtheit für alle Vorgaben dieses 

Artikels übernommen und im Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte genannt werden. Der Bundesrat 

bezeichnet die als gleichwertig zu erachtenden Standards. 

67 Kontrolliert im Sinne von Artikel 963 Absatz 2 ein Unternehmen allein oder zusammen mit anderen 

Unternehmen im In- oder Ausland eines oder mehrere Unternehmen, so muss der Bericht alle diese 

Unternehmen umfassen. 

78 Das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan ist für die Wahl des Standards nach Absatz 6 zu-

ständig, sofern die Statuten keine anderslautenden Vorgaben enthalten oder die Generalversamm-

lung den Standard nicht festlegt. 

89 Der Bericht ist in einer Landessprache oder auf Englisch abzufassen. 

4 Externe Prüfung 

15 Das neue Erfordernis der externen Prüfung ist aus unserer Sicht grundsätzlich zu 

begrüssen für Gesellschaften des öffentlichen Interesses, und es haben bereits un-

ter dem geltenden Regime viele betroffene Unternehmen freiwillig eine externe 

(limitierte) Prüfung eingeholt. Auch eine Regelung der Prüftiefe auf Verordnungs-

stufe scheint uns angebracht, um flexibler auf internationale Entwicklungen rea-

gieren zu können.  

16 Falls der Anwendungsbereich wie in der Vorlage angedacht ausgeweitet würde, 

sollten jedoch alle Unternehmen, die nicht Gesellschaften des öffentlichen Interes-

ses i.S.v. Art. 2 lit. c RAG sind, von der Prüfpflicht ausgenommen werden, da diese 

(v.a. für kleinere und mittelgrosse Unternehmen) zu unverhältnismässigen Kosten 

führen würde.  



Bär & Karrer   7 

5 Formerfordernisse 

17 Wir nehmen zur Kenntnis, dass gemäss der Vorlage keine separate Unterschrift 

des Berichts über Nachhaltigkeitsaspekte durch das oberste Leitungs- oder Ver-

waltungsorgan mehr erforderlich ist. Dies ist zu begrüssen, insbesondere wenn der 

Bericht in einem integrierten Jahresbericht oder Lagebericht veröffentlicht wird.  

18 Die Verpflichtung, den Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte erst nach der Geneh-

migung der Jahresrechnung elektronisch zu veröffentlichen, ist jedoch für kotierte 

Gesellschaften nicht praxistauglich, da für diese eine Veröffentlichung des Berichts 

mindestens 20 Tage vor der Generalversammlung erfolgen muss, damit die Gene-

ralversammlung gültig darüber abstimmen kann (Art. 699a Abs. 1 OR).  

6 Comply or Explain-Prinzip notwendig, falls der Anwendungsbereich nicht 

eingeschränkt wird 

19 Im Sinne eines Eventualvorschlags sollte unseres Erachtens der Comply-or-Ex-

plain-Ansatz beibehalten werden, falls der Anwendungsbereich nicht wie unter Rz. 

3 ff. dargestellt eingeschränkt wird, weil eine uneingeschränkte Berichterstattungs-

pflicht für nicht kotierte kleine und mittlere Unternehmen zu unverhältnismässigem 

Aufwand führen würde und je nach Branche oder Industrie einzelne Belange auch 

tatsächlich nicht genügend Relevanz haben.  

7 Strafbestimmung muss auf schwere Verletzungen eingeschränkt werden 

20 In Anbetracht der wesentlichen Ausweitung der Berichterstattungspflichten ist es 

unseres Erachtens notwendig, die Strafbarkeit nach Art. 325ter StGB einzuschrän-

ken und auf schwere Verletzungen zu beschränken, so sollen etwa blosse Rech-

nungsfehler nicht zu einer Strafbarkeit wegen falschen Angaben führen.  

II Kontakte 

Für Rückfragen können Sie sich an folgende Kontakte unserer Kanzlei wenden:  

• Dr. Vera Naegeli, T: +41 58 261 55 89, vera.naegeli@baerkarrer.ch, 

• Marie-Cristine Kaptan, T: +41 58 261 55 77, marie-cristine.kaptan@baer-

karrer.ch. 

* * * 

  

mailto:vera.naegeli@baerkarrer.ch
mailto:marie-cristine.kaptan@baerkarrer.ch
mailto:marie-cristine.kaptan@baerkarrer.ch
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Die Verfasserinnen der vorliegenden Vernehmlassung stehen im Rahmen des wei-

teren Gesetzgebungsprozesses gerne zur Verfügung, um die gesetzgebenden Be-

hörden zu unterstützen. 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Dr. Vera Naegeli      Marie-Cristine Kaptan 

Mobile User

Mobile User
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Bern, 13. August 2024 

Stellungnahme zur Vernehmlassung über die Änderung des Obligationenrechts (Transparenz 

über Nachhaltigkeitsaspekte) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, uns im Rahmen der Vernehmlassung über die Ände-

rung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) äussern zu dürfen. 

 

Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Wirtschaft und Gesellschaft sieht sich die BKW als enga-

gierter Teil der Lösung. Mit ihren Projekten und Konzepten zeigt sie auf, wie sich Energie- 

und Verkehrsinfrastrukturen auf ökologisch, sozial und wirtschaftlich nachhaltige Weise ge-

stalten und erneuern lassen. Darüber berichtet die BKW in einem jährlichen Nachhaltigkeits-

bericht, übereinstimmend mit internationalen Standards sowie der relevanten Gesetzgebung 

in der Schweiz und im Ausland. Insbesondere wird die BKW ab Berichtsjahr 2025 die Vorga-

ben der EU-Richtlinie über die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (Corporate 

Sustainability Reporting Directive, CSRD) und damit verbunden die European Sustainability Re-

porting Standards (ESRS) inklusive Anwendung der EU-Taxonomie (Verordnung (EU) 

2020/852) erfüllen. Durch ihre Tätigkeiten in der EU ist die BKW zur Einhaltung der CSRD ver-

pflichtet. Darüber hinaus strebt die BKW an, den internationalen Erwartungen der Nachhal-

tigkeitsberichterstattung gerecht zu werden und dadurch eine zukunftsweisende Rolle in der 

Gesellschaft einzunehmen. 

 

Die BKW begrüsst, dass der Bundesrat bei der nachhaltigen Unternehmensführung internati-

onal abgestimmt bleiben will, und befürwortet die Angleichung an das Recht der EU. Aus 

Sicht der BKW ist es wichtig, dass eine Berichterstattung nach EU-Recht auch die Vorgaben 

des Schweizer Rechts erfüllt. Mit Blick auf die unterbreitete Vorlage bitten wir Sie deshalb, 

folgende Aspekte zu berücksichtigen. 

 

Art. 964b Ausnahmen 

1 Von der Pflicht nach Artikel 964a befreit sind Unternehmen: 

(neu) 3. die einen Bericht nach den in der europäischen Union verwendeten Standards 

oder einem anderen gleichwertigen Standard für die Nachhaltigkeitsberichterstattung 

erstellen. 

 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 

3003 Bern 

 

Elektronisch an: ehra@bj.admin.ch  

Docusign Envelope ID: E781880E-8DCB-4F37-8807-33F758B4413F

mailto:ehra@bj.admin.ch
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Begründung 

International tätige Unternehmen wie die BKW sind in vielen Fällen bereits verpflichtet, ei-

nen Bericht nach internationalen Standards zu erstellen, insbesondere jenen der EU. Es sollte 

sichergestellt werden, dass eine international konforme Berichterstattung ebenfalls in der 

Schweiz anerkannt wird. In der aktuellen Vorlage ist dies nicht ausreichend klargestellt: Zum 

Beispiel könnte ein Unternehmen durch Art. 964c Abs. 1 Entwurf-OR dazu verpflichtet wer-

den, über Aspekte zu berichten, die keine «doppelte Wesentlichkeit» nach ESRS aufweisen 

und deshalb in der Berichterstattung nach ESRS nicht einbezogen werden müssten.  

 

Art. 964c 

Kommentar zu Abs. 5 

 

Kommentar 

Aus Sicht der BKW ist dieser Absatz uneindeutig darin, ob die gleichwertigen Standards voll-

ständig erfüllt werden müssen oder lediglich in Bezug auf die Angaben, die von Art. 964c 

Abs. 1 und 3 Entwurf-OR gefordert werden. Dies führt im Besonderen dazu, dass nicht klar 

ist, ob die EU-Taxonomie (Verordnung (EU) 2020/852) angewandt werden muss1. Die BKW 

empfiehlt daher, dass der Bundesrat den Anwendungsumfang der erwähnten Standards ein-

deutig definiert. 

 

Wir bitten Sie, unsere Stellungnahme bei der weiteren Behandlung des Geschäftes zu be-

rücksichtigen und stehen Ihnen für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse 

 

BKW Energie AG 

 

 

 

 

 

Dr. Michael Beer Flurin Mössinger 

Head of Markets & Regulation Head of Sustainability 

 
1 In ESRS 1, Absatz 113 wird die Einhaltung der EU-Taxonomie verlangt: «Das Unternehmen nimmt die Anga-
ben gemäß Artikel 8 der Verordnung (EU) 2020/852 des Europäischen Parlaments und des Rates und gemäß 
den delegierten Verordnungen der Kommission, in denen der Inhalt und andere Modalitäten dieser Angaben 
festgelegt werden, in seine Nachhaltigkeitserklärung auf. […]» 

Docusign Envelope ID: E781880E-8DCB-4F37-8807-33F758B4413F



 

 

 

 

 

 

Boston Trust Walden Company, a Massachusetts Bank and Trust Company 

1 Beacon Street, 34th Floor     Boston, Massachusetts 02108    (617) 726-7250    www.bostontrustwalden.com 

 

October 16, 2024 
 

Chancellor Viktor Rossi 

Federal Chancellery 

Federal Palace West Wing 

3003 Bern, Switzerland 
 

Re: Comment on Proposed Amendments to the Code of Obligations – Sustainability Reporting 

Requirements 
 

Dear Chancellor Rossi, 

 

Boston Trust Walden Company is an independent, employee-owned investment management firm with 

approximately $16.8 billion in assets under management.1 Our firm has been integrating 

environmental, social, and governance (ESG) factors into investment decisions since 1975 — one of 

the longest track records of any institutional investment manager. 

 

At Boston Trust Walden, we seek to invest in enterprises with strong financial underpinnings, 

sustainable business models, prudent management practices, and a governance structure that 

supports these objectives. Consideration of ESG factors is part of our fiduciary duty to ensure client 

assets are invested in a set of securities well situated to produce attractive risk-adjusted returns over 

a long-term investment horizon. 

 

Since 2017, Boston Trust Walden has served as a member of the Sustainable Accounting Standards 

Board (SASB) Investor Advisory Group, now the ISSB Investor Advisory Group, to support the 

development of a globally recognized framework for consistent, comparable, and reliable disclosure 

of financially material, decision-useful sustainability-related information. We support jurisdictional 

efforts to adopt disclosure requirements aligned with the IFRS Sustainability Disclosure Standards 

(IFRS S1 & S2) and welcome the opportunity to comment on the proposed amendments to the Swiss 

Code of Obligations. 

 

With respect to the ongoing consultation by the Federal Council, Boston Trust Walden would like to 

highlight the following key points for consideration. 

 

• We applaud the proposal to amend the Swiss Code of Obligations to align corporate 

sustainability disclosure requirements in Switzerland with the latest international standards. 

Access to consistent, comparable, and reliable information is central to our ability to effectively 

incorporate ESG factors into investment decisions. While the growth in the absolute number 

of companies producing some form of sustainability reporting has been noteworthy, the quality 

of disclosure remains inconsistent and generally lacks decision-useful context that investors 

need to accurately price securities. The Federal Council’s proposal rightly recognizes the 

significant evolution in global sustainability disclosure frameworks and provides ample 

flexibility for companies to meet the needs of investors while limiting the reporting burden for 

those operating in multiple jurisdictions with disparate reporting requirements.   

 

• We support the explicit reference to the IFRS Sustainability Disclosure Standards as a suitable 

equivalent (in combination with GRI) to the European Sustainability Reporting Standards 

 
1 AUM as of September 30. 2024, includes AUM of wholly-owned subsidiary Boston Trust Walden Inc. 



 

 

 

 

(ESRS). Informed by a thoughtful comment period with substantial market participation, the 

IFRS Sustainability Disclosure Standards uniquely support the information needs of investors 

by taking an industry-based approach, focusing on potentially material sustainability risks and 

opportunities, leveraging existing voluntary disclosure frameworks embraced by the global 

market, and prioritizing connectivity of sustainability disclosures to an entity’s financial 

statements. Further, the ISSB has worked closely with EFRAG to achieve a high degree of 

alignment with ESRS Standards and has published interoperability guidance between the 

ESRS and IFRS Sustainability Disclosure Standards, underscoring the relevance of IFRS S1 

and S2 as suitable equivalent to ESRS when combined with GRI. 

 

As an asset manager integrating sustainability-related information into investment decision-making 

since 1975, we are greatly encouraged by the prospects of the IFRS Sustainability Disclosure 

Standards to improve the consistency, comparability, reliability, and decision-usefulness of 

sustainability-related risks and opportunities disclosure globally. These aims will only be fulfilled if 

individual jurisdictions adopt the requirements of the IFRS Standards in full, prioritizing any use of 

temporary reliefs over the omission of certain disclosure requirements.  

 

We appreciate the Federal Council’s consideration of our feedback and are available to discuss 

further, if helpful. We can be reached at aaugustine@bostontrustwalden.com and 

jfernandez@bostontrustwalden.com. 

 

 

Sincerely, 

Amy D. Augustine   

Director of ESG Investing  

 
Jared Fernandez     

Senior ESG Analyst & Manager, Proxy Voting 

 

 

mailto:aaugustine@bostontrustwalden.com
mailto:jfernandez@bostontrustwalden.com
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Par courrier électronique : ehra@bj.admin.ch 
Monsieur le Conseiller fédéral Beat Jeans 
Département fédéral de justice et police (DFJP)  
Palais fédéral Ouest 
3003 Berne 

 

 

Genève, le 10 octobre 2024 

 

 
Procédure de consultation 2024/58 
 
Transparence sur les questions de durabilité: Modification du code des obligations (CO), de la loi sur la 
surveillance de la révision (LSR) et du code pénal suisse (CP) 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
 
Référence est faite au sujet mentionné en exergue. Le sujet est d’une importance certaine pour notre secteur et 
nous nous permettons dès lors de nous exprimer sur le projet de consultation relatif à la transparence sur les 
questions de durabilité, et particulièrement concernant l’adoption des normes de présentation d’informations 
en matière de durabilité de l’International Sustainability Standards Board (ISSB).  
 
Capital Group (CG) est une société de gestion d’actifs fondée en 1931, dont le siège social est situé aux États-
Unis et qui possède des filiales réglementées dans les principaux centres financiers mondiaux, dont la Suisse. 
CG figure parmi les plus anciennes et les plus importantes organisations de gestion d’actifs au monde, avec 
plus de 2 700 milliards de dollars US1 d’avoirs investis sur le long terme en actions et en titres à revenu fixe 
gérés à l’échelle mondiale pour des institutions et des particuliers.  
 
 
CG est représenté en Suisse depuis 1962 et emploie environ 150 personnes localement. L’une de ses filiales, 
Capital International Sàrl, est autorisée par la FINMA en tant que gestionnaire de placements collectifs et 
représentant de placements collectifs étrangers. Plus de 16 milliards de francs suisses2 d’actifs pour des 
portefeuilles de clients institutionnels et des fonds de placements y sont actuellement gérés. 
 
Nous avons pour mission d’améliorer la vie de nos clients à travers des investissements fructueux. Nous gérons 
l’épargne de dizaines de millions d’investisseurs individuels, en répondant aussi bien à leurs besoins en 
matière de retraite qu’à d’autres besoins financiers. Par l’intermédiaire de nos filiales de gestion d’actifs, nous 
gérons activement des avoirs par le biais de divers véhicules de placements collectifs et des portefeuilles de 
clients institutionnels dans le monde entier. Notre organisation associe l’expertise de la gestion d’actifs à la 
recherche fondamentale et à l’orientation à long terme ; cette dernière est obtenue grâce à un accès étendu 
auprès des organes de direction des sociétés cotées en bourse et à un engagement systématique auprès des 
émetteurs de titres d’entreprises et gouvernementales du monde entier.  

 
1 Au 31 mars 2024 
2 Au 30 juin 2024 
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CG estime que les questions ESG peuvent englober des risques et des opportunités d’investissement majeurs. 
Par conséquent, nous accordons une grande importance à ce que les données soient claires, cohérentes et 
comparables, ce qui nous aide à remplir nos obligations fiduciaires envers nos clients. En outre, nous faisons 
face à une demande accrue des autorités de surveillance et des clients en matière de présentation 
d’informations sur les questions ESG au niveau des portefeuilles. La qualité de ces rapports dépend fortement 
de la cohérence des normes mondiales de présentation d’informations auxquelles se soumettent les 
entreprises. 
 
De ce fait, nous relevons avec satisfaction la prise en compte par le Conseil fédéral des normes de durabilité 
de l’ISSB comme cadre de présentation d’informations obligatoire. Nous estimons que cette démarche peut 
permettre aux acteurs du marché suisse de se positionner en tant que pionniers en matière de communication 
avec les investisseurs internationaux sur des sujets clés et, par conséquent, d’améliorer leur accès aux marchés 
de capitaux mondiaux. 
  
En tant que membres de l’Investor Advisory Group de l’ISSB, nous nous réjouissons que les normes de l’ISSB 
puissent servir de référence au niveau mondial. À ce titre, nous souhaitons insister sur les points détaillés ci-
dessous dans le cadre des consultations législatives et réglementaires relatives aux normes de présentation 
d’informations en matière de durabilité de l’ISSB, afin de permettre aux acteurs législatifs et réglementaires 
d’évaluer leur pertinence dans le contexte local. 
 
Nous vous encourageons dès lors à adopter dans leur intégralité toutes les normes de l’ISSB publiées 
(actuellement les normes S1 et S2). Vous trouverez ci-dessous quatre raisons pour lesquelles nous 
considérons qu’une telle démarche serait utile tant pour les entreprises que pour les investisseurs. 
 

1. Une base mondiale de référence réduit la charge de reporting des entreprises. Les entreprises 

dans lesquelles nous investissons nous signalent souvent que la diversité des normes, des cadres et des 

attentes en matière d’ESG peut être source de confusion et exige des ressources considérables à des 

fins de mise en conformité. La plupart des investisseurs internationaux ont désormais adopté l’ISSB 

comme norme préférentielle (comme en témoignent les membres de l’Investor Advisory Group de 

l’ISSB). Si les normes de l’ISSB sont adoptées dans leur intégralité sur les marchés, les entreprises 

opérant dans différentes zones géographiques seront en mesure de rationaliser la publication 

d’informations sur les points les plus importants pour les investisseurs.  

 

2. Les sociétés de gestion d’actifs telles que CG ont besoin d’informations substantielles sur la 

durabilité afin de prendre des décisions d’investissement qui servent au mieux les intérêts de 

leurs clients. En tant qu’investisseurs se basant sur une recherche financière fondamentale réalisée à 

l’interne, ainsi qu’en tant qu’investisseurs opérant à l’échelle mondiale, notre processus de recherche de 

type dit « bottom-up » exige une compréhension approfondie des risques et des opportunités auxquels 

sont confrontés les entreprises de notre portefeuille. La présentation d’informations en matière de 

durabilité permet de mieux comprendre les entreprises et la manière dont elles se positionnent pour 

produire des résultats durables à long terme, et ce sur un large éventail de sujets, qu’il s’agisse de la 

gestion de leur main-d’œuvre à la manière dont elles s’adaptent et participent à la transition 

énergétique, en passant par leur capacité de résilience face à l’évolution constante du paysage des 

données provoquée par l’intelligence artificielle. Nous sommes d’avis que les entreprises elles-mêmes 

sont les mieux placées pour fournir des informations sur ces points, et que les sociétés de gestion  

 

https://www.ifrs.org/groups/issb-investor-advisory-group/#members
https://www.ifrs.org/groups/issb-investor-advisory-group/#members
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d’actifs ne doivent pas évaluer ces derniers uniquement sur la base d’estimations déduites ou de 

données alternatives provenant de parties tierces. 

 

3. Les normes de l’ISSB ont été conçues pour répondre aux besoins des investisseurs 

internationaux. Nous saluons la conception des normes de l’ISSB et le processus par lequel elles ont 

été créées. En particulier, nous valorisons le fait qu’elles soient : 

 

i. Spécifiques selon les différents secteurs, ce qui vient confirmer notre point de vue, à savoir que les 

risques et les opportunités auxquels les entreprises sont confrontées varient considérablement 

d’un secteur à l’autre ; 

ii. Développées avec le marché, sur la base de plus d’une décennie de contributions des acteurs des 

marchés financiers à la Taskforce on Climate-related Financial Disclosure (TCFD) et au 

Sustainability Accounting Standards Board (SASB). Cette approche a renforcé la confiance envers 

les normes finales de l’ISSB, qui sont ainsi adéquatement conçues pour répondre aux besoins des 

investisseurs ; et 

iii. Flexibles. En tant qu’investisseur international, nous gérons des capitaux pour le compte de 

clients dans des régions géographiques se basant sur des critères de matérialité différents. Nous 

sommes conscients qu’une base mondiale de référence nous permet de répondre aux besoins de 

nos clients en fournissant un référentiel pertinent dans toutes les régions, qui peut ensuite être 

renforcé selon les besoins.  

 

4. Une base mondiale de référence permet aux investisseurs de bénéficier d’une comparabilité. CG 

investit dans des milliers de sociétés sur des dizaines de marchés. Une communication cohérente nous 

permet, en tant qu’investisseurs, de mieux comprendre comment les entreprises gèrent les risques, 

adaptent leurs modèles commerciaux et tirent parti des opportunités par rapport à leurs pairs du 

monde entier. 

Dans la mesure où les marchés à travers le monde procèdent à des consultations sur les normes de l’ISSB et 
les adoptent, nous encourageons les juridictions à adhérer à un référentiel mondial cohérent et à agir en 
temps opportun. Ainsi, les clients d’investisseurs mondiaux tels que CG bénéficieraient d’informations plus 
riches, comparables et cohérentes, et les entreprises du monde entier pourraient en tirer profit pour 
communiquer sur leur manière de gérer les risques matériels, ainsi que les opportunités.  
 
En l’absence d’une telle cohérence, le risque de fragmentation réglementaire exacerberait la charge de 
reporting pour les entreprises ainsi que les défis en matière de comparabilité qui existent actuellement sur le 
marché. Nous constatons avec inquiétude que les marchés envisagent de n’adopter que certains éléments des 
normes de l’ISSB (par exemple, uniquement la norme S2 sur le climat). Étant donné que, selon nous, les 
investisseurs ont besoin d’informations sur tous les risques et opportunités matériels auxquels les entreprises 
sont confrontées en matière de durabilité, nous estimons qu’une telle prise en compte fragmentée est 
insuffisante. 
 
Nous préconisons donc l’adoption complète des normes de l’ISSB en tant qu’exigence de base sur votre 
marché.  
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Los Angeles, Californie 90071-1406 

 
capitalgroup.com 
 

 
 

Nous vous remercions pour l’attention que vous porterez à la présente. Nous nous tenons à votre entière 
disposition afin d’échanger sur ces points plus en détail. N’hésitez pas à contacter Agathi Pafili, notre 
responsable des affaires gouvernementales et réglementaires pour la région EMEA à l’adresse 
agathi.pafili@capgroup.com. 
 
Nous vous prions d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, l’assurance de notre considération distinguée. 

 
Jessica Ground, Global Head of ESG 
Ali Weiner, Head of ESG Engagement 
Agathi Pafili, Head of Government and Regulatory Affairs EMEA  
 

mailto:agathi.pafili@capgroup.com
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Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte); Stellungnahme 

Coop 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die Coop-Gruppe (nachfolgend «Coop») bedankt sich für die Gelegenheit, zur Änderung des Obligationen-

rechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) Stellung nehmen zu können. Als verantwortungsvoll agie-

rendes Unternehmen setzen wir uns seit langem für Sozialstandards und Umweltschutz in unseren Wert-

schöpfungsketten ein und berichten seit 20 Jahren über unsere Bemühungen in Sachen Nachhaltigkeit mit 

einem separaten Nachhaltigkeitsbericht. Es ist Coop denn auch ein Anliegen, dass Konsumentinnen und Kon-

sumenten sich darauf verlassen können, dass Produkte in unseren Läden hohen Ansprüchen bezüglich Um-

welt- und Sozialverträglichkeit genügen. 

 

Berichterstattungspflichten 

Mit unserem Grosshandelsgeschäft sind wir auch in der EU tätig und fallen unter die Drittstaatenregelung der 

«Corporate Sustainability Reporting Directive» (CSRD). Es ist daher in unserem Sinne, dass sich die Schwei-

zer Gesetzgebung an der EU-Regulierung ausrichtet und möglichst nicht von dieser abweicht. Wir stimmen 

daher der vorgeschlagenen Änderung im Grundsatz zu.   

 

Elementar ist unseres Erachtens, dass kein sogenannter Swiss Finish im Gesetz verankert wird, bzw. dass bei 

der Anwendung der EU-Standards auch die Schweizer Berichterstattungspflichten als erfüllt angesehen wer-

den. Dies auch für den Fall, dass die EU ihre Berichterstattungspflichten in Zukunft abschwächt. Zudem be-

grüssen wir explizit, dass der EU-Standard oder gleichwertige Standards verlangt werden. Dies insbesondere, 

damit in der EU tätige Unternehmen gegenüber Konkurrenten, welche nur im Inland tätig sind, nicht benach-

teiligt sind.  

 

Sorgfaltspflichten 

Das internationale regulatorische Umfeld in Sachen Sorgfaltspflichten und Transparenz entwickelt sich rasch. 

Neben der CSRD hat das europäische Parlament im April dieses Jahres die «Corporate Sustainability Due 

Diligence Directive» (CSDDD) verabschiedet. Unseres Erachtens wäre es zielführender, mittels einer kombi-

nierten, kohärenten Vorlage auch die Pflicht in Sachen Sorgfaltsprüfung ins Schweizer Gesetz aufzunehmen. 

Ein Spezialgesetz wäre dabei hinsichtlich des Verständnisses und der Planung den Unternehmen dienlicher 

als etliche OR-Teilrevisionen inkl. Verordnungsanpassungen, welche eher zu Rechtsunsicherheit führen. 

 
  

per E-Mail an: ehra@bj.admin.ch 

 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD  

3003 Bern 
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Konkrete Anträge zum Entwurf 

- Risikobasierte Sorgfaltsprüfung: Die EU-Richtlinien fordern explizit einen risikobasierten Ansatz im Bereich 

der Sorgfaltsprüfung. Dieser risikobasierte Ansatz wird auf Seite 29 im erläuternden Bericht erwähnt. Wir 

regen jedoch an, dies auch direkt im Gesetzestext klarzustellen (Art. 964c, Abs. 3 Ziffern 6 & 7).  

Antrag 

Der risikobasierte Ansatz ist in Artikel 964c Abs. 3 zu benennen:   

 

6. eine Beschreibung der in Bezug auf die Nachhaltigkeitsaspekte angewandten, risikobasierten Sorg-

faltsprüfung.   

 

7. eine Beschreibung der wesentlichen tatsächlichen oder potenziellen negativen Auswirkungen auf Nach-

haltigkeitsaspekte beziehungsweise von Nachhaltigkeitsaspekten, die mit der Geschäftstätigkeit des Un-

ternehmens und mit seiner Wertschöpfungskette verbunden sind sowie eine Beschreibung der Massnah-

men zur Ermittlung und Überwachung dieser Auswirkungen. Dabei ist ein risikobasierter Ansatz zu 

verfolgen;  

 

 
- Busse bei Fahrlässigkeit: Die Berichterstattung über Nachhaltigkeitsaspekte umfasst nicht nur Daten aus 

dem eigenen Unternehmen, sondern auch und insbesondere Daten und Informationen zu vor- und nachge-

lagerten Wertschöpfungsstufen. Die verpflichteten Unternehmen müssen sich für die eigene Berichterstat-

tung auf die Angaben ihrer Geschäftspartner oder Dritten verlassen. Zudem ist die Datenmenge sehr gross. 

In diesem Umfeld ist das Risiko einer fahrlässigen Begehung der falschen oder unvollständigen Berichter-

stattung sehr gross und insbesondere für die Organe der verpflichteten Unternehmen eine grosse Belastung 

und Risiko. In anderen, ähnlichen Rechtsbereichen, wie z.B. im Datenschutz, wurde aus diesen Gründen 

auf die Strafbarkeit der fahrlässigen Begehung verzichtet (vgl. DSG 60 ff.). Es ist deshalb auch im Bereich 

der Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte von der Strafbarkeit der Fahrlässigkeit abzusehen. 

 

Antrag 

Art. 325ter Abs. 2 StGB (bestehend) 
2 Wer fahrlässig handelt, wird mit Busse bis zu 50 000 Franken bestraft. 

 

 

Wir danken für die Kenntnisnahme und für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen. 

Freundliche Grüsse 

 

Coop 

  

 
 

 

 

 
Marc Muntwyler 
Leiter Nachhaltigkeit/Wirtschaftspolitik 

Damian Misteli 
Teamleiter Wirtschaftspolitik 
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Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz
über Nachhaltigkeitsaspekte)

Sehr geehrte Damen und Herren

Als Mitglied der Koalition für Konzernverantwortung, schliesse ich mich seiner Vernehmlassungsantwort
an

Mit freundlichen Grüssen

Elisabeth Stucki
Sennweg 17, 3012 Bern
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Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD

Per Mail an:

eh ra@ bj . admin.ch

Bern, 16.09.2024

Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz
über Nachhaltigkeitsaspekte)

Sehr geehrte Damen und Herren

Für die Möglichkeit zur Stellungnahme in oben genannter Vernehmlassungsvorlage möchten wir uns
herzlich bedanken.

Grundsätzliche Bemerkungen

Die Koalition für Konzernverantwortung hat die Konzernverantwortungsinitiative lanciert, die 2020
von der Stimmbevölkerung angenommen wurde und einzig am Ständemehr scheiterte. Die Initiative
verlangte eine Sorgfaltspflicht in Bezug auf Menschenrechte und Umweltstandards und eine
zivilrechtliche Haftung für Schäden von kontrollierten Unternehmen. In der parlamentarischen
Debatte zur Initiative setzte sich ein indirekter Gegenvorschlag durch, der weitgehend auf
Berichterstattungspflichten setzte, ergänzt mit vereinzelten Sorgfaltspflichten in den Bereichen
Kinderarbeit und Konfliktmineralien, diese allerdings ohne jegliche Sanktionsmöglichkeiten bei
Nichteinhaltung. Diesen Gegenvorschlag haben wir schon 2020 als ungenügend kritisiert. Dies, weil
verschiedene Studien zeigen, dass reine Berichterstattungspflichten nicht dazu führen, dass
Unternehmen die Respektierung von Menschenrechten und Umweltstandards in ihrer
Geschäftstätigkeit verbessern.

Zudem bezog die Entscheidung des Parlamentes, in erster Linie auf Berichterstattungspflichten zu
setzen, die 2020 absehbare internationale Entwicklung nicht mit ein: Die EU hat bereits 2014 mit der
Non-Financial-Reporting-Richtlinie (NFRD) Berichterstattungspflichten erlassen und kam im Januar
2020 – ein halbes Jahr vor der Verabschiedung des Gegenvorschlags durch die eidgenössischen Räte
– aufgrund einer Evaluation1 zum Schluss, dass die Berichterstattungspflichten alleine bei
Unternehmen «nicht zu den notwendigen Verhaltensänderungen geführt haben».2 Auch eine Studie
der Freien Universität Berlin stellte bereits 2019 fest, dass Berichtspflichten allein kein geeignetes

1 Europäische Kommission, Generaldirektion Justiz und Verbraucher, Torres-Cortës, F., Salinier, C., Deringer, H.,
Bright, C., et al., Study on due diligence requirements through the supply chain : final report, Publications Office,
2020, Ji,ll 's:// l !. Ii b: .!= (': t!';-.' t :/Lr!/i/l( 1.7BUS/:j[ 111::' : (abgerufen am 31.08.2024)
2 Zitat von Didier Reynders, EU-Justizkommissar, aus:
B tps://responghIebJanessE9n du ct.eu/wp/21)&Cy04-/30/speechby$arnmËssic>ner-rey n ders-in-rbwg bin qLQl!
.(:!.!t?-(;iti!:Cil'IC'!'/ (abgerufen am 31,08.2024)
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Instrument seien, um gegen die Missachtung von Menschenrechten oder anderen gesellschaftlichen
Verantwortungen vorzugehen.3 Sie können zwar die Transparenz erhöhen, implizieren aber keinerlei
Handlungspflichten für die Unternehmen, in ihrer Geschäftstätigkeit den Schutz von
Menschenrechten oder Umweltstandards zu verbessern.

Die EU schloss daraus, dass es stattdessen die Einführung verbindlicher Sorgfaltspflichten in
Kombination mit einer wirksamen Durchsetzung braucht, wie sie Frankreich bereits seit 2017 und
Deutschland seit 2021 kennt.

Aus diesem Grund hat die EU seit 2020 die Konzernverantwortungsrichtlinie (CSDDD) erarbeitet und
am 24. Mai 2024 final verabschiedet. Sie beinhaltet umfassende Sorgfaltspflichten für Unternehmen
sowie griffige Sanktionsmassnahmen.

Der Bundesrat bekräftigt Im erläuternden Bericht zur vorliegenden Vernehmlassung, dass er im
Bereich der nachhaltigen Unternehmensführung international abgestimmt vorgehen will. Trotzdem
berücksichtigt der Bundesrat in der vorliegenden Vernehmlassung nur eine Weiterentwicklung der
Berichterstattungspflichten, welche die EU bereits 2022 beschlossen hatte (Corporate Sustainability
Reporting Directive CSRD).

Noch mehr als 2020 bedeutet «international abgestimmt» heute, dass neben
Berichterstattungspflichten (CSRD) auch umfassende SorgfaltspfËichten sowie die nötige
Durchsetzung (CSDDD) in den Blick genommen werden müssten. Will die Schweiz möglichst zeitgleich
wie die EU-Staaten'+ eine verbindliche und kohärente Regulierung in dem Bereich vorlegen müssen,
muss ein entsprechender Gesetzgebungsprozess so schnell wie möglich gestartet werden.

Die Koalition für Konzernverantwortung unterstützt das Anliegen des Bundesrates, im Bereich der
nachhaltigen Unternehmensführung international abgestimmt vorzugehen. Die Inhalte der
vorliegenden Vernehmlassungsvorlage stellen aber nur einen kleinen Schritt in diese Richtung dar,
Für den Schutz der Menschenrechte und der Umwelt relevanter ist die Einführung von
Sorgfaltspflichten für Schweizer Unternehmen. Wir fordern den Bundesrat deshalb auf, die
Einführung von Sorgfaltspflichten für Unternehmen umgehend an die Hand zu nehmen und nicht
weiter hinauszuzögern. Grosse Schweizer Unternehmen sollen genauso wie ihre europäischen
Konkurrenten verpflichtet werden, Menschenrechte und Umweltstandards in ihren Geschäften
weltweit zu respektieren und bei Verstössen zur Verantwortung gezogen werden können.

Zur Vernehmlassungsvorlage im Konkreten

Die Vorgaben zur Nachhaltigkeitsberichterstattung im OR sollen mit dieser Vorlage an die Vorgaben
der EU-Richtlinie CSRD angeglichen werden. Mit einer Senkung der Schwellenwerte, umfassenderen
Vorgaben zum Inhalt der Berichterstattung, dem Wegfall der Möglichkeit zu «comply or explain»

3 Gregory Jackson, Julia Bartosch, Emma Avetisyan, Daniel Kinderman, Jette Steen Knudsen, Manda-
tory Non-financial Disclosure and Its Influence on CSR: An International Comparison. Journal of
Business Ethics, Springer Verlag, 2020, 162 (2), pp.323-342.
Siehe auch: Konzernverantwortung: Neue EU-
Vorschriften können dazu führen, dass Firmen den Umgang mit Menschenrechten und Umwelt schönreden,
NZZ, hty3&/J/kgDUe yLrant\WUgEauLaIM11/_KMK!§W<bfgbU312c8ljIAcw%8m93
Konzernverantwortu ng-Neue-EUVorsc h riften-!:oe11nen-dazu-fuehren-dass-Firmen-den-Umgang- rn it
Menschen l-echtent Ind-U iTuvelt-schoen reden.pdf
4 Die EU-Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die CSDDD bis 2026 in nationales Recht umzusetzen.
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sowie einer verbindlichen Überprüfung der Berichte wird die Transparenz und Vergleichbarkeit der
Berichte erhöht, was die Koalition für Konzernverantwortung begrüsst. Auf folgende Anpassungen
möchten wir detaillierter eingehen:

Anpassung der Schwellenwerte nimmt mehr Unternehmen in die Pflicht

Die Schwellenwerte für die Definition der pflichtigen Unternehmen sollen gemäss Art. 964a VE-OR
gesenkt werden. Die Koalition für Konzernverantwortung begrüsst die Ausweitung auf Unternehmen,
die zwei der drei folgenden Schwellenwerte in zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren
überschreiten: 250 Vollzeitstellen /50 Millionen Franken Umsatzerlös /25 Millionen Franken
Bilanzsumme

Damit werden gemäss Regulierungsfolgeabschätzung rund 2’700 Unternehmen5 neu verpflichtet,
über ihre Nachhaltigkeitsbestrebungen zu berichten, was die Transparenz verbessert.

Fehlende Übernahme der European Sustainability Reporting Standards (ESRS) führt zu fehlender
Vergleichbarkeit

Zweck und Inhalt der Berichte werden mit Artikel Art. 964c VE-OR deutlich detaillierter und genauer
umschrieben als bisher. Damit ist klarer, über welche Bereiche Unternehmen berichten müssen, was
die Transparenz und die Vergleichbarkeit der Berichte erhöht.

Gleichzeitig will der Bundesrat auf die Einführung der European Sustainability Reporting Standards
(ESRS) verzichten und schlägt vor, auf Verordnungsebene gleichwertige Standards zu bezeichnen
(Art. 964c Abs. 5 VE-OR).

Für uns ist unklar, was der Bundesrat meint, wenn er im erläuternden Bericht schreibt, dass ein zu
den ESRS gleichwertiger Standard der «Global Reporting Initiative [GRl] Standard in Kombination mit
den IFRS Sustainability Disclosure Standards des International Sustainability Standards Board (ISSB)»6
sein könnte. Gemäss Regulierungsfolgenabschätzung im Auftrag des Bundesrats sind heute nämlich
keine gleichwertigen Standards bekannt: «Stand heute gibt es keine gleichwertigen Alternativen zu
ESRS. Denn die ESRS-Standards sind deutlich detaillierter als alle potenziellen Alternativen. Die TCFD-
Standards fokussieren allein auf Klimaaspekte, nicht auf die sozialen und Governance-Aspekte. Die
FRS/ISSB-Standards verfolgen einen grundlegend anderen Ansatz, nämlich einfache, statt doppelte

Materialität (IFRS, 2023). Die GRI-Standards kommen den ESRS-Standards zwar am nächsten, sind
aber ebenfalls weniger umfangreich.»7 Es ist zu betonen, dass das Prinzip der «doppelten
Materialität» eine absolut unverzichtbare Voraussetzung für jeden Berichtsstandard ist, der sich an
den UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte und den OECD-Leitsätzen orientiert. Es
besagt, dass alle Aspekte für die Berichterstattung relevant sind, welche eine finanziell negative
Auswirkung auf das Unternehmen und/oder eine negative Wirkung auf Mensch und Umwelt haben8

5 BSS Basel, im Auftrag von SECO und BJ, RFA: Nachvollzug der EU Richtlinie zur unternehmerischen
Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD), Basel 19.02.2024,
b}ls://www.bi.Mc jp.ctds}am/bi/dejfÜa alwirjLcM /gesetzpiebulrg/veLa rt_MM bInS QUe 1
UI lterneh! nur /rQ3 III)erunßsfot{e_naltsctlaetzuntd.pcij.cIQ\.',/Ë1load,pWtgË}IIEgEU lwHo &enabsclrBqjz_y ng-d.Mi (abgerufen am
31.08.2024), S. 18-19
6 Erläuternder Bericht, S. 7

8 SML F_tpi.gEI . ($1311:mag!:uHR.$gJiß_$,_L_ppv !öl_1~4_e_T_QJ®Hy, August 2023

7 RFA. S. 30
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Nur wenn Auswirkungen auf Mensch und Umwelt eine eigenständige Relevanz haben, kann
überhaupt von einer Nachhaltigkeitsberichterstattung gesprochen werden.

Mit der Verwendung von einheitlichen Standards würden Berichte nach Schweizer Recht besser mit
Berichten von EU-Unternehmen als auch untereinander vergleichbar, was dem Ziel der
Vergleichbarkeit der Berichte und der Verbesserung der Datenqualität dient. Wir fordern den
Bundesrat deshalb auf, die European Sustainability Reporting Standards (ESRS) als einheitlichen
Standard für alle berichtspflichtigen Unternehmen vorzugeben und damit Klarheit für Unternehmen
und Stakeholder zu schaffen. Mit ihren detaillierten Datenpunkten ersparen die ESRS Unternehmen
viel Arbeit in der Operationalisierung teils eher abstrakter internationaler Standards. So erhalten
Unternehmen konkrete Umsetzungshilfe und Rechtssicherheit und können ihre Ressourcen auf die
Erhebung der relevanten Daten fokussieren.

Auch für von der Berichterstattungspflicht indirekt betroffene Unternehmen bringt eine Erweiterung
der möglichen Standards keine Vereinfachung – im Gegenteil geht der Bundesrat von Mehrkosten für
die indirekt betroffenen Unternehmen aus, werden die Berichterstattungsstandards nicht
vereinheitlicht.9 Die Regulierungsfolgenabschätzung führt dazu aus: «[Die CSRD sieht] eine
Standardisierung der Informationen vor, die von den berichtspflichtigen Unternehmen erhoben
werden. Das heisst für die mittelbar betroffenen Unternehmen, dass sie die gleichen Informationen
im gleichen Format und Umfang an alle ihre Zulieferer und Investoren weitergeben können. Bislang
ist es so, dass die Zulieferer von ihren Kunden mit zahlreichen unterschiedlichen
Informationswünschen und Fragebögen konfrontiert werden. Wird im Rahmen eines teilweisen
Nachvollzugs auf die Vorgabe der von der EU vorgeschriebenen Standards verzichtet, würde dieser
Nutzen der Standardisierung wahrscheinlich nicht realisiert werden können. Die mittelbar
betroffenen Unternehmen müssten mit Mehrkosten rechnen.Dlo

Art. 964c Abs. 5 VE-OR müsste entsprechend angepasst werden: Die Angaben müssen die in der
Europäischen Union verwendeten Standards oder einen anderen gleichwertigen Standard für die
Nachhaltigkeitsberichterstattung erfüllen. Der gewählte Standard muss in seiner Gesamtheit für alle

Der Bundesrat bezeichnet die Standards.

Erst der Verzicht auf «Comply or Explain» macht Berichterstattungsvorgaben tatsächlich
verbindlich

Gemäss der Vorlage soll es neu nicht mehr möglich sein, dass ein Unternehmen anstatt über seine
Nachhaltigkeitsstrategie zu berichten, auch einfach darlegen kann, dass es «kein Konzept» verfolgt
(Art. 964b, Absatz 5 OR). Damit wird eine Lücke geschlossen, die die bisherige Regelung komplett
unterlief, indem es dem Unternehmen am Schluss freigestellt war, ob es tatsächlich berichten wollte
oder nicht.

Überprüfung der Berichte erhöht Verbindlichkeit und Verlässlichkeit

Neu müssen die pflichtigen Unternehmen ihre Nachhaltigkeitsberichte von einer Revisionsstelle oder
einer Konformitätsbewertungsstelle überprüfen lassen. Diese Vorgabe entspricht der CSRD. Die
Prüftiefe wird vom Bundesrat auf Verordnungsstufe festgelegt werden und hat sich gemäss Entwurf

9 Erläuternder Bericht, S. 9: tltlps:/Jwww,newsci,ad lnin.ch_/newsd/llr_essaMjtëctlnrel\MW3Ugg
10 RFA, S. vii
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an der internationalen Entwicklung zu orientieren (Art. 964ct’is Abs. 2 VE-OR). Damit wird die
Verlässlichkeit der publizierten Informationen erhöht, was wir begrüssen.

Für die Berücksichtigung unserer Anliegen möchten wir uns sehr herzlich bedanken und stehen Ihnen
bei Fragen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüssen

Elisabeth Stucki

Sennweg 17, 3012 Bern
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031 390 93 36 1 INFO@KONZERNVERANTWORTLING.CH
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16. September 2024

Vernehmlassung Obligationenrecht / Transparenz über Nachhaltig-
keitsaspekte

Stellungnahme Energie Wasser Bern

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zur Vernehmlassungsvorlage des ObËigatio-
nenrechts Stellung nehmen zu dürfen

Energie Wasser Bern stellt die Versorgung der Stadt Bern und teilweise der umliegen-
den Gemeinden mit Strom, Gas, Fernwärme und Wasser sicher, verwertet Abfall zu
thermischer und elektrischer Energie und bietet verschiedene energienahe Dienst-
leistungen an. Das Unternehmen setzt sich für eine sichere und wirtschaftliche Ener-
gieversorgung mit möglichst geringem ökologischem Fussabdruck ein. Energie Was-
ser Bern engagiert sich für die Umsetzung der Energiestrategie 2050 und die Energie-
und Klimastrategie der Stadt Bern und berichtet seit mehr als zehn Jahren regelmäs-
sig über die Nachhaltigkeitsaspekte des Unternehmens.



Energie Wasser Bern
Vernehmlassung Vorbereitungsverordnung Gas-Solidaritätsabkommen
16. September 2024

1. Genereller Kommentar zur OR-Vernehmlassungsvorlage

Energie Wasser Bern unterstützt die Bestrebungen zur Förderung der Nachhaltigkeit
und zur Schaffung von Transparenz bei Nachhaltigkeitsaspekten. Dass dies im Ein-
klang mit internationalen Standards geschieht, stärkt die Chancengleichheit bei Markt-
teilnehmern in der Europäischen Union und der Schweiz

Demgegenüber sind die neuen Bestimmungen zur Transparenz über Nachhaltigkeits-
belange in der Schweiz mit sehr hohen Gesamtkosten verbunden, wobei über die
Hälfte der Kosten für die externe Prüfung der Berichte anfällt, Auf der anderen Seite
kann der Nutzen für die Nachhaltigkeit kaum beziffert werden. Er ergibt sich aus der
Erwartung, dass die Transparenzpflicht bei den Unternehmen indirekt ein nachhaltige-
res Verhalten auslöst

Mit einem ganzheitlichen Blick auf die Nachhaltigkeitswirkung beantragt Energie Was-
ser Bern, bei der angestrebten OR-Änderung zwingend zu prüfen, wie die volkswirt-
schaftlichen Kosten gedämpft werden können. Sogar der Erläuterungsbericht spricht
davon, dass beispielsweise «die Höhe der Prüfkosten kritisch zu betrachten» sei.
Gerne verweisen wir diesbezüglich auf unsere Ausführungen zu Artikel 964cbËs

2. Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung

Referenz: Artikel 964ct)is

Im Hinblick auf die Reduktion der Folgekosten der OR-Änderung (siehe genereller
Kommentar) können zwei Massnahmen in Betracht gezogen werden: der Verzicht auf
die unabhängige Prüfung und die Reduktion des Prüfumfangs

Der Verzicht auf die unabhängige Prüfung würde zwar eine Differenz zum EU-Recht
schaffen, es würde aber das Gesetzesvorhaben substanzieIË verschlanken und die Ak-
zeptanz bei den Unternehmen positiv beeinflussen. Die Schweiz hat gut entwickelte
zivilgesellschaftliche Organisationen, es wäre deshalb denkbar, die Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung der Unternehmen dem Urteil dieser Organisationen zu überlassen und
ein Meldesystem für qualifizierte Beschwerden einzurichten

Sollte ein Verzicht auf die externe Prüfung nicht zur DIskussion stehen, wäre eine
substanzielle Reduktion des Prüfumfangs anzustreben. Der Prüfumfang könnte redu-
ziert werden, indem die Nachhaltigkeitsberichte nur auf Widersprüche zum Geschäfts-
bericht oder auf offensichtliche Fehler geprüft werden. Bei Weglassen der zusätzIË-
chen Prüfung der Vollständigkeit sowie der Plausibilität und Interpretation von
Wesentlichkeitsanalyse und Beschreibung der Auswirkungen würde der aufwändige
und subjektive Teil der Prüfung eingespart werden.

Eine dritte Variante wäre die Etablierung einer Stichprobenprüfung oder die Prüfung in
mehrjährigen Intervallen. Erweiterte und reduzierte Prüfungen könnten sich in einem
bestimmten Rhythmus abwechseln, so wËe es heute bei der Zertifizierung von Mana-
gementsystemen praktiziert wird (z.B. Managementsysteme nach ISO 9001, iSO
14001)
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Energie Wasser Bern beantragt, auf die externe Prüfung der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung zu verzichten. Sofern dieser Verzicht nicht erfolgt, sollte eine Reduktion des
Prüfumfangs in zeitlicher oder materieller Hinsicht vorgenommen werden, Dies im Hin-
blick auf das Ziel, die volkswirtschaftlichen Gesamtkosten der Gesetzesvorlage sub-
stanziell zu reduzieren. Bei den Prüfkosten besteht der grösste Hebel.

3. Prüfungsstellen

Referenz: Artikel 964ct)is OR und Artikel 6b RAG

Energie Wasser Bern begrüsst explizit, dass nicht nur Revisionsunternehmen, son-
dern auch Konformitätsbewertungsstellen für die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte
zugelassen werden sollen. Angesichts der hohen Kosten, die durch die unabhängige
Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte generiert werden (siehe oben), kann die Zulas-
sung eines zweiten Feldes von Akteuren neben den Revisionsunternehmen eine post-
tive Auswirkung auf den entsprechenden Wettbewerb und damit die Kosten haben.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen bei
Rückfragen zu unserer Stellungnahme gerne zur Verfügung

Energie Wa: Bern

~-). 6l92_.
Dr. Walter Schaad
Experte Nachhaltigkeit

Sara Kurtovic
Leiterin Public Affairs
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Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 

Per Mail an:  

ehra@bj.admin.ch  

 

Bern, 31.08.2024 

 

Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz 

über Nachhaltigkeitsaspekte) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Für die Möglichkeit zur Stellungnahme in oben genannter Vernehmlassungsvorlage möchten wir uns 

herzlich bedanken.  

Grundsätzliche Bemerkungen 

Die Koalition für Konzernverantwortung hat die Konzernverantwortungsinitiative lanciert, die 2020 

von der Stimmbevölkerung angenommen wurde und einzig am Ständemehr scheiterte. Die Initiative 

verlangte eine Sorgfaltspflicht in Bezug auf Menschenrechte und Umweltstandards und eine 

zivilrechtliche Haftung für Schäden von kontrollierten Unternehmen. In der parlamentarischen 

Debatte zur Initiative setzte sich ein indirekter Gegenvorschlag durch, der weitgehend auf 

Berichterstattungspflichten setzte, ergänzt mit vereinzelten Sorgfaltspflichten in den Bereichen 

Kinderarbeit und Konfliktmineralien, diese allerdings ohne jegliche Sanktionsmöglichkeiten bei 

Nichteinhaltung. Diesen Gegenvorschlag haben wir schon 2020 als ungenügend kritisiert. Dies, weil 

verschiedene Studien zeigen, dass reine Berichterstattungspflichten nicht dazu führen, dass 

Unternehmen die Respektierung von Menschenrechten und Umweltstandards in ihrer 

Geschäftstätigkeit verbessern.  

Zudem bezog die Entscheidung des Parlamentes, in erster Linie auf Berichterstattungspflichten zu 

setzen, die 2020 absehbare internationale Entwicklung nicht mit ein: Die EU hat bereits 2014 mit der 

Non-Financial-Reporting-Richtlinie (NFRD) Berichterstattungspflichten erlassen und kam im Januar 

2020 – ein halbes Jahr vor der Verabschiedung des Gegenvorschlags durch die eidgenössischen Räte 

– aufgrund einer Evaluation1 zum Schluss, dass die Berichterstattungspflichten alleine bei 

Unternehmen «nicht zu den notwendigen Verhaltensänderungen geführt haben».2 Auch eine Studie 

der Freien Universität Berlin stellte bereits 2019 fest, dass Berichtspflichten allein kein geeignetes 

 
1 Europäische Kommission, Generaldirektion Justiz und Verbraucher, Torres-Cortés, F., Salinier, C., Deringer, H., 

Bright, C., et al., Study on due diligence requirements through the supply chain : final report, Publications Office, 
2020, https://data.europa.eu/doi/10.2838/39830 (abgerufen am 31.08.2024) 
2 Zitat von Didier Reynders, EU-Justizkommissar, aus: 

https://responsiblebusinessconduct.eu/wp/2020/04/30/speech-by-commissioner-reynders-in-rbc-webinar-on-
due-diligence/ (abgerufen am 31.08.2024) 
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Instrument seien, um gegen die Missachtung von Menschenrechten oder anderen gesellschaftlichen 

Verantwortungen vorzugehen.3 Sie können zwar die Transparenz erhöhen, implizieren aber keinerlei 

Handlungspflichten für die Unternehmen, in ihrer Geschäftstätigkeit den Schutz von 

Menschenrechten oder Umweltstandards zu verbessern. 

Die EU schloss daraus, dass es stattdessen die Einführung verbindlicher Sorgfaltspflichten in 

Kombination mit einer wirksamen Durchsetzung braucht, wie sie Frankreich bereits seit 2017 und 

Deutschland seit 2021 kennt. 

Aus diesem Grund hat die EU seit 2020 die Konzernverantwortungsrichtlinie (CSDDD) erarbeitet und 

am 24. Mai 2024 final verabschiedet. Sie beinhaltet umfassende Sorgfaltspflichten für Unternehmen 

sowie griffige Sanktionsmassnahmen. 

Der Bundesrat bekräftigt im erläuternden Bericht zur vorliegenden Vernehmlassung, dass er im 

Bereich der nachhaltigen Unternehmensführung international abgestimmt vorgehen will. Trotzdem 

berücksichtigt der Bundesrat in der vorliegenden Vernehmlassung nur eine Weiterentwicklung der 

Berichterstattungspflichten, welche die EU bereits 2022 beschlossen hatte (Corporate Sustainability 

Reporting Directive CSRD).  

Noch mehr als 2020 bedeutet «international abgestimmt» heute, dass neben 

Berichterstattungspflichten (CSRD) auch umfassende Sorgfaltspflichten sowie die nötige 

Durchsetzung (CSDDD) in den Blick genommen werden müssten. Will die Schweiz möglichst zeitgleich 

wie die EU-Staaten4 eine verbindliche und kohärente Regulierung in dem Bereich vorlegen müssen, 

muss ein entsprechender Gesetzgebungsprozess so schnell wie möglich gestartet werden.  

Die Firma ESU-services unterstützt das Anliegen des Bundesrates, im Bereich der nachhaltigen 

Unternehmensführung international abgestimmt vorzugehen. Die Inhalte der vorliegenden 

Vernehmlassungsvorlage stellen aber nur einen kleinen Schritt in diese Richtung dar. Für den Schutz 

der Menschenrechte und der Umwelt relevanter ist die Einführung von Sorgfaltspflichten für 

Schweizer Unternehmen. Wir fordern den Bundesrat deshalb auf, die Einführung von 

Sorgfaltspflichten für Unternehmen umgehend an die Hand zu nehmen und nicht weiter 

hinauszuzögern. Grosse Schweizer Unternehmen sollen genauso wie ihre europäischen Konkurrenten 

verpflichtet werden, Menschenrechte und Umweltstandards in ihren Geschäften weltweit zu 

respektieren und bei Verstössen zur Verantwortung gezogen werden können.  

Zur Vernehmlassungsvorlage im Konkreten 

Die Vorgaben zur Nachhaltigkeitsberichterstattung im OR sollen mit dieser Vorlage an die Vorgaben 

der EU-Richtlinie CSRD angeglichen werden. Mit einer Senkung der Schwellenwerte, umfassenderen 

Vorgaben zum Inhalt der Berichterstattung, dem Wegfall der Möglichkeit zu «comply or explain» 

 
3 Gregory Jackson, Julia Bartosch, Emma Avetisyan, Daniel Kinderman, Jette Steen Knudsen. Manda- 

tory Non-financial Disclosure and Its Influence on CSR: An International Comparison. Journal of 
Business Ethics, Springer Verlag, 2020, 162 (2), pp.323-342. 
Siehe auch: Konzernverantwortung: Neue EU- 
Vorschriften können dazu führen, dass Firmen den Umgang mit Menschenrechten und Umwelt schönreden, 
NZZ, https://konzernverantwortung.ch/wp-content/uploads/2024/06/191205-NZZ-%E2%80%93-
Konzernverantwortung-Neue-EUVorschriften-koennen-dazu-fuehren-dass-Firmen-den-Umgang-mit-
Menschenrechten-und-Umwelt-schoenreden.pdf 
4 Die EU-Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die CSDDD bis 2026 in nationales Recht umzusetzen. 
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sowie einer verbindlichen Überprüfung der Berichte wird die Transparenz und Vergleichbarkeit der 

Berichte erhöht, was die Firma ESU-services begrüsst. Auf folgende Anpassungen möchten wir 

detaillierter eingehen: 

Anpassung der Schwellenwerte nimmt mehr Unternehmen in die Pflicht 

Die Schwellenwerte für die Definition der pflichtigen Unternehmen sollen gemäss Art. 964a VE-OR 

gesenkt werden. Die Firma ESU-services begrüsst die Ausweitung auf Unternehmen, die zwei der drei 

folgenden Schwellenwerte in zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren überschreiten: 250 

Vollzeitstellen /50 Millionen Franken Umsatzerlös /25 Millionen Franken Bilanzsumme.  

Damit werden gemäss Regulierungsfolgeabschätzung rund 2’700 Unternehmen5 neu verpflichtet, 

über ihre Nachhaltigkeitsbestrebungen zu berichten, was die Transparenz verbessert.  

Fehlende Übernahme der European Sustainability Reporting Standards (ESRS) führt zu fehlender 

Vergleichbarkeit 

Zweck und Inhalt der Berichte werden mit Artikel Art. 964c VE-OR deutlich detaillierter und genauer 

umschrieben als bisher. Damit ist klarer, über welche Bereiche Unternehmen berichten müssen, was 

die Transparenz und die Vergleichbarkeit der Berichte erhöht.  

Gleichzeitig will der Bundesrat auf die Einführung der European Sustainability Reporting Standards 

(ESRS) verzichten und schlägt vor, auf Verordnungsebene gleichwertige Standards zu bezeichnen 

(Art. 964c Abs. 5 VE-OR).  

Für uns ist unklar, was der Bundesrat meint, wenn er im erläuternden Bericht schreibt, dass ein zu 

den ESRS gleichwertiger Standard der «Global Reporting Initiative [GRI] Standard in Kombination mit 

den IFRS Sustainability Disclosure Standards des International Sustainability Standards Board (ISSB)»6 

sein könnte. Gemäss Regulierungsfolgenabschätzung im Auftrag des Bundesrats sind heute nämlich 

keine gleichwertigen Standards bekannt: «Stand heute gibt es keine gleichwertigen Alternativen zu 

ESRS. Denn die ESRS-Standards sind deutlich detaillierter als alle potenziellen Alternativen. Die TCFD-

Standards fokussieren allein auf Klimaaspekte, nicht auf die sozialen und Governance-Aspekte. Die 

IFRS/ISSB-Standards verfolgen einen grundlegend anderen Ansatz, nämlich einfache, statt doppelte 

Materialität (IFRS, 2023). Die GRI-Standards kommen den ESRS-Standards zwar am nächsten, sind 

aber ebenfalls weniger umfangreich.»7 Es ist zu betonen, dass das Prinzip der «doppelten 

Materialität» eine absolut unverzichtbare Voraussetzung für jeden Berichtsstandard ist, der sich an 

den UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte und den OECD-Leitsätzen orientiert. Es 

besagt, dass alle Aspekte für die Berichterstattung relevant sind, welche eine finanziell negative 

Auswirkung auf das Unternehmen und/oder eine negative Wirkung auf Mensch und Umwelt haben8. 

Nur wenn Auswirkungen auf Mensch und Umwelt eine eigenständige Relevanz haben, kann 

überhaupt von einer Nachhaltigkeitsberichterstattung gesprochen werden. 

 
5 BSS Basel, im Auftrag von SECO und BJ, RFA: Nachvollzug der EU Richtlinie zur unternehmerischen 

Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD), Basel 19.02.2024, 
https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/wirtschaft/gesetzgebung/verantwortungsvolle-
unternehmen/regulierungsfolgenabschaetzung-d.pdf.download.pdf/regulierungsfolgenabschaetzung-d.pdf (abgerufen am 
31.08.2024), S. v. 
6 Erläuternder Bericht, S. 7. 
7 RFA, S. 30. 
8 Shift Project, CSRD-Reporting Series, I. Double Materiality, August 2023 
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Mit der Verwendung von einheitlichen Standards würden Berichte nach Schweizer Recht besser mit 

Berichten von EU-Unternehmen als auch untereinander vergleichbar, was dem Ziel der 

Vergleichbarkeit der Berichte und der Verbesserung der Datenqualität dient. Wir fordern den 

Bundesrat deshalb auf, die European Sustainability Reporting Standards (ESRS) als einheitlichen 

Standard für alle berichtspflichtigen Unternehmen vorzugeben und damit Klarheit für Unternehmen 

und Stakeholder zu schaffen. Mit ihren detaillierten Datenpunkten ersparen die ESRS Unternehmen 

viel Arbeit in der Operationalisierung teils eher abstrakter internationaler Standards. So erhalten 

Unternehmen konkrete Umsetzungshilfe und Rechtssicherheit und können ihre Ressourcen auf die 

Erhebung der relevanten Daten fokussieren. 

Auch für von der Berichterstattungspflicht indirekt betroffene Unternehmen bringt eine Erweiterung 
der möglichen Standards keine Vereinfachung – im Gegenteil geht der Bundesrat von Mehrkosten für 
die indirekt betroffenen Unternehmen aus, werden die Berichterstattungsstandards nicht 
vereinheitlicht.9 Die Regulierungsfolgenabschätzung führt dazu aus: «[Die CSRD sieht] eine 
Standardisierung der Informationen vor, die von den berichtspflichtigen Unternehmen erhoben 
werden. Das heisst für die mittelbar betroffenen Unternehmen, dass sie die gleichen Informationen 
im gleichen Format und Umfang an alle ihre Zulieferer und Investoren weitergeben können. Bislang 
ist es so, dass die Zulieferer von ihren Kunden mit zahlreichen unterschiedlichen 
Informationswünschen und Fragebögen konfrontiert werden. Wird im Rahmen eines teilweisen 
Nachvollzugs auf die Vorgabe der von der EU vorgeschriebenen Standards verzichtet, würde dieser 
Nutzen der Standardisierung wahrscheinlich nicht realisiert werden können. Die mittelbar 
betroffenen Unternehmen müssten mit Mehrkosten rechnen.»10 
 

Art. 964c Abs. 5 VE-OR müsste entsprechend angepasst werden: Die Angaben müssen die in der 
Europäischen Union verwendeten Standards oder einen anderen gleichwertigen Standard für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung erfüllen. Der gewählte Standard muss in seiner Gesamtheit für alle 
Vorgaben dieses Artikels übernommen und im Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte genannt werden. 
Der Bundesrat bezeichnet die Standards. 

 

Erst der Verzicht auf «Comply or Explain» macht Berichterstattungsvorgaben tatsächlich 

verbindlich 

Gemäss der Vorlage soll es neu nicht mehr möglich sein, dass ein Unternehmen anstatt über seine 

Nachhaltigkeitsstrategie zu berichten, auch einfach darlegen kann, dass es «kein Konzept» verfolgt 

(Art. 964b, Absatz 5 OR). Damit wird eine Lücke geschlossen, die die bisherige Regelung komplett 

unterlief, indem es dem Unternehmen am Schluss freigestellt war, ob es tatsächlich berichten wollte 

oder nicht.  

Überprüfung der Berichte erhöht Verbindlichkeit und Verlässlichkeit 

Neu müssen die pflichtigen Unternehmen ihre Nachhaltigkeitsberichte von einer Revisionsstelle oder 

einer Konformitätsbewertungsstelle überprüfen lassen. Diese Vorgabe entspricht der CSRD. Die 

Prüftiefe wird vom Bundesrat auf Verordnungsstufe festgelegt werden und hat sich gemäss Entwurf 

an der internationalen Entwicklung zu orientieren (Art. 964cbis Abs. 2 VE-OR). Damit wird die 

Verlässlichkeit der publizierten Informationen erhöht, was wir begrüssen.  

 
9 Erläuternder Bericht, S. 9: https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/88435.pdf 
10 RFA, S. vii. 
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Für die Berücksichtigung unserer Anliegen möchten wir uns sehr herzlich bedanken und stehen Ihnen 

bei Fragen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Niels Jungbluth, Geschäftsführer und Inhaber 

http://www.esu-services.ch/
mailto:jungbluth@esu-services.ch


=kmä©©
de la terra a 18 tabla

Per E-Mail

Eidgenössisches Justiz- und
Polizeidepartement

Bundesamt für Justiz EJPD
e4Fy8@_kIia_d!): tir1,g}}‘

Bern, 17. Oktober 2024

FQ8c; 1lil 811 tigEr ICp: 1>: 3:1$;!3e!€t€;. (At- 1 , 964,i_- ff.} H \,gc9:nr:lt%!t 31=f dr .>- F 381 $1dcsrat€>s

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, an der VernehmËassung zur Änderung des Obligationenrechts
betreffend Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte teilzunehmen.

Die fenaco Genossenschaft («fenaco») ist ein Genossenschaftsverband im Sinne von Art. 921 ff. des

Schweizerischen Obligationenrechts (OR). Die Anteile an der fenaco Genossenschaft werden von
ihren 145 Mitgliedern (Stand per Ende 2023) gehalten. Bei den Mitgliedern handelt es sich
mehrheitlich um LANDI Genossenschaften (127) und Tochter- und Beteiligungsgese lischaRen der
fenaco (18). Die Anteile und Aktien dieser Genossenschaften und Aktiengesellschaften werden von

Schweizer Landwirten gehalten. Zusammen mit den LANDI Genossenschaften bildet die fenaco die
fenaco-LANDI Gruppe. Als solche stellt sie einen körperschaftlichen Konzern dar.

Im Rahmen der in rubrizierter Angelegenheit erwähnten Vernehmiassung zum Vorentwurf des
Bundesrates («VE-OR») unterbreitet die fenaco Ihnen folgende

::teilt;. tf }{ 11121 11 Jin :LL:f '\'i CI'ati1-1 1'1'1:i: 51f: 31 i II

Die Vorlage wird in dieser Form abgelehnt. Eine Umsetzung des Vorentwurfs ist insbesondere aus
den nachfolgenden Gründen nicht sinnvoll bzw. ist zurückzustellen.
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Der Vorentwurf orientiert sich zu eng an der EU-Richtlinie und bietet den Unternehmen zu wenig
Flexibilität bei der Umsetzung der Regelungen.

Bei einer Übernahme der neuen Schwellenwerte wie sie der Vorentwurf vorsieht, vergrössert sich der

Anwendungsbereich erheblich. KMU würden unverhältnismässig belastet. Die derzeitigen
Schwellenwerte sind daher beizubehalten.

Zudem sollte das bewährte Comply-or-Explain-Prinzip beibehalten werden. Unternehmen sollten
weiterhin die Möglichkeit haben zu erklären, weshalb sie gewisse Informationen nicht offenlegen
können oder wollen.
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Von den Berichterstattungspflichten ausgenommen sind lediglich kleine Unternehmen sowie

Unternehmen, die von einem berichterstattungspflichügen Unternehmen kontrolliert werden oder
einen gleichwertigen Bericht nach ausländischem Recht erstellen (Art. 964b Ziff. 1 VE-OR).

Gemäss anerkannter Berichterstattungsstandards werden Nachhaltigkeitsaspekte heute über die
eigene Geschäftstätigkeit hinaus berücksichtigt und insbesondere entlang vor- und nachgelagerter
Wertschöpfungsketten bewertet.

Bei starker wirtschaftlicher Verflechtung und strategischer Partnerschaft, wie sie zwischen der fenaco

und ihren LANDI Genossenschaften besteht, kämen die neuen Berichtspflichten einer doppelten
Berichterstattung gleich. Das war gerade nicht die Absicht des Vorentwurfes.

Die Ausnahmen von einer Berichterstattungspflicht über Nachhaltigkeitsaspekte nach Artikel 965a
VE OR sollten deshalb auf diejenigen Unternehmen erweitert werden, die als nahestehende Personen

gemeinsame wirtschaftliche Ziele verfolgen und über gemeinsame Wertschöpfungsketten verfügen.
Art. 9@Ib Abs. 1 VE-OR ist durch eine entsprechende Ziffer 3 zu ergänzen.
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Im Nachgang zur gescheiterten Unternehmensverantwortungsinitiative vom November 2020 hat
sich die Schweiz bei der Regulierung der nachhaltigen Unternehmensführung für einen

pragmatischen Weg entschieden. Ein zielgerichtetes international abgestimmtes Regelwerk soll
sinnvollerweise Transparenz schaffen und Wettbewerbsnachteile für Schweizer Unternehmen
vermeiden.

Es ist nachvollziehbar, dass sich der Bundesrat bei der Ausarbeitung der Regeln für eine
Nachhaltigkeitsberichterstattung international abstimmen will. Es gilt jedoch zu bedenken, dass die
bestehenden Schweizer Regelungen erst seit dem Geschäftsjahr 2023 zur Anwendung kommen. Es

liegen noch kaum Erfahrungen mit deren Handhabung vor. Zudem sind Schweizer Unternehmen
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derzeit mit einer Vielzahl von EU-Regulierungen konfrontiert. Die direkten oder indirekten
Auswirkungen dieser Regelwerke müssen zuerst abgewartet werden, damit nützliche Erfahrungen
gesammelt und eine Praxis entwickelt werden kann. Eine Umsetzung des Vorentwurfs würde dies
verhindern.

Wir plädieren daher für eine Verschiebung der Anpassung von Art. 964a ff. OR um mindestens vier
Jahre. Diese Zeit könnte genutzt werden, um die eingeführten Prüfschritte in Bezug auf die
Regulierung 2022 zu evaluieren und zu beobachten, wie sich in sich die «Green Deal»-Regelung der
EU und das Verhältnis zwischen der Schweiz und der EU entwickeln wird und welche internationalen

Berichterstattungsstandards sich durchsetzen werden.
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Es ist wichtig, mit den internationalen Entwicklungen im Bereich der Nachhaltigkeit Schritt zu halten.
Die fenaco unterstützt den Vorentwurf als einen Schritt in diese Richtung. Sie darf aber nicht
dahingehend genutzt werden, den Handlungsspielraum von Schweizer Unternehmen
einzuschränken und bewährte Konzepte zu gefährden, unnötige Bürokratie zu schaffen und mit
massiven Kosten und Ressourcenaufwand insbesondere kleinere Unternehmen zur Berichterstattung
über Nachhaltigkeit zu verpflichten, anstatt die Nachhaltigkeit in ihrem Handeln voranzubringen.

Schliesslich ist entscheidend, dass Schweizer Unternehmen zunächst Erfahrungen sammeln können,

sowohl mit der neuen Schweizer Gesetzgebung der nachhaltigen Unternehmensführung als auch mit
den diversen EU-Regulierungen.

Im Übrigen sei auf die Stellungnahme der LANDI Geschäftsführer-Vereinigung Schweiz, welche wir
vollumfänglich unterstützen.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grüsse
fenaco Genossenschaft

< '+–+'''---.
Stefan Epp
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Katrin Emmenegger
Leiterin Recht und ComplianceGeschäftsleitung, Leiter Departement

Infrastrukturen/Nachhaltigkeit und Region
Zentralschweiz
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GENEVE
AÉROPORT

DIRECTION GENERALE

DG/gpo

Par courrier électronique
Département fédéral de justice et
police DFJP
Monsieur Beat Jans
Conseiller fédéral
Palais fédéral ouest
3003 Berne
ehra@bj.admin.ch

Genève, le ier octobre 2024

Consultation relative à la modification du code des obligations (CO), de la loi sur la
surveillance de la révision (LSR) et du code pénal suisse (CP)

Monsieur le Conseiller fédéral,

Nous nous référons à l’affaire visée en marge, et vous remercions de l’invitation à prendre
position.

Nous avons pris bonne de votre volonté d’aligner autant que possible les exigences suisses
relatives au contenu du rapport de durabilité de certaines entreprises, à celles en vigueur dans
l’Union européenne (U E). Genève Aéroport, en tant qu’établissement public autonome de droit
cantonal, est naturellement concerné. Nous sommes convaincus qu’une harmonisation aussi
complète que possible des pratiques européennes et suisses est nécessaire.

Dans ce contexte, nous soutenons la solution retenue, à savoir la mise en oeuvre partielle de la
directive (UE) n° 2022/2464 sur la publication d’informations en matière de durabilité par les
entreprises. Cette approche nous semble cohérente puisqu’elle permet de mieux tenir compte
des particularités de la Suisse en la matière.

Cela étant, il est indispensable que la future ordonnance, qui déclinera notamment les
exigences applicables aux entreprises suisses, définisse plus spécifiquement les normes
d’information qui seront considérées comme équivalentes (art. 964c al. 5 AP-CO).

Par ailleurs, il conviendra également de veiller à ce que les nouvelles dispositions
réglementaires n’impliquent pas un coût financier supplémentaire pour les entreprises,
notamment du fait du recours à un auditeur externe, au regard de la finalité du rapport de
durabilité.

Enfin, il est indispensable que la réalisation de ce rapport non-financier n’entraine pas une
surcharge administrative disproportionnée pour les entités qui devront le publier.

Aéroport International de Genève • CP 100 • GH-1215 Genève 15 •TéI. +41 227178000 • Fax +41 227984377 • www.ctva.ch



GEÈVE
AÉROPORT

En vous remerciant
Monsieur le

avance de tenir compte de ce qui précède, nous vous prions de croire,
l’assurance de notre parfaite considération.

Délégué aux affaires extérieures

Copie (électronique) : - Interne : du, cwi, nrs
- Mme Emanuela Dose Sarfatis, Secrétaire générale adjointe, Canton de Genève
- M. David Karrer, Directeur affaires extérieures, FZAG
- Secrétariat général AEROSU ISSE
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Per E-Mail an ehra@bj.admin.ch 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 

Fachbereich I für Rechtsetzung 

Bundesrain 20 

CH-3003 Bern 

Homburger AG 
Prime Tower 
Hardstrasse 201 
CH-8005 Zürich 

homburger.ch 
T +41 43 222 10 00 

17. Oktober 2024 

Vernehmlassung zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeits-

aspekte) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum Vorentwurf zur Änderung des Obligationenrechts 

(Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) und zum Erläuternden Bericht zum Vorentwurf Stellung 

nehmen zu können. 

Als auf Wirtschaftsrecht spezialisierte Anwaltskanzlei unterstützen wir grundsätzlich die Anpas-

sung der schweizerischen Vorschriften an die EU-Regelungen im Bereich der Transparenz über 

Nachhaltigkeitsaspekte. Wir möchten jedoch einige Punkte des Vorentwurfs kritisch hinterfragen 

und Verbesserungsvorschläge machen, welche die Praktikabilität, Effizienz, Zielerreichung und 

Standortqualität der neuen Regelung berücksichtigen. Da wir nur einige Grundkonzepte in Frage 

stellen wollen, verzichten wir auf eine Kommentierung der einzelnen Artikel. Wir bitten Sie, fol-

gende Punkte zu überdenken: 

 Zeitpunkt der Publikation des Berichts über Nachhaltigkeitsaspekte: Im Gegensatz zur 

CSRD, die den Unternehmen eine Frist von zwölf Monaten für die Veröffentlichung des Nach-

haltigkeitsberichts einräumt, sieht der Vorentwurf (wie auch das geltende Recht) nur eine Frist 

von sechs Monaten vor. Dies obwohl die Anforderungen an die Berichterstattung dieselben 

sind wie in der EU. U.E. ist diese Frist zu kurz. Noch problematischer ist jedoch die faktische 

Verkürzung der Frist auf zwei bis drei Monate durch das Erfordernis der Genehmigung durch 

die Generalversammlung. Bereits nach der derzeitigen gesetzlichen Regelung ist es schwierig, 

den Bericht über nichtfinanzielle Angelegenheiten für die Generalversammlung zu erstellen. 
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Durch die im Vernehmlassungsentwurf vorgesehene starke Ausweitung der Berichtspflichten 

dürften die Schwierigkeiten noch zunehmen. Wir bitten Sie, nochmals zu prüfen, wie den Un-

ternehmen mehr Zeit für die Berichterstattung eingeräumt werden kann. 

 Verhältnismässigkeit der Strafnorm: Die Strafnorm von Art. 325ter StGB ist unseres Erach-

tens unverhältnismässig und belastet den Verwaltungsrat übermässig. Sie verlangt, dass der 

Verwaltungsrat die Richtigkeit und Vollständigkeit der Berichterstattung über Nachhaltigkeits-

aspekte überprüft, was angesichts der Komplexität und des Interpretationsspielraums der Be-

richterstattungsstandards kaum möglich ist. Zudem stellt nicht jede Abweichung oder Lücke im 

Bericht eine strafrechtlich relevante Täuschung dar. Wir schlagen daher vor, die Sanktionie-

rung von Verstössen gegen die Berichtspflichten ebenfalls in Anlehnung an die CSRD auszu-

gestalten. Diese sieht in erster Linie eine Sanktionierung über die externen Prüfer der Nachhal-

tigkeitsberichte vor. Da nach dem Vernehmlassungsentwurf nun auch in der Schweiz zwin-

gend eine Prüfung durchzuführen ist, sollte auch in der Schweiz die Sanktionierung an diese 

Prüfung anknüpfen. Alternativ sollten zumindest angemessene Erheblichkeitsschwellen einge-

führt werden. 

 Keine Ausnahme für Geschäftsgeheimnisse: Der Vernehmlassungsentwurf sieht keine Aus-

nahme von der Offenlegungspflicht vor, wenn die Offenlegung von Informationen die Ge-

schäftslage von Unternehmen ernsthaft schaden könnte, wie dies in Art. 19a Abs. 3 und 29a 

Abs. 3 CSRD vorgesehen ist. Dies kann zu Wettbewerbsnachteilen oder unverhältnismässigen 

Risiken für die betroffenen Unternehmen führen. Der Vernehmlassungsentwurf sollte daher 

eine entsprechende Ausnahmeregelung vorsehen, die an klare und objektive Kriterien ge-

knüpft ist und die eine angemessene Rechenschaftspflicht und Transparenz gewährleistet. 

 Einführung einer Übergangsfrist im Zusammenhang mit Unternehmensübernahmen: 

Der Vernehmlassungsentwurf enthält keine spezifische Übergangsbestimmung für Unterneh-

men, die im Laufe eines Geschäftsjahres erworben werden und zuvor nicht den Berichterstat-

tungspflichten unterlagen. Dies kann zu erheblichen Herausforderungen bei der Beschaffung 

und Aufbereitung der erforderlichen Daten führen. Um den betroffenen Unternehmen eine an-

gemessene Umstellungszeit einzuräumen, schlagen wir vor, dass solche Unternehmen erst für 

das auf den Erwerb folgende Geschäftsjahr in die Nachhaltigkeitsberichterstattung einzubezie-

hen sind. Auch Art. 964a Ziff. 2 des Vernehmlassungsentwurfs sieht eine Übergangsfrist vor, 

da die Schwellenwerte in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren überschritten werden 

müssen. 

 Schwellenwerte: Die im Vernehmlassungsentwurf vorgesehenen tiefen Schwellenwerte für 

die Berichterstattungspflicht führen für viele Unternehmen zu unverhältnismässigen Berichter-

stattungspflichten. Wir plädieren dafür, die Schwellenwerte nicht zu senken oder zumindest die 

Berichterstattungspflichten für kleinere Unternehmen zu erleichtern. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vorschläge im weiteren Verlauf der Revisions-

arbeiten. 

Mit freundlichen Grüssen 

Karin Mattle Dr. iur. David Oser  

Partnerin Partner 
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Genève, 15 Octobre, 2024 

 

Procédure de consultation sur la modification du code des obligations 

(Transparence sur les questions de durabilité)   

Madame, Monsieur, 

En tant que société de conseil créée pour inspirer et soutenir la transition vers une 

économie plus durable, nous soutenons la modification du code des obligations. 

Nous sommes convaincus qu'elle est nécessaire pour accompagner la transition 

vers une économie durable en Suisse, et pour assurer la compétitivité du marché 

suisse. Nous soutenons l’approche de la double matérialité et l’exigence d’audits.  

Nos commentaires incluent plusieurs observations et suggestions concernant les 

aspects suivants : 

1. Impact sur les entreprises hors critères d’inclusion. 

2. Clarification des normes de reporting applicables. 

3. Inclusion des opportunités dans le périmètre du rapport. 

En outre, nous souhaitons formuler quelques recommandations générales 

concernant la phase de transition. 

Nous vous remercions de nous offrir l’opportunité de vous soumettre nos 

commentaires. Nous restons à votre disposition pour toute question ou demande 

de précision. 

Nous vous prions d’agréer, Madame, Monsieur, l’expression de nos salutations 

distinguées. 

 

Justyna Tarwid 

Fondatrice et Directrice 

https://intently.ch/
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Contribution d’Intently Sàrl à la consultation sur la modification du code des 

obligations (Transparence sur les questions de durabilité) 

 

1. Impact sur les entreprises hors critères d'inclusion 

Comme mentionné dans B. Exceptions Art. 964b, les entreprises hors critères 

d'inclusion sont exemptées de l’obligation de préparer des rapports de durabilité. 

Cependant, bon nombre d’entre elles seront indirectement affectées par cette 

modification de la loi, par exemple, ils pourraient être demandés de fournir des 

données requises par les grandes entreprises pour calculer leurs émissions de 

scope 3. 

Suggestion: Conformément à l’approche de l’Union européenne, proposer des 

options permettant aux entreprises hors critères d'inclusion de se préparer à ces 

implications, par exemple en introduisant un cadre volontaire d’informations à 

fournir. 

 

2. Clarification des normes de reporting applicables 

Conformément à l’art. 964c 5, les informations publiées répondent aux normes 

d'information de l'Union européenne en matière de durabilité ou à d'autres 

normes équivalentes. (...) Le Conseil fédéral désigne les normes équivalentes.  

Suggestion : Le paysage des normes continuant à évoluer, notamment avec 

l’émergence de normes spécifiques à certains secteurs, nous recommandons de 

compléter la phrase « Le Conseil fédéral désigne les normes équivalentes » par « à 

un moment donné », afin de prendre en compte cette dynamique. 
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3. Inclusion des opportunités dans le champ d’application du rapport 

Comme indiqué à l’art. 964c 3 points 7 - 9, le rapport doit couvrir les impacts 

négatifs et les risques. Toutefois, cette section ne mentionne pas les opportunités, 

bien qu’elles soient explicitement citées dans les principales normes telles que EU 

CSRD et ISSB. 

Suggestion : Nous recommandons d’inclure les opportunités dans le texte législatif 

afin de souligner l’importance des entreprises suisses qui développent des 

technologies innovantes, permettant à leurs partenaires et clients de réduire leurs 

impacts sociaux et environnementaux. 

 

Suggestions générales concernant la phase de transition 

 

D’après les estimations du rapport explicatif, cette réforme affectera 3500 

entreprises. La collecte de certains indicateurs (comme les émissions de CO2) sera 

nouvelle pour bon nombre d’entre elles, ce qui entraînera des ajustements au 

niveau des rôles, processus et systèmes, ainsi que des coûts additionnels. Nous 

recommandons: 

• Le lancement d’un projet pilote sur les nouvelles exigences dès que possible, 

afin de permettre aux entreprises de préparer des rapports provisoires et de 

formuler leurs besoins en termes de soutien pour la mise en œuvre. 

• La communication, dans les meilleurs délais, de documents d’orientation 

technique et des outils nécessaires pour faciliter la mise en conformité des 

entreprises déclarantes. 

• Que ces orientations et outils incluent également une aide au calcul des 

indicateurs démontrant l’impact positif des produits et services, afin de 

stimuler l’innovation. 

 

https://intently.ch/


Jan Meyer
Gehrenstrasse 3
8810 Horgen Schweizerische Eidgenossenschaft

Eidgenössisches Justiz- und
Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West
3003 Bern

Horgen, 17. Oktober 2024

Narrehmissungsantort zur Anderung des Obligationenrechts (Transparenz über

Sehr geehrter Herr Bundesrat Jans,
Sehr geehrte Damen und Herren,

Als interessierter Bürger bedanke ich mich für die Möglichkeit, zur Vernehmlassungsvorlage
betreffend Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte vom 26. Juni 2024 Stellung nehmen zu

Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen in Sachen Transparenz über
Nachhaltigkeitsaspekte sehen eine deutliche Erweiterung von derzeit rund 200 Unternehmen
auf geschätzte 3'500 Unternehmen vor, welche in Sachen Nachhaltigkeit Rechenschaft
gegenüber der Öffentlichkeit ablegen sollen. Die Anforderungen gegenüber den heutigen
Berichterstattungspflichten werden in der Vorlage dahingehend präzisiert, als dass die
betroffenen Unternehmen explizit unter anderem zu Umweltfaktoren, Sozialaspekten,
inklusive Arbeitnehmerbelangen sowie Menschenrechten Angaben offenlegen sollen, die
mindestens 10 Jahre öffentlich zugänglich bleiben. Weiter werden die mit der zusätzlichen
Regulierung einhergehenden jährlichen Kosten auf 620 Millionen Franken geschätzt.

Unabhängig von der gesellschaftlich zu beantwortenden Frage, wie viel Transparenz
Unternehmen gegenüber Anspruchgsgruppen wie Mitarbeitenden, Kunden und der
Offentlichkeit im Allgemeinen zu schaffen haben, stellt sich für mich mit Blick auf den für die
betroffenen Unternehmen zusätzlich verursachten Aufwand die Frage, was Bund, Kantone
und Gemeinden selbst beitragen werden, um die Transparenz im Sinne nachhaltigen
Wirtschaftens zu erhöhen.

Konkret ist fraglich, ob die insbesondere für natürliche Personen (Mitarbeitende,
Konsumierende, Einzelunternehmer) unverhältnismässig hohen Hürden für die
Einsichtnahme in die Register der Betreibungs- und Konkursämter gemäss Art. 8a des
geltenden Bundesgesetztes über Schuldbetreibung und Konkurs noch zeitgemäss ist.

Diese Unverhältnismässigkeit begründet sich meines Erachtens wie folgt:
? Die Einholung einer Auskunft bedingt heute einen glaubhaften Interessensnachweis,

was einerseits die Offenlegung von persönlichen Daten (Identitätsnachweis)
gegenüber den rund 700 Ämtern erfordert, andererseits eine Offerte, einen
Kaufvertragsentwurf oder Ahnliches bedingt, um überhaupt eine Auskunft zu erhalten.
Demgegenüber steht der bundesrätliche Vernehmlassungsentwurf, der den freien,
öffentlichen Zugang zu schätzungsweise 3'500 Nachhaltigkeitsberichten vorsieht.



Diese Berichte werden höchstwahrscheinlich bequem über das Internet vom
heimischen Wohnzimmer aus gelesen werden können.

? An Unternehmen, welche insbesondere einer breiten Öffentlichkeit ihre Güter und
Dienstleistungen anbieten, besteht aus Sicht der Konsumierenden durchaus ein
Interesse zu erfahren, ob diese ihren Verpflichtungen gegenüber ihren Lieferanten,
Mitarbeitenden sowie der Gesellschaft (kommunalen und kantonalen
Steuerbehörden, der ESTV, den Sozialversicherungen sowie staatlichen
Darlehensgebern) nachkommen. Die Vernehmlassungsvorlage lässt teilweise offen,
in welchem Ausmass Unternehmen über Zahlungspraktiken Bericht zu erstatten
haben. Zudem ist sie aufgrund der vorgesehenen Schwellenwerte nicht in der Lage,
diejenigen Unternehmen vollständig zu erfassen, welche mit fragwürdigen und
teilweise strafrechtlich zu ahndenden Zahlungspraktiken wirtschaften.

? Die vorgesehenen Informations- und Rechenschaftspflichten führen zu zusätzlichen
Kosten von ca. 0.1% des Schweizerischen Bruttoinlandprodukt (Stand 2023) und
verlangen Unternehmen - auch solchen, die nicht zur Veröffentlichung von
Finanzinformationen verpflichtet sind - weitreichende Berichterstattungspflichten ab.
Bund und Kantonen obliegen dagegen gemäss der Vernehmlassungsvorlage einzig
zusätzliche Aufgaben im Rahmen des Strafgesetzes sowie der Revisionsaufsicht,
was zu einem weiteren Ungleichgewicht in der Aufgabenteilung zwischen Staat und
Privaten in Bezug auf Transparenzbemühungen führt.

Entsprechend bitte ich den Bundesrat zu prüfen, inwiefern die geltenden Bestimmungen zu
Schuldbetreibung und Konkurs - konkret Art. 8a des geltenden Bundegesetzes -
modernisiert werden können, um zusätzliche Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte
zu schaffen. Insbesondere rege ich an, die Anforderungen für die Einholung von Auskünften
zu Unternehmen, welche ihre Güter und Dienstleistungen einer breiten Öffentlichkeit
verfügbar machen, deutlich zu vereinfachen. Dies, indem zum einen die Pflicht zum
Nachweis eines Interesses abgeschafft oder zumindest deutlich reduziert wird, und zum

anderen Auskünfte zentral über bestehende Portale (wie bspw. easygov.swiss) abgerufen
werden können.

Gerne stehe ich für weitere Ausführungen und Fragen Ihrerseits zur Verfügung. Sollten Sie
erwägen, diese Stellungnahme veröffentlichen, so bitte ich Sie höflich darum, meine Adresse
zu schwärzen.

Ich danke Ihnen für die Prüfung meines Anliegens und sehe Ihrer Antwort mit Spannung
entgegen. Ich bin überzeugt, dass es auch im Interesse des Bundesrates und Parlaments
sein muss, einen staatlichen Beitrag zu erhöhter Transparenz und nachhaltigem Wirtschaften
zu leisten.

Freund l i che  Grüsse

Jan Meye



 

 

 
 
Vernehmlassung zur Änderung des OR betr. Transparenz über Nachhal-
tigkeitsaspekte (Art. 964a ff. VE-OR)  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren  

Im Rahmen unserer Beratungstätigkeit und unseres dezidierten Nachhaltigkeits-Desks 
befassen wir uns seit Jahren intensiv mit der ESG-Regulierung und der nicht finanziellen 
Berichterstattung in der Schweiz und in der EU. Vor diesem Hintergrund unterbreiten wir 
Ihnen folgende  

Stellungnahme zur Vernehmlassung 

 

A. Anträge  

1 Hauptsächlich: Die Vorlage belastet die Schweizer Unternehmen und insbesondere die 
KMU über Gebühr administrativ, ohne erkennbaren Nutzen zu stiften, erreicht die ange-
strebte Kompatibilität mit dem Ausland nur in Bezug auf die EU und reduziert die Flexibi-
lität des Wirtschaftsstandorts Schweiz unnötig, indem der unternehmerische Gestaltungs-
spielraum bei der Festlegung von strategischen Nachhaltigkeitszielen und deren Bericht-
erstattung verkleinert wird. Der Entwurf wird in dieser Form abgelehnt. Wir regen an, die 
Anpassung der Art. 964a ff. OR um mindestens vier Jahre aufzuschieben. In dieser Zeit 
könnte eruiert werden, (i) wie sich die Schweizer Regulierung 2022 auswirkt, (ii) wie sich 
die «Green Deal»-EU-Regulierung einerseits und das Verhältnis zwischen der Schweiz und 
der EU andererseits sich entwickelt und (iii) welche der internationalen Berichtstandards 
sich durchsetzen. 

2 Eventuell: Sollte der Bundesrat auf einen Marschhalt verzichten wollen, wäre eine we-
sentliche Entschlackung nach dem bewährten Schweizer Prinzip der massvollen Grund-
satzregulierung notwendig (vgl. dazu Lit. C).  

  

Per E-Mail 
Eidgenössisches Justiz- und  
Polizeidepartement 
Bundesamt für Justiz EJPD 
 
ehra@bj.admin.ch 
 
2. Oktober 2024 
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B. Begründung  

3 Handeln statt Berichten/Ressourcenallokation: Die wichtige Verwirklichung des Nachhal-
tigkeitsgedankens geschieht durch Innovationskraft der Schweizer Unternehmen und 
nicht durch Bürokratie und Berichte. Aufgrund der vorgeschlagenen Gesetzesänderung 
müssten insbesondere die KMU einen grossen Teil ihrer Ressourcen für das Berichten über 
die Nachhaltigkeit aufwenden, anstatt die Nachhaltigkeit in ihrem Handeln voranbringen 
zu können.  

4 Unverhältnismässiger Aufwand ohne wesentlichen Nutzen: Es würden neu zahlreiche Un-
ternehmen zur Berichterstattung verpflichtet, die bislang keine Berichte publizieren muss-
ten. Es ist ein wesentlicher Unterschied, ob ein Unternehmen, das die Berichterstattung 
zuhanden der Öffentlichkeit gewohnt ist, einen weiteren Bericht veröffentlichen muss, 
oder ob Unternehmen, die bisher gar keinen Bericht veröffentlichen mussten (insbeson-
dere auch keinen Geschäftsbericht), neu zur öffentlichen Berichterstattung verpflichtet 
werden. Diese Unternehmen werden ihrer Gestaltungsfreiheit beraubt, ob sie in einem 
Wirtschaftsraum mit bestehenden strengen Berichterstattungspflichten tätig sein wollen 
(und es sich leisten können) oder nicht. Es gibt u.a. Schweizer KMU, die vorwiegend in 
den USA oder Asien tätig sind und nicht unter die EU-Berichterstattungspflichten fallen 
würden; diese müssten in der Folge nach zwei Standards rapportieren. Eine Kosten-/Nut-
zen-Abwägung wäre ihnen nun nicht mehr möglich, weil diese Unternehmen auch in ihrem 
Heimatland belastet würden. Die Vorlage verwirklicht ein bürokratisches «race to the bot-
tom» und schafft gleich kurze Spiesse für alle Schweizer Unternehmen. Ein wesentlicher 
Nutzen für die Schweizer Bevölkerung bzw. Wirtschaft ist derweil nicht zu erkennen. 
Wieso also diesen Vorentwurf jetzt umsetzen? 

5 Nicht berücksichtigter Multiplikatoreffekt: Die Verpflichtung zur Berichterstattung führt 
dazu, dass berichtspflichtige Unternehmen in ihrer Lieferkette gewisse Informationen 
sammeln und aufbereiten (lassen) müssen, um ihren Bericht erstellen zu können. Diese 
Aufwände werden somit auf Unternehmen überwälzt, die selber nicht berichtspflichtig 
sind. Faktisch würden durch die Vorlage somit weit mehr Unternehmen belastet als im 
erläuternden Bericht dargestellt und auch die Kosten wären weitaus höher. Die Belast-
barkeit der RFA wird dabei in Frage gestellt: Fragestellungen und Antworten erfolgten zu 
einer Zeit grosser Unkenntnis über die Frage, was ein Nachhaltigkeitsbericht ist. 

6 Reduktion der gesetzgeberischen Flexibilität: Die Schweiz schränkt sich durch die fakti-
sche Übernahme der EU-Regulierung direkt ins Landesrecht über Gebühr ein und verliert 
an der ihr eigenen und erfolgreichen Flexibilität und Autonomie in der Anpassung an glo-
bale Anforderungen. Die ohnehin schon grosse Dynamik im Bereich der EU-Regulierung 
und die damit einhergehende Rechtsunsicherheit würde durch die vorgeschlagene Anpas-
sung des OR massiv verschärft. Es würde für Jahre unmöglich, für die Zukunft nutzbare 
Erfahrungen zu sammeln und eine Praxis zu entwickeln.  

7 Fehlende Berücksichtigung des veränderten Umfelds: Nicht nur auf europäischer Ebene, 
sondern insbesondere auch auf Ebene der Umsetzung in den Mitgliedstaaten hat die Be-
wegung hin zu strengeren Bestimmungen betreffend Nachhaltigkeitsberichterstattung an 
Tempo und Schlagkraft verloren. In den USA ist die SEC-Vorlage derzeit Gegenstand eines 
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Rechtsstreits und in China wird, wenn überhaupt, mit grosser Wahrscheinlichkeit der 
ISSB-Standard implementiert werden. Das Abstellen auf die EU-Standards insinuiert, dass 
für Schweizer Unternehmen nur die EU relevant ist. Somit wäre auch mit Blick auf die 
internationale Abstimmung alles andere als ein Zuwarten unseres Erachtens die falsche 
Entscheidung und würde nicht nur der Schweizer Wirtschaft schaden, sondern auch dem 
Nachhaltigkeitsgedanken einen Bärendienst erweisen. 

C.  Anpassung des Gesetzesentwurfs 

8 Wir erkennen folgenden konkreten Anpassungsbedarf im aktuellen Gesetzesentwurf:  

9 Keine Reduktion der Schwellen/Opting-out oder Opting-in (Art. 964a): Die Berichterstat-
tungspflichten sind nicht auf private Unternehmen auszudehnen; vielmehr ist an der be-
stehenden Schwelle «Unternehmen des öffentlichen Interesses («börsenkotiert/FINMA 
reguliert») und (kumulativ) Schwellenwerte» festzuhalten. Wenn neu auch private Unter-
nehmen pflichtig werden sollten, wäre für diese ein Opting-out z.B. in den Statuten oder 
gestützt auf einen Aktionärsbeschluss vorzusehen (als bessere Mittellösung wäre ein Op-
ting-in für die neu berichterstattungspflichtigen vorzuziehen) oder im Minimum der bis-
herige Schwellenwert von 500 FTE beizubehalten.  

10 Verhältnismässigkeitsprinzip (Art. 964c): Alle Bestimmungen in Art. 964c OR müssen dem 
Verhältnismässigkeitsprinzip unterliegen, sodass Unternehmen nur jene Informationen 
offenlegen müssen, die tatsächlich relevant sind. 

11 Keine inhaltlichen Zielfestlegungen (Art. 964c Abs. 1): Mit Bezug auf die Umweltfaktoren 
werden Angaben betr. Netto-Null-Treibhausgasemissionsziel 2050 sowie betr. Begren-
zung der Erderwärmung auf 1,5°C gegenüber dem vorindustriellen Niveau verlangt. Da-
mit würden artfremd für Publikationspflichten inhaltliche Zielfestlegungen postuliert. 
Diese sind zu streichen und nicht durch die obligationenrechtliche Hintertür einzuführen, 
umso mehr als die TCFD-Klimaverordnung ausreichend quantitative Ziele enthält.  

12 Kein Erfordernis der doppelten Materialität (Art. 964c Abs. 2): Eine gesetzliche Festschrei-
bung der doppelten Materialität lehnen wir ab, da dies eine Frage des gewählten Berichts-
standards sein soll. Verschiedene prominente Standards wenden dieses Prinzip jedoch 
gerade nicht an wie z.B. IFRS S1/S2. Nur innerhalb der EU wird dieser Standard mit der 
GRI (Global Reporting Initiative) verknüpft, weltweit dagegen nicht. Würde die Schweiz – 
wie vorgeschlagen – eine Verknüpfung von IFRS S1/S2 mit dem GRI-Standard erzwingen, 
wäre dies einmal mehr ein ebenso unnötiger wie nachteiliger Swiss Finish. 

13 Beibehaltung Comply or explain-Ansatz (Art. 964c): Gemäss geltendem Recht können 
pflichtige Unternehmen begründet erklären, dass bzw. wieso sie bestimmte Punkte be-
treffend Nachhaltigkeit nicht offenlegen. Dieses im Schweizer Markt bewährte Prinzip, das 
auch im Swiss Code of Best Practices for Corporate Governance Niederschlag findet, soll 
offenbar – kaum eingeführt – schon wieder aufgegeben werden. Der Raum für einen 
massvollen Umgang mit den Berichtselementen würde ohne Not gestrichen. Den Unter-
nehmen würde die Möglichkeit genommen, begründet zu bestimmen, wo eine Offenle-
gung Sinn ergibt und wo nicht. Das Comply or explain-Prinzip ist aufrechtzuerhalten resp. 
wieder aufzunehmen. 
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14 Keine zwangsweise Übernahme von EU-Recht/alternative Standards (Art. 964c Abs. 5): 
Im Bereich der Rechnungslegung hat es sich bewährt, allgemein «anerkannte Standards» 
für zulässig zu erklären. Das muss auch für die nichtfinanzielle Berichterstattung gelten. 
Die aktuelle Formulierung bedeutet faktisch einen Zwang zur Übernahme des EU-Rechts 
(konkret der CSRD) und damit eine Abkehr des Prinzips der eigenständigen (smarten) 
Regulierung. Sie würde verhindern, dass sich Schweizer Unternehmen an anderen als den 
EU-Standards – den derzeit ausführlichsten und bürokratischsten aller Standards – ori-
entieren können, die einen geringeren Aufwand mit sich bringen, wie z.B. am IFRS/ISSB-
Standard, dem global am meisten verbreiten Standard (eingeführt wurde er bisher von 
Kanada, Brasilien, Singapur, Australien, Grossbritannien, Malaysia, Neuseeland, Korea 
und Japan; China dürfte sich ihm ebenso anschliessen) oder der im Entstehen begriffene 
FER-Standard, der für binnenmarktorientiert KMU künftig eine wichtige Alternative dar-
stellen soll. Aus Sicht der Standortattraktivität der Schweiz ist die Anerkennung interna-
tionaler Standards zentral.   

15 Adäquate Zuständigkeiten berücksichtigen (Art. 964c Abs. 7 und Art. 964cter Absatz 2): 
Die Unternehmen mit Sitz in der Schweiz, welche bereits berichterstattungspflichtig sind, 
haben sich grossmehrheitlich für eine Konsultativabstimmung über den Nachhaltigkeits-
bericht entschieden, womit die Verantwortung – zurecht und in Einklang mit der good 
corporate governance und im Übrigen auch der EU – beim Verwaltungsrat liegt. Die Kon-
sultativabstimmung ist aufrechtzuerhalten; allenfalls könnte – für kleinere Unternehmen 
– ein Opting-in-Wahlrecht in ihren Statuten vorgesehen werden. Dasselbe gilt für die 
Festlegung des Standards – diese muss grundsätzlich beim obersten Leitungsorgan, dem 
Verwaltungsrat, angesetzt bleiben; allenfalls mit einer Möglichkeit, etwas anderes in den 
Statuten vorzusehen. 

16 Prüfpflicht: Schrittweise Einführung und Opting-out (Art. 964cbis): Die lediglich schritt-
weise Einführung der Prüfpflicht bezüglich der neuen Nachhaltigkeitsberichterstattung ist 
zu begrüssen. Die Mehrkosten durch Einführung einer vollen Prüfpflicht sind auch für 
Grossunternehmen enorm und sollten nicht über die von ihnen gewählten (anerkannten) 
Standards hinausgehen. Der Standard sollte deshalb die eingeschränkte Revision sein, 
mit einer Opting-up-Möglichkeit für internationale Konzerne, die aufgrund ihres gewählten 
Standards ihren Bericht voll prüfen lassen müssen und eines Opting-out für KMU, was in 
der Revision der Rechnungslegung bekannt ist und sich bewährt hat. Schliesslich ist zent-
ral, dass die Anforderungen an die externe Revision verhältnismässig sein müssen – das 
Gebiet steckt in den Anfangsschuhen und wird sich noch stark entwickeln. 

17 «Berichterstattung» anstatt «Bericht» (Art. 964cter): Der Vorentwurf bzw. dessen Erläu-
terung lässt offen, ob die Berichterstattung im Lagebericht oder in einem separaten Be-
richt erfolgen könnte. Es scheint jedoch, dass von einem separaten Bericht ausgegangen 
wird, weil einerseits terminologisch von «Bericht» und nicht «Berichterstattung» gespro-
chen wird. Andererseits muss der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte – gleich dem La-
gebericht – separat der GV vorgelegt werden. Es ist nicht praktikabel den gleichen Bericht 
zweimal der GV vorzulegen. Es muss daher klargestellt werden, dass der Bericht über 
Nachhaltigkeitsaspekte der GV vorzulegen ist, soweit die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
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nicht in den Lagebericht integriert ist, wie dies die EU im Übrigen vorsieht. Durch die 
begriffliche Anpassung könnte dies leicht geklärt werden. 

18 Keine Pflicht zur Veröffentlichung (Art. 964cter): Bis heute hat sich die Schweiz erfolgreich 
gegen eine Veröffentlichung resp. Registerpflicht für Geschäftsberichte/Finanzberichte 
von nicht börsenkotierten Unternehmen gewehrt. Dass nunmehr eine Veröffentlichungs-
pflicht auch für nichtkotierte Unternehmen eingeführt werden soll, ist nicht nachvollzieh-
bar, nicht sachgerecht und daher zu streichen. Es ist den nichtkotierten KMU auch heute 
möglich, einen Geschäftsbericht nicht nur den Aktionären, sondern auch Dritten zur Ver-
fügung zu stellen. Sie tun dies, wenn es sich für sie lohnt (signalling). Gleiches dürfte für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung gelten. Entsprechend erscheint auch hier die Mög-
lichkeit eines Opting-ins zwingend.  

19 Kohärente Terminologie im Revisionsaufsichtsgesetz: Es sollte nicht von der «Nachhaltig-
keitsprüfung» gesprochen werden, sondern von der «Prüfung im Zusammenhang mit der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung». 

20 Keine Strafen für zukunftsgerichtete Aussagen und Fahrlässigkeit (Art. 325ter StGB): 
Wenn überhaupt, sollte nur eine falsche Berichterstattung über Vergangenes strafrecht-
lich geahndet werden; die geforderten Aussagen zur zukünftigen Entwicklung bzw. «po-
tenziell negativer Auswirkungen» entziehen sich einer Überprüfbarkeit und dürfen nicht 
strafrechtlich relevant sein. Dies wäre nicht nur mit Blick auf den Grundgedanken dieser 
Strafnorm, sondern auch mit Blick auf den Grundgedanken des Strafrechts, nicht haltbar. 
Derartiges findet seine Grenze im Lauterkeitsrecht (UWG). Sodann ist auf die aktuell vor-
gesehene Strafbarkeit fahrlässiger Aussagen dringend zu verzichten. Beispielsweise müs-
sen «wesentliche Risiken» und die Handhabung dieser Risiken oder Umstände ausserhalb 
des Unternehmens («Lieferkette») beschrieben werden. Oftmals werden Risiken, die sich 
materialisiert haben, erst in der Rückschau als wesentlich erkennbar. Auch unter Berück-
sichtigung des Umstandes, dass die Datenqualität per se und die Abhängigkeit von Drit-
ten, welche Daten liefern, derzeit nicht sichergestellt werden kann, auch weil sich die 
Prozesse erst noch etablieren müssen (auch die Einführung solcher Prozesse führt für 
KMU zu wesentlichem Mehraufwand). Zu strenge Strafbestimmungen fördern sog. green-
hushing, was keinesfalls gewollt sein kann. Die Strafbestimmung muss dringend ent-
schärft werden. 

21 Neu: Safe Harbor-Regel: Um Aufwand und Haftung für KMU zu reduzieren und die schäd-
liche Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen zu verhindern, ohne aber die Qualität und 
Aussagekraft der Berichterstattung zu mindern, braucht es Safe Harbor-Regeln wie sie 
auch internationale Standards kennen: IFRS S1 («Commercially sensitive information», 
Paragrafen B34 und B37) und CSRD ESRS 1 («Klassifizierte und vertrauliche Informatio-
nen», Abschnitt 7.7). Eine entsprechende Formulierung könnte daher wie folgt lauten: 
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Vorschlag für einen neuen Art. 964cbis 

Verhältnismässigkeit 

1Von der Offenlegung von Angaben und Informationen kann abgesehen werden, wenn durch die 

Offenlegung Geschäftsgeheimnisse oder andere schutzwürdigen Interessen der Gesellschaft ge-

fährdet werden, selbst wenn diese Angaben und Informationen als wesentlich eingestuft werden. 

2Ebenfalls kann von der Offenlegung von Angaben und Informationen abgesehen werden, wenn 

deren Erhebung und Aufbereitung per Abschlussstichtag für das Unternehmen nicht oder nur 

mit einem unverhältnismässigen Aufwand oder zu unverhältnismässigen Kosten möglich ist.  

3In beiden Fällen ist eine Begründung im Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte anzuführen. 

 

Für die Möglichkeit der Stellungnahme bedanken wir uns und stehen für Rückfragen gerne 
zur Verfügung. 
 

Mit freundlichen Grüssen 

 

 

 
Dr. Beat Brechbühl lic. iur. Ines Pöschel Dr. Roman Aus der Au 
Managing Partner    



Lidl Schweiz

Lidl Schweiz DL AG Dunantstrasse 15 8570 Weinfelden

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
Herr Bundesrat Beat Jans
Bundeshaus Nord
Bundesrain 20
3003 Bern

Weinfelden, 10.10.2024

Vernehmlassung: Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte

Sehr geehrter Herr Bundesrat Beat Jans
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur Änderung des Obligationenrechts bezüglich Transparenz
über Nachhaltigkeitsaspekte Stellung nehmen zu dürfen. Grundsätzlich begrüssen wir Ihren Vorschlag,
möchten aber dennoch ein paar Punkte ausführen.

Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte ist für uns als Lidl Schweiz ein wichtiges Anliegen. Wir haben
insgesamt schon vier Nachhaltigkeitsberichte veröffentlicht, drei davon nach GRI-Standard. Den ersten
Nachhaltigkeitsbericht verfassten wir für das Geschäftsjahr 2016. In den folgenden Jahren fassten wir
jeweils zwei Geschäftsjahre in einem Nachhaltigkeitsbericht zusammen. Die Berichte wurden jeweils
von einem externen Auditunternehmen geprüft. Die externen Kosten belaufen sich auf über CHF
100'000 pro Bericht. Hinzu kommen interne Kosten, denn der Zeitaufwand für einen Bericht beläuft
sich auf mindestens zwei Monate Arbeitszeit (bei einem 100%-Pensum). Der hohe Aufwand war auch
einer der Gründe, wieso wir uns entschieden haben, nicht jedes Jahr einen Nachhaltigkeitsbericht zu
verfassen. Seit diesem Jahr kommt jährlich noch der Bericht über die Erfüllung der Sorgfaltspflichten
im Zusammenhang mit Kinderarbeit hinzu. Dieser Bericht kann an sich innerhalb von circa drei Wochen
geschrieben werden (bei einem 100%-Pensum), jedoch erfordert die vorgelagerte Umsetzung der
Sorgfaltsprüfungspflichten inklusive der Risikoanalyse jedes Jahr zwei zusätzliche Monate (bei einem
100%-Pensum).

Der Aufwand für einen Nachhaltigkeitsbericht ist somit hoch, besonders in Kombination mit dem
Bericht über die Erfüllung der Sorgfaltspflichten im Zusammenhang mit Kinderarbeit. Beide Berichte
werden bei uns hauptsächlich von der Nachhaltigkeits-Abteilung koordiniert. Die dafür aufgewendete
Zeit könnte auch in Nachhaltigkeits-Projekte investiert werden, weshalb uns ein pragmatischer und
möglichst unbürokratischer Zugang zur Berichterstattung wichtig ist. Wir sind der Meinung, dass sich
eine Berichterstattung hinsichtlich Nachhaltigkeitsaspekten auszahlt, insbesondere wenn sie nach
bestimmten Kriterien verfasst wird und so eine hohe Vergleichbarkeit zwischen Unternehmen



Lidl Schweiz

ermöglicht. Somit kann der Bericht zum Beispiel von Investierenden genutzt werden, um
Investitionsentscheide zu treffen. So kann ein gesunder Wettbewerb im Bereich Nachhaltigkeit
entstehen. Mit der im Obligationenrecht geforderten Prüfung durch Revisionsunternehmen würde
ausserdem die Verlässlichkeit der Berichte steigen und Greenwashing könnte minimiert werden, was
wir als positiv einschätzen.

Aufgrund dieser Ausgangslage kann Lidl Schweiz die vorgeschlagenen strengeren Regeln für die
nachhaltige Berichterstattung unterstützen. Lidl Schweiz begrüsst insbesondere, dass die
Entwicklungen auf europäischer Ebene berücksichtigt werden.

Denn als Teil der Lidl Gruppe, die in Deutschland ihren Hauptsitz hat, ist Lidl Schweiz indirekt auch von
den aktuellen Gesetzesänderungen in der EU zur Nachhaltigkeitsberichterstattung betroffen. Mit dem
Inkrafttreten des Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) per 1. Januar 2024 sind
Unternehmen in der EU, und somit auch die Lidl Gruppe, zu einer umfassenden Berichterstattung über
Nachhaltigkeitsaspekte verpflichtet. Als Teil der Lidl Gruppe erhebt auch Lidl Schweiz die Kennzahlen
und relevanten Informationen für die Berichterstattung der Lidl Gruppe. Diese werden ab 2025 in die
Nachhaltigkeitsberichte der Lidl Gruppe miteinfliessen. Die vorgesehene Ausnahme im
Obligationenrecht in Art. 964b, Ziff. 1 würde es ermöglichen, dass Lidl Schweiz somit keinen eigenen
Nachhaltigkeitsbericht verfassen muss und stattdessen auf den Bericht von der Lidl Gruppe verweisen
kann. Dies würde eine Doppelspurigkeit in Konzernverhältnissen verhindern. Mit zunehmender
internationaler Vernetzung ist diese Entwicklung zukunftsfähig.

Jedoch möchten wir bezüglich des Geltungsbereichs in Art. 964a, Ziff. 2 unsere Bedenken äussern. Wie
bereits beschrieben, ist der Aufwand für einen Nachhaltigkeitsbericht mit hohem Zeitaufwand sowie
internen und externen Kosten verbunden. Für Unternehmen, welche die angegebenen Grenzwerte
nur knapp überschreiten, ist ein derartiger Bericht ein erheblicher Aufwand, der viel Ressourcen in
Anspruch nimmt, die nicht jedes KMU hat. Entsprechend ist eine derartige Belastung nicht für jedes
KMU tragbar, jedoch sind die KMUs das Rückgrat der Schweizer Wirtschaft. Aus diesem Grund
möchten wir dringend empfehlen, die Schwelle für die zwingende Berichterstattungspflicht so hoch
wie möglich anzusetzen.

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unseres Schreibens.

Beste Grüsse

.'v

// d
Phitipp von Ins

Head of Legal

Nicholas Pennanen
CEO Lidl Schweiz

/7‘
Julia Baumann
Head of Corporate Social Responsibility



luksgruppe 

Bundesamt für Justiz Direktion 

Bundesrain  20 LUKS Gruppe 

3003  Bern Spitalstrasse  16000  Luzern  16 
luks.ch 

Luzern, 18. September 2024 

Stellungnahme zur Vernehmlassung  2024/58 

Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte: Änderung  des  Obligationenrechts  (OR), des  Revi-
sionsaufsichtsgesetzes (RAG) und  des  Strafgesetzbuchs (StGB) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für  die  Gelegenheit, zu  den  neuen Bestimmungen über  die  Berichterstattungs-
pflichten für Unternehmen zur nachhaltigen Unternehmensführung Stellung nehmen zu können. 
Gerne äussern wir uns aus Sicht einer Spitalgruppe resp.  des  grössten Zentrumsspitals  der 
Schweiz und als grösste Arbeitgeberin  der  Zentralschweiz, welche aufgrund einer ausstehenden 
Anleihensobligation für das Geschäftsjahr  2023  ihren ersten Nachhaltigkeitsbericht  publiziert hat 
als Gesellschaft  des  öffentlichen Interesses gemäss  Art. 964a  Abs.  1 OR. 

Die  Luzerner Kantonsspital Gruppe (LUKS Gruppe) begrüsst grundsätzlich  die  Bestrebungen  des 
Bundesrates,  die  Regeln für  die  nachhaltige Unternehmensführung weiter zu standardisieren. Wir 
sind auch  der  Meinung, dass eine transparente Berichterstattung wesentlich zur nachhaltigen Ent-
wicklung und zur gesellschaftlichen Verantwortung  von  Unternehmen beitragen kann. Im Kontext 
der  Vernehmlassung möchten wir jedoch auf  die  folgenden wichtigen Punkte hinweisen: 

1. Neuer Geltungsbereich würde  die  meisten Spitäler umfassen allein wegen  der  Grösse 

Mit  der  geplanten Ausdehnung  des  Geltungsbereichs generell auf grössere Unternehmen würden 
die  meisten Spitäler  in der  Schweiz neu  der  Nachhaltigkeitsberichterstattung unterliegen — ausge-
nommen  Klein-  und Kleinstspitäler.  Die  Schweizer Spitäler sind jedoch grundsätzlich nur im Inland 
tätig und  von den  EU-Regelungen überhaupt nicht betroffen. Schweizweit haben  die  Spitäler mit 
grossen Herausforderungen zu kämpfen und stehen bereits unter enormem finanziellem Druck. Sie 
sind bereits stark reguliert und  der administrative  Aufwand ist hoch. Eine Pflicht zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung würde  die  Spitäler noch mehr unter Druck setzen, zu zusätzlichem bürokrati-
schem Aufwand und spürbaren Mehrkosten bei  den  Spitälern führen. Demgegenüber ist  der  effek-
tive Mehrnutzen fraglich. 

Spitäler resp. Gesundheitseinrichtungen - ausgenommen Gesellschaften  des  öffentlichen 
Interesses gemäss  Art. 964a  Abs.  1 OR  - sollten daher vom Geltungsbereich  der  Nachhaltig-
keitsberichterstattung weiterhin ausgenommen bleiben. 

Rechtsträger  der  LUKS Gruppe ist  die  Luzerner Kantonsspital  AG 



2. Einführung einer Prüfpflicht ist unverhältnismässig 

Den  zusätzlichen Nutzen einer Prüfung  der  Nachhaltigkeitsberichte durch Revisionsunternehmen 
und Konformitätsbewertungsstellen erachten wir als gering. Angesichts  der  damit verbundenen ho-
hen Kosten und  des  hohen Zusatzaufwands halten wir eine Prüfpflicht zudem für übertrieben und 
unverhältnismässig.  Die  Revision  des  Jahresabschlusses ist schon heute ein jährlicher Wettlauf mit 
der  Zeit. Bei ausstehenden Anleihen ist  der  geprüfte Jahresabschluss innerhalb  von  vier Monaten 
nach dem Bilanzstichtag resp. bis Ende April zu publizieren. Bei einer zusätzlichen Prüfpflicht für 
den  Nachhaltigkeitsbericht und namentlich bei einer detaillierten Prüfung  der  Inhalte ist fraglich, ob 
der  Jahresabschluss rechtzeitig publiziert werden könnte. 

Wir beantragen daher, auf  die  Einführung einer Prüfpflicht zu verzichten. 

3. Flexibilität bei  den Standards 

Wir weisen darauf hin, dass  es  für Schweizer Unternehmen  von  grosser Bedeutung ist, bei  der 
Wahl der  Berichtsstandards weiterhin über eine gewisse Flexibilität verfügen zu können. Deshalb 
beantragen wir, dass  der Global Reporting Initiative  (GRI)  Standard  als gleichwertig zum EU-
Standard  anerkannt wird. Begründung: 

1. Bereits bestehende Berichterstattung:  Die  LUKS Gruppe berichtet bereits  in  Übereinstim-
mung mit dem GRI-Standard. Dieser  international  breit anerkannte  Standard  hat sich  in der 
Praxis  bewährt und ermöglicht eine umfassende und transparente Berichterstattung über  die 
relevanten Nachhaltigkeitsaspekte. 

2. Vermeidung  von  Mehraufwand:  Die  Einführung eines neuen, verpflichtenden EU-Standards 
(CSRD) würde für Unternehmen,  die  bereits nach GRI berichten, einen erheblichen zusätzli-
chen Aufwand und damit verbunden deutliche Mehrkosten bedeuten.  Dies  betrifft sowohl  die 
Anpassung interner Prozesse,  die  Schulung  von  Mitarbeitenden und  den  externen Beratungs-
aufwand. 

3. Gleichwertigkeit  der Standards: Der  GRI-Standard wird weltweit  von  Unternehmen verwen-
det und ist als Berichtsrahmen  global  anerkannt.  Die  Anerkennung  des  GRI-Standards als 
gleichwertig zum EU-Standard  würde eine Harmonisierung  der  Berichterstattung ermöglichen 
und gleichzeitig  die  internationale Vergleichbarkeit verbessern. 

4. Förderung  der  Nachhaltigkeit: Durch  die  Anerkennung  des  GRI-Standards würde  der  Bun-
desrat Unternehmen,  die den  Bereich  der  Nachhaltigkeitsberichterstattung bereits entspre-
chend aufgebaut haben, erlauben, ihre Ressourcen nun vermehrt zur Umsetzung  von  Verbes-
serungsmassnahmen einzusetzen, ohne zusätzlichen administrativen Aufwand zu erzeugen. 

Zusammenfassend beantragen und empfehlen wir, dass im Gesetz Spitäler resp. Gesundheitsein-
richtungen grundsätzlich vom Geltungsbereich  der  Nachhaltigkeitsberichterstattung ausgenommen 
bleiben, auf  die  Einführung einer Prüfpflicht verzichtet wird und  der  Bundesrat  den  GRI-Standard 
als gleichwertig zum EU-Standard  bezeichnet.  Dies  um weiteren zusätzlichen Aufwand im Spital-
resp. Gesundheitswesen  in  Grenzen zu halten und  die  bereits etablierten Berichtsprozesse zu nut-
zen. 

Wir danken Ihnen für  die  Berücksichtigung unserer Anliegen. 
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Freundliche Grüsse 

LUK Gruppe 

IIVV ~ Benn fuchs 
CEO/Norsitzerder  der  Geschäftsleitung 
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MiGR©§
Migros-Genossenschafts-Bund

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West
CH-3003 Bern

per E-Mail an: dIg@j,xd_ra1,d1

Ort/Datu“: ZÜrich, 14. Oktober 2024

Betreff Vernehmlassungsantwort Änderung des Obligationenrechts
(Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte)

Sehr geehrte Herr Bundesrat,
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen, dass Sie uns die Möglichkeit einer Stellungnahme zur Änderung des
Obligationenrechts zur Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte einräumen. In der Beilage erhalten Sie
unsere Anträge samt Begründung.

Wir möchten nachfolgend auf einzelne Aspekte von grundlegender Bedeutung hinweisen:

1. Berücksichtigung der relevanten Rechtsakte der EU (CSRD, CSDDD, ESRS, EU-Taxonomie)

Die Migros begrüsst grundsätzlich, dass der Bundesrat die Schweizer Vorgaben zur
Nachhaltigkeitsberichterstattung den Vorgaben der EU im Bereich Berichterstattungspflichten angleichen
will. Die EU hat inzwischen mit der Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD)
Sorgfaltspflichten für Unternehmen in Bezug auf Menschenrechte und Umweltschutz eingeführt. Damit
die Schweizer Gesetzgebung international abgestimmt ist, wäre es von Vorteil, bei der Gesetzgebung
zur Berichterstattung die übrigen relevanten Rechtsakten der EU generell zu berücksichtigen (vgl. in der
Beilage zum Beispiel unseren Antrag zur Angleichung der Begriffe: "Aktivitätskette" gemäss CSDDD statt
"Wertschöpfungskette").

2. Wahrung der Geschäftsgeheimnisse

Die Vorlage sieht eine umfassende Transparenzpflicht der betroffenen Unternehmen zu diversen
Nachhaltigkeitsthemen vor. Diese umfasst nicht nur das eigene Unternehmen, sondern insbesondere
auch Aktivitäten entlang der gesamten Wertschöpfungskette (vgl. dazu Ziff. 1 oben). Solche
Informationen können Geschäftsgeheimnisse der betroffenen Unternehmen beinhalten

Migros-Genossenschafts-Bund
Direktion Wirtschaftspolitik
Limmatstrasse 152
Postfach 1766
CH-8031 Zürich

Direktwahl +41 58 570 18 03
Zentrale +41 44 277 21 11

juerg .maurer@mgb.ch
www.mig ros.ch



Migros-Genossenschafts-Bund

Wir gehen davon aus, dass generell die berechtigten Geheimhaltungsinteressen des Unternehmens den
Transparenzvorschriften zu Nachhaltigkeitsaspekten vorgehen. Im Sinne der Rechtssicherheit bitten wir
den Bundesrat eine entsprechende Aussage dazu in der Botschaft zu treffen.

3. Anerkannte Standards und Gleichwertigkeit der Rechtsvorschriften der EU

Die Vorlage bezieht sich an mehreren Stellen auf anerkannte internationale Standards oder ausländische
Vorschriften, ohne genau zu spezifizieren, welche Standards/Vorschriften gemeint sind. Auch ist nicht
klar, ob eine Kombination der Standards (auch innerhalb einer Unternehmensgruppe) zulässig wäre. Die
Wahl des Standards ist für Unternehmen, die international tätig sind, von grösster Bedeutung. Deshalb
erwarten wir, dass der Bundesrat die Vorlage in dieser Hinsicht präzisiert und bereits im Gesetz festlegt,
dass zumindest die europäischen Standards und Vorschriften als gleichwertig anerkannt sind.

Die weiteren bereits bestehenden Standards (IFRS, GRI) sind zumindest in der Botschaft hinsichtlich
derer Gleichwertigkeit zu beurteilen.

4. Revision / Negative Assurance als effizienteste Lösung

Die Vorlage überlässt es dem Bundesrat die Prüftiefe festzulegen. Aus Migros Sicht ist die negative
Assurance durch die Revisionsstelle, und zwar auf Gesetzesebene vorzusehen. Eine allfällige positive
Assurance würde zu jährlich wiederkehrend, unverhältnismässig hohen Prüfungsaufwand und den damit
verbundenen Kosten führen und die betroffenen Unternehmen stark belasten. Im Übrigen würde die
positive Assurance dem bisherigen Rechnungslegungsrecht insoweit widersprechen, als nach Schweizer
Recht der Lagebericht nicht revisionspflichtig ist; dies im Unterschied zur EU. Auch entspricht die
negative Assurance der in Art. 728 Abs. 1 Ziff. 5 vorgesehen Prüfungstiefe. Der nicht näher definierte
Umfang der Prüfung lädt zudem grundsätzlich zu Lasten der Unternehmen zu einer extensiven
Auslegung seitens der Revisionsstelle ein. Dies ist generell aus Effizienzgründen nicht erstrebenswert.

5. Zeitplan und Übergangsfristen

In der Vorlage äussert sich der Bundesrat nicht zum möglichen Datum des Inkrafttretens der neuen
Bestimmungen. Wir möchten darauf hinweisen, dass Schweizer Unternehmen, die in der EU tätig sind
und bestimmte Schwellenwerte überschreiten, ab dem Geschäftsjahr 2028 einer Berichterstattungspflicht
auf konsoËidierter Basis unterliegen. Es bietet sich deshalb an, die Anwendung der Vorschriften der
Vorlage frühestens ab dem Geschäftsjahr 2028 vorzusehen.

Fazit

Die Migros begrüsst grundsätzlich die Absicht des Bundesrates, die Schweizer Gesetzgebung bezüglich
der Nachhaltigkeitsberichterstattung der EU angleichen zu wollen. Dies ohne eine Verschärfung durch
Swiss Finish. Der Vorentwurf lässt allerdings zu viele Fragen offen und bietet zu viel
Interpretationsspielraum. Die Migros erwartet deshalb eine Präzisierung des Gesetzeswortlautes und
ausführlichere Erläuterungen in der Botschaft.



Migrl s-Genossenschafts-Bund

Wir danken für die Kenntnisnahme und für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen im weiteren
Verlauf der Beratungen.

Freundliche Grüsse

Mig ros-Genossenschafts-Bund

1\bAy\A A4ßscr

Jür6 Maurer
Stv. Leiter Wirtschaftspolitik

Andrea Moser
Leiterin Abteilung Legal & Compliance



Stellungnahme der Migros vom 14.10.2024 zur Vernehmlassungsvorlage vom 26. Juni 2024 betreffend Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über
Nachhaltigkeitsaspekte>

Kontakt bei Rückfragen: =ra.dizdarev ic@agb.c:1 / adrËenne,b;ass_@ub.ch (Group Legal Migros)

1 Obligationenrecht

OR 964a Ziff. 2 lit.
C

Gemäss Erläuterungen auf S. 18 sollen die auftragsrechtlichen
Verhältnisse in den 250 FTEs miterfasst werden. Das ist nicht
nachvollziehbar. Es kann sich nur um auftragsrechtliche Verhältnisse
handeln, die arbeitsrechtlichen Verhältnissen gleichkommen. Das ist in
der Botschaft zu präzisieren,

Antrag:
In der Botschaft ist zu präzisieren, dass lediglich
auftragsrechtliche Verhältnisse, die arbeitsrechtlichen
Verhältnissen gleËchkommen, bei der Berechnung der
250 Vollzeitstellen miteinbezogen werden

OR 964b Abs. 1
ziff. 1 lit. b

Es ist im Sinne der RechtssËcherheit zu präzisieren, welche Berichte nach
ausländischem Recht als gleichwertig gelten sollen.

Neuer Wortlaut:
ö. das einen gleichwertigen Bericht nach ausländischem
Recht erstellt. Der Bundesrat bezeichnet gleichwertige
ausländische Vorschriften
Neuer Wortlaut:
2Unternehmen, die keinen eigenen Bericht über
Nachhaltigkeitsaspekte verfassen, müssen im Anhang
zur Jahresrechnung angeben, bei welchem anderen
Unternehmen sie in den Bericht einbezogen sind. So
mü880n di080n Boricht voröffontlichon.

OR 964b Abs. 2
OR

Die Veröffentlichung des Berichts durch jedes Unternehmen, das in einem
anderen Bericht erfasst ist, führt zu unnötigen Aufwendungen.
Unternehmen, die nach aussen nicht auftreten und z, B, keine Webseite
betreiben, können diese Vorgabe nicht umsetzen bzw. müssen nur für
den Nachhaltigkeitsbericht eine Webseite einrichten. Das ist nicht
sachgerecht. Zumal diese Unternehmen den konsolidieRen finanziellen
Geschäftsbericht auch nicht publizieren müssen, Der Transparenz ist u.E
genüge getan, wenn der konsolidierte Nachhaltigkeitsbericht die im
Bericht erfassten Unternehmen nennt.

Gemäss Wortlaut bezieht sich die Sorgfaltspflicht auf
"Wertschöpfungskette" und nicht wie in der CSSDR auf "Aktivitätskette".
Unserer Einschätzung nach geht RevOR damit weiter. Dieser «swiss
finish» ist aus unserer Sicht nicht nötig und behindert die angestrebte
Vereinheitlichung der beiden Rechtsordnungen EU/CH. Zudem bedeutet
der Vorschlag ein sehr grosser Schritt von Einzelthemen (Kinderarbeit,
Mineralien) wie bislang hin zu einem langen Katalog, der sich auf die
ganze «Wertschöpfungskette> bezieht. Für ein Unternehmen wie die
Mjqros GruDDe ist dies ein äusserst komDlexes und schwierjges

Art. 964c Abs 2
Ziffer 7 sowie Abs,
4

Neuer VVorr/auf. Art. 964c Abs 2 ZËffer 7 sowie Abs. 4
eine Beschreibung der wesentlichen tatsächlichen oder
potenziellen negativen Auswirkungen auf
Nachhaltigkeitsaspekte beziehungsweise von
Nachhaltigkeitsaspekten, die mit der Geschäftstätigkeit
des Unternehmens und mit seiner Aktivitätskette

Wertschöpfungskette verbunden sind sowie eine
Beschreibung der Massnahmen zur Ermittlung und
Überwachung dieser Auswirkungen"; sowie in Absatz 4



Unterfangen. Zudem wäre ein einheitlicher Anwendungsbereich für
Unternehmen, die gleichzeitig unter EU- und Schweizer Recht stehen,
wünschenswert.

"Die in den Absätzen 1 und 3 genannten Angaben
umfassen Informationen zur Geschäftstätigkeit des
Unternehmens und zu seiner Aktivitätskette

OR 964c Abs. 5 Da in den Erläuterungen mehrmals auf die OECD-Leitsätze verwiesen
wird, bietet es sich an, diese und andere gleichwertige Standards ins
Gesetz in einen Anhang aufzunehmen. Dies wäre auch deshalb sinnvoll,
weil sich die gemäss CSDDD anzuwendenden Sorgfaltspflichten ebenfalls
an die OECD-Leitsätze anlehnen. Zudem erhöht dies die Rechtssicherheit
und ermöglicht den insbesondere international tätigen Unternehmen, sich
rechtzeitig aufzustellen. Es sind zumindest sämtliche anwendbaren
Standards durch den Bundesrat zu bezeichnen
Die Ermächtigung des Bundesrates in Art. 964cb'= Abs. 2 über die
Prüfungstiefe auf Verordnungsstufe zu entscheiden, ist zu streichen. Auf
Gesetzesebene ist die negative Assurance durch die Revisionsstelle
vorzusehen. Eine allfällige positive Assurance würde zu jährlich
wiederkehrend, unverhältnismässig hohen Prüfungsaufwand und den
damit verbundenen Kosten führen und die betroffenen Unternehmen stark

belasten. Im Übrigen würde die positive Assurance dem bisherigen
Rechnungslegungsrecht insoweit widersprechen. als nach Schweizer
Recht der Lagebericht nicht revisionspflichtig ist; dies im Unterschied zur
EU. Auch entspricht die negative Assurance der in Art, 728 Abs, 1 ZifF. 5
vorgesehen Prüfunqstiefe
Falls keine positive Assurance notwendig ist (siehe Antrag zu OR 964cb'=
Abs. 2 oben). sollte entsprechend auch keine umfassende
Berichterstattung an den Verwaltungsrat (Long Form Report) notwendig
sein bzw, eine ähnliche Berichterstattung wie bei einer eingeschränkten
Revision. Der Verweis auf OR 728b ist deshalb auf Abs. 2 und 3
einzuschränken
Das im Gesetzeswortlaut genannte "einheitlichen elektronischen Format'
sowie die "internationale verwendeten Standards" sind aus
Rechtssicherheitsgründen zu spezifizieren

Neuer Wortlaut: Art. 964c Abs 5:
DDr BundoEtrat bozoiGhnot dio Standard8. AIs

anerkannte Standards gemäss dieser Ziffer gelten die
Regelwerke gemäss Anhang XX

OR 964ct’'; Abs 2 Neuer VVorf/auf.- OR 964cb's Abs 2
Geprüft wird, ob Sachverhalte vorliegen, aus denen zu
schliessen ist, dass die Angaben über
Nachhaltigkeitsaspekte im Bericht unvollständig oder
falsch sind.

OR 964cbi; Abs. 3
Ziff. 2

Neuer yVorf/auf.' OR 964cE>' Abs. 3
2. Berichterstattung (Art. 728b Abs. 2 und 3)

OR 964ct'' Abs. 1 Neuer VVort/auf.' OR 964ct'' Abs. 1
"Der Bundesrat bezeichnet die verwendbaren
elektronischen Formate sowie die anwendbaren
internationalen Standards. "
Neuermo OR 964ct'' Abs. 2
2 Der Bericht bedarf der Genehmigung durch das
oberste Leitunqs- oder Verwaltungsorgan 80wio der

OR 964cter Abs. 2 Die Genehmigung des Berichts über Nachhaltigkeitsaspekte
ausschliesslich durch die obersten Leitungs- oder Verwaltungsorgane
sollte aus Effizienz- und Machbarkeitsgründen zumindest bei
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Genossenschaften mit einer sehr grossen Anzahl von Genossenschaftern
enüqen

Uiternehmen, die die nach Vorentwurf OR 964a ff. zur Transparenz über
Nachhaltigkeitsaspekte verpflichtet sind und gleichzeitig von den
Sorgfaltspflichten nach OR 964j ff. betroffen sind, sollten keinen separaten
Bericht nach OR 9641 erstellen müssen, Die beiden Themen Kinderarbeit

und Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten sollten im generellen
Nachhaltigkeitsbericht integriert werden können.

OR 9641

(bestehend)
Neuer Wortlaut (neuer Absatz 6)
6 Unternehmen, die einen Bericht nach Artikel 964a
erstatten, können die Berichterstattung zur Kinderarbeit
und Mineralien und Metalle aus Konfliktgebieten in
diesen Bericht integrieren

2 Strafgesetzbuch

Artikel
StGB 325ter
Abs. 2 StGB
(bestehend)

Kommentare / Bemerkungen
Die Berichterstattung über Nachhaltigkeitsaspekte umfasst nicht nur Daten
aus eigenem Unternehmen, sondern auch und insbesondere Daten und
Informationen zu vor- und nachgelagerten WertschöpfungsstuferI. Die
verpflichteten Unternehmen müssen sich für die eigene Berichterstattung auf
die Angaben ihrer Geschäftspartner oder Dritten verlassen. Zudem ist die
Datenmenge sehr gross. In diesem Umfeld ist das Risiko einer fahrlässigen
Begehung der falschen oder unvollständigen Berichterstattung sehr gross
und insbesondere für die Organe der verpflichteten Unternehmen eine grosse
Belastung und Risiko. In anderen, ähnlichen Rechtsbereichen, wie z.B. im
Datenschutz, wurde aus diesem Gründen auf die Strafbarkeit der
fahrlässigen Begehung verzichtet (vgl. DGS 60 ff.). Es ist deshalb auch im
Bereich der Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte von der Strafbarkeit
der Fahrlässigkeit abzusehen

Antrag für Änderungsvorschla1
Art. 325ter Abs, 2 StGB (bestehend)
2 Wer fahrlü88ig handelt, wird mit Busse bis zu 50 000
Fran 1<on b08traft.
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17 October 2024 

Federal Office of Justice 

Swiss Federal Council  

 

Submitted via email: ehra@bj.admin.ch 

Swiss Federal Council’s Public Consultation on Amendment to the Code of Obligations 

(transparency regarding sustainability aspects) 

MSCI1 welcomes the opportunity to comment on the Swiss Federal Council’s proposed 

Amendment to the Code of Obligations - transparency regarding sustainability aspects 

(“Consultation”). As a leading provider of sustainability and climate data and analytics to the 

global financial industry, MSCI has collected climate and sustainability-related disclosures from 

thousands of companies globally for over two decades and developed tools to assist financial 

institutions in analyzing climate and sustainability risks within their investment and lending 

portfolios. 

MSCI supports the proposed amendments to the Code of Obligations (transparency regarding 

sustainability aspects) that would widen the scope of corporates requiring to disclose 

sustainability aspects and result in consistent and comparable disclosures of sustainability 

data.  

We have the following general comments set out for your kind consideration.  

1. Phased-In Approach for Sustainability Reporting. The current proposals in the Consultation, 

with lower thresholds for entities falling in scope based on the number of employees, total 

assets, and revenues, for sustainability reporting, aligns with the EU Corporate Sustainability 

Reporting Directive (CSRD) by enhancing transparency and accountability. We suggest 

providing additional support and clear guidelines to assist entities, especially the Small and 

Medium-sized Enterprises (SMEs) to comply with the amendments. Standardized, 

internationally aligned disclosure standards will offer detailed and comparable information 

for users, investors, and policymakers to assess sustainability risks. A phased 

implementation timeline, with specified dates, will help entities adapt progressively and 

allow them, especially the SMEs, to plan and implement changes effectively. This ensures a 

smooth transition to the new requirements by allowing them to allocate resources and 

update their reporting processes in a timely manner.  

 

2. Global Sustainability Reporting Standards. The current proposal in the Consultation allows 

companies to choose between different globally recognized standards for sustainability 

reporting. Adopting a single internationally accepted standard will facilitate comparability of 

sustainability reporting, as it would provide consistency, flexibility and adaptability. Such a 

 
1 MSCI ESG Ratings, research and data are produced by MSCI ESG Research LLC, a subsidiary of MSCI Inc.   
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standard would ease the burden on entities transitioning to new reporting frameworks, as 

many entities already use various globally recognized frameworks for their sustainability 

disclosures.  

 

3. Enhancing Credibility with Assurance Standards. The data reported according to 

established standards and verified through new assurance protocols, all within a framework 

of ethical conduct, will foster ongoing development by making the data more transparent 

and subject to scrutiny and analysis. While sustainability and climate reporting standards 

continue to evolve, the International Auditing and Assurance Standards Board (IAASB) has 

developed and approved the International Standard on Sustainability Assurance (ISSA) 

50002, which applies to sustainability information across various topics and frameworks. 

Therefore, we suggest that the Federal Council should engage with the IAASB and other 

standard-setting bodies to adopt ISSA 5000, which would enhance the credibility and 

reliability of sustainability reports in Switzerland. 

Please do not hesitate to contact us to discuss our submission.  

Yours sincerely,  

 

/s  

Meggin Thwing Eastman  

Managing Director, ESG Research  

MSCI ESG Research LLC 

 
2 Understanding International Standard on Sustainability Assurance 5000 (IAASB, September 2024) 

https://www.iaasb.org/focus-areas/understanding-international-standard-sustainability-assurance-5000


17 October 2024 

 

Mr. Valerio Di Sauro 

Mr. Adrian Tagmann 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartemente (EJPD) 

Bundesamt für Justiz (BJ) 

Eidgenössisches Amt für das Handelsregister (EHRA) 

Bundesrain 20 

CH-3003 Bern 

 

Dear Mr. Di Sauro and Mr. Tagmann: 

PepsiCo supports Switzerland’s ambitions to improve the sustainable development of its economy, 

society, and the environment. Further, we recognize the positive impacts for Switzerland, the 

region, and the world that can be achieved through reporting on sustainability efforts.  PepsiCo 

appreciates the opportunity to provide feedback on the important amendments proposed by the 

Swiss Federal Council.  

We ask that the Swiss Federal Council considers the need for appropriate timelines to prepare for 

new reporting requirements.  Many EU member states missed the deadline to transpose the 

European Union’s (EU’s) Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD), and the 

legislation remains to be transposed into many jurisdictions. Representatives from several Member 

States indicated the need for more time to prepare for CSRD, including Sweden and Germany. 

Given that the purpose of the proposed amendments is to align with the EU’s CSRD, it seems wise 

to allow the full transposition process to finish before instituting matching legislation in 

Switzerland. To more closely mirror CSRD, the new amendments should require that companies 

currently obligated to report under the current Swiss sustainability regulations report in the first 

year, followed by the other companies who will be newly in scope reporting in subsequent years. 

Thank you for your hard work on this important issue. We appreciate your consideration of our 

recommendations and will seek to provide further commentary directly.  

Sincerely, 

Paul Skehan 

 

 



Please direct inquiries to: 

Jeff Lundy 

Senior Director, Global Public Policy  

PepsiCo, Inc. 

Jeff.Lundy@pepsico.com 
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SCHWEIZERISCHER HYPOTHEKARINSTITUTE

Nansenstrasse 16

8050 Zürich

Telefon +41 44 315 44 55

Fax +41 44 315 44 66

www.pfandbrief bank.ch

Herr Bundesrat Beat Jans
Eidg. Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West
3003 Bern

Per E-Mail an: ehra@bj.admin.ch

8050 Zürich, 34. Oktober 2024. RH
Kontaktperson Robert Horat
Telefon-Nr. 044 315 44 56
E-Mail robert.horat@pfandbriefbank.ch

Stellungnahme zur vorgeschlagenen Änderung des Obligationenrechts (Transparenz
über Nachhaltigkeitsaspekte)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Jans,
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf das am 26. Juni 2024 eröffnete Vernehmlassungsverfahren zur Än-
derung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) und danken für
die Möglichkeit zur Stellungnahme. Gerne nehmen wir diese Gelegenheit wahr.

Die Ausgangslage für die zwei Schweizer Pfandbriefinstitute ist sehr ähnlich: Beide erfüllen
einen klar abgegrenzten, gesetzlichen Auftrag mit einem sehr kleinen Personalbestand.
Gemäss Schweizer Pfandbriefgesetz haben sie "den Zweck, dem Grundeigentümer lang-
fristige Grundpfanddarlehen zu möglichst gleichbleibendem und billigem Zinsfusse zu ver-
mitteln." Im Rahmen dieses klaren Mandats tragen die Pfandbriefinstitute über die Be-
schaffung entsprechender Refinanzierungsmittel für das inländische Hypothekargeschäft
der Banken wesentlich zu einer sicheren, langfristig stabilen und kostengünstigen Finan-
zierung des Gebäudeparks bei. Dieser stellt die Grundlage für Wohnen und Arbeiten der
Bevölkerung und damit eine notwendige Basis für sozialen Frieden und Wohlfahrt dar

Gleichzeitig unterstützen die Pfandbriefinstitute über ihren BeËtrag zur Sicherstellung des
funktionierenden Hypothekargeschäfts auch die Finanzierbarkeit der laufenden Transition
des Schweizer Gebäudeparks hin zu mehr Energieeffizienz und besserer Treibhausgasbi-
lanz. Die Finanzierbarkeit ist eine Grundvoraussetzung zur Erreichung des Netto-Null-Ziels
2050 des Schweizer Stimmvolks. Auch wenn die Pfandbriefinstitute aufgrund des zweistu-
figen Schweizer Pfandbriefmodells keine Hypothekarkredite direkt gewähren, liegt der in-
direkte soziale und ökologische Nachhaltigkeitsbeitrag auf der Hand

Der Sch '..veizel Pf 811 dt)?’lef€’



Wir unterstützen Bemühungen zur Stärkung eines sinnvolleren Umgangs mit Ressourcen
und einer nachhaltigeren Wirtschaft unbedingt. Das Thema Nachhaltigkeit ist aber sehr
komplex und vielschichtig. Es bestehen viele Abhängigkeiten. Wie nachhaltig ein konkretes
Projekt ist, lässt sich oft nur im Einzelfall beurteilen. Entsprechend anspruchsvoll ist eine
gute Regulierung in diesem Bereich.

Das zweite Schweizer PfandbrËefinstitut, die Pfandbriefzentrale der schweizerischen Kan-
tonalbanken AG, hat in ihrer Stellungnahme vom 26. September 2024 eine fundierte Aus-
egeordnung gemacht und die wichtigsten Anliegen aus der Sicht der Schweizer Pfandbrief-
instItute herausgeschält. Wir unterstützen diese Analyse, die Anderungsvorschläge und
insbesondere auch die Anregungen in den zusätzlichen Bemerkungen, in welchen die prak-
tischen Probleme des vorliegenden Entwurfs adressiert werden. Wir bitten Sie, diese Uber-
legungen beI den weiteren Arbeiten zu berücksichtigen

Für weitere Auskünfte stehen wir gerne zur Verfügung

Freundliche Grüsse

PFANDBRIEFBANK
SCHWEIZERISCHER HYPOTHEKARINSTITUTE AG

[/in
Dr. R. Horat
Geschäftsführender Direktor

P. Eichenberger
Stv. Direktor

Beilage
- Stellungnahme der Pfandbriefzentrale der schweizerischen Kantonalbanken AG vom

26, September 2024

3/
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Herr Bundesrat Beat Jans
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundeshaus West
3003 Bern

Briefadresse
Pfandbriefzentrale
der schweizerischen Kantonalbanken AG
Postfach
CH-8010 Zürich

www .pfandbriefzentrale.ch

Kontakt
Referenz
Direktwahl
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Sven Bucher
IM2/sb
+41 44 292 35 35

sven.bucher@zkb,ch
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Daniela Rey
ZAR/dr
+41 44 292 47 85

daniela .rey@zkb.ch

Stellungnahme der Pfandbriefzentrale der schweizerischen Kantonalbanken AG (PBZ) zu der
Änderung des Obligationenrechts
(Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Jans

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf das am 26. Juni 2024 eröffnete Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des
Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte). Wir danken Ihnen für die MögIIchkeit
zur Stellungnahme. Gerne nehmen wir diese Gelegenheit wahr und unterbreiten Ihnen nachfolgend
unsere wichtigsten Anliegen nicht nur aber auch aus der Sicht eines Pfandbriefinstituts

Wir begrüssen grundsätzlich eine proportionale Ausweiterung des Anwendungsbereichs, da dadurch
die Menge der verfügbaren Daten zur Nachhaltigkeit erhöht und die Vergleichbarkeit weiter verbes-
sert werden

Dennoch möchten wir darauf hinweisen, dass im Bereich der Transparenz über Nachhaltigkeitsas-
pekte die regulatorischen Entwicklungen noch sehr dynamisch sind und bisher weltweit noch keine
Einigkeit bezüglich Standards vorliegt. Dennoch haben sich gewisse Standards wie beispielsweise je-
ner der Global Reporting Initiative (GRI) etabliert und bewährt, welche auch entsprechend weiterent-
wickelt und an die aktuellen Gegebenheiten angepasst werden

Datenqualität als Herausforderung

Ein weiterer zu beachtender Aspekt ist auch die Qualität bereits verfügbarer Daten wie beispielsweise
die im Eidgenössischen Gebäude- und Wohnungsregister (GWR) vorliegenden. Das GWR weist für
sämtliche Liegenschaften in der Schweiz die Gebäudekategorie, das Erstellungsjahr oder die Bauperi-
ode, die Gebäudedimensionen und das Heizsystem aus. Allerdings ist die Qualität der Daten sowohl
hinsichtlich der Vollständigkeit als auch der Aktualität kantonal sehr unterschiedlich.

1



Centrale de lettres de gage
Banques Cantonales Suisses

Pfandbriefzentra le
Schweizer Kantonalbanken

Diese Rahmenbedingungen stellen eine Herausforderung für Schweizer Unternehmen im Allgemeinen
und Unternehmen mit Immobilienbezug im Speziellen dar. Davon betroffen sind vor allem die beiden
Pfandbriefinstitute und Banken, welche insbesondere im Hypothekargeschäft tätig sind.

In der Folge sind aufgrund der fehlenden Datenqualität sowohl die Aussagekraft als auch die Ver-
gleichbarkeËt (zwischen den Kantonen und auch über die Schweizergrenze hinaus) nur bedingt gege-
ben

Anerkennung etablierter Standards und Sicherstellung einer verhältnismässigen Umsetzung

Auch wenn in den relevanten ausländischen Rechtsordnungen Absichten für den Bereich Transparenz
über Nachhaltigkeit zumindest teilweise formuliert wurden, ist man von einer gefestigten Rechtslage
noch weit entfernt. In Kombination mit den noch nicht gefestigten Standards stellt dies eine Unwäg-
barkeit für Schweizer Unternehmen dar.

Es ist deshalb unseres Erachtens darauf zu achten, dass man auf etablierte und bewährte Standards
setzt. Eine entsprechende etablierte und bewährte Berichterstattung sollte demnach als genügend/an-
gemessen statuiert werden. Hingegen sollten nicht aufgrund von Annahmen über die zukünftige Ent-
wicklung fremder Regulierungen vorausschauend Anforderungen geschaffen werden

Letzteres gilt auch bezüglich der Prüfpflicht (limited versus reasonable assurance).

Bei einer Abkehr von etablierten und bewährten Standards zu Gunsten noch nicht vollständig etab-
lierter und/oder zukünftiger Entwicklungen fremder Regulierungen, würden zudem die bisherigen Be-
mühungen der verschiedenen Institute, eine Nachhaltigkeitsberichterstattung unter Berücksichtigung
etablierter Standards zu erstellen, nicht wertgeschätzt. Dies insbesondere, da die bestehende Nach-
haltigkeitsberichterstattung zumindest teilweise obsolet wäre und die erforderliche Überarbeitung,
verglichen zum Mehrwert, zu einem unverhältnismässigen Zusatzaufwand führen würde.

Zu berücksichtigen ist auch, dass sich durch die erhebliche Ausweitung des Anwendungsbereichs viele
kleinere Marktteilnehmer mit begrenzten Ressourcen erstmals mit diesen Fragestellungen auseinan-
dersetzen müssen.

Entsprechend sollte insbesondere für kleinere Unternehmen ein pragmatisches und prinzipienorien-
tiertes Vorgehen im Vordergrund stehen, wie dies beispielsweise im Bereich Rechnungslegung mit
Swiss GAAP FER der Fall ist und bereits seIt vielen Jahren erfolgreich umgesetzt wird. Dies sollte sich
sowohl auf den Umfang als auch auf das Format der Berichterstattung auswirken.

In jedem Fall wird der Regulierungsgrundsatz der Proportionalität in der praktischen Umsetzung stär-
ker zu gewichten sein.

Nachfolgend nehmen wir Stellung zu einzelnen Artikeln im vorliegenden Vernehmlassungsentwurf:
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a Id und Umfang der Prüfung

rt. 728a
11 Die Revisionsstelle prüft, ob

5. zwischen der Jahres- und gegebenenfalls Konzernrechnung
und dem Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte Unstimmig-
keiten bestehen.–––UTna;;E

rt. 964a hrt. 964a IN ach gängiger Interpretation unterliegen die beiden Pfandbriefin-
11 Unternehmen erstatten jährlich einen Bericht über nicht-IFolgende Unternehmen müssen jährlich Bericht über NachhaltFgkeits-jstitute und die Banken als Gesellschaften des öffentlichen Interes-
inanzielle Belange, wenn sie: jaspekte erstatten: jses i.S.v. Art. 9648 Ziffer 1 VE-OR mit Verweis auf Art. 2 lit. c Ziff. 2

Gesellschaften des öffentlichen Interesses im 1 1 . Gese11schaften des öffentlichen lnteresses im Sinne von Arti-iRAG sowie Art- 3 FINM AG der BerichterstattungspfËicht generell,

Sinne von Artike1 2 Buchstabe c des Revisions_ 1 ke1 2 Buchstabe c Ziffern 1 und 2 Revisionsaufsichtsgesetz Id.p. oppe, dass weitere Kriterien (wie Grössenkriterien etc.) erfüllt

aufsichtsgesetzes vom 16- DezerT'ber 2005 sind; v om 16 - DezerT'ber 2005 ( RAG)1 ; ='=nT,1:r:1:,Il (PBZ). wü,d,„ wi, , ,mit b „,tt, mit d „ , kt„11„
zusammen mit den von ihnen kontrollierten in- 1 2. Unternehmen, die zwei der nachstehenden Grössen in zwei jca. 3.8 VoItzeitstetteH berichterstattungspflichtig, dies, obschon wir
oder ausländischen Unternehmen, in zwei aufei- 1 aufeinander folgenden Geschäftsjahren überschreiten: sogar den Schwellenwert der Kleinstunternehmen von 10 Vollzeit-
nanderfolgenden Geschäftsjahren mindestens l a. Bilanzsumme von 25 Millionen Franken, jstellen unterschreiten
500 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt haben; 1 b. Umsatzerlös von 50 Mi11ionen Franken. IEs stellt sich hierbei die Frage der Verhältnismässigkeit. Insbeson-
und 1 c. 250 Vo11zettste11en im Jahresdurchschnitt. Here auch weil wir als Pfandbriefinstitut eine reine RefinanzËerungs-

u n t e r n e h m e n f d i e n a c D 1 :1f\ r t i k e 1 7 6 3 z u r Erstellung einer 9 [ :::i:Jelü lri = = r: nT:treE : :a// :1 syElf\=äPt= = i r = : cv;Je 1:;eJ Zr =
Konzernrechnung verpflichtet sind und die zusammen mit L= - - -’-- - '------- -- ---- -- ----’--- ----- -- - -- -- --’----- - --- -’
den kontrollierten Unternehmen zwei der Grössen nach Zif-

fer 2 in zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren über_ lzudem sËpd .wir. der yeinuTg, d ess die Tätigkeit .der Pfapdk?ri7,finsti-
ute bereËts indirekt über die Berichtserstattung ihrer Mitgliedban-

ken abgedeckt sein wird.

1

3 3

a

b

IGeltendes Recht (OR) IVorentwurf :usätzliche Bemerkungen PBZ

2.

zusammen mit den von ihnen kontrollierten in-

oder ausländischen Unternehmen, mindestens
eine der nachstehenden Grössen in zwei aufei.

nanderfolgenden Geschäftsjahren überschreiten:

Bilanzsumme von 20 Millionen Franken,
Umsatzerlös von 40 Millionen Franken

schreiten.
\bsatz 2. Aufgehoben bzw. neu in VE-Art. 964b
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lusätzliche Bemerkungen PBZ

Von dieser Pflicht befreit sind Unternehmen. die von ei-
Inem anderen Unternehmen kontrolliert werden

1.
2,

für welches Absatz 1 anwendbar ist; oder
das einen gleËchwertigen Bericht nach ausländi-
schem Recht erstellen muss.

L

rt. 964b
11 Von der Pflicht nach Artikel 964a befreit sind Unternehmen,

1. die von einem anderen Unternehmen kontrolliert werden:
Die engmaschigen Ausnahmeregelungen bringen eine erhebliche
IAusweitung des Anwendungsbereichs auf viele, auch kleinere,
IMarktteitnehmer mit sich .

}Es stellt sich die Frage, ob hier die Verhältnismässigkeit gegeben ist
auch im Hinblick auf den zu erzielenden Mehrwert

a. das nach Artikel 964a einen Bericht über Nachhaltig-

b.
keËtsaspekte erstellen muss; oder

das einen gleichwertigen Bericht nach ausländischem
Recht erstellt;

2. die allein oder zusammen mit den von ihnen kontrollierten
Sollte daran festgehalten werden, so sollte dies zumindest bei den
:ugelassenen Nachhaltigkeitsstandards. bei den Übergangsfristen,
IIS auch bei den Vorgaben zu Umfang und Format der Berichter-
;tattung berücksichtigt werden

in- oder ausländischen Unternehmen mindestens zwei der

nachstehenden Grössen in zwei aufeinanderfolgenden Ge-
schäftsjahren nicht überschreiten
a. Bilanzsumme von 450 000 Franken

b. Umsatzerlös von 900 000 Franken,
c. 1 0 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt.

Unternehmen, die keinen eigenen Bericht über Nachhaltigkeitsas-
ekte verfassen, müssen im Anhang zur Jahresrechnung angeben,
ei welchem anderen Unternehmen sie in den Bericht einbezogen

jsind. Sie müssen diesen Bericht veröffentlichen
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:. Zweck und Inhalt desm
brt, 964c

11 Der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte muss Rechenschaft ge-
>en über die folgenden Nachhaltigkeitsaspekte

1. Umweltfaktoren, insbesondere den Stand in Bezug auf
die Erreichung des Netto-Null-Treibhausgasemissionsziels
bis spätestens 2050 zur Begrenzung der Erderwärmung

auf 1 ,5'’C gegenüber dem vorËndustriellen Niveau;
2. Sozialaspekte einschliesslich ArbeitnehmerbeËange;
3. Menschenrechtsaspekte;

4. Governance-Aspekte einschliesslich organisatorischer
WorT(ohren Vorkehrungen zur Bekämpfung von Korrup-

4

1

ken 2

?usätzliche Bemerkungen PBZ

v
,rt. 964b

I' Der Bericht über nichtfinanzielle Belange gibt Rechen-
,chaft über Umweltbelange, insbesondere die C02-Ziele,
lber SoziaËbelange, Arbeitnehmerbelange, die Achtung

jder Menschenrechte sowie die Bekämpfung der Korrup-
.ion. Der Bericht enthält diejenigen Angaben, welche zum
erständnis des GeschäftsverËaufs, des Geschäftsergebnis-1
les, der Lage des Unternehmens so-wie der Auswirkun-
en seiner Tätigkeit auf diese Belange erforderlich sind,
Der Bericht umfasst insbesondere:

1. eine Beschreibung des Geschäftsmodells;
2. eine Beschreibung der in Bezug auf die Belange

gemäss Absatz 1 verfolgten Konzepte, ein-

SThlie;slic.h peranpewanP,ten Sorgfalt,7prüf T'ng; b Zu nennt::ns-ind diejenigen Angaben, die für das Verständnis der
3 eine Darstellung der zur Umsetzung dieser Kon- IAuswirkungen der Tätigkeiten des Un;ernehmens auf Nachhaltig-

zepte ergriffenen Massnahmen sowie eine Be- jkeitsaspekte sowie das Verständnis der Auswirkungen von Nach-
wertung der Wirksamkeit dieser Massnahmen- jhaltigkeitsaspekten auf Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und

eine Beschreibung d,rw„„tli,h,„ Ri,ik„ im jage des Unternehmens erforderlich sind
Zusammenhang mit den Belangen gemäss Ab-

satz 1 sowie der Handhabung dieser Risiken
durch das Unternehmen; massgebend sind Risi-

a. die sich aus der eigenen Geschäftstätig-1
keit des Unternehmens ergeben, und
b. wenn dies relevant und verhältnismäs-
sig ist, die sich aus seinen Geschäftsbeziehun-
gen, seinen Erzeugnissen oder seinen Dienstleis-
tungen ergeben;

Basierend auf dem Erläuterungsbericht sind nach dem True-and-Fair-
IPrinzip der Finanzberichterstattung alle relevanten Umweltwirkungen
lüber die gesamte Wertschöpfungskette, d.h. von der Rohstoffgewin-
jnung bis zur Entsorgung, darzustellen.

Damit wird eine generelle BerichterstattungspfËicht in Bezug auf alle
lachhaltigkeitsaspekte und über die gesamte Wertschöpfungs-

lkette/Lieferkette statuiert, ohne dass derzeit im OR/VSoTr entspre-
:hende konkrete Vorgaben, Sorgfaltspflichten und Ausnahmen in Be-
:ug auf die Lieferkette vorgesehen sind (mit Ausnahme von Konflikt-

jmineralien und Kinderarbeit),

:udem kennt die Schweiz bisher keine Berichterstattungspflicht zur
nachgeËagerten Wertschöpfungskette/Lieferkette. Eine Berichterstat-
jtung über die gesamte vor- und nachgelagerte Wertschöpfungs-
lkette/Lieferkette (inkl. Entsorgung) geht daher (zumindest zum jetzi-
Jen Zeitpunkt) zu weit. Über diese Vernehmlassung bzw. die Bericht-
:rstattung darf u.E. nicht durch die Hintertür eine Lieferkettengesetz-
]ebung geschaffen werden.

Der Bericht umfasst insbesondere:

eine Beschreibung des Geschäftsmodells und der Strate-
gie des Unternehmens;
eine Beschreibung der zoitgobundenon Nachhaltigkeits-

ziele, die sich das Unternehmen gesetzt hat;

3. eine Beschreibung der Rolle des obersten Leitungs- oder

Verwaltungsorgans was Nachhaltigkeitsaspekte betrifft;
4. eine BeschreËbung der Unternehmenspolitik hinsichtlich

der Nachhaltigkeit;

ËUnseres Erachtens ist die geforderte Ausweitung auf potenziell nega-
:ive Auswirkungen unverhältnismässËg und im Hinblick auf eine allfäl-

llige Prüfpflicht nicht objektiv nachvollziehbar.

:udem ist die Abgrenzung zwischen den einzelnen Absätzen unklar,

IIn Abs. 3 Ziff. 7 muss über die potenziell negativen Auswirkungen auf
INachhaltigkeitsaspekte entlang der Wertschöpfungskette berichtet

/erden. Art. 964c Abs. 4 bezieht sich jedoch auf den gesamten Abs.
1 und 3 (und nicht nur auf die wesentlichen tatsächlichen und poten-
:iellen negativen Auswirkungen),

5
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5. Angaben über allfällige Anreizsysteme, die mit Nachhal-
tigkeitsaspekten verknüpft sind und den Mitgliedern des
obersten Leitungs- oder VerwaFtungsorgans angeboten
werden

6. eine Beschreibung der in Bezug auf die Nachhaltigkeits-

aspekte angewandten Sorgfaltsprüfung;
7. eine Beschreibung der wesentlichen tatsächlichen oder

potenziellen negati'1'on Auswirkungen auf Nachhaltig-

keitsaspekte beziehungsweise von Nachhaltigkettsaspek-
ten, die mit der Geschäftstätigkeit des Unternehmens

verbunden sind so-

wie eine Beschreibung der Massnahmen zur Ermittlung
und Überwachung dieser Auswirkungen;

8. eine Beschreibung der Massnahmen des Unternehmens
zur Verhinderung, Minderung, Behebung oder Beendi-

gung tatsächlicher oder potenzieller nogati\'or Auswir-
kLIngen nach Ziffer 7, und des Erfolgs dieser Massnah-
men

9. eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, denen das

Unternehmen im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsas-
pekten ausgesetzt ist, und der Handhabung dieser Risi-
ken durch das Unternehmen;

10. die relevanten Indikatoren in Bezug auf die Angaben ge-
mäss Ziffern 1 -9.

Zusätzliche Bemerkungen PBZ

1. die für die Unternehmenstätigkeit wesentlichen
LeistungsËndikatoren in Bezug auf die Belange
gemäss Absatz 1

Stützt sich der Bericht auf nationale, europäische oder
nternationale Regelwerke, wie insbesondere die Leitsätze
er Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und

IEntwicklung (OECD), so ist das angewandte Regelwerk im
IBericht zu nennen. Bei der Anwendung solcher Regel-

'erke ist sicherzustellen. dass alle Vorgaben dieses Ani-
Fkels erfüllt sind. Nötigenfalls ist ein ergänzender Bericht

u verfassen
Kontrolliert ein Unternehmen allein oder zusammen mit
nderen Unternehmen ein oder mehrere andere in- oder
usländische Unternehmen, so umfasst der Bericht alle
iese Unternehmen,
Verfolgt das Unternehmen in Bezug auf einen oder

Imehrere Belange gemäss Absatz 1 kein Konzept, so hat
jes dies im Bericht klar und begründet zu erläutern.

Der Bericht ist in einer Landessprache oder auf Englisch
bzufassen.

e
\bs. 3 Ziff. 7, 8 sowie Abs. 4 direkt ersichtlichen Änderungen vor.

6
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Die in den Absätzen 1 uncF3TenanrRëa

:ormationen zur Geschäftstätigkeit des Unternehmens und zu sei
einschliesslich Angaben zu seinen Pro-

ukten und Dienstleistungen, und seinen Geschäftsbeziehungen
sofern dies relevant und verhältnismässig

’orentwurf :usätzliche Bemerkungen PBZ

Tgl. der sich als international anerkannter
;tandard für die Nachhaltigkeitsberichterstattung etabliert hat, sollte

jneben dem EU-Standard als angemessener Standard anerkannt wer-

jlnsbesondere für kleinere Unternehmen sollten allenfalls weitere prin-
ipienorientierte Standards zugelassen und/oder Erleichterungen zu-
testanden werden.

en

ist .

Die Angaben müssen die in der europäischen Union verwendeten
tandards oder einen anderen gleichwertigen Standard für die

INachhaltigkeitsberichterstattung erfüllen, Der gewählte Standard
Imuss in seËner Gesamtheit für alte Vorgaben dieses Artikels über-
Inommen und im Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte genannt

'erden. Der Bundesrat bezeichnet die Standards.

Kontrolliert im Sinne von Artikel 963 Absatz 2 ein Unternehmen
llein oder zusammen mit anderen Unternehmen im in- oder Aus-

and eines oder mehrere Unternehmen. so muss der Bericht alle
iese Unternehmen umfassen.

Das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan ist für die Wahl
es Standards zuständig, sofern die Statuten keine anderslauten-

Iden Vorgaben enthalten oder die Generalversammlung den Stan-
ard nicht festlegt.
Der Bericht ist in einer Landessprache oder auf Englisch abzufas-

m
FT Unternehmen lassen die Angaben über Nachhaltigkeitsaspekte
jprüfen durch :

en

,rt. 964ct’i’ (neu)

Revisionsunternehmen, welche die Voraussetzungen von
Artikel 6a RAG erfüllen, oder

Konformitätsbewertungsstellen, welche die Vorausset-

zungen von Artikel 6b RAG erfüllen.

7
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führt werden muss, insbesondere ob geprüft wird, ob Sachver- jordnung zu regeln. Dabei hat er die Wahl zwischen einer negativen /

9:Flililili:li::ii:ITj{{1:/11:"i:{111+:11}!:i?;;'~:;’-'ËI'::;::: Fiel}:IE::: 11::f111: liIi=.fT:1:rE:;TI-',}'-
ei an den internationalen-Entwicklunaen. INach unserem Kenntnisstand sollen die EU-Prüfungsstandards für

leine reasonab le assurance bis 2028 erarbeitet werden. Dies bedeutet
Idass selbst auf EU-Ebene noch nicht abschliessend klar ist, wie die
IPrüfungsstandards im Detail ausgestaltet sein werden.
IEs sollte weder den internationalen / europäischen Entwicklungen
'orgegriffen, noch unnötige Kosten und Aufwände und in der Folge

IWettbewerbsnachteile für die betroffenen Unternehmen generiert

'orentwu rf tusätzliche Bemerkungen PBZ

,erden

IDaher wäre es auch aus Verhältnismässigkeitserwägungen angezeigt,
ass die Schweiz zum jetzigen Zeitpunkt nicht über die negative / Ii-

mited assurance hinausgeht. Alles andere führt zu einem uner-
wünschten " SwËss Finish " , der unseres Erachtens nicht gerechtfertigt
lwä re .
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IRot Streichungen
IBlau neue Formulierungsvorschläge

FÜr die mit der Prüfung beaufi-ine 1 Revision5==
;teIlen und Konformitätsbewertungsstellen gelten sinngemäss mindes-
:ens folgende Anforderungen an die Revisionsstelle sinngemö5s:

Unabhängigkeit (Art. 728 und Art, 1 1 RAG);

Berichterstattung (Art.728b);
Anzeigepflichten (Art. 728c Abs. 1 und 2>

Wahl (Art. 730 Abs. 2-4);
Amtsdauer (Art, 730a);

Auskunft und Geheimhaltung (Art. 730b);

Dokumentation und Aufbewahrung (Art. 730c).

1

2

3

4

5

6
7

Die Bestimmungen zur Unabhängigkeit gelten sinngcmäss auch

Tusätzliche Bemerkungen PBZ

>as Obligationenrecht spricht einheitlich von Revisionsstelle. Ën Art
l727b OR werden zusätzlich Revisionsunternehmen als Revisionsstellen
lfür Publikumsgesellschaften nach den Vorschriften des Bundesgeset-
:es über die Zulassung und Beaufsichtigung der Revisorinnen und Re-
/isoren (Revisionsaufsichtsgesetz, RAG, SR22 1 .302) eingeführt.

:u Abs. 4: Gemäss Erläuterungsbericht muss die Revisionsstelle in Be-
:ug auf die gesamte Lieferkette unabhängig sein. Es ist daher nicht
:uIässig, ein Unternehmen in der Lieferkette eines berichterstattungs-

pflichten Unternehmens zu beraten und dann den Bericht zu prüfen
l(Erläuternder Bericht, S. 38).

Diese Anforderung an die Unabhängigkeit der Revisionsste11en oder
IKonformitätsbewertungsstellen ist sehr weit gefasst und geht weit
lüber die im Erläuterungsbericht erwähnte Unabhängigkeit gemäss
IArt. 728 Abs. 2 Ziff. 4 OR hinaus, da sie über die gesamte Lieferkette
Igegeben sein müsste. Zudem ist diese Anforderung kaum umsetzbar,

a es in der Schweiz faktisch zu wenig anerkannte Revisionsstellen fü
FBanken oder Konformitätsbewertungsstellen gibt, um eine derart

'eitreichende Unabhängigkeit einhalten zu können und somit die
’ahrscheinlichkeit gross ist, dass eine Revisionsstelle für ein Unter-

Inehmen als Revisor und für ein anderes Unternehmen in der Wert-
;chöpfungskette/Lieferkette beratend tätig ist. Darüber hinaus gibt es
:eine Verpflichtung, die Beratungstätigkeiten in irgendeiner Form ge-

genüber Geschäftspartnern offenzuËegen, so dass die Unternehmen
ie Unabhängigkeit nicht überprüfen könnten.

Spezifisch für Pfandbriefinstitute kommt erschwerend hinzu, dass die
IRevisionsstelle oder Konformitätsbewertungsstelle auch unabhängig
'on allen Mitgliedbanken sein müsste (bei der Pfandbriefzentrale de-

Iren 24 Kantonalbanken bei der Pfandbriefbank ein Vielfaches davon>.
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IGeltendes Recht (OR) ’orentw u rf
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ot Streichungen
'lau neue Formulierungsvorschläge

!usätzIiche Bemerkungen PBZ

IDies ist nicht praktikabel. Aus diesem Grund beantragen wir die Strei-
lchung von Abs. 4 sowie des entsprechenden Passus im Erläuternden
FBericht, S. 38, bzw. in den weiterführenden Gesetzesmaterialien.

IRevisionsstellen und Konformitätsbewertungsstellen welche Nachhal-
:igkeitsprüfungen für GeseËËschaften öffentlichen Interesses erbringen

I(neben den Publikumsgesellschaften gehören hierzu auch alle Ban-
lken) sollten ebenfalls unter die Aufsichtskompetenz der Revistonsauf-
ichtsbehörde (RAB> gestellt werden, wie dies bereits für den Financia

jund Regulatory Audit der Fall ist.

o hrung und
ufbewahrung IAufbewahrung
,rt. 964c Art. 964ct-' (neu)

1 Der Bericht über nichtfinanzielle Belange bedarf der Ge- 11 Der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte muss in einem einheitli-
nehmigung und Unterzeichnung durch das oberste Lei- jchen elektronischen Format erstellt werden; das Format muss ei-
:ungs- oder VerwaFtungsorgan sowie der Genehmigung Inem international verwendeten Standard entsprechen
es für die Genehmigung der Jahresrechnung zuständi- F Der Bericht bedarf der Genehmigung durch das oberste Leitungs-1,
len Organs. joder Verwaltungsorgan sowie der Genehmigung des für die Ge-
Das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan stellt si- jnehmigung der Jahres-rechnung zuständigen Organs.

:her, dass der Bericht: F Das oberste LeËtungs- oder Verwaltungsorgan stellt sicher, dass
ler Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte und der Prüfbericht:

\bs. 1 : Die Vorlage verweist auf ein " einheitliches elektronËsches For-
lat" , das " einem international verwendeten Standard entsprechen "

lsoll. Damit ist nach den in der EU geltenden Vorgaben das XHTML-
lbzw. XBRL-Format gemeint (Art. 29d Richtlinie 2013/34/EU mit Ver-

reis auf die Delegierte Verordnung 201 9/81 5/EU, u.a. Art. 3). Die
'enigsten der neu betroffenen Unternehmen (inkl. Kantonalban-

lken/Pfandbriefinstitute) erstellen derzeit einen Geschäftsbericht im
:HTML-Format oder nach XBRL. Bei einer derart starken Ausweitung

Ider Berichterstattungspflichten ist die zusätzliche und gleichzeitige
IUmstellung auf XHTMUXBRL unverhältnismässig und mit hohen Kos-
len verbunden, Daher sollte zumindest eine angemessene Übergangs.

1. umgehend nach der Genehmigung elektronisch
umgehend nach der Genehmigung der Jahresrechnung

2 mindestens zehn Jahre lang öffentlich zugäng- eËektronisch veröffentlicht werden;

lich bleibt.
Für die Führung und Aufbewahrung der Berichte gilt Ar-

:ikel 958f sinngemäss.

mindestens zehn Jahre lang öffentlich zugänglich blei-
lfrist eingeräumt werden, vgl
;tËmmung

die Anmerkungen zur Übergangsbe-

ben.
Für die Führung und Aufbewahrung der Berichte gilt Artikel 958f
innqemass.
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berqanqsbestimmunq zur leruna vom
r gspflicht auch auf Institute und Unternehmenür die Gesch

ftsjahre, die in den ersten z\','oË vËer Jahren nach Inkrafttreten lusgedehnt wird, die bisher keinen Nachhaltigkeitsbericht veröffentli-
nnen, gilt das bisherige Recht en mussten bzw. für Institute, die bisher einen reinen GRI-Bericht

[::röffentlicht haben, wird die vorgesehene Übergangsfrist nicht aus-
chen. Entsprechend sollten die Übergangsbestimmungen auf 4

nach Inkrafttreten ausgeweitet werden.



Centrale de lettres de gage
Banques Cantonales Suisses

Pfandbriefzentrale
Schweizer Kantonalbanken

Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer
Überlegungen bei den weiteren Arbeiten. Für ergänzende Auskünfte stehen wir Ihnen gerne zur Ver-
fügung

Freundliche Grüsse

/:2'
Daniela Rey

Stv. Direktorin/CFO

(. /&
Sven Bucher

Direktor/C EO
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Herr Bundesrat Beat Jans 
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
Bundeshaus West 
3003 Bern 

 
Per Mail zugestellt an: ehra@bj.admin.ch  
Zürich, 26.09.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stellungnahme der Pfandbriefzentrale der schweizerischen Kantonalbanken AG (PBZ) zu der 
Änderung des Obligationenrechts 
(Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Jans, 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir beziehen uns auf das am 26. Juni 2024 eröffnete Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des 

Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte). Wir danken Ihnen für die Möglichkeit 

zur Stellungnahme. Gerne nehmen wir diese Gelegenheit wahr und unterbreiten Ihnen nachfolgend 

unsere wichtigsten Anliegen nicht nur aber auch aus der Sicht eines Pfandbriefinstituts. 

Wir begrüssen grundsätzlich eine proportionale Ausweiterung des Anwendungsbereichs, da dadurch 

die Menge der verfügbaren Daten zur Nachhaltigkeit erhöht und die Vergleichbarkeit weiter verbes-

sert werden.  

Dennoch möchten wir darauf hinweisen, dass im Bereich der Transparenz über Nachhaltigkeitsas-

pekte die regulatorischen Entwicklungen noch sehr dynamisch sind und bisher weltweit noch keine 

Einigkeit bezüglich Standards vorliegt. Dennoch haben sich gewisse Standards wie beispielsweise je-

ner der Global Reporting Initiative (GRI) etabliert und bewährt, welche auch entsprechend weiterent-

wickelt und an die aktuellen Gegebenheiten angepasst werden. 

 

Datenqualität als Herausforderung 

Ein weiterer zu beachtender Aspekt ist auch die Qualität bereits verfügbarer Daten wie beispielsweise 

die im Eidgenössischen Gebäude- und Wohnungsregister (GWR) vorliegenden. Das GWR weist für 

sämtliche Liegenschaften in der Schweiz die Gebäudekategorie, das Erstellungsjahr oder die Bauperi-

ode, die Gebäudedimensionen und das Heizsystem aus. Allerdings ist die Qualität der Daten sowohl 

hinsichtlich der Vollständigkeit als auch der Aktualität kantonal sehr unterschiedlich.  

Briefadresse: 
Pfandbriefzentrale 

der schweizerischen Kantonalbanken AG 
Postfach 
CH-8010 Zürich 

www.pfandbriefzentrale.ch 

Kontakt  Sven Bucher 

Referenz  IM2/sb 
Direktwahl  +41 44 292 35 35 
E-Mail  sven.bucher@zkb.ch 

 
Kontakt  Daniela Rey 
Referenz  ZAR/dr 

Direktwahl  +41 44 292 47 85 
E-Mail  daniela.rey@zkb.ch 

http://www.pfandbriefzentrale.ch/
mailto:sven.bucher@zkb.ch
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Diese Rahmenbedingungen stellen eine Herausforderung für Schweizer Unternehmen im Allgemeinen 

und Unternehmen mit Immobilienbezug im Speziellen dar. Davon betroffen sind vor allem die beiden 

Pfandbriefinstitute und Banken, welche insbesondere im Hypothekargeschäft tätig sind.  

In der Folge sind aufgrund der fehlenden Datenqualität sowohl die Aussagekraft als auch die Ver-

gleichbarkeit (zwischen den Kantonen und auch über die Schweizergrenze hinaus) nur bedingt gege-

ben.  

 

Anerkennung etablierter Standards und Sicherstellung einer verhältnismässigen Umsetzung 

Auch wenn in den relevanten ausländischen Rechtsordnungen Absichten für den Bereich Transparenz 

über Nachhaltigkeit zumindest teilweise formuliert wurden, ist man von einer gefestigten Rechtslage 

noch weit entfernt. In Kombination mit den noch nicht gefestigten Standards stellt dies eine Unwäg-

barkeit für Schweizer Unternehmen dar. 

Es ist deshalb unseres Erachtens darauf zu achten, dass man auf etablierte und bewährte Standards 

setzt. Eine entsprechende etablierte und bewährte Berichterstattung sollte demnach als genügend/an-

gemessen statuiert werden. Hingegen sollten nicht aufgrund von Annahmen über die zukünftige Ent-

wicklung fremder Regulierungen vorausschauend Anforderungen geschaffen werden.  

Letzteres gilt auch bezüglich der Prüfpflicht (limited versus reasonable assurance).  

Bei einer Abkehr von etablierten und bewährten Standards zu Gunsten noch nicht vollständig etab-

lierter und/oder zukünftiger Entwicklungen fremder Regulierungen, würden zudem die bisherigen Be-

mühungen der verschiedenen Institute, eine Nachhaltigkeitsberichterstattung unter Berücksichtigung 

etablierter Standards zu erstellen, nicht wertgeschätzt. Dies insbesondere, da die bestehende Nach-

haltigkeitsberichterstattung zumindest teilweise obsolet wäre und die erforderliche Überarbeitung, 

verglichen zum Mehrwert, zu einem unverhältnismässigen Zusatzaufwand führen würde.  

Zu berücksichtigen ist auch, dass sich durch die erhebliche Ausweitung des Anwendungsbereichs viele 

kleinere Marktteilnehmer mit begrenzten Ressourcen erstmals mit diesen Fragestellungen auseinan-

dersetzen müssen.  

Entsprechend sollte insbesondere für kleinere Unternehmen ein pragmatisches und prinzipienorien-

tiertes Vorgehen im Vordergrund stehen, wie dies beispielsweise im Bereich Rechnungslegung mit 

Swiss GAAP FER der Fall ist und bereits seit vielen Jahren erfolgreich umgesetzt wird. Dies sollte sich 

sowohl auf den Umfang als auch auf das Format der Berichterstattung auswirken. 

In jedem Fall wird der Regulierungsgrundsatz der Proportionalität in der praktischen Umsetzung stär-

ker zu gewichten sein. 

Nachfolgend nehmen wir Stellung zu einzelnen Artikeln im vorliegenden Vernehmlassungsentwurf: 
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

 a. Gegenstand und Umfang der Prüfung 
Art. 728a 
1 Die Revisionsstelle prüft, ob: 

5. zwischen der Jahres- und gegebenenfalls Konzernrechnung 

und dem Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte Unstimmig-

keiten bestehen. 

 

A. Grundsatz 
Art. 964a 
1 Unternehmen erstatten jährlich einen Bericht über nicht-
finanzielle Belange, wenn sie: 

1. Gesellschaften des öffentlichen Interesses im 

Sinne von Artikel 2 Buchstabe c des Revisions-

aufsichtsgesetzes vom 16. Dezember 2005 sind; 

2. zusammen mit den von ihnen kontrollierten in- 

oder ausländischen Unternehmen, in zwei aufei-

nanderfolgenden Geschäftsjahren mindestens 

500 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt haben; 

und 

3. zusammen mit den von ihnen kontrollierten in- 

oder ausländischen Unternehmen, mindestens 

eine der nachstehenden Grössen in zwei aufei-

nanderfolgenden Geschäftsjahren überschreiten: 

a. Bilanzsumme von 20 Millionen Franken, 

b. Umsatzerlös von 40 Millionen Franken. 

A. Grundsatz 
Art. 964a 
Folgende Unternehmen müssen jährlich Bericht über Nachhaltigkeits-
aspekte erstatten: 

1. Gesellschaften des öffentlichen Interesses im Sinne von Arti-

kel 2 Buchstabe c Ziffern 1 und 2 Revisionsaufsichtsgesetz 

vom 16. Dezember 2005 (RAG)1; 

2. Unternehmen, die zwei der nachstehenden Grössen in zwei 

aufeinander folgenden Geschäftsjahren überschreiten: 

a. Bilanzsumme von 25 Millionen Franken, 

b. Umsatzerlös von 50 Millionen Franken, 

c. 250 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt; 

3. Unternehmen, die nach Artikel 963 zur Erstellung einer 

Konzernrechnung verpflichtet sind und die zusammen mit 

den kontrollierten Unternehmen zwei der Grössen nach Zif-

fer 2 in zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren über-

schreiten. 
Absatz 2: Aufgehoben bzw. neu in VE-Art. 964b 

Nach gängiger Interpretation unterliegen die beiden Pfandbriefin-

stitute und die Banken als Gesellschaften des öffentlichen Interes-

ses i.S.v. Art. 964a Ziffer 1 VE-OR mit Verweis auf Art. 2 lit. c Ziff. 2 

RAG sowie Art. 3 FINMAG der Berichterstattungspflicht generell, 

d.h. ohne, dass weitere Kriterien (wie Grössenkriterien etc.) erfüllt 

sein müssen. 

In unserem Fall (PBZ), würden wir somit bereits mit den aktuellen 

ca. 3.8 Vollzeitstellen berichterstattungspflichtig, dies, obschon wir 

sogar den Schwellenwert der Kleinstunternehmen von 10 Vollzeit-

stellen unterschreiten.  

Es stellt sich hierbei die Frage der Verhältnismässigkeit. Insbeson-

dere auch weil wir als Pfandbriefinstitut eine reine Refinanzierungs-

funktion für unsere Mitgliedbanken wahrnehmen und von Geset-

zes wegen keiner anderweitigen Geschäftstätigkeit nachgehen dür-

fen.  

Zudem sind wir der Meinung, dass die Tätigkeit der Pfandbriefinsti-

tute bereits indirekt über die Berichtserstattung ihrer Mitgliedban-

ken abgedeckt sein wird.   
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

2 Von dieser Pflicht befreit sind Unternehmen, die von ei-
nem anderen Unternehmen kontrolliert werden: 

1. für welches Absatz 1 anwendbar ist; oder 
2. das einen gleichwertigen Bericht nach ausländi-

schem Recht erstellen muss. 

  

 B. Ausnahmen 
Art. 964b 
1 Von der Pflicht nach Artikel 964a befreit sind Unternehmen, 

1. die von einem anderen Unternehmen kontrolliert werden: 

a. das nach Artikel 964a einen Bericht über Nachhaltig-

keitsaspekte erstellen muss; oder 

b. das einen gleichwertigen Bericht nach ausländischem 

Recht erstellt; 

2. die allein oder zusammen mit den von ihnen kontrollierten 

in- oder ausländischen Unternehmen mindestens zwei der 

nachstehenden Grössen in zwei aufeinanderfolgenden Ge-

schäftsjahren nicht überschreiten: 

a. Bilanzsumme von 450 000 Franken, 

b. Umsatzerlös von 900 000 Franken, 

c. 10 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt. 
2 Unternehmen, die keinen eigenen Bericht über Nachhaltigkeitsas-
pekte verfassen, müssen im Anhang zur Jahresrechnung angeben, 
bei welchem anderen Unternehmen sie in den Bericht einbezogen 
sind. Sie müssen diesen Bericht veröffentlichen. 

 

 

Die engmaschigen Ausnahmeregelungen bringen eine erhebliche 

Ausweitung des Anwendungsbereichs auf viele, auch kleinere, 

Marktteilnehmer mit sich.  

Es stellt sich die Frage, ob hier die Verhältnismässigkeit gegeben ist 

- auch im Hinblick auf den zu erzielenden Mehrwert.  

 

Sollte daran festgehalten werden, so sollte dies zumindest bei den 

zugelassenen Nachhaltigkeitsstandards, bei den Übergangsfristen, 

als auch bei den Vorgaben zu Umfang und Format der Berichter-

stattung berücksichtigt werden. 
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

B. Zweck und Inhalt des Berichts 
Art. 964b 
1 Der Bericht über nichtfinanzielle Belange gibt Rechen-
schaft über Umweltbelange, insbesondere die CO2-Ziele, 
über Sozialbelange, Arbeitnehmerbelange, die Achtung 
der Menschenrechte sowie die Bekämpfung der Korrup-
tion. Der Bericht enthält diejenigen Angaben, welche zum 
Verständnis des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnis-
ses, der Lage des Unternehmens so-wie der Auswirkun-
gen seiner Tätigkeit auf diese Belange erforderlich sind. 
2 Der Bericht umfasst insbesondere: 

1. eine Beschreibung des Geschäftsmodells; 

2. eine Beschreibung der in Bezug auf die Belange 

gemäss Absatz 1 verfolgten Konzepte, ein-

schliesslich der angewandten Sorgfaltsprüfung; 

3. eine Darstellung der zur Umsetzung dieser Kon-

zepte ergriffenen Massnahmen sowie eine Be-

wertung der Wirksamkeit dieser Massnahmen; 

4. eine Beschreibung der wesentlichen Risiken im 

Zusammenhang mit den Belangen gemäss Ab-

satz 1 sowie der Handhabung dieser Risiken 

durch das Unternehmen; massgebend sind Risi-

ken: 
a. die sich aus der eigenen Geschäftstätig-
keit des Unternehmens ergeben, und 
b. wenn dies relevant und verhältnismäs-
sig ist, die sich aus seinen Geschäftsbeziehun-
gen, seinen Erzeugnissen oder seinen Dienstleis-
tungen ergeben; 

 

C. Zweck und Inhalt des Berichts 
Art. 964c 
1 Der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte muss Rechenschaft ge-
ben über die folgenden Nachhaltigkeitsaspekte 

1. Umweltfaktoren, insbesondere den Stand in Bezug auf 

die Erreichung des Netto-Null-Treibhausgasemissionsziels 

bis spätestens 2050 zur Begrenzung der Erderwärmung 

auf 1,5°C gegenüber dem vorindustriellen Niveau; 

2. Sozialaspekte einschliesslich Arbeitnehmerbelange; 

3. Menschenrechtsaspekte; 

4. Governance-Aspekte einschliesslich organisatorischer 

Vorkehren Vorkehrungen zur Bekämpfung von Korrup-

tion. 
2 Zu nennen sind diejenigen Angaben, die für das Verständnis der 
Auswirkungen der Tätigkeiten des Unternehmens auf Nachhaltig-
keitsaspekte sowie das Verständnis der Auswirkungen von Nach-
haltigkeitsaspekten auf Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und 
Lage des Unternehmens erforderlich sind. 
 
3 Der Bericht umfasst insbesondere: 

1. eine Beschreibung des Geschäftsmodells und der Strate-

gie des Unternehmens; 

2. eine Beschreibung der zeitgebundenen Nachhaltigkeits-

ziele, die sich das Unternehmen gesetzt hat; 

3. eine Beschreibung der Rolle des obersten Leitungs- oder 

Verwaltungsorgans was Nachhaltigkeitsaspekte betrifft; 

4. eine Beschreibung der Unternehmenspolitik hinsichtlich 

der Nachhaltigkeit; 

 

Basierend auf dem Erläuterungsbericht sind nach dem True-and-Fair-

Prinzip der Finanzberichterstattung alle relevanten Umweltwirkungen 

über die gesamte Wertschöpfungskette, d.h. von der Rohstoffgewin-

nung bis zur Entsorgung, darzustellen. 

Damit wird eine generelle Berichterstattungspflicht in Bezug auf alle 

Nachhaltigkeitsaspekte und über die gesamte Wertschöpfungs-

kette/Lieferkette statuiert, ohne dass derzeit im OR/VSoTr entspre-

chende konkrete Vorgaben, Sorgfaltspflichten und Ausnahmen in Be-

zug auf die Lieferkette vorgesehen sind (mit Ausnahme von Konflikt-

mineralien und Kinderarbeit).  

Zudem kennt die Schweiz bisher keine Berichterstattungspflicht zur 

nachgelagerten Wertschöpfungskette/Lieferkette. Eine Berichterstat-

tung über die gesamte vor- und nachgelagerte Wertschöpfungs-

kette/Lieferkette (inkl. Entsorgung) geht daher (zumindest zum jetzi-

gen Zeitpunkt) zu weit. Über diese Vernehmlassung bzw. die Bericht-

erstattung darf u.E. nicht durch die Hintertür eine Lieferkettengesetz-

gebung geschaffen werden. 

Unseres Erachtens ist die geforderte Ausweitung auf potenziell nega-

tive Auswirkungen unverhältnismässig und im Hinblick auf eine allfäl-

lige Prüfpflicht nicht objektiv nachvollziehbar. 

Zudem ist die Abgrenzung zwischen den einzelnen Absätzen unklar. 

In Abs. 3 Ziff. 7 muss über die potenziell negativen Auswirkungen auf 

Nachhaltigkeitsaspekte entlang der Wertschöpfungskette berichtet 

werden. Art. 964c Abs. 4 bezieht sich jedoch auf den gesamten Abs. 

1 und 3 (und nicht nur auf die wesentlichen tatsächlichen und poten-

ziellen negativen Auswirkungen).   
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

1. die für die Unternehmenstätigkeit wesentlichen 

Leistungsindikatoren in Bezug auf die Belange 

gemäss Absatz 1. 
3 Stützt sich der Bericht auf nationale, europäische oder 
internationale Regelwerke, wie insbesondere die Leitsätze 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD), so ist das angewandte Regelwerk im 
Bericht zu nennen. Bei der Anwendung solcher Regel-
werke ist sicherzustellen, dass alle Vorgaben dieses Arti-
kels erfüllt sind. Nötigenfalls ist ein ergänzender Bericht 
zu verfassen. 
4 Kontrolliert ein Unternehmen allein oder zusammen mit 
anderen Unternehmen ein oder mehrere andere in- oder 
ausländische Unternehmen, so umfasst der Bericht alle 
diese Unternehmen. 
5 Verfolgt das Unternehmen in Bezug auf einen oder 
mehrere Belange gemäss Absatz 1 kein Konzept, so hat 
es dies im Bericht klar und begründet zu erläutern. 
6 Der Bericht ist in einer Landessprache oder auf Englisch 
abzufassen. 

5. Angaben über allfällige Anreizsysteme, die mit Nachhal-

tigkeitsaspekten verknüpft sind und den Mitgliedern des 

obersten Leitungs- oder Verwaltungsorgans angeboten 

werden; 

6. eine Beschreibung der in Bezug auf die Nachhaltigkeits-

aspekte angewandten Sorgfaltsprüfung; 

7. eine Beschreibung der wesentlichen tatsächlichen oder 

potenziellen negativen Auswirkungen auf Nachhaltig-

keitsaspekte beziehungsweise von Nachhaltigkeitsaspek-

ten, die mit der Geschäftstätigkeit des Unternehmens 

und mit seiner Wertschöpfungskette verbunden sind so-

wie eine Beschreibung der Massnahmen zur Ermittlung 

und Überwachung dieser Auswirkungen; 

8. eine Beschreibung der Massnahmen des Unternehmens 

zur Verhinderung, Minderung, Behebung oder Beendi-

gung tatsächlicher oder potenzieller negativer Auswir-

kungen nach Ziffer 7, und des Erfolgs dieser Massnah-

men; 

9. eine Beschreibung der wesentlichen Risiken, denen das 

Unternehmen im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsas-

pekten ausgesetzt ist, und der Handhabung dieser Risi-

ken durch das Unternehmen; 

10. die relevanten Indikatoren in Bezug auf die Angaben ge-

mäss Ziffern 1-9. 
 

Gestützt auf diese Ausführungen schlagen wir die im Gesetzestext in 

Abs. 3 Ziff. 7, 8 sowie Abs. 4 direkt ersichtlichen Änderungen vor.   
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

 4 Die in den Absätzen 1 und 3 genannten Angaben umfassen In-
formationen zur Geschäftstätigkeit des Unternehmens und zu sei-
ner Wertschöpfungskette, einschliesslich Angaben zu seinen Pro-
dukten und Dienstleistungen, und seinen Geschäftsbeziehungen 
und seiner Lieferkette, sofern dies relevant und verhältnismässig 
ist. 
 

5 Die Angaben müssen die in der europäischen Union verwendeten 
Standards oder einen anderen gleichwertigen Standard für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung erfüllen. Der gewählte Standard 
muss in seiner Gesamtheit für alle Vorgaben dieses Artikels über-
nommen und im Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte genannt 
werden. Der Bundesrat bezeichnet die Standards. 
 

6 Kontrolliert im Sinne von Artikel 963 Absatz 2 ein Unternehmen 
allein oder zusammen mit anderen Unternehmen im In- oder Aus-
land eines oder mehrere Unternehmen, so muss der Bericht alle 
diese Unternehmen umfassen. 
 
7 Das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan ist für die Wahl 
des Standards zuständig, sofern die Statuten keine anderslauten-
den Vorgaben enthalten oder die Generalversammlung den Stan-
dard nicht festlegt. 
8 Der Bericht ist in einer Landessprache oder auf Englisch abzufas-
sen. 

Zu Abs. 5: Der GRI-Standard, der sich als international anerkannter 

Standard für die Nachhaltigkeitsberichterstattung etabliert hat, sollte 

neben dem EU-Standard als angemessener Standard anerkannt wer-

den. 

Insbesondere für kleinere Unternehmen sollten allenfalls weitere prin-

zipienorientierte Standards zugelassen und/oder Erleichterungen zu-

gestanden werden. 

 D. Prüfung 
Art. 964cbis (neu) 
1 Unternehmen lassen die Angaben über Nachhaltigkeitsaspekte 
prüfen durch: 

1. Revisionsunternehmen, welche die Voraussetzungen von 

Artikel 6a RAG erfüllen, oder 

2. Konformitätsbewertungsstellen, welche die Vorausset-

zungen von Artikel 6b RAG erfüllen. 
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

 2 Der Bundesrat regelt, mit welcher Prüftiefe die Prüfung durchge-
führt werden muss, insbesondere ob geprüft wird, ob Sachver-
halte vorliegen, aus denen zu schliessen ist, dass die Angaben über 
Nachhaltigkeitsaspekte im Bericht unvollständig oder falsch sind, 
oder ob geprüft wird, ob die Angaben über Nachhaltigkeitsas-
pekte im Bericht vollständig und richtig sind. Er orientiert sich da-
bei an den internationalen Entwicklungen. 

Zu Abs. 2: Der Bundesrat wird ermächtigt, die Prüftiefe in einer Ver-

ordnung zu regeln. Dabei hat er die Wahl zwischen einer negativen / 

limited assurance oder einer positiven / reasonable assurance. Der 

Bundesrat soll sich dabei an internationalen Entwicklungen, nament-

lich am Recht der EU, orientieren (Erläuternder Bericht, S. 35).  

Nach unserem Kenntnisstand sollen die EU-Prüfungsstandards für 

eine reasonable assurance bis 2028 erarbeitet werden. Dies bedeutet, 

dass selbst auf EU-Ebene noch nicht abschliessend klar ist, wie die 

Prüfungsstandards im Detail ausgestaltet sein werden.  

Es sollte weder den internationalen / europäischen Entwicklungen 

vorgegriffen, noch unnötige Kosten und Aufwände und in der Folge 

Wettbewerbsnachteile für die betroffenen Unternehmen generiert 

werden. 

Daher wäre es auch aus Verhältnismässigkeitserwägungen angezeigt, 

dass die Schweiz zum jetzigen Zeitpunkt nicht über die negative / li-

mited assurance hinausgeht. Alles andere führt zu einem uner-

wünschten "Swiss Finish", der unseres Erachtens nicht gerechtfertigt 

wäre. 
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

 3 Für die mit der Prüfung beauftragten Revisionsunternehmen Revisions-
stellen und Konformitätsbewertungsstellen gelten sinngemäss mindes-
tens folgende Anforderungen an die Revisionsstelle sinngemäss: 

1. Unabhängigkeit (Art. 728 und Art. 11 RAG); 

2. Berichterstattung (Art.728b); 

3. Anzeigepflichten (Art. 728c Abs. 1 und 2); 

4. Wahl (Art. 730 Abs. 2-4); 

5. Amtsdauer (Art. 730a); 

6. Auskunft und Geheimhaltung (Art. 730b); 

7. Dokumentation und Aufbewahrung (Art. 730c). 
4 Die Bestimmungen zur Unabhängigkeit gelten sinngemäss auch 
gegenüber Unternehmen, die im Rahmen der Lieferketten zur Be-
richterstattung über die Nachhaltigkeitsaspekte beitragen. 

Das Obligationenrecht spricht einheitlich von Revisionsstelle. In Art. 
727b OR werden zusätzlich Revisionsunternehmen als Revisionsstellen 
für Publikumsgesellschaften nach den Vorschriften des Bundesgeset-
zes über die Zulassung und Beaufsichtigung der Revisorinnen und Re-
visoren (Revisionsaufsichtsgesetz, RAG, SR221.302) eingeführt. 
  
 

Zu Abs. 4: Gemäss Erläuterungsbericht muss die Revisionsstelle in Be-

zug auf die gesamte Lieferkette unabhängig sein. Es ist daher nicht 

zulässig, ein Unternehmen in der Lieferkette eines berichterstattungs-

pflichten Unternehmens zu beraten und dann den Bericht zu prüfen 

(Erläuternder Bericht, S. 38).  

 

Diese Anforderung an die Unabhängigkeit der Revisionsstellen oder 

Konformitätsbewertungsstellen ist sehr weit gefasst und geht weit 

über die im Erläuterungsbericht erwähnte Unabhängigkeit gemäss 

Art. 728 Abs. 2 Ziff. 4 OR hinaus, da sie über die gesamte Lieferkette 

gegeben sein müsste. Zudem ist diese Anforderung kaum umsetzbar, 

da es in der Schweiz faktisch zu wenig anerkannte Revisionsstellen für 

Banken oder Konformitätsbewertungsstellen gibt, um eine derart 

weitreichende Unabhängigkeit einhalten zu können und somit die 

Wahrscheinlichkeit gross ist, dass eine Revisionsstelle für ein Unter-

nehmen als Revisor und für ein anderes Unternehmen in der Wert-

schöpfungskette/Lieferkette beratend tätig ist. Darüber hinaus gibt es 

keine Verpflichtung, die Beratungstätigkeiten in irgendeiner Form ge-

genüber Geschäftspartnern offenzulegen, so dass die Unternehmen 

die Unabhängigkeit nicht überprüfen könnten. 

 

Spezifisch für Pfandbriefinstitute kommt erschwerend hinzu, dass die 

Revisionsstelle oder Konformitätsbewertungsstelle auch unabhängig 

von allen Mitgliedbanken sein müsste (bei der Pfandbriefzentrale de-

ren 24 Kantonalbanken bei der Pfandbriefbank ein Vielfaches davon).  
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

  

Dies ist nicht praktikabel. Aus diesem Grund beantragen wir die Strei-

chung von Abs. 4 sowie des entsprechenden Passus im Erläuternden 

Bericht, S. 38, bzw. in den weiterführenden Gesetzesmaterialien. 

 

Revisionsstellen und Konformitätsbewertungsstellen welche Nachhal-

tigkeitsprüfungen für Gesellschaften öffentlichen Interesses erbringen 

(neben den Publikumsgesellschaften gehören hierzu auch alle Ban-

ken) sollten ebenfalls unter die Aufsichtskompetenz der Revisionsauf-

sichtsbehörde (RAB) gestellt werden, wie dies bereits für den Financial 

und Regulatory Audit der Fall ist. 

 
C. Genehmigung, Veröffentlichung, Führung und 
Aufbewahrung 
Art. 964c 
1 Der Bericht über nichtfinanzielle Belange bedarf der Ge-
nehmigung und Unterzeichnung durch das oberste Lei-
tungs- oder Verwaltungsorgan sowie der Genehmigung 
des für die Genehmigung der Jahresrechnung zuständi-
gen Organs. 
2 Das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan stellt si-
cher, dass der Bericht: 

1. umgehend nach der Genehmigung elektronisch 

veröffentlicht wird; 

2. mindestens zehn Jahre lang öffentlich zugäng-

lich bleibt. 
3 Für die Führung und Aufbewahrung der Berichte gilt Ar-
tikel 958f sinngemäss. 

E. Format, Genehmigung, Veröffentlichung, Führung und 
Aufbewahrung 
Art. 964cter (neu) 
1 Der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte muss in einem einheitli-
chen elektronischen Format erstellt werden; das Format muss ei-
nem international verwendeten Standard entsprechen. 
2 Der Bericht bedarf der Genehmigung durch das oberste Leitungs- 
oder Verwaltungsorgan sowie der Genehmigung des für die Ge-
nehmigung der Jahres-rechnung zuständigen Organs. 
3 Das oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan stellt sicher, dass 
der Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte und der Prüfbericht: 

1. umgehend nach der Genehmigung der Jahresrechnung 

elektronisch veröffentlicht werden; 

2. mindestens zehn Jahre lang öffentlich zugänglich blei-

ben. 
4 Für die Führung und Aufbewahrung der Berichte gilt Artikel 958f 
sinngemäss. 

Abs. 1: Die Vorlage verweist auf ein "einheitliches elektronisches For-

mat", das "einem international verwendeten Standard entsprechen" 

soll. Damit ist nach den in der EU geltenden Vorgaben das XHTML- 

bzw. XBRL-Format gemeint (Art. 29d Richtlinie 2013/34/EU mit Ver-

weis auf die Delegierte Verordnung 2019/815/EU, u.a. Art. 3). Die 

wenigsten der neu betroffenen Unternehmen (inkl. Kantonalban-

ken/Pfandbriefinstitute) erstellen derzeit einen Geschäftsbericht im 

XHTML-Format oder nach XBRL. Bei einer derart starken Ausweitung 

der Berichterstattungspflichten ist die zusätzliche und gleichzeitige 

Umstellung auf XHTML/XBRL unverhältnismässig und mit hohen Kos-

ten verbunden. Daher sollte zumindest eine angemessene Übergangs-

frist eingeräumt werden, vgl. die Anmerkungen zur Übergangsbe-

stimmung 
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Geltendes Recht (OR) Vorentwurf 
Inklusive Änderungsvorschläge Pfandbriefzentrale (PBZ) 
Rot Streichungen 
Blau neue Formulierungsvorschläge 

Zusätzliche Bemerkungen PBZ  

Übergangsbestimmung zur Änderung vom ….   
 Für die Geschäftsjahre, die bei Inkrafttreten laufen, und für die Ge-

schäftsjahre, die in den ersten zwei vier Jahren nach Inkrafttreten 
beginnen, gilt das bisherige Recht. 

Da die Berichterstattungspflicht auch auf Institute und Unternehmen 

ausgedehnt wird, die bisher keinen Nachhaltigkeitsbericht veröffentli-

chen mussten bzw. für Institute, die bisher einen reinen GRI-Bericht 

veröffentlicht haben, wird die vorgesehene Übergangsfrist nicht aus-

reichen. Entsprechend sollten die Übergangsbestimmungen auf 4 

Jahre nach Inkrafttreten ausgeweitet werden. 
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A l’att. de Monsieur Beat Jans 
Conseiller fédéral 
Palais fédéral Ouest 
3003 Berne 
 
Par courriel : ehra@bj.admin.ch 
 
Lausanne, le 9 octobre 2024 

 
 
 
 
 
 
Consultation publique / Transparence sur les questions de durabilité : Modification du Code 
des obligations (CO), de la Loi sur la surveillance de la révision (LSR) et du Code pénal suisse 
(CP) 
 
 
 
Monsieur le Conseiller fédéral, 
Mesdames, Messieurs, 
 
Dans le cadre de la procédure de consultation sur la modification du Code des obligations 
(CO), de la Loi sur la surveillance de la révision (LSR) et du Code pénal suisse (CP) ouverte par 
le Département fédéral de justice et police le 26 juin 2024, nous souhaitons vous faire part 
des positions de Philip Morris Switzerland Sàrl, qui reflètent celles de toutes les autres filiales 
suisses de Philip Morris International (PMI). Nous vous remercions de nous donner l'occasion 
d'exprimer notre avis. 
 
Philip Morris Switzerland Sàrl, leader sur le marché suisse des cigarettes et des produits 
alternatifs à la nicotine, est une filiale de PMI, leader international du tabac, dont la mission 
est d'accélérer la fin de la cigarette en proposant aux adultes qui continueraient autrement à 
fumer de meilleures alternatives, scientifiquement prouvées, et d'évoluer à plus long terme 
vers une entreprise diversifiée de style de vie, de bien-être des consommateurs et de soins 
de santé. PMI est fortement présente en Suisse avec un centre d'opérations mondial, un 
centre international de recherche et développement de classe mondiale à Neuchâtel et une 
usine de fabrication qui exporte environ 70 % de sa production. Avec plus de 1'500 
collaborateurs recrutés en Suisse et à l'étranger, dont plus de 980 scientifiques, ingénieurs et 
techniciens, le campus de Neuchâtel est un lieu qui associe la qualité suisse et l'innovation 
PMI. Toutes les filiales de PMI emploient plus de 3000 personnes sur leurs sites en Suisse. De 
son côté, Philip Morris Switzerland Sàrl, basée à Lausanne, est responsable des activités de 
vente et de marketing en Suisse. Philip Morris Switzerland Sàrl est le leader du marché dans 
son domaine et possède un portefeuille de marques qui comprend IQOS, le produit de 
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chauffage du tabac le plus vendu en Suisse. Philip Morris International est à l'avant-garde d'un 
changement mondial visant à remplacer les cigarettes par de meilleures alternatives sans 
fumée. L’objectif de PMI est de rendre les cigarettes obsolètes, en offrant aux adultes qui 
continueraient autrement à fumer de meilleures alternatives scientifiquement prouvées.  
 
Par conséquent, pour nous, le développement durable n’est pas seulement une partie de 
notre stratégie d’entreprise; il est au cœur de notre transformation commerciale et il est donc 
essentiel de rendre compte de manière transparente de nos progrès. De ce fait, PMI publie 
un rapport annuel intégré sur la durabilité depuis 2016. 
 
 
 
 
Considérations générales sur la transparence en matière de développement durable 
 
PMI salue les modifications proposées aux articles 964a-964c du Code des obligations suisse 
(CO) visant à aligner les dispositions actuelles en matière de reporting extra-financier sur la 
Directive européenne 2022/2464 du 14 décembre 2022 au sujet du reporting en lien avec le 
développement durable des entreprises (connue sous le nom de Directive européenne 
Corporate Sustainability Reporting Directive, CSRD). 
 
PMI reste fidèle à son engagement en faveur du développement durable en tant que force 
motrice de son approche commerciale. Depuis le début de son engagement pour le 
développement durable, la stratégie de PMI est allée au-delà de la minimisation des 
externalités négatives et de l’atténuation des risques. Profondément liée à la stratégie de 
transformation de PMI, la durabilité a toujours été destinée à incarner une profonde 
opportunité d’innovation, de croissance et de création de valeur à long terme. L’engagement 
PMI reflète la réponse aux préoccupations de nos actionnaires et autres parties prenantes. 
 
En raison de ces considérations, PMI considère que les obligations de reporting, qui sont 
contenues dans les articles 964a - 964c CO et qui impliquent que les entreprises fournissent 
des données non financières comparables et fiables, permettront aux parties prenantes 
externes de comprendre non seulement les performances des entreprises, mais aussi la 
manière dont elles réagissent à un environnement en évolution rapide et comment elles 
adaptent leur planification à long terme, favorisant ainsi un paysage commercial plus durable 
et plus transparent. D'un point de vue stratégique, les données RSE aident à informer les 
organisations sur la manière, le moment et l'endroit où allouer des ressources pour que leurs 
efforts de durabilité soient pertinents, significatifs et pleinement alignés sur leurs priorités 
commerciales et les attentes légitimes de la société. Cette approche devrait permettre aux 
grandes entreprises de mesurer et de rendre compte de leurs progrès de manière efficace 
tout en répondant aux préoccupations de leurs nombreuses et diverses parties prenantes, y 
compris leurs actionnaires. 
 
Pour PMI, alors que nous allons de l'avant, nous restons engagés en faveur de pratiques de 
reporting transparentes, cohérentes et fiables. Les préoccupations environnementales et 
sociales urgentes, notamment celles liées aux droits de l’homme, au changement climatique, 
aux impacts sur la santé des produits, à la prévention de l’accès des jeunes à ceux-ci et à la 
circularité, ont également guidé depuis longtemps le parcours de PMI. Répondre à ces 
questions et en rendre compte n’est pas seulement une éthique d’entreprise, mais un 
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impératif commercial qui est directement lié à l’atténuation des risques et à la création de 
valeur à long terme pour nos parties prenantes et la société. Cette voie correspond aux 
intérêts des investisseurs qui sont de plus en plus orientés vers les entreprises qui font preuve 
de responsabilité environnementale et sociale. En outre, elle contribue directement à notre 
avantage concurrentiel et à notre positionnement sur le marché. 
 
Dans ce contexte, nous aimerions également proposer une réflexion sur l’impact potentiel de 
cette réglementation sur les PME suisses. La position de PMI exprimée ci-dessus reflète les 
points de vue d’une grande multinationale présente dans plus de 180 pays à travers le monde. 
Notre entreprise peut consacrer les ressources nécessaires pour répondre à la transparence 
et aux exigences complexes de reporting des nouvelles dispositions du Code des obligations 
suisse. Nous soutenons l’objectif de garantir la compatibilité internationale des rapports de 
développement durable en révisant le cadre juridique suisse, mais cette approche ne doit pas 
surcharger indûment les PME en Suisse et leur créer des tâches administratives inutiles. Par 
conséquent, certains des ajustements proposés et les efforts que les PME doivent fournir 
pour s’y conformer peuvent paraître disproportionnés. Certaines de ces PME basées en Suisse 
sont nos partenaires commerciaux, technologiques ou scientifiques et, par conséquent, leur 
adhésion non seulement à la lettre mais également à l'esprit de ces règlements est également 
importante pour notre succès.  
 
Proposition spécifique d'amendement 
 
PMI souhaite soumettre à votre attention une proposition spécifique d'amendement. 
 
La proposition vise à aligner davantage la législation non financière suisse aux dispositions de 
la Directive CSRD de l’Union européenne, en particulier pour les entreprises suisses qui, 
comme toutes les filiales suisses de PMI, font partie d'un groupe multinational, avec des 
filiales dans l'Union européenne soumises à la Directive CSRD et qui, de 2026 au 6 janvier 
2030, pourront être exemptées de reporting. En effet, si leur société mère n'est pas située 
dans l'UE, elles sont couvertes par un rapport de durabilité consolidé à l'échelle de l'UE, le 
rapport étant publié par l'une des autres filiales de l'UE concernées, conformément aux 
exigences de la Directive CSRD. 
 
En fait, selon la Directive CSRD, « [j]usqu’au 6 janvier 2030, les États membres autorisent une 
filiale de l’Union soumise à l’article 19 bis ou 29 bis et dont l’entreprise mère n’est pas régie 
par le droit d’un État membre à établir des rapports consolidés de durabilité, conformément 
aux exigences de l’article 29 bis, qui incluent toutes les filiales de l’Union de cette entreprise 
mère soumises à l’article 19 bis ou 29 bis » (article 48i modifié de la directive comptable de 
l’UE 201/34/UE). 
 
À la lumière des considérations ci-dessus, le paragraphe suivant pourrait être ajoutée à 
l’article 964b CO concernant l’exemption de l’obligation de déclaration: 
 
« 3. jusqu'au 6 janvier 2030, également les entreprises incluses dans un rapport consolidé de 
durabilité, équivalent à celui exigé par la loi sur la transparence, émis par une entreprise de 
l'UE, conformément à l'article 48i) de la directive comptable européenne 2013/34/UE ». 
 

*** 
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Nous restons à votre disposition pour toute information complémentaire dont vous pourriez 
avoir besoin. 
 
En vous remerciant par avance de l’attention que vous voudrez bien accorder à notre prise 
de position, nous vous prions d’agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, Mesdames, Messieurs, 
l’assurance de notre considération distinguée. 
 

 
 
 
 
 

François Thoenen    Christophe Berdat  
Director External Affairs    Manager Fiscal affairs and 
      sustainability    
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Zürich, 17. Oktober 2024 

Stellungnahme zur Änderung des Obligationenrechts  
(Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) 
 
 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir nehmen Bezug auf die vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement am 26. Juni 2024 
eröffnete Vernehmlassung über die Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhal-
tigkeitsaspekte) und bedanken uns für die Möglichkeit zur Konsultation in dieser für SIX als Betrei-
berin verschiedener Finanzmarktinfrastrukturen wesentlichen Angelegenheit. Gerne nehmen wir 
die Gelegenheit wahr und unterbreiten Ihnen nachfolgend unsere Stellungnahme.     
 
Generelle Bemerkungen 

SIX begrüsst die vorliegend zu Disposition stehende weitere inhaltliche Konkretisierung der Be-
richterstattungspflichten für Unternehmen. Insbesondere die Angleichung an EU-Recht und die da-
mit einhergehenden Leitlinien zu Nicht-Klimathemen sollten diesbezüglich helfen, Aufwand und 
Unsicherheiten seitens der betroffenen Unternehmen zu begrenzen. Dies dürfte insbesondere den 
kleineren Unternehmen zugutekommen, welche ihrerseits naturgemäss über begrenzte Ressour-
cen zur Umsetzung von zusätzlichen Regulierungsanforderungen verfügen.  
 
Gleichwohl stellt sich unsererseits die Frage, inwiefern die vorliegend auf einfacher Materialität ba-
sierenden Offenlegungspflichten die gesetzlich normierte Anforderung der doppelten Materialität 
gemäss Art. 964b Abs. 1 OR zu erfüllen vermag. Eine entsprechend präzisierende Klarstellung wäre 
unseres Erachtens wünschenswert. 
 
Fortwährende Ungleichbehandlung börsenkotierter Unternehmen 

Bezugnehmend auf die Bestimmung von Art. 964a Abs. 1 OR bedauern wir, dass Publikumsgesell-
schaften weiterhin insofern eine Ungleichbehandlung erfahren, als dass diese unabhängig der an-
sonsten nach Art. 964a Abs. 2 OR massgebenden Grösse behandelt werden. Dies widerspricht den 
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Bestrebungen auf internationaler Ebene und kann Anlass dazu bieten, dass kleine Publikumsgesell-
schaften sich vom Primärmarkt zurückziehen. Dieser Swiss Finish erscheint uns folglich ohne Not 
diskriminierend. 
 
Beibehaltung Comply-or-Explain-Prinzip 

Der Entwurf sieht ohne Not die Abschaffung des Comply-or-Explain-Prinzips gemäss geltender Re-
gelung vor. Unternehmen verlieren dadurch die Möglichkeit, zu erklären, warum sie bestimmte In-
formationen nicht offenlegen können oder wollen, etwa weil diese geschäftssensitiv sind oder nicht 
vollständig verlässlich erscheinen. Es ist entsprechend wichtig, an diesem bewährten Prinzip festzu-
halten. 
 
Weiterführende Überlegungen 

 

SIX ist bestrebt, mit Börsen und Organisationen ausserhalb der Schweiz zusammenzuarbeiten, um 
die Konvergenz hin zu einem eindeutigen und international abgestimmten Offenlegungsrahmen 
für Unternehmen zu unterstützen. Sollte Ihrerseits ein Interesse an weiteren Informationen oder 
einem Austausch zu diesen Themen bestehen, stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfü-
gung.  
 

*** 
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme und die Berücksichtigung unse-
rer Überlegungen im Zuge der anstehenden Arbeiten. Gerne stehen wir Ihnen für ergänzende Aus-
künfte zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
 
 
 
Urs Reich  
Head Public Affairs & Market Structure 

Simon Pabst  
Senior Specialist Market Structure 
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Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
 
Per Mail an: ehra@bj.admin.ch 
 

Stellungnahme zur Vernehmlassung zur Gesetzesvorlage über 

Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte: Änderung des Obligatio-

nenrechts (OR), des Revisionsaufsichtsgesetzes (RAG) und des 

Strafgesetzbuchs (StGB) 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Jans 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur vorliegenden Gesetzesvorlage, die für Schwei-
zer Unternehmen von grosser Bedeutung ist, Stellung nehmen zu dürfen. 
 
Als Spin-off der ETH unterstützt Sustainserv seit über 20 Jahren Schweizer Unternehmen 
bei der Umsetzung ihrer Nachhaltigkeitsziele und der Berichterstattung über deren Fort-
schritte. Als schweizweit führende Anbieterin von Nachhaltigkeitsberichterstattung be-
gleiten wir pro Jahr gut 30 Firmen bei dieser herausfordernden Aufgabe.  Vor dem Hin-
tergrund dieser Erfahrung erwarten wir, dass eine Harmonisierung mit den europäischen 
Vorgaben auf Basis der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) und den Eu-
ropean Sustainability Reporting Standards (ESRS) für Schweizer Unternehmen mit erheb-
lichen Herausforderungen verbunden ist. Insbesondere die an sich begrüssenswerte Er-
weiterung des Geltungsbereichs auf ein Vielfaches an Unternehmen stellt kleinere Un-
ternehmen vor neue und ungewohnte Reporting-Anforderungen, für die pragmatische 
Optionen gegeben werden sollten. 
 

Wahlfreiheit bei Reporting-Standards (Art. 964c Abs. 5) 

Angesichts der erwähnten Herausforderungen, die mit der Einführung der neuen Be-
richterstattungsstandards einhergehen, unterstützen wir den Ansatz, neben den ESRS 
auch andere etablierte Standards wie die Standards der Global Reporting Initiative (GRI) 
zuzulassen, sofern deren Einsatz mit einer doppelten Wesentlichkeitsanalyse kombiniert 
wird. Viele Schweizer Unternehmen arbeiten bereits seit Jahren erfolgreich mit den GRI-
Standards, die viele Gemeinsamkeiten mit den ESRS haben, aber pragmatischer umsetz-
bar sind. Eine solche Flexibilität würde den Unternehmen die Möglichkeit geben, be-
währte Reporting-Prozesse beizubehalten und den Umstellungsaufwand zu reduzieren. 
Wir empfehlen daher, die Möglichkeit zur Wahl zwischen diesen Standards beizubehal-
ten, um den Übergang für neu betroffene Unternehmen so effizient und reibungslos wie 
möglich zu gestalten. 
 
Mit freundlichen Grüssen, 

 
 
 

Dr. Stephan Lienin   Dr. Bernd Kasemir 
Managing Partner   Managing Partner 
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Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, im Rahmen der Vernehmlassung zur Änderung des 

Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) Stellung nehmen zu können. 

 

Die Suva ist als selbstständige öffentlich-rechtliche Anstalt die grösste Trägerin der obliga-

torischen Unfallversicherung. Sie ist eine wichtige Akteurin in den Bereichen Prävention, 

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz und damit ein wichtiger Teil des schweizerischen 

Sozialversicherungssystems. 

 

Artikel 964a VE-OR regelt den Grundsatz bzw. den Anwendungsbereich der Pflicht zur Er-

stellung eines Berichts über Nachhaltigkeitsaspekte resp. zur Offenlegung von Nachhaltig-

keitsaspekten. Nach dem vorliegenden Entwurf werden neu alle Unternehmen erfasst, die – 

unter Vorbehalt der Ausnahmen (Art. 964b VE-OR) – (i) Publikumsgesellschaften (nach 

Art. 727 Abs. 1 Ziff. 1 OR) und Beaufsichtigte nach Artikel 3 FINMAG sind, oder (ii) Unter-

nehmen, die bestimmte Schwellenwerte überschreiten, d.h. die zwei von drei relevanten 

Grössen in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren überschreiten (25 Mio. Franken 

Bilanzsumme, 50 Mio. Franken Umsatzerlös und 250 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt), 

oder (iii) die zur Erstellung einer Konzernrechnung (Art. 963 f. OR) verpflichtet sind und 

die vorerwähnten Schwellenwerte überschreiten. Die Voraussetzungen gelten somit neu 

alternativ und nicht mehr kumulativ. 

 

Die Erweiterung des Anwendungsbereichs ist aus unserer Sicht im Sinne der Rechtssicher-

heit dahingehend zu präzisieren, ob öffentlich-rechtliche Einrichtungen oder privatrechtliche 

Stiftungen neu ebenfalls in den Anwendungsbereich fallen. 
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Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme im Voraus und stehen 

Ihnen für weitere Auskünfte gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüsse  
 
 

 

 

 

 

Marc Epelbaum 

Generalsekretär 
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Zürich, 15. Oktober 2024 

 

Stellungnahme im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur vorgeschlagenen Änderung des 

Obligationenrechts betreffend Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte (Vorentwurf) 

 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren 

Unsere Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren zur vorgeschlagenen Änderung des 

Obligationenrechts betreffend Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte äussert sich insbesondere zur 

Ausweitung der Offenlegungspflicht, der Abschaffung des «Comply-or-Explain»-Ansatzes betreffend der 

Auswahl eines Reporting-Standards, der geforderten zeitlichen Umsetzung sowie der Intention einer 

internationalen Abstimmung der Schweizerischen Regeln betreffend nachhaltiger Unternehmensführung. 

1 Ausganglage 

Einführend soll festgehalten werden, dass sich das Umfeld im Nachhaltigkeits-Reporting über die letzten 

Jahre sehr stark und sehr schnell entwickelt hat und sich weiterhin dynamisch entwickeln wird. Definitionen 

von Datenpunkten und deren Erhebung wurden zwar konkretisiert und die Konsolidierung von 

Datenpunkten über das Unternehmen hinweg definiert. Auf Nachhaltigkeitsdaten basierende Vergleiche 

mit der Vergangenheit sind aber schwierig, wenn überhaupt, zu interpretieren. Die heutigen Daten sind um 

einiges präziser, gleichzeitig aber auch aufwändiger zu erheben. Eine eigentliche Konvergenz von 

Offenlegungsstandards ist noch nicht weit fortgeschritten, und die Standards unterscheiden sich nach wie 

vor erheblich in ihren Ansätzen und Schwerpunkten. 

Gemäss der jährlich durchgeführten, internationalen SWIPRA Umfrage zu Corporate Governance und 

Nachhaltigkeit (SWIPRA Umfrage), Ausgabe 2023, gaben über die Hälfte der Schweizer Unternehmen an, 

dass der Aufwand zur Erfassung von Nachhaltigkeitsdaten mehr als doppelt so hoch sei wie von finanziellen 

Daten. Mit der Übernahme der CSRD-Anforderungen1 würden sich diese Aufwendungen insbesondere für 

KMU nochmals stark erhöhen, da die Anzahl der offenzulegenden KPIs erheblich höher werden wird. 

Gleichzeitig würde es sich nicht um eine «internationale Abstimmung» der Regeln für die nachhaltige 

 
1 Die CSRD fordert die Offenlegung zu Nachhaltigkeitsaspekten nach dem ESRS-Standard. Ein «gleichwertiger Standard», wie in 
Art 964c Abs. 5 des Vorentwurfs im Rahmen dieser Vernehmlassung vorgesehen, existiert aktuell nicht, da ESRS die mit Abstand 
am weitestgehenden und stringentesten Offenlegungspflichten vorsieht, insbesondere was einzelne Nachhaltigkeits-Daten aber 
weniger die strategische Verankerung von Nachhaltigkeitsthemen anbelangt. 
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Unternehmensführung handeln, sondern lediglich um eine Abstimmung mit den in der EU geltenden 

Regeln. Dies führt zu weiteren, bislang nur wenig diskutierten Problemen: 55% der Unternehmen gaben an, 

dass sie nicht ausreichend Personal für die Sammlung und Aufbereitung der Nachhaltigkeitsdaten haben 

und auch die Erfahrung und das Know-how im Umgang mit diesen Daten fehle. 45% gaben an, dass die 

hohen Kosten die geforderte Datensammlung bremse. Das Problem der fehlenden Erfahrung und 

Kompetenzen sowie zu wenig ausgebildeten Spezialisten trifft nicht nur die Unternehmen, sondern 

insbesondere auch die Prüfer und die Investoren, die mit diesen Daten arbeiten müssen. Aufgrund der sehr 

dynamischen Entwicklung im Bereich der Nachhaltigkeitsoffenlegung (bspw. Ergänzung um die CSDDD oder 

dem verstärkten Fokus auf Absenkungspfade) wird sich eine Ausbildung einer ausreichender Anzahl 

Personen schwierig gestalten. Die negativen Konsequenzen der vorgenannten Entwicklungen treffen 

kleinere Unternehmen überproportional. Zum einen fehlen die Ressourcen für zusätzliche Mitarbeitende, 

um den steigenden Aufwand der Datengewinnung zu stemmen, zum anderen sind die wenigen Personen 

mit den nötigen Erfahrungen auf dem Arbeitsmarkt schwer zu finden.  

→ Dies wird weiterhin zu erheblichen zusätzlichen Kosten für die Unternehmen sowie auch die 

Volkswirtschaft führen, wobei der tatsächliche Nutzen dieser zusätzlichen, noch weitergehenden 

Datenaufbereitungen und -offenlegungen, mit dem Ziel einer nachhaltigeren Entwicklung, zumindest 

fraglich ist. 

2 Keine unnötigen Einschränkungen durch die Ausweitung der Reporting-Pflichten auf kleinere 

Unternehmen, keine automatische Anbindung an EU-Recht 

→ Von einer Ausweitung der Reporting-Pflichten auf kleinere und nicht-kotierte Unternehmen soll 

abgesehen und auf die automatische Anbindung an EU-Recht verzichtet werden: 

- Strategischen Erfolg, insbesondere im Bereich der Nachhaltigkeit, erreichen Unternehmen durch 

Innovationskraft und Effizienzsteigerung und nicht durch das Sammeln von Daten und 

zusätzlichen Berichtsaufwand. Der mit dieser Vorlage verbundene administrative Aufwand wird in 

keinem Verhältnis zum Nutzen stehen und würde zudem lediglich eine Kompatibilität mit der EU, 

aber keine wie vom Bundesrat vorgesehene «internationale» Abstimmung bringen (siehe 

Medienmitteilung des Bundesrates vom 26. Juni 2024). Die vorgesehenen Bestimmungen 

schränken die Flexibilität des Wirtschaftsstandorts Schweiz unnötig ein und binden die für den 

langfristigen Unternehmenserfolg relevanten Ressourcen von Management und Verwaltungsrat. 

Sie generieren somit unproduktive Implementierungskosten. Eine strategische Integration der 

Nachhaltigkeit wird weder verbessert noch erreicht. 

- Kleinere Unternehmen werden grosse Mühe haben, sowohl die finanziellen Ressourcen für die 

Umsetzung eines ESRS-Berichts gemäss CSRD zu stemmen als auch geeignetes Personal mit dem 

nötigen Know-how zu rekrutieren und dieses zu finanzieren (siehe Abschnitt 1, oben). Dies ist 

bereits eine Herausforderung für grosse Unternehmen. Die zweijährige Übergangsfrist wird dieses 

Problem nicht lösen, benötigt doch allein der Aufbau der internen «Infrastruktur» zu Gewinnung 

der Nachhaltigkeitsdaten oft mehrere Jahre und bremst somit die Innovationskraft der 

Unternehmen. 
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- Die Vorgaben der CSRD für grössere Unternehmen mit Geschäftstätigkeiten in der EU werden 

dazu führen, dass sich deren Zulieferunternehmen an eine gewisse Transparenz halten und 

bestimmte Nachhaltigkeits-KPIs berichten müssen (Scope 3). Denn nur so können sie die 

Geschäftsbeziehungen mit bestehenden Kunden aufrechterhalten und im Rahmen von 

Ausschreibungen als potenzielle Zulieferer neue Kunden gewinnen. 

 

Diese durch den Markt kaskadierenden Anforderungen führen dazu, dass kleine Unternehmen 

von den gesetzlich vorgesehenen «One-size-fits-all»-Vorgaben ohne wesentlichen 

Informationsverlust befreit bleiben können. Implizit werden deren Kunden die nötige Transparenz 

einfordern, jedoch werden sich diese auf diejenigen Informationen und spezifischen KPIs 

fokussieren, die in «ihrer» Value-Chain materiell sind. Der Aufwand für kleinere Unternehmen 

bliebe somit auf das für sie Wesentliche beschränkt.  

- Die Vorlage würde auch Schweizer Unternehmen betreffen, die vorwiegend in den USA, Asien 

oder anderen Dritt-Regionen tätig sind und weder direkt noch indirekt unter die EU-

Berichterstattungspflichten fallen würden. Es ist nicht verständlich, weshalb sich diese 

Unternehmen durch die Rechtsübernahme der Schweiz an EU-Bestimmungen zu halten hätten. 

Ein Nutzen ist nicht zu erkennen (siehe dazu auch Abschnitt 3. unten).  

- Mit der Einführung der jährlichen Aktionärsabstimmung über den Nachhaltigkeitsbericht an der 

Generalversammlung hat die Schweiz bereits eine Vorreiterrolle eingenommen und einen 

direkten Feedback-Mechanismus für Eigentümer zu den von ihren Unternehmen geleisteten 

Efforts und den gesteckten Zielen im Bereich Nachhaltigkeit implementiert. Gemäss SWIPRA 

Umfrage 2023 sind 89% der institutionellen Aktionäre und 68% der Unternehmen der Meinung, 

dass sich der Umfang der Nachhaltigkeitsberichterstattung durch diese Abstimmung bereits stark 

erhöht hat. 64% resp. 79% gaben zudem an, dass sich die Relevanz und Qualität der Daten durch 

diese Abstimmung ebenfalls bereits stark erhöhte. Dies wiederum hat den genannten Einfluss auf 

die Wertschöpfungskette (siehe obigen Absatz 3 dieses Abschnitts 2). 

- Es besteht weiters ein ausreichender Anreiz eine qualitativ hochstehende Offenlegung 

sicherzustellen, da eine solche eine direkte Auswirkung auf die Reputation eines Unternehmens 

hat. Dieser Zusammenhang wird auch ohne zusätzliche Regulierung noch ausgeprägter und sich 

tiefer in der Wertschöpfungskette der grösseren, kotierten Unternehmen verankern. Ohne die 

vorgesehene Regulierung wird dies aber eben nicht in Form eines unnötigen «one-size-fits-all» für 

kleinere Unternehmen geschehen, sondern zielgerichteter, spezifischer auf den individuellen Fall 

ausgerichtet. 

3 Keine Abschaffung einer «Comply-or-Explain» Möglichkeit 

→ Eine «Comply-or-Explain»-Möglichkeit bei der Auswahl von verschiedenen Reporting Standards 

soll in jedem Fall beibehalten werden: 

- Wie unter Abschnitt 2 erläutert, hat die CSRD/ESRS eine kaskadierende Wirkung auf die 

Lieferkette der grossen, international tätigen Unternehmen. Entsprechend führen wirtschaftliche 

Faktoren dazu, dass diejenigen Unternehmen, welche wichtige Teile der Wertschöpfungskette 

eines von der CSRD betroffenen Unternehmens sind, entsprechend geschäftlich relevante 
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Informationen in diesem Rahmen aufarbeiten und berichten werden. Solche Unternehmen 

werden zudem oft von den grossen, international tätigen Unternehmen entlang ihrer 

Wertschöpfungskette unterstützt, sodass eine Umsetzung weniger aufwändig und zielgerichteter 

wird. 

- Die Abschaffung der «Comply-or-Explain» Möglichkeit durch eine Pflicht gemäss Art. 964c Abs. 5, 

die in der europäischen Union verwendeten Standards zu erfüllen (ein «gleichwertiger Standard» 

existiert nicht), würde auch Unternehmen treffen, die nicht in der EU, sondern primär in anderen 

Märkten tätig sind. Für Unternehmen, die sich auf den Nordamerikanischen, den Asiatischen oder 

einen anderen Dritt-Markt fokussieren, würde eine Abschaffung der «Comply-or-Explain» 

Möglichkeit zu Wettbewerbsnachteilen führen, da in diesen Jurisdiktionen weniger umfangreiche, 

jedoch nicht weniger aussagekräftige Vorgaben an die Nachhaltigkeitsberichterstattung bestehen. 

4 Auswahl des Reporting Standards weiterhin ermöglichen 

→ Hieraus ergibt sich die Anforderung, die Möglichkeit der Auswahl von verschiedenen Reporting 

Standards beizubehalten. Die im erläuternden Bericht erwähnten Vorteile einer Limitierung sind 

klar zu relativieren: 

- Aktuell ist der von der CSRD vorgegebene ESRS derjenige Standard, der bezüglich Vorgaben und 

Standardisierung quantitativ am meisten Anforderungen stellt und, wie bereits erwähnt, 

entsprechend keinen, im Sinne des vorgesehenen Gesetzestextes «gleichwertigen Standard» 

kennt, was die erforderliche Menge und Tiefe an Daten anbelangt. 

- Insbesondere der GRI-Standard, ein international durchaus anerkannter Standard, lässt den 

Unternehmen mehr Spielraum in der Umsetzung, was am Ende zu Abweichungen von einem 

ESRS-Reporting führen kann, die gemäss der vorgeschlagenen Anpassung des OR nicht zulässig 

wären. Der ISSB-Standard hat sich seit seiner Publikation Ende Juni 2023 weltweit stark etabliert 

und baut auf weit verbreiteten Frameworks wie bspw. demjenigen von TCFD auf. Mit der 

Integration der Vorarbeit der Transition Plan Taskforce verstärkt der ISSB-Standard den Fokus auf 

Massnahmen und nicht nur auf die rückwärtsgerichtete Offenlegung von Zahlen. 

- Aktuell ist der GRI der von den börsenkotierten Unternehmen in der Schweiz der am häufigsten 

angewandte Standard (von 92% der 100 grössten Unternehmen des SPI®, SWIPRA GV-Analyse 

2024). Jedoch beinhalten die nach GRI erstellten Reports in den meisten Fällen nicht den Umfang 

an Daten, der durch die CSRD/ESRS gefordert wird. Viele Unternehmen haben zudem bereits 

zusätzliche andere Standards eingeführt (bspw. TCFD 73%). Um das ESRS-Level zu erreichen, 

müssten die Unternehmen erneut signifikant in ihr bisheriges Reporting investieren. Ob dieses 

dadurch tatsächlich aussagekräftiger würde, ist äusserst fragwürdig. Sicherlich würden die 

Unternehmen deswegen nicht ökologischer oder sozial verantwortlicher. Im Gegenteil, sie 

würden noch mehr Ressourcen auf das Reporting anstelle auf Innovation setzen müssen. 

- Es gibt also keinen Vorteil durch die Bestimmung eines Reporting-Standards. Auch aufgrund der 

vielen Äquivalenz-Diskussionen ist es nicht angebracht, gerade nur einen Standard, denjenigen 

der EU, der zudem global gesehen nicht sehr bedeutsam ist, zuzulassen. Im Bereich der 

Rechnungslegung hat es sich bewährt, einen «allgemein anerkannten Standard» zu erlauben. Es 

hat sich über viele Jahre gezeigt, dass dies sicherlich nicht zum Nachteil der wichtigsten 



 
 

 

SWIPRA Services AG – Stellungnahme Vernehmlassung Verordnung CSRD  Seite 5/8 

Anspruchsgruppen von Unternehmen ist, im Gegenteil ermöglicht dies den Unternehmen, den für 

sie am geeignetsten Standard verbunden mit einem sinnvollen Aufwand anzuwenden. Im Bereich 

der Nachhaltigkeitsberichterstattung nun eine automatische Übernahme von EU-Recht 

vorzusehen ist deshalb nicht nachvollziehbar.  

5 Keine fixe zeitliche Umsetzung 

→ Von einer limitierenden Adaptierung der CSRD zu diesem Zeitpunkt ist abzusehen oder zumindest 

die Übergangsfrist bis zur Inkraftsetzung zu verlängern. 

- Grundsätzlich kann eine Abstimmung mit EU-Recht aufgrund der engen wirtschaftlichen 

Verflechtungen erstrebenswert sein. Aufgrund des eingangs erwähnten dynamischen Umfelds in 

der Nachhaltigkeitsberichterstattung scheint eine Übernahme zum aktuellen Zeitpunkt voreilig 

und wie bereits erwähnt nicht zielführend. Die CSRD ist auch in der EU erst für die grössten 

Unternehmen zur Anwendung gekommen (Publikation ab 2025 zum Geschäftsjahr 2024), und es 

ist davon auszugehen, dass das ESRS-Framework angepasst werden muss. Zudem werden 

wichtige Themen wie die Biodiversität oder Transitionspläne erst noch in die Offenlegung 

aufgenommen, wobei diese Themen in anderen Standards bereits reflektiert sind. Insbesondere 

Transitionspläne sind von strategischer Relevanz und deren Offenlegung äusserst wichtig zur 

Beurteilung des Chancen- Risikoprofils einer Unternehmensstrategie.  

- Aktionäre haben mittlerweile auch genügend Instrumente, «ihre» Verwaltungsräte zur 

Verantwortung zu ziehen, sofern sie nicht mit der Umsetzung deren Pläne einverstanden sind, 

indem sie zu verschiedenen Traktanden an der GV (insbesondere jährliche Wahlen, 

Abstimmungen zu Vergütungs- und Nachhaltigkeitsberichten) kritisch abstimmen. 

- Wird am aktuellen Vorschlag festgehalten und ein Reporting nach ESRS wie geplant auch in die 

Schweizer Gesetzgebung überführt, muss zumindest die Übergangsfrist angepasst werden. Damit 

sollen auch kleinere Unternehmen eine realistische Chance haben eine entsprechende 

Dateninfrastruktur aufzubauen während weitere Entwicklungen in der Konsolidierung 

verschiedener Offenlegungsstandards berücksichtigt werden können. Dies immer unter Vorbehalt 

von Abschnitt 3 oben. 

6 Keine Pflicht zur Veröffentlichung 

→ Die Veröffentlichung der Berichterstattung von kleinen nicht-kotierten Unternehmen ist bisher 

nicht Pflicht, und das sollte auch so bleiben. 

- Es ist unklar, weshalb auf einmal eine allgemeine Pflicht zur Veröffentlichung der 

Unternehmensberichterstattung im Bereich der Nachhaltigkeit eingeführt werden soll. Kleinere, 

nicht-börsenkotierte Unternehmen konnten bisher im Rahmen der finanziellen Berichterstattung 

selbst entscheiden, ob sie den Finanzbericht auch ausserhalb ihres Aktionariats zur Verfügung 

stellen wollten. Sie konnten sich für eine Veröffentlichung entscheiden, wenn es für sie von 

Vorteil war oder verlangt wurde wie z.B. durch kreditgebende Banken oder auch grosse Kunden.  



 
 

 

SWIPRA Services AG – Stellungnahme Vernehmlassung Verordnung CSRD  Seite 6/8 

7 Einführung der ordentlichen Revision 

→ Auf die bindende Einführung einer ordentlichen Revision des Nachhaltigkeitsberichts ist vorerst zu 

verzichten.  

- Mit der geplanten Einführung einer ordentlichen Revision auf dem Nachhaltigkeitsbericht geht 

der Bundesrat davon aus, dass innerhalb der nächsten beiden Jahre im Bereich der Nachhaltigkeit 

ein Prüfstandard erreicht werden kann, wofür bei Finanzdaten Jahrzehnte notwendig waren. Es 

wird also eine ordentliche Prüfung von Zahlen und Prozessen erwartet, die sich aktuell ebenfalls 

noch in einem sehr dynamischen Prozess befinden. Eine Prüfung auf einer solchen Basis riskiert, 

dass sich Anleger und auch die Öffentlichkeit in falscher Sicherheit wähnen. Müssen die Daten 

trotz ordentlicher Revision angepasst werden, was wahrscheinlicher ist als bei der finanziellen 

Berichterstattung, da es sich um strategische, also eher vorwärtsgerichtete Themen handelt und 

Strategien regelmässig hinterfragt und überarbeitet werden, reduziert dies die Glaubwürdigkeit 

des ganzen Systems wie auch des externen Prüfers und trägt damit nicht zur Zielerreichung bei. 

- Gemäss der SWIRPA Umfrage 2022 gaben lediglich 34% der institutionellen Aktionäre an, dass sie 

der Meinung sind, der Nutzen übersteige die Kosten einer externen Prüfung des 

Nachhaltigkeitsberichtes. Bei den Unternehmen waren es lediglich 18%. 

- Es soll deshalb weiterhin den Unternehmen vorbehalten bleiben über eine Prüfung sowie auch 

die Art und Weise einer Prüfung zu entscheiden. 

8 Klarere Definition der GV-Abstimmung zum Nachhaltigkeitsbericht 

→ Die Abstimmung über den Nachhaltigkeitsbericht soll konsultativ und nicht bindend sein. Zudem 

soll der Inhalt dieser Abstimmung genauer definiert werden. 

- Obwohl die Zustimmungsraten hoch und die Aktionäre von der Flut an Informationen überfordert 

waren, hatte die Abstimmung zum Nachhaltigkeitsbericht einen positiven Einfluss auf den Dialog 

zwischen Unternehmen und institutionellen Aktionären. Aufgrund der im VR angesiedelten 

Verantwortlichkeit wurde dem Thema intern und extern sehr viel mehr Aufmerksamkeit zuteil.  

- Der Dialog («Engagements») zwischen Aktionären und Unternehmen zum Thema Nachhaltigkeit 

ist sehr wichtig, werden dadurch doch mit Abstand die meisten Ziele und gegenseitiges 

Verständnis erreicht. Damit dieser Dialog aber sinnvoll weitergeführt werden kann, muss die 

Abstimmung konsultativ sein. Investoren wollen zudem eine klare Verantwortung für die Strategie 

eines Unternehmens beim Verwaltungsrat angesiedelt sehen und keine Delegation von damit 

verbundenen Themen an die Generalversammlung durch eine bindende Abstimmung. 

- Vielen Investoren ist der Fokus dieser Abstimmung unklar. Wozu genau soll man als Eigentümer 

mit dieser Abstimmung eigentlich Stellung beziehen (bspw. Vollständigkeit des Reports, 

Ambitionslevel der Langfristziele, Fortschritte im vergangenen Jahr, etc…)? Da sich institutionelle 

Aktionäre anlässlich der GV grundsätzlich nicht aktiv in die Strategie und deren Umsetzung 

einmischen wollen und eine GV jährlich stattfindet, wäre der Fokus der Abstimmung 

entsprechend wohl auf den Fortschritt im vergangenen Jahr im Rahmen der 

Nachhaltigkeitsstrategie zu setzen. 
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Zusammenfassende Bemerkungen 

Eine wie in der Vernehmlassung vorgeschlagene Übernahme der CSRD-Anforderungen in der Schweiz zum 

aktuellen Zeitpunkt scheint uns unangemessen und nicht zielführend. Das Umfeld im Bereich der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung und damit verbundenen Bereichen entwickelt sich weiterhin sehr 

dynamisch, und es gilt diese Entwicklungen zu beobachten und gesetzliche Bestimmungen zu haben, die 

dieser Dynamik auch Rechnung tragen. Die Unternehmen müssen nun wichtige strategische 

Entscheidungen im Sinne einer nachhaltigen Wertgenerierung und der dafür benötigten Allokation von 

Kapital treffen, dies ganz besonders im Bereich der KMU. Wir befinden uns nach wie vor am Anfang einer 

langfristigen Transformation. Ein zu enges Korsett mittels einer sehr limitierenden Zwangsoffenlegung 

verbunden mit einer ordentlichen Revision dient nicht dem Zweck, wichtige globale Nachhaltigkeitsziele zu 

erreichen. Dieses birgt aufgrund der entstehenden direkten und indirekten Kosten im Gegenteil das Risiko, 

dass sich gerade eine Vielzahl der wirtschaftstragenden Schweizer KMU nicht ihren wirklich relevanten 

strategischen Themen widmen und ausreichend Kapital in zukunftsgerichtete Innovationen und Effizienz 

investieren können, sondern sich mit Datensammlungen und Berichterstattungen beschäftigen müssen. 

Auch eine zweijährige Übergangsfrist hilft nicht, dieses fundamentale Problem zu entschärfen. 

Es fehlen allgemein die nötigen finanziellen als auch personellen Ressourcen. Aussagen der grossen 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, gemäss denen sie in den kommenden Jahren sogar mehr Ressourcen 

schaffen müssten, als sie derzeit für ihr angestammtes Geschäft der finanziellen Prüfung benötigen, lassen 

aufhorchen. Dies verdeutlicht, dass der angestrebte Nutzen dieser Gesetzesvorlage nicht durch die 

entstehenden Kosten oder gar der Schaffung eines neuen Wirtschaftszweiges, nämlich einer 

überproportionalen Prüfindustrie, aufgewogen wird, weder für die Unternehmen noch die Öffentlichkeit.  

Entscheidend ist, Flexibilität zu bewahren und den internationalen Entwicklungen zu folgen. Unsere KMU-

Landschaft ist nicht nur in der EU tätig. Die kaskadierende Wirkung der CSRD wird zudem bewirken, dass 

sich Schweizer Unternehmen mit wesentlichen wirtschaftlichen Beziehungen in die EU oder zu durch die 

CSRD betroffene Unternehmen selbständig den Transparenz-Anforderungen annehmen. Dies muss auch 

für KMU in «ihrem» Wirtschaftsraum möglich sein, die eben durch ihr Geschäft nicht von EU-Bestimmungen 

betroffen wären. Zudem hat die Schweiz mit der Etablierung der Aktionärsabstimmung zum 

Nachhaltigkeitsbericht bereits ein Instrument geschaffen, dass eine transparente Berichterstattung zu den 

für die grossen Unternehmen materiellen Themen fördert. Dies wiederum hat die entsprechenden 

Wirkungen auf kleinere Unternehmen in der Wertschöpfungskette dieser grossen Unternehmen.  

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, an dieser Vernehmlassung mitzuwirken und stehen für Fragen 

jederzeit gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

 

 

Barbara A. Heller Dr. Christoph Wenk Bernasconi 

Geschäftsführerin Partner 

Präsidentin des Verwaltungsrates  
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Anhang: Informationen zu SWIPRA Services AG 

SWIPRA Services erbringt seit 2013 Dienstleistungen im Bereich von Corporate Governance sowie von 

Umwelt- und Sozialverantwortung. Wir arbeiten mit unseren Kunden unabhängig und unter 

Berücksichtigung relevanter Stakeholder-Meinungen, basierend auf empirisch und wissenschaftlich 

relevanten Erkenntnissen Im Bereich von Corporate Governance und Corporate Social Responsibility im 

Sinne des wertorientierten Managements. Zur Weiterentwicklung der Corporate Governance in der 

Schweiz arbeitet SWIPRA Services mit einem Think Tank zusammen, bestehend aus zwei Beiräten, die sich 

aus Vertretern verschiedener Schweizer Publikumsgesellschaften, einerseits, und der institutionellen 

Anlegerseite, andererseits, zusammensetzen. 

 

Im Rahmen unserer Tätigkeiten stehen wir im ständigen Dialog mit den wichtigsten Kapitalmarkt-

teilnehmern, insbesondere auch institutionellen Anlegern aus dem In- und Ausland, Verbänden wie dem 

Schweizerischen Pensionskassenverband ASIP und der Asset Management Association Switzerland AMAS, 

den Schweizer Publikumsgesellschaften sowie der SIX Swiss Exchange. Bereits seit 2013 führen wir einmal 

im Jahr in Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern des Instituts für Banking und Finance der Universität 

Zürich eine breit angelegte Umfrage durch, bei der wir alle an der SIX kotierten Schweizer Unternehmen 

sowie institutionelle Aktionäre aus dem In- und Ausland zu aktuellen Themen der Corporate Governance 

und Corporate Social Responsibility befragen („SWIPRA-Umfrage“). Eine weitere, gross angelegte Studie 

von SWIPRA ist die jährliche Analyse der Generalversammlungen der 100 grössten Schweizer 

Publikumsgesellschaften. Darüber hinaus führen wir Weiterbildungen und Seminare mit Universitäten, 

Branchen-Organisationen und Verbänden zu verschiedensten Themen im Bereich von Environmental, 

Social und Governance «ESG» durch. 

Erkenntnisse aus Wissenschaft und Praxis zeigen, dass es nicht nur im Bereich von Corporate Governance 

keine sogenannte «best practice» gibt und geben kann – sondern dies auch auf die sozialverantwortliche 

Unternehmensführung zutrifft. Bisweilen wir jedoch eine stark vereinfachende «best practice» Sichtweise 

vertreten und im Rahmen verschiedener Regulierungsbestrebungen aufgenommen. Zu starke Regulierung 

und vor allem Nivellierung von Anforderungen an die Corporate Governance und die Corporate Social 

Responsibility sowie deren Offenlegung, dienen zwar dem Zweck einer gewissen Vergleichbarkeit, sind dem 

Unternehmenswert jedoch mehrheitlich abträglich, anstatt diesen positiv zu beeinflussen. Eine solche 

Regulierung kann die auf das individuelle Unternehmen zugeschnittene Entscheidungsfreiheit des 

Verwaltungsrats, der in seiner Tätigkeit und seinen Entscheidungen in erster Linie dem Unternehmen 

verpflichtet ist, beeinträchtigen. Wir sind der Meinung, dass diese Erkenntnisse, die praxisrelevanten 

Anforderungen des Kapitalmarktes sowie die internationale Entwicklung im Rahmen von entsprechenden 

Regulierungsprojekten im Allgemeinen und konkret auch im Rahmen der aktuellen Vernehmlassung 

berücksichtigt werden sollte. 

  

https://swipra.ch/en/start/ssag/think-tank/


 

 

Dr. Timo Rager 
Lottenweg 11 
5502 Hunzenschwil 

 

 

An den  
Bundesrat der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
Schweizerische Bundeskanzlei 
Bundeshaus West 
3003 Bern 
 

 

Hunzenschwil, den 16.10.2024 

 

Stellungnahme im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens betreffend Änderung des 
Obligationenrechts hinsichtlich "Transparenz über nichtfinanzielle Belange" (Art. 964a 
– 964c) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

trotz Ablehnung der Konzernverantwortungsinitiative hat der Bundesrat dazumal 
Ergänzungen im Obligationenrecht beschlossen, die einen Teil der Forderungen der Initianten 
übernehmen. Nun beabsichtigt der Bundesrat gemäss Medienmitteilung vom 26.6.2024, die 
Vorschriften zur Berichterstattung über nichtfinanzielle Belange nochmals zu verschärfen und 
auf einen grösseren Kreis von Unternehmen auszuweiten. Als einzige Begründung wird 
angeführt, dass man die Gesetzgebung mit der EU harmonisieren möchte. Ein praktischer 
Nutzen in Bezug auf Umweltschutz, Menschenrechte usw. wird nicht postuliert, und es 
erscheint in der Tat höchst zweifelhaft, ob sich dieser von Schreibtischübungen erwarten lässt. 

Seit vielen Jahren wird gefordert, dass die Unternehmen von bürokratischem Ballast befreit 
werden müssen. Diese Forderung wird nicht zuletzt vor dem Hintergrund erschwerter 
Wettbewerbsbedingungen erhoben, denen Schweizer Unternehmen aufgrund deutlich 
schneller abwertender ausländischer Währungen wie Dollar und Euro ausgesetzt sind. 

In der Praxis ist diese Forderung offensichtlich nicht angekommen, denn dort ist das genaue 
Gegenteil zu beobachten: Ständig werden neue Vorschriften erlassen, und dabei orientiert 
man sich zu allem Überfluss vorzugsweise an einer ökonomisch besonders erfolglosen 
Jurisdiktion. 

Auch wenn in Aussicht gestellt wird, dass staatliche Stellen den Unternehmen Hilfestellung 
bieten sollen, wird damit das Problem einer die Privatwirtschaft immer stärker belastenden 
Bürokratie nicht gelöst. Die zuständigen Beamten müssen auch bezahlt werden, und sie 
werden dies gemäss neueren Untersuchungen sogar ausgesprochen gut. Das Geld dafür muss 
letztlich wiederum die Privatwirtschaft aufbringen. 

Als Bürger, dem das Wohlergehen dieses Landes am Herzen liegt, fordere ich den Bundesrat 
auf, dieses Gesetzesvorhaben ersatzlos zu streichen. 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Timo Rager 
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Per E-Mail 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Herr Bundesrat Beat Jans 

Bundeshaus West 

CH-3003 Bern 

ehra@bj.admin.ch 

 

 

 

Zürich, 15. Oktober 2024 

 

 

Stellungnahme bezüglich der Vernehmlassung zur Änderung des Obligationenrechts – 

Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte (VE-OR) 

 

 

Sehr geehrte Herr Bundesrat Jans, 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

I. Einleitende Bemerkungen 

 

Per 26. Juni 2024 wurde das Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des Obligationenrechts 

betreffend die Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte eröffnet.1 Gerne möchten wir in diesem 

Zusammenhang die Möglichkeit nutzen, zu den vorgeschlagenen Änderungen Stellung zu neh-

men.2  

 

Gemäss den Ausführungen im Erläuternden Bericht sollen die Bestimmungen betreffend die 

«Transparenz über nichtfinanzielle Belange» im Obligationenrecht (SR 220) an das verschärfte 

Recht der Europäischen Union angepasst werden. Somit wird in den Ausführungen unten auch 

hauptsächlich ein Vergleich mit der Richtlinie 2022/2464 vom 14. Dezember 2022 hinsichtlich  

 

 
1  Begleitschreiben des Bundesrats vom 26. Juni 2024 betreffend die Eröffnung des Vernehmlassungsverfahren 

zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte), Vernehmlassung 2024/58. 
2  Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte) 

vom 26. Juni 2024. 
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der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (sog. CSRD)3 aufgestellt, welche unter 

anderem die Bilanz-RL4 und die Abschlussprüfer-RL5 änderte. 

 

Allgemein ist die Revision, die mehrere Anpassungen der Berichterstattungspflichten nach Art. 

964a ff. OR sowie einige Anpassungen des Revisionsaufsichtsgesetzes (RAG) und des Strafge-

setzbuches (StGB) vorsieht, als äusserst positiv zu werten, zumal die Angleichung der relevan-

ten Berichterstattungspflichten an die Rechtslage in der EU zeitnah erfolgen soll. Insbesondere 

folgende Anpassungen sind besonders zu begrüssen: 

 

▪ Die erhebliche Erweiterung des Anwendungsbereichs in Art. 964a VE-OR; 

▪ Die Aufgabe des comply-or-explain Grundsatzes in Art. 964b Abs. 5 OR; 

▪ Die Übernahme des Ansatzes der doppelten Wesentlichkeit in Art. 964c Abs. 3 Ziff. 

7 und 8 VE-OR; 

▪ Die Einführung der Kontrolle durch eine externe Revisionsstelle in Art. 728a Abs. 1 

Ziff. 5 und Art. 964cbis VE-OR; 

▪ Die strafrechtliche Ahndung von Falschangaben, Unterlassung von Berichterstat-

tungspflichten sowie Verletzung der Pflicht zur Führung und Aufbewahrung des Be-

richts über Nachhaltigkeitsaspekte nach Art. 325ter VE-StGB. 

 

Die nachfolgenden Feststellungen und einzelnen Anpassungsvorschläge beziehen sich insbe-

sondere auf den Geltungsbereich der Nachhaltigkeitsberichterstattungspflicht, den Inhalt der 

Berichterstattungspflicht und die Prüfpflicht durch eine Revisionsstelle bzw. eine Konformi-

tätsbewertungsstelle. 

 

Kurz soll auch darauf eingegangen werden, ob in einem weiteren gesetzgeberischen Schritt der 

Richtlinie 2024/1760 vom 13. Juni 2024 über die Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hin-

blick auf Nachhaltigkeit (sog. CSDDD)6 Rechnung getragen werden sollte, da sich die CSR-

 
3  Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Ände-

rung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hin-

sichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen, ABl. L 322 vom 16.12.2022, S. 15–80, 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2022/2464/oj. 
4  Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahresab-

schluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechts-

formen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur 

Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates, ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19–76, 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2013/34/oj. 
5  Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Abschlussprüfun-

gen von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG und 

83/349/EWG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG des Rates, ABl. L 157 vom 9.6.2006, 

S. 87–107, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2006/43/oj. 
6  Richtlinie (EU) 2024/1760 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024 über die Sorgfalts-

pflichten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 

und der Verordnung (EU) 2023/2859, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1760/oj. 
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Diskussion (bereits) in eine andere Richtung bewegt und der Ansatz der Berichterstattung durch 

Einführung materieller Sorgfaltspflichten und Haftungsnormen ergänzt wird.7 

 

II. Stellungnahme zu spezifischen Punkten 

 

A. Anwendungsbereich der Berichterstattungspflicht 

 

Die der Nachhaltigkeitsberichterstattung unterfallenden Unternehmen werden parallel zum EU-

Recht definiert. Die Schwellenwerte von mindestens 25 Millionen Franken Bilanzsumme, 50 

Millionen Franken Umsatzerlös und 250 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt müssen nicht 

mehr kumulativ erfüllt werden – es soll reichen, dass zwei der nachstehenden Grössen in zwei 

aufeinander folgenden Geschäftsjahren überschritten werden. Ausserdem fallen alle Gesell-

schaften von öffentlichem Interesse, unabhängig von ihrer Grösse in den Geltungsbereich, so-

mit auch KMU. Nur Kleinstunternehmen im öffentlichen Interesse werden nach Art. 964b Abs. 

1 Ziff. 2 VE-OR nicht verpflichtet, einen Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte zu verfassen. 

 

Die Ausweitung der Berichterstattungspflichten ist grundsätzlich positiv zu werten. Damit wird 

für internationale Kompatibilität des Schweizer Rechtsrahmens gesorgt. Da einige der in der 

EU tätigen Schweizer Unternehmen gemäss Art. 40a CSRD ohnehin der EU-Berichterstat-

tungspflichten unterliegen werden, ist ein paralleler Regulierungsansatz gerade für diese Un-

ternehmen vorzugswürdig. 

 

Es überzeugt hingegen nicht, dass die in Art. 964a OR festgelegten Schwellenwerte von den 

Schwellenwerten für die Pflicht zur ordentlichen Revision nach Art. 727 OR abweichen und 

somit weniger Unternehmen der Nachhaltigkeitsberichterstattungspflicht unterfallen als der 

Pflicht zur ordentlichen Revision. Das Untersuchungsszenario gemäss dem Regulierungsfol-

genabschätzungsbericht zeigt nämlich, dass bei einem Umsatzerlös von 40 Mio. Franken Bi-

lanzsumme von 20 Mio. Franken rund 3’500 Unternehmen betroffen wären,8 hingegen bei der 

Übernahme der Schwellenwerte nach der CSRD nur rund 2'900 Unternehmen die Vorausset-

zungen erfüllen.9 Es wäre auch im Hinblick auf zukünftige Entwicklungen sinnvoll gewesen, 

niedrigere Schwellenwerte festzulegen. So sieht Art. 6 Abs. 1 lit. c CSRD vor, dass die EU-

Kommission laufend eine Bewertung zur Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Bilanz-RL 

macht und den festgestellten Anpassungsbedarf zeitnah umsetzt. 

 

Um in naher Zukunft weitere Revisionen zu vermeiden, eine Einheitlichkeit der Schwellen-

werte im OR zu verwirklichen und die Rechtssicherheit für die tangierten Unternehmen in 

 
7  Zu den Entwicklungen in der Europäischen Union und insb. zur CSDDD YEŞIM M. ATAMER/PATRICK WIT-

TUM, Von Laissez-faire zu Regulierung: Grundlagen der EU-Richtlinie über die Sorgfaltspflichten von Unter-

nehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit (CSDDD), EuZ 09/2024 (im Druck für November 2024). 
8  Regulierungsfolgenabschätzung: Nachvollzug der EU Richtlinie zur unternehmerischen Nachhaltigkeitsbe-

richterstattung (CSRD), Bericht vom 19. Februar 2024, S. 73, Abbildung 13 / S. 19, Tabelle 4. 
9 Regulierungsfolgenabschätzung (Fn. 8), S. 73, Abbildung 14 / S. 19, Tabelle 4. 
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Bezug auf ihre Berichterstattungspflichten langfristig zu fördern, lautet daher unser Vorschlag 

für eine Anpassung von Art. 964a VE-OR wie folgt: 

 

“2. Unternehmen, die zwei der nachstehenden Grössen in zwei aufeinander folgenden

 Geschäftsjahren überschreiten: 

a. Bilanzsumme von 20 Millionen Franken, 

b. Umsatzerlös von 40 Millionen Franken, 

c. 250 Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt;” 

 

Alternativ könnte auch die Ermächtigung des Bundesrates in einem zweiten Absatz in Betracht 

gezogen werden, um flexibel auf zukünftige Entwicklungen reagieren zu können:  

 
2 Der Bundesrat wird ermächtigt mit Verordnung die Schwellenwerte anzupassen. 

 

B. Inhalt der Berichterstattungspflicht 

 

Der Inhalt der Berichterstattungspflichten nach Art. 964c Abs. 3 VE-OR wird konkretisiert und 

im Vergleich zum aktuellen Recht ergänzt. Insbesondere Art. 964c Abs. 3 Ziff. 5 VE-OR ist 

begrüssenswert, da Anreizsysteme, welche den Mitgliedern des obersten Leitungs- oder Ver-

waltungsorgans angeboten werden, im Nachhaltigkeitsbericht angegeben werden müssen. In 

der entsprechenden EU-Norm (Art. 19a Abs. 2 lit. e Bilanz-RL i.d.F. CSRD) müssen auch An-

reizsysteme für Aufsichtsorgane angegeben werden. Die EU-Richtlinie verlangt zusätzlich eine 

Beschreibung der Rolle sowie des Fachwissens und der Fähigkeiten der Verwaltungs-, Lei-

tungs- und Aufsichtsorgane im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsaspekten in Art. 19a Abs. 2 

lit. c Bilanz-RL i.d.F. CSRD. Eine Angleichung des Wortlautes reduziert Rechtsunsicherheiten 

in Bezug auf die Bezeichnung der obersten Unternehmensführung. 

 

Sodann wird die “doppelte Wesentlichkeit” in Ziff. 7 und Ziff. 9 präzisiert. Im Nachhaltigkeits-

bericht sollen die Auswirkungen der Tätigkeiten des Unternehmens auf Nachhaltigkeitsaspekte 

enthalten sein (sog. Inside-out-Perspektive) sowie die Auswirkungen der Nachhaltigkeitsas-

pekte auf den Geschäftsverlauf, die Geschäftsergebnisse und die Lage des Unternehmens (sog. 

Outside-in-Perspektive). Neu sollen alle Aspekte, die entweder nach einem oder nach beiden 

Perspektiven wesentlich sind, aufgeführt werden. Diese Änderung schafft die benötigte Klar-

heit und somit auch Rechtssicherheit für die betroffenen Unternehmen. 

 

Hervorzuheben ist auch der Umfang der Informationsangaben im Bericht über Nachhaltigkeits-

aspekte. Dieser soll gemäss Art. 964c Abs. 4 VE-OR von der Geschäftstätigkeit des Unterneh-

mens neu bis zur Wertschöpfungskette reichen. Dabei übernimmt die vorgeschlagene OR-Be-

stimmung Art. 19a Abs. 3 UAbs. 1 und Art. 29a Abs. 3 Uabs. 1 Bilanz-RL i.d.F. CSRD. Der 

Begriff der “Wertschöpfungskette” beinhaltet nach dem europäischen Verständnis Angaben 

über Produkte und Dienstleistungen, Geschäftsbeziehungen und die Lieferkette des 
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Unternehmens oder der Gruppe.10 Somit ist die Wertschöpfungskette breiter und umfassender 

zu verstehen als die Lieferkette, die sich lediglich auf Rechtsverhältnisse mit Zulieferern be-

zieht, indem sich diese namentlich auf Abnehmer erstreckt.  

 

Eine gewisse Herausforderung besteht darin, Informationen über Nachhaltigkeitsaspekte von 

Wirtschaftsteilnehmern, die mit dem Unternehmen nur über vertragliche Beziehungen verbun-

den sind, abzufragen und weiterzugeben.11 Fraglich ist, inwiefern alle Gesellschaften im Gel-

tungsbereich der Berichterstattungspflichten nach Art. 964a ff. VE-OR umfassende Informati-

onen über ihre Zulieferkette beschaffen sollen. Insbesondere für KMU kann dies zu erheblichen 

Kosten führen und in vielen Fällen können die Informationen nicht mit zumutbarem Aufwand 

im Umfang der gesamten Wertschöpfungskette beschafft werden. Aus diesem Grund kennt die 

Europäische Union in der CSRD einen reduzierten Umfang der Berichterstattungspflicht für 

KMU. Nach Art. 19a Abs. 6 Bilanz-RL i.d.F. CSRD dürfen KMU abweichend zu den grund-

sätzlichen Bestimmungen ihren Nachhaltigkeitsbericht auf wesentliche Punkte beschränken, 

wobei in vielen Fällen kurze Beschreibungen ausreichen. Eine vergleichbare Lösung ist auch 

in der Schweiz erstrebenswert. In Anbetracht der erheblichen Unterschiede im verfügbaren Mit-

teleinsatz zur Einhaltung regulatorischer Vorgaben sollte der Bundesrat nach Art. 964c Abs. 5 

VE-OR für KMU die Berichterstattungspflichten so festlegen, dass den Kapazitäten und Merk-

malen von KMU und dem Umfang und der Komplexität ihrer Tätigkeiten Rechnung getragen 

wird. 

 

Zusammenfassend ist der Vernehmlassungsentwurf im Vergleich zum geltenden Recht detail-

lierter und präziser formuliert, jedoch lässt der Wortlaut nach wie vor Raum für Interpretationen 

offen. Dies birgt das Risiko von Unklarheiten, die wiederum zu Rechtsunsicherheit führen kön-

nen. Zwar ist eine ähnliche detaillierte Regelung wie in der EU nach der Technik des Gesetz-

gebers in der Schweiz eher unerwünscht. Doch sollte nicht ausser Acht gelassen werden, dass 

die Anerkennung von internationalen Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung auch 

davon abhängt, dass sie den gesetzlichen Vorgaben im OR entsprechen und nicht nur den in der 

EU verwendeten Standards.12 Eine ausführlichere Bestimmung im Gesetz würde entsprechend 

auch die diesbezügliche Bewertung des Bundesrats erleichtern.  

 

C. Standards der Berichterstattung 

 

Unternehmen in der EU müssen gemäss der delegierten Verordnung (EU) 2023/2772 der EU-

Kommission vom 31. Juli 2023 zur Ergänzung der Richtlinie 2013/34/EU von der Europäischen 

Beratungsgruppe für Rechnungslegung (European Financial Advisory Group, EFRAG) entwi-

ckelten bzw. sich in Entwicklung befindenden European Sustainability Reporting Standards 

 
10  VALENTIN JENTSCH, Der Europäische Rechtsrahmen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen 

– Ein Streifzug durch die CSRD und die ESRS, EuZ 09/2023, S. 14. 
11  JENTSCH (Fn. 10), S. 14. 
12  So auch der Erläuternder Bericht vom 26. Juni 2024 zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens, Ände-

rung des Obligationenrechts (Transparenz über Nachhaltigkeitsaspekte), S. 33: “Auf jeden Fall müssen bei 

der Anwendung mindestens die Vorgaben des OR erfüllt sein”. 
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(ESRS) in ihren Nachhaltigkeitsberichten verwenden. Für KMU wird gemäss Art. 29c Bilanz-

RL i.d.F. CSRD angepasste Standards vom EFRAG vorbereitet (ESRS for listet SMEs, ESRS 

LSME).13 

 

Der Vernehmlassungsentwurf sieht hingegen nicht zwingend die Übernahme der ESRS vor. Der 

Bundesrat soll gemäss Art. 964c Abs. 5 VE-OR andere gleichwertige Standards für die Bericht-

erstattung in einer Verordnung bestimmen. In Frage kommen z.B. die vom IFRS eingesetzten 

International Sustainability Standards Board (ISSB) erlassenen IFRS S1 (General Require-

ments for Disclosure of Sustainability-related Financial Information) und IFRS S2 (Climate-

related Disclosures) bzw. die GRI Standards.  

 

Der vorgeschlagene Lösungsansatz soll dem Gesetzgeber eine Anpassung der aktuellen Rechts-

lage je nach Entwicklungen ermöglichen. Zudem soll die Verwendung von innovativen Stan-

dards, welche für mehr Transparenz sorgen, nicht gehemmt werden. Sodann soll verhindert 

werden, dass Kosten für Unternehmen entstehen, die ihre Rechnungslegung an andere ver-

gleichbare Standards angepasst haben. Den Unternehmen wäre auch eine gewisse Flexibilität 

gegeben, auf Märkte und Kundenwünsche zu reagieren.14 

 

Fraglich ist jedoch, ob diese Vorzüge der vorgeschlagenen Regelung sich auch realisieren wer-

den. Vor allem muss festgestellt werden, dass die internationalen Nachhaltigkeitsberichterstat-

tungsregeln sich weitgehend aneinander orientieren und zusammen weiterentwickelt werden.15 

D.h. dass das Argument der Kostenminderung wohl grösstenteils entfallen wird. Dass Märkte 

besonders auf eine Nutzung von z.B. IFRS-Regeln im Vergleich zu EFRAG-Regeln reagieren, 

scheint in den Materialien nicht belegt zu sein. Man könnte zwar argumentieren, dass Wahlfrei-

heit immer vorgezogen werden sollte, falls die Berichterstattungsinstrumente ja ohnehin sehr 

ähnlich sind. Die Wahrscheinlichkeit, dass aber Unternehmen in dieser Hinsicht die Rechtssi-

cherheit der Wahlfreiheit vorziehen werden, lässt sich nicht per se negieren. Auch ein anderes 

Gegenargument ist hier von Bedeutung: Eine der wichtigsten Erfolgsvoraussetzungen der Be-

richterstattung ist die Vergleichbarkeit. D.h. dass Märkte bzw. andere Stakeholder die Informa-

tionen in der gleichen Form/Schablone, mit gleichen Inhalten und vergleichbar zu sehen be-

kommen. Nur so kann nämlich der Aspekt der ‘inside-out materiality’ auch gewährleistet wer-

den. Daher wäre es sinnvoll, nach der Etablierung der Standards die aktuelle Flexibilität unter 

Berücksichtigung der Bedürfnisse der Praxis sowie des Nutzens einer Standardisierung erneut 

zu evaluieren und gegebenenfalls einen der Standards als verbindlich festzulegen.    

 

 

 

 

 
13  https://www.efrag.org/en/projects/esrs-lsme-esrs-for-listed-smes/exposure-draft-consultation.Vgl. dort auch 

die «voluntary reporting standards for non-listed SMEs», ESRS-VSME. 
14  Erläuternder Bericht (Fn. 12), S. 9. 
15  Vgl. z.B. die Informationen der EFRAG zu Interoperabilität der Regelwerke, abrufbar unter 

https://www.efrag.org/en/sustainability-reporting/esrs-workstreams/interoperability. 
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III. Abschliessende Bemerkungen 

 

Berichterstattungspflichten dienen primär der Information relevanter Interessenträger. Heute 

sind nicht nur der Kapitalmarkt, sondern auch Konsumenten, Akteure der Zivilgesellschaft und 

Nichtregierungsorganisationen angesprochen. Durch die Berichterstattung soll insbesondere 

die Vergleichbarkeit von Unternehmen mit Blick auf diejenigen Faktoren erhöht werden, die 

Gegenstand des Berichtes sind. Die erhöhte Transparenz kann die Nachfrage nach Produkten 

und Dienstleistungen des berichterstattenden Unternehmens beeinflussen und ihm einen Anreiz 

geben, bei den zu berichtenden Faktoren positiv abzuschneiden. Zudem führt die Pflicht zur 

Berichterstattung indirekt dazu, dass sich das Management mit den Auswirkungen seiner Tä-

tigkeit beschäftigen muss und die Grundlage dazu erhält, die Leistung des Unternehmens auch 

anhand nichtfinanzieller Belange zu beurteilen.  

 

Die Steuerungswirkung der Berichterstattung ist jedoch begrenzt, wenn sie von anderen Markt-

teilnehmern nicht in dem erwarteten Ausmass bei Transaktionsentscheidungen berücksichtigt 

wird. Daher entspricht es auch der heutigen Entwicklung, Berichterstattung mit materiellen 

Sorgfaltspflichten zu kombinieren. Eine solche Lösung boten z.B. in Frankreich das Loi de vi-

gilance und in Deutschland das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz. Sie werden nun neu durch 

die EU-Richtlinie über die Sorgfaltspflichten von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit 

überholt.16 Auch in England wird derzeit über die Einführung der Commercial Organisations 

and Public Authorities Duty (Human Rights and Environment) Bill diskutiert. Da die CSDDD 

teilweise extraterritoriale Auswirkung ausübt, werden schon nach ihrem Inkrafttreten gewisse 

schweizerische Unternehmen in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen. Es ist deswegen 

an der Zeit, dass der Schweizer Gesetzgeber in Orientierung an diesen Entwicklungen Sorg-

faltspflichten für Unternehmen von einer bestimmten Relevanz aufstellt und für deren Verlet-

zung zivilrechtliche sowie verwaltungs- bzw. strafrechtliche Sanktionen einführt. 

 

Hochachtungsvoll, 

 

 

 

 

 

 

   

Prof. Dr. Dr. h.c. Yeşim M. Atamer  

 

Lehrstuhl für Privat-, Wirtschafts- und  

Europarecht sowie Rechtsvergleichung 

  

Prof. Dr. Aline Darbellay 

 

Lehrstuhl für Handels- und Wirtschaftsrecht, 

insb. Bank- und Kapitalmarktrecht 

 

 

 
16  Vgl. dazu ATAMER/WITTUM (Fn. 7). 
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DFJP 

  

 Par courriel uniquement :  

 ehra@bj.admin.ch 

 

 Genève, le 16 octobre 2024 

 

Consultation fédérale sur l’avant-projet de modification du code des obligations (transparence sur 

les questions de durabilité) 

 

Mesdames, 

Messieurs, 

 

La présente a pour objectif d’énoncer la position de la Faculté de droit de l’Université de Genève (la 

Faculté) concernant l’avant-projet de modification du code des obligations (AP-CO) à propos de la 

transparence sur les questions de durabilité, qui modifie la loi fédérale du 30 mars 1911 complétant le 

Code civil suisse (Droit des obligations) (CO)1, la loi fédérale du 16 décembre 2005 sur l’agrément et la 

surveillance des réviseurs (LSR)2 et le Code pénal suisse du 21 décembre 1937 (CP)3. 

I. Appréciation d’ensemble 

La Faculté salue l’avant-projet qu’elle juge positivement dans son ensemble. Les modifications 

proposées s’inscrivent dans une adaptation des dispositions relatives à la transparence sur les 

questions de durabilité au nouveau droit de l’Union européenne.  

La durabilité est une préoccupation majeure des agendas international et suisse. L’Union européenne 

s’est affirmée comme un leader en la matière, notamment à travers son pacte vert pour l’Europe4. 

 
1 RS 220. 
2 RS 221.302. 
3 RS 311.0. 
4 Communication de la Commission au Parlement européen, au Conseil européen, au Conseil, au Comité 
économique et social européen et au Comité des régions Le pacte vert pour l'Europe du 11 décembre 2019, 
COM/2019/640 final.  
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Parmi les mesures phares de ce pacte figurent la Directive (UE) 2022/2464 du Parlement européen et 

du Conseil du 14 décembre 2022 modifiant le règlement (UE) n° 537/2014 et les directives 

2004/109/CE, 2006/43/CE et 2013/34/UE en ce qui concerne la publication d’informations en matière 

de durabilité par les entreprises (directive sur le devoir de transparence)5, et la Directive (UE) 

2024/1760 du Parlement européen et du Conseil du 13 juin 2024 sur le devoir de vigilance des 

entreprises en matière de durabilité et modifiant la directive (UE) 2019/1937 et le règlement (UE) 

2023/2859 (directive sur le devoir de vigilance)6. 

Ces directives européennes ont un effet extraterritorial et s’appliquent donc également aux 

entreprises suisses, quelle que soit leur taille ou leur secteur d’activité, soit directement, soit 

indirectement par le biais de dispositions contractuelles (y compris sous forme de codes de conduite)7. 

On estime que jusqu’à 50'000 entreprises suisses pourraient être affectées par la directive sur le devoir 

de vigilance8. 

Les exportations des entreprises suisses vers l’Union européenne représentent 44,8% des exportations 

totales suisses9. Il devient donc nécessaire d’harmoniser les lois pour éviter des coûts inutiles et 

garantir un accès fluide au marché européen.  

Dans ce contexte, une réforme des art. 964a à 964c du CO était indispensable. Ces dispositions 

résultent d’un contre-projet indirect à l’initiative populaire « Entreprises responsables – pour protéger 

l’être humain et l’environnement »10 et s’inspirent des dispositions relatives à la publication 

d’informations non financières de la directive 2013/34/UE du Parlement européen et du Conseil11. 

Toutefois, ces dispositions sont désormais dépassées avec l’adoption de la directive sur le devoir de 

transparence, qui est plus ambitieuse et contraignante. Cette dernière est déjà en vigueur pour 

l’exercice social 2024.  

Les principales modifications proposées se déclinent en cinq points.  

Tout d’abord, l’extension du champ d’application. Les conditions cumulatives sont remplacées par des 

exigences alternatives. L’avant-projet élargit l’obligation de reddition de compte et de publication sur 

les questions de durabilité à toutes les sociétés d’intérêt public au sens de l’art. 2, let. c ch. 1 et 2 de la 

LSR, à l’exception des microentreprises. Ces dernières, exemptées selon l’art. 964b al. 1 ch. 2 AP-CO, 

 
5 JO L 322/15. 
6 JO L 2024/1760. 
7 Sur l’application directe et indirecte de la CSRD, Neri-Castracane/Brander, Les enjeux de la CSRD pour les 
entreprises suisses, in Schweizerische Zeitschrift für Wirtschafts- und Finanzmarktrecht (SZW/RSDA) 5/2023. 
8 Communiqué du Conseil fédéral du 26 juin 2024 « Gestion durable des entreprises : le Conseil fédéral veut 
durcir les règles en matière de publication d’informations », disponible sous 
https://www.admin.ch/gov/fr/accueil/documentation/communiques/communiques-conseil-federal.msg-id-
101585.html (dernière consultation : 10.10.2024) ; BSS Volkswirtschaftliche Beratung AG/Oko-Institut e.V., 
Vertiefte Analyse Auswirkungen der CSDDD auf Schweizer Unternehemen, Standordtattraktivität und 
Wettbewerb von 8.11.2023, p. 16. 
9 Information fournie par l’Office fédéral de la statistique OFS, disponible sous 
https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home/statistiques/industrie-services/commerce-exterieur/bilan-commercial-
importations-exportations.html (dernière consultation : 29.09.2024). 
10 Message du 15 septembre 2017 relatif à l’initiative populaire « Entreprises responsables – pour protéger l’être 
humain et l’environnement », FF 2017 5999 ; Objet du Conseil fédéral n° 17.060 « Entreprises responsables – 
pour protéger l’être humain et l’environnement » initiative populaire du 15 septembre 2017. 
11 Directive 2013/34/UE du Parlement européen et du Conseil du 26 juin 2013 relative aux états financiers 
annuels, aux états financiers consolidés et aux rapports y afférents de certaines formes d’entreprises, modifiant 
la directive 2006/43/CE du Parlement européen et du Conseil et abrogeant les directives 78/660/CEE 
et 83/349/CEE du Conseil, JO L 182/2013. 

https://www.admin.ch/gov/fr/accueil/documentation/communiques/communiques-conseil-federal.msg-id-101585.html
https://www.admin.ch/gov/fr/accueil/documentation/communiques/communiques-conseil-federal.msg-id-101585.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home/statistiques/industrie-services/commerce-exterieur/bilan-commercial-importations-exportations.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home/statistiques/industrie-services/commerce-exterieur/bilan-commercial-importations-exportations.html
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sont définies selon les mêmes seuils que ceux établis par la Directive comptable 2013/34/UE à lire avec 

la Directive déléguée (UE) 2023/2775 de la Commission du 17 octobre 2023 modifiant la directive n° 

2013/34/UE du Parlement européen et du Conseil en ce qui concerne l’ajustement des critères de taille 

pour les micro-, petites, moyennes et grandes entreprises ou pour les groupes (directive comptable)12 

(art. 3 para 1 Directive comptable). Les seuils pour les grandes entreprises sont alignés sur les derniers 

critères de la directive européenne, avec exigence d’effectif d’emplois à temps plein en moyenne 

annuelle diminuée de 500 à 250. Par ailleurs, les groupes d’entreprises qui, ensemble (comptes 

consolidés) atteignent deux de ces valeurs au cours de deux exercices consécutifs seront également 

soumis à cette règlementation.   

Deuxièmement, l’augmentation des exigences en matière de publication. Le contenu du rapport sera 

enrichi pour inclure des aspects de gouvernance et des objectifs assortis d’échéances. Cette évolution 

est à saluer, car les mécanismes et principes de gouvernance constituent des outils essentiels pour la 

transformation interne des entreprises et l’implémentation de stratégies de durabilité. La description 

d’objectifs temporellement définis permettra également d’évaluer la crédibilité des politiques mises 

en place ainsi que la qualité de leur mise en œuvre. Dans cette optique, le droit de recours au principe 

« appliquer ou expliquer » (comply or explain) sera supprimé :  toutes les entreprises assujetties 

devront rédiger et publier un rapport détaillé sur les thématiques de durabilité élargies. De plus, le 

rapport devra couvrir l’ensemble de la chaîne de valeur, englobant non seulement les produits et 

services de l’entreprise, mais également les activités de ses partenaires de la chaîne 

d’approvisionnement et ses relations d’affaires. Ces informations ne pourront plus être exclues pour 

des raisons de « pertinence et proportionnalité » (art. 964b al. 2 ch. 4 let. b CO).  

Troisièmement, l’avant-projet précise les normes d’information applicables : les normes 

d’information européennes (ESRS) peuvent être utilisées comme référence pour la rédaction du 

rapport de durabilité, ou d’autres normes équivalentes peuvent être choisies.  Le Conseil fédéral devra 

désigner, par ordonnance, ces normes équivalentes. La liberté de choix, bien que régulée, qui est 

laissée par l’avant-projet mérite d’être saluée. Une étude récente indique que des pays représentant 

55% du PIB mondial, soit 40% de la capitalisation mondiale, dont le Canada, l’Australie ou encore la 

Chine, ont adopté les standards de durabilité de l’International Sustainability Standards Board (ISSB) 

comme cadre de référence13. 

Quatrièmement, il est requis que les publications soient faites dans un format de rapport 

électronique. 

Enfin, l’avant-projet introduit l’exigence d’une assurance du rapport par une entreprise de révision ou 

un organisme d’évaluation de la conformité agréés. 

Si le projet emporte sur le principe l’adhésion de la Faculté, certains points sont à préciser ou à revoir, 

et une réflexion à long terme devra également être engagée.  

 
12 C/2023/7020 final, JO L 2023/2775. 
13 Information disponible sous https://www.ifrs.org/news-and-events/news/2024/05/jurisdictions-
representing-over-half-the-global-economy-by-gdp-take-steps-towards-issb-standards/ (dernière consultation : 
20.09.2024). 

https://www.ifrs.org/news-and-events/news/2024/05/jurisdictions-representing-over-half-the-global-economy-by-gdp-take-steps-towards-issb-standards/
https://www.ifrs.org/news-and-events/news/2024/05/jurisdictions-representing-over-half-the-global-economy-by-gdp-take-steps-towards-issb-standards/
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II. Remarques critiques 

A. Sur l’harmonisation avec la directive sur le devoir de vigilance et en faveur d’un cadre 

favorable aux PME suisses 

Le Conseil fédéral a décidé de repousser à une date ultérieure et indéterminée la réflexion sur une 

harmonisation du droit suisse avec la directive sur le devoir de vigilance, en attendant une étude 

commandée pour l’automne 202414. Une approche conjointe sur l’harmonisation du droit suisse, tant 

avec la directive sur le devoir de transparence qu’avec celle sur le devoir de vigilance, aurait été 

préférable pour trois raisons. 

Tout d’abord, la directive sur le devoir de transparence comporte en réalité déjà une exigence implicite 

de vigilance. Pour rendre compte des incidences négatives, qu’elles soient réelles ou potentielles, ainsi 

que des mesures prises pour prévenir, atténuer, corriger ou supprimer ces incidences, il est nécessaire 

d’établir un suivi rigoureux et d’adopter des politiques de vigilance. Cela est précisé à l’art. 964c al. 3 

ch. 6 AP-CO qui fait écho à l’art. 19bis para 2 let. f (i) de la directive sur le devoir de transparence. 

La stratégie européenne a été présentée par thématiques apparemment distinctes, en raison de 

considérations d’opportunités politiques. Ce mouvement d’adoption d’actes législatifs, allant des 

mesures les plus sectorielles aux plus générales et ambitieuses, a débuté avec l’adoption du Règlement 

(UE) 2019/2088 du Parlement européen et du Conseil du 27 novembre 2019 sur la publication 

d’informations en matière de durabilité dans le secteur des services financiers15. Une fois cette 

politique mise en œuvre par étapes et adoptée dans l’Union européenne, il serait pertinent de réfléchir 

à l’opportunité et le bien-fondé d’une imitation de cet enchaînement règlementaire. En réalité, la 

directive sur le devoir de vigilance englobe également la directive sur le devoir de transparence. Les 

entités soumises directement à la directive sur le devoir de transparence le sont à tout le moins 

indirectement à la directive sur le devoir de vigilance, soit en tant qu’entités du même groupe, soit en 

tant que partenaires commerciaux ou acteurs de la chaîne de valeur. Autrement dit, il serait possible 

d'éviter une reprise verbatim de la directive sur le devoir de transparence en adoptant une 

réglementation axée sur le devoir de vigilance. Ainsi, la modification du CO pourrait être mineure, 

permettant de revenir à un texte plus concis que l’actuel, avec les exigences de transparence détaillées 

dans une ordonnance d’exécution qui devra, de toute façon, être rédigée en vertu de l’art.  964c al. 5 

AP-CO. D’autant plus que les modifications proposées par l’AP-CO ne devraient pas entrer en vigueur 

avant le 1er janvier 2027, date à laquelle la directive sur le devoir de vigilance s’appliquera aux plus 

grandes entreprises européennes et à leur chaîne de valeur. 

Deuxièmement, la directive sur le devoir de vigilance prévoit plusieurs mesures de soutien pour les 

petites et moyennes entreprises (PME). Ce soutien doit être fourni à la fois par les entreprises 

assujetties et par les Etats membres. Il se manifeste sous différentes formes, notamment un soutien 

financier, l’allocation de ressources et l’établissement de pratiques contractuelles responsables vis-à-

vis des fournisseurs et partenaires commerciaux. Une harmonisation du droit suisse avec la directive 

sur le devoir de vigilance favoriserait une transition plus efficace des PME suisses vers la durabilité. 

Une réflexion et mise en œuvre rapides seraient bénéfiques pour les PME suisses, qui, en 2021, 

représentaient environ 99% des entreprises marchandes de Suisse16. Cela permettrait de prévenir 

 
14 Communiqué du Conseil fédéral du 26 juin 2024 « Gestion durable des entreprises : le Conseil fédéral veut 
durcir les règles en matière de publication d’informations », disponible sous 
https://www.admin.ch/gov/fr/accueil/documentation/communiques/communiques-conseil-federal.msg-id-
101585.html (dernière consultation : 10.10.2024).   
15 JO L 317/2019. 
16 Office fédéral de la statistique OFS, Actualités OFS, Portrait des PME suisses, 2011-2021, 26 octobre 2023, p. 
1. 

https://www.admin.ch/gov/fr/accueil/documentation/communiques/communiques-conseil-federal.msg-id-101585.html
https://www.admin.ch/gov/fr/accueil/documentation/communiques/communiques-conseil-federal.msg-id-101585.html
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toute distorsion de concurrence entre les PME suisses et leurs homologues européens en matière 

d’accès au marché européen. En outre, cela aiderait les PME suisses à éviter la conclusion de contrats 

de durée très désavantageux, leur permettant ainsi de maintenir leur compétitivité sans risquer de se 

retrouver hors du marché.  

Enfin et surtout, l’AP-CO, dans sa formulation actuelle, impose des obligations plus contraignantes aux 

PME suisses que la règlementation européenne. En plus des mesures de soutien aux PME prévues par 

la directive sur le devoir de vigilance, la directive sur le devoir de transparence limite les obligations de 

transparence des PME à certaines informations et propose des standards adaptés (projet LSME pour 

les PME cotées et projet VSME pour celles qui souhaiteraient y adhérer volontairement). Selon l’art. 

19bis para. 6 de la directive sur le devoir de transparence, les PME européennes ne doivent fournir 

que les informations suivantes : 

- Une brève description du modèle commercial et de la stratégie de l’entreprise (art. 964c al. 3 

ch. 1 AP-CO) ; 

- Une description des politiques de l’entreprise en ce qui concerne les questions de durabilité 

(art. 964c al. 3 ch. 4 AP-CO) ; 

- Une description des principales incidences négatives, réelles ou potentielles, de l’entreprise 

sur les questions de durabilité, ainsi que des mesures prises pour les recenser, surveiller, 

prévenir, atténuer ou corriger ces incidences (art. 964c al. 3 ch. 7 et 8 AP-CO, avec exigences 

revues à la baisse). En d’autres termes, aucune mesure relative à la chaîne de valeur n'est 

attendue à ce stade pour les PME européennes, tout comme les mesures visant à éliminer les 

incidences négatives. 

- Une description des principaux risques liés aux questions de durabilité et de la manière dont 

l’entreprise gère ces risques (art. 964c al. 3 ch. 9 AP-CO) ; 

- Une description des indicateurs clés nécessaires pour les informations à publier mentionnées 

ci-dessus (art. 964c al. 3 ch. 10 AP-CO). 

Une réflexion globale et favorable aux PME serait plus judicieuse et fortement souhaitable. A tout 

le moins, une disposition équivalente à l’art. 19bis para. 6 de la directive sur le devoir de 

transparence devrait être intégrée à l’AP-CO dans un nouvel alinéa de l’art. 964c AP-CO. 

B. Sur une reprise partiellement verbatim de la directive sur le devoir de transparence 

Les art. 964a à 964cter AP-CO reprennent le contenu de la directive sur le devoir de transparence, mais 

sans reproduire systématiquement le texte de manière ad verbatim. Cela est regrettable pour la 

sécurité juridique, car cela laisse entendre qu’une interprétation différente du texte de l’AP-CO par 

rapport à celle de la directive européenne pourrait être envisagée. Une telle situation semble contraire 

à l’intention du Conseil fédéral. Il serait donc souhaitable d’harmoniser les formulations suivantes 

avec celles de la directive sur le devoir de transparence : 

- Concernant l’art. 964a ch. 2 AP-CO : Les seuils ne correspondent pas à ceux des entreprises 

soumises à un contrôle ordinaire. Il s’agit en effet d’une reprise des seuils actuellement 

applicables en vertu de la directive sur le devoir de transparence, plus précisément la directive 

comptable. Or, cette dernière définit les PME et les grandes entreprises à son article 3. L’art. 

3 para. 13 de la directive comptable impose à la Commission européenne de réexaminer tous 

les cinq ans les critères de volume financier et, le cas échéant, de les ajuster, au moyen d’un 
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acte délégué (art. 49). Par un acte délégué du 17 octobre 202317, la Commission européenne 

a adapté à la hausse ces seuils, restreignant ainsi le champ d’application de la directive sur le 

devoir de transparence. Ces seuils pourraient encore être modifiés en 2028. L’AP-CO, en 

revanche, ne prévoit pas de réexamen des seuils, ce qui pourrait engendrer une discordance à 

l’avenir. La proposition actuelle n’est ni cohérente avec le référentiel généralement utilisé en 

droit suisse (seuils du contrôle ordinaire ou du contrôle restreint), ni avec la législation 

européenne en vigueur, qui prévoit un réexamen périodique. Il serait donc préférable 

d’adopter l’une ou l’autre de ces formules. 

- Concernant la version française de l’art. 964c al. 2 AP-CO :  

• La formule « les informations qui sont nécessaires pour comprendre… » devrait être 

remplacée par « les informations qui permettent de comprendre… », même s’il est 

vrai que les versions allemandes et italiennes de la directive sur le devoir de 

transparence, et de l’avant-projet lui préfèrent la première formule. 

• La formule « les incidences de l’activité de l’entreprise sur les questions de durabilité » 

devrait être remplacée par « les incidences de l’entreprise sur les questions de 

durabilité ». 

• Enfin, le terme « performance » devrait être remplacé par le terme plus neutre de 

« résultats », comme c’est le cas dans les versions allemandes et italienne. 

- Concernant l’art. 964c al. 3 ch. 1 AP-CO : La directive sur le devoir de transparence exige une 

brève description du modèle commercial. Il serait approprié d’ajouter également le qualificatif 

de « brève » (kurze, breve) à la disposition de l’AP-CO. 

- Concernant l’art. 964c al. 3 ch. 2 AP-CO : Contrairement à la directive européenne, cette 

disposition n’exige pas que l’entreprise décrive les progrès réalisés dans l’atteinte des objectifs 

qu’elle s’est fixés, ni qu’elle indique les éventuelles preuves scientifiques sur lesquelles 

reposent ces objectifs (Beschreibung der Fortschritte, die das Unternehmen im Hinblick auf die 

Erreichung dieser Ziele erzielt hat, und eine Erklärung, ob die auf Umweltfaktoren bezogenen 

Ziele des Unternehmens auf schlüssigen wissenschaftlichen Beweisen beruhen ; descrizione dei 

progressi da essa realizzati nel conseguimento degli stessi e una dichiarazione che attesti se gli 

obiettivi dell'impresa relativi ai fattori ambientali sono basati su prove scientifiche conclusive). 

La description des progrès accomplis par rapport aux objectifs fixés est essentielle pour 

garantir leur réalisme, un aspect qui sera alors également examiné par l’entité en charge de 

donner une assurance sur le rapport. Cela constitue un élément clé pour rendre compte de 

l’évolution de l’entreprise en matière de durabilité et pour fournir des informations utiles aux 

parties prenantes. La précision des preuves scientifiques devrait également servir d’outil pour 

évaluer la fiabilité et la sincérité des objectifs et des progrès réalisés, facilitant ainsi un dialogue 

constructif entre l’organe supérieur de direction et d’administration et l’entité chargée de 

l’assurance du rapport. Toutefois, cette dernière exigence pourrait tout aussi bien être 

intégrée dans les normes en préparation pour les missions d’assurance. 

 
17 Directive déléguée (UE) 2023/2775 de la Commission du 17 octobre 2023 modifiant la directive n° 2013/34/UE 
du Parlement européen et du Conseil en ce qui concerne l’ajustement des critères de taille pour les micro-, 
petites, moyennes et grandes entreprises ou pour les groupes (C/2023/7020 final, JO L 2023/2775). 
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- Concernant l’art. 964c al. 3 ch. 4 AP-CO : La formulation « la politique de l’entreprise » devrait 

être remplacée par « les politiques de l’entreprise ». La directive sur le devoir de transparence 

privilégie l’usage du pluriel dans ses versions française et italienne. Cependant, l’avant-projet 

ne le reprend qu’en version italienne (delle politiche dell’impresa). Une harmonisation de 

toutes les versions, y compris la version allemande, serait préférable, même si le texte 

européen utilise la forme singulière dans sa version allemande. Il est en effet plus probable 

que l’entreprise dispose de plusieurs politiques thématiques (par exemple, réduction du CO2, 

diversité etc.). 

- Concernant l’art. 964c al. 3 ch. 6 AP-CO : La formulation européenne fait référence à la 

« diligence raisonnable » dans la version française et à la diligence due (due diligence, diligenza 

dovuta) dans sa version allemande et italienne. L’AP-CO se réfère à une diligence mise en 

œuvre (angewandte Sorgfaltsprüfung) et à une diligence due (dovuta diligenza) dans le texte 

italien. Une hamronisation serait souhaitable, même si plutôt en faveur du texte français de la 

directive européenne (diligence raisonnable, vernünftige Sorgfaltsprüfung ; ragionevole 

diligenza). 

- Concernant l’art. 964c al. 7 AP-CO :  Cette disposition s’inspire des art. 962 al. 4 et 962a al. 5 

CO. L’art. 962 al. 4 CO privilégie, en français, l'expression « organe supérieur » plutôt que « 

assemblée générale », une terminologie qui devrait également être adoptée dans la version 

française de l’art. 964c al. 7 AP-CO (ou dans toute disposition équivalente), afin de garantir une 

neutralité à l’égard des différentes formes juridiques susceptibles d’être assujetties. Les textes 

allemand (oberste Leitungs- oder Verwaltungsorgan) et italien (organo superiore di direzione 

o di amministrazione) sont, en revanche, corrects. 

Il convient également de noter que certains aspects de la directive sur le devoir de transparence n’ont 

pas été intégrés dans l’AP-CO. A moins d’indications contraires dans la présente prise de position, cela 

ne semble pas poser de problème. Par exemple, l’art. 964c al. 3 ch. 3 ne reprend pas l’exigence de l’art. 

19bis para. 2 let. c de la directive européenne, qui concerne la description de l’expertise et des 

compétences des organes dirigeants en matière de durabilité. Cela n’est pas nécessaire, étant donné 

que la norme ESRS G1 en matière de gouvernance n’impose pas non plus ce niveau de détail sur ces 

aspects. 

C. Sur le vote de l’organe compétent pour l’approbation des comptes 

L’art. 964cter al. 3 AP-CO reprend en substance le contenu de l’art. 964c CO. La modification du dies a 

quo de la publication, qui intervient désormais après l’approbation des comptes annuels plutôt que 

l’approbation du rapport de durabilité, a le mérite de clarifier l’obligation de publication, y compris en 

cas de vote négatif. 

Cependant, la nature contraignante du vote, telle que précisée dans le rapport explicatif, complexifie 

inutilement la procédure. Un vote contraignant signifie que l’organe supérieur de direction doit obtenir 

un vote positif, même si cela implique l’éventuelle répétition du processus de vote. Le simple fait de 

mentionner un vote négatif dans le rapport au moment de sa mise en ligne ne serait donc pas suffisant, 

tout comme l'éventuelle obligation de consulter les principaux actionnaires après un tel vote négatif. 

Le nouveau texte reste incertain quant à la marche à suivre en cas de rejet par l'organe compétent 

pour l’approbation des comptes annuels. 

Retourner à de multiples reprises auprès de cet organe représente une charge considérable et de faible 

utilité, notamment pour un rapport qui se concentre principalement sur des informations passées. De 

plus, un vote négatif pourrait être motivé par des raisons étrangères au contenu du rapport lui-même 
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(par exemple désaccord avec la politique future en matière de durabilité, critiques à l’égard du conseil 

d’administration). 

Il semble donc préférable de profiter de cette réforme pour préciser que le vote doit être consultatif. 

L’organe supérieur de direction devrait alors être tenu de mentionner de manière visible le résultat 

du vote, en début ou en fin de rapport. Cela permettrait de clarifier à la fois le dies a quo du délai de 

10 ans et son terme. Un vote négatif devrait inciter naturellement l'organe supérieur de direction à 

engager une consultation avec les principaux actionnaires afin d’éviter un nouveau vote négatif l’année 

suivante. 

D. Sur la transposition au sein du CO et le titre du chapitre 

La structure de l’AP-CO reflète celle des art. 964a à 964c CO actuels. Issue d’un contre-projet indirect 

adopté rapidement, cette structure présente néanmoins des aspects perfectibles. L’AP-CO offre 

l’opportunité de renforcer la cohérence législative du projet avec les dispositions existantes, tout en 

respectant la structure interne du CO. Des articles distincts traitant de compétences, du contenu et 

de l’assurance peuvent ne pas être les plus adaptés à une règlementation contraignante, qui ne vise 

pas à être adoptée selon un modèle d’opting-in.  

Les éléments suivants mériteraient réflexion : 

- Les dispositions relatives au droit comptable sont organisées en fonction des produits 

(comptes annuels, comptes intermédiaires, comptes consolidés etc.) plutôt qu’en fonction des 

obligations. Il serait donc plus cohérent de renommer le chapitre VI « Transparence sur les 

questions de durabilité » en « Rapport de durabilité ». 

 

- Les alinéas 5 et 7 de l’art. 964c AP-CO mériteraient d’être dissociés en dispositions distinctes, 

à l’image des art. 962 et 962a CO. 

 

- Le contenu de l’art. 964cbisAP-CO pourrait être simplifié. Par exemple, la première phrase de 

l’al. 2 suffirait à permettre la définition des exigences par voie d’ordonnance. De la même 

manière, cet alinéa pourrait simplement indiquer que le rapport de durabilité doit être soumis 

à l’assurance d’une personne qualifiée et indépendante habilitée à cet effet, tout en précisant 

que le Conseil fédéral désigne ces personnes. L’alinéa 3 pourrait également être réduit à 

l’essentiel, en stipulant que les exigences applicables à l'organe de révision chargé d'un 

contrôle ordinaire s’appliquent, par analogie, aux entités habilitées à fournir une assurance 

sur le rapport de durabilité, à l’exception des dispositions concernant l’objet et l’étendue du 

rapport ainsi que son élection. Cela permettrait de renvoyer aux articles mentionnés à l’alinéa 

3 de l’art. 964cbis AP-CO, à l'exception de l'art. 730 CO, qui ne semble pas nécessaire. Si la 

compétence de l’élection de cette entité doit être réservée à l'organe supérieur de direction, 

il conviendrait de le préciser à l'art. 716a al. 1 ch. 4 CO. À défaut, s'agissant d’un mandat de 

droit privé dont le contenu est défini par le droit, sa conclusion s’appuierait sur les règles de 

représentation classiques pour les personnes morales. Pour éviter d’assimiler la personne en 

charge de l’assurance du rapport de durabilité à un organe de la société, tout en reconnaissant 

son importance dans l’organisation de celle-ci, la version retravaillée de l’art. 964cbis AP-CO 

pourrait être déplacée dans un nouvel article, sous une nouvelle lettre D ou E, avant ou après 

l’art. 731b CO. 

 

- Pour les comptes annuels, les comptes consolidés et le rapport de gestion, les dispositions 

équivalents à l’art. 964cter AP-CO sont réparties entre plusieurs articles du droit de la société 
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anonyme et du droit comptable. Il n’y a pas de raison de traiter le rapport de durabilité 

différemment. Par exemple, l’art. 958f CO pourrait être modifié pour y inclure une référence 

au rapport de durabilité, à l’instar de l’art. 728a al. 1 ch. 5 AP-CO. Dans ce cas, l’art. 964cter AP-

CO deviendrait obsolète. L’art 958f al. 1 CO pourrait en effet inclure des dispositions relatives 

à la publicité du rapport de durabilité, ce qui permettrait d’aborder les exigences des alinéas 

1 et 3 de l’art. 964cter AP-CO par voie d’ordonnance. Le contenu de l’art. 964cter al. 2 AP-CO 

devrait être intégré dans les dispositions concernant les compétences des organes concernés. 

A cet égard, l’art. 698 al. 2 ch. 3 pourrait être modifié pour y ajouter le rapport de durabilité.  

De même, l’art. 716a al. 1 CO pourrait être ajusté pour y inclure les principes applicables au 

rapport de durabilité, en les intégrant aux chiffres 3 et 6, ou en créant un nouveau chiffre 

dédié. Le chiffre 4 devrait également être complété si l’on souhaite attribuer exclusivement à 

l'organe supérieur de direction la compétence pour l'élection et la révocation des personnes 

en charge de cette mission d'assurance. Il conviendrait ensuite de vérifier que les renvois au 

droit de la société anonyme dans les autres formes juridiques incluent également ces aspects, 

ou de modifier les dispositions pertinentes en conséquence.  

Ces ajustements permettraient de respecter la cohérence interne du droit de la société anonyme et 

du droit comptable. 

E. Sur le choix des normes d’information 

Conformément à l’art. 964c al. 7 AP-CO, le choix des normes d’information applicables relève de 

l’organe supérieur de direction ou d’administration, sauf disposition contraire des statuts ou décision 

de l’assemblée générale concernant les normes à adopter. 

Ces normes peuvent être celles de l’Union européenne ou d’autres normes équivalentes (art. 964c al. 

5 AP-CO). L’art. 964c al. 5, dernière phrase, AP-CO précise que le Conseil fédéral désigne les normes 

équivalentes. A ce titre, les normes ISSB, soutenues notamment par le projet de l’International 

Standard on Sustainability Assurance (ISSA) 5000, General Requirements for Sustainability Assurance 

Engagements pourraient être considérées comme équivalentes. L’European Financial Reporting 

Advisory Group (EFRAG), sous mandat de la Commission européenne, élabore actuellement plusieurs 

normes sectorielles ainsi que des normes spécifiques aux PME (LSME pour les PME cotées et VSME 

pour les autres). Les normes européennes destinées aux PME devraient être prêtes d’ici au 1er janvier 

2026. Cependant, ce calendrier ne permet pas aux PME de disposer pleinement des deux années de 

transition pour se familiariser avec ces normes européennes « simplifiées ». Il pourrait donc être 

judicieux de prolonger la période transitoire pour les PME. Par ailleurs, afin d’améliorer la 

comparabilité des données, il serait souhaitable que le Conseil fédéral limite le nombre de normes 

reconnues comme équivalentes. 

Comme à l’art. 962a al. 5 CO, il serait opportun de préciser que le Conseil fédéral peut définir les 

conditions requises pour choisir une norme ou en changer. En effet, tout comme pour la comptabilité 

financière, un changement annuel de normes serait contreproductif pour garantir la continuité. Il 

serait également judicieux de tenir compte de la norme comptable choisie pour les comptes financiers 

dans la détermination de la norme applicables aux informations relatives à la durabilité, une exigence 

qui pourrait être intégrée dans l’ordonnance du Conseil fédéral. 

F. Sur les modifications de la LSR  

La LSR est partiellement modifiée par l’AP-CO. Cette loi régit l’agrément et la surveillance des 

personnes fournissant des prestations en matière de révision.  
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Les prestations de révision doivent être distinguées des missions d’assurance. Ces missions 

d’assurances peuvent découler des lois sur les marchés financiers, ou porter sur d’autres aspects.  

Une entreprise agréée en tant qu'entreprise de révision peut être amenée à fournir trois types de 

prestations : prestation en matière de révision, prestation d’audit au sens des lois sur les marchés 

financiers et prestation d’assurance autre. Toutefois, son agrément en tant qu'entreprise de révision 

n’est pertinent que pour la première catégorie. Lorsqu'elle effectue une prestation en matière de 

révision, elle intervient en tant qu'organe de la société, désigné par l'assemblée générale, pour 

procéder au contrôle ordinaire ou restreint des comptes annuels, ou, le cas échéant, des comptes 

consolidés.  

Lorsqu'elle fournit une prestation d'assurance au sens des lois sur les marchés financiers, l'entreprise 

agit en tant que société d'audit dans le cadre de mandats de droit privé définis par le droit public. Dans 

ce cas, elle est désignée par l'organe supérieur de direction et doit vérifier le respect de certaines 

exigences (notamment en matière d'autorisation, de prescriptions sur les fonds propres, de répartition 

des risques et d'aspects de gouvernance), telles que stipulées par les art. 24 et suivants de la loi du 22 

juin 2007 sur l’Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers (LFINMA)18, l’art. 19 de la loi 

fédérale du 8 novembre 1934 sur les banques et les caisses d’épargne (LB)19, ainsi que les art. 62 et 63 

de la loi fédérale sur les établissements financiers (LEFin)20. Cette mission, appelée audit prudentiel, 

consiste à fournir une assurance raisonnable ou limitée quant au respect de ces exigences. 

Enfin, une entreprise peut également fournir une assurance qui ne relève pas des missions d’audit au 

sens des lois sur les marchés financiers. Cela s'applique, par exemple, à une assurance (raisonnable ou 

limitée) concernant un rapport de durabilité. Dans ce cas, l'entreprise intervient en vertu d’un contrat 

de droit privé dont l’objet est délimité par le contrat ou par le droit privé, selon les juridictions.  

Il subsiste une certaine confusion dans l’avant-projet de réforme concernant l’utilisation 

interchangeable des termes « révision », « vérification » (Prüfung ; verifiche), « évaluation » 

(Bewertung ; valutazione) et « audit » (Prüfung ; verifiche). Autrement dit, tant que les questions de 

durabilité ne sont pas pleinement intégrées aux comptes annuels (et non uniquement au rapport 

annuel), il n'est pas pertinent de parler de prestations de révision (Revisionsdienstleistungen ; servizi 

di revisione). La LSR ne devrait donc pas être modifiée, à moins que son titre et son objet ne soient 

étendus aux missions d’assurance autres que les audits prudentiels au sens des lois sur les marchés 

financiers. Dans ce cas, il conviendrait d’ajouter dans les définitions les services d’audit et d’assurance. 

À défaut, les exigences de base devraient figurer dans le CO, ou une nouvelle loi et une ordonnance 

spécifique devraient être envisagées, avec des renvois éventuels à la LSR, à l’instar de l'Ordonnance du 

5 novembre 2014 sur les audits des marchés financiers (OA-FINMA)21. Les articles 5 et 6 de cette 

ordonnance pourraient d’ailleurs servir de modèle. Une proposition d’intégration des exigences de 

base dans le CO est formulée ci-dessus. 

Enfin, et surtout, les organismes habilités à réaliser des missions d’assurance sur les rapports de 

durabilité ne devraient pas être soumis à des exigences inférieures en matière de formation et de 

pratique professionnelle. De nouvelles solutions en faveur du développement durable et des relations 

avec les acteurs de la chaîne de valeur et les parties prenantes émergent constamment. Il semble donc 

approprié et raisonnable d'imposer une obligation de formation continue. De plus, étant donné que 

les normes de référence, telles que les ESRS ou les ISSB, sont relativement récentes, il est essentiel de 

 
18 RS 956.1. 
19 RS 952.0. 
20 RS 954.1. 
21 RS 956.161. 
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s'assurer que les professionnels qui les utilisent bénéficient d'une formation adéquate. Une expérience 

pratique, que ce soit dans les domaines de la comptabilité ou du conseil en développement durable, 

paraît également indispensable. 

* * * 

En d’autres termes, tout en accueillant favorablement l’avant-projet, il paraît important d’y inclure les 
réflexions suivantes : 

- Une approche globale qui englobe le devoir de diligence et soit plus adaptée aux PME, afin de 
ne pas les pénaliser de manière disproportionnée dans l’application de ces nouvelles règles. 

- Une reprise verbatim de la directive européenne sur la transparence. En effet, s'écarter 
occasionnellement du texte pourrait créer des incertitudes d'interprétation, qu'il serait 
préférable d'éviter en suivant rigoureusement les termes de la directive. 

- Une reconsidération du rôle de l’assemblée générale dans le processus de vote, notamment 
en cas de vote négatif, pour assurer le bon fonctionnement de la mécanique et éviter les 
complexités inutiles. 

- Un travail de transposition plus détaillé au sein du CO, en modifiant d’autres dispositions du 
droit comptable pour une meilleure cohérence juridique. 

- Une limitation du nombre de normes équivalentes, avec une identification claire des normes 
de référence spécifiques aux PME. 

- L'utilisation explicite des termes "assurance" ou "audit" pour désigner le rapport de durabilité, 
tout en évitant toute confusion avec l’activité de révision des comptes. Les exigences en 
termes de formation et de pratique professionnelle pour ceux habilités à fournir une telle 
assurance devraient être uniformes pour garantir la qualité des prestations. 

En vous remerciant de l’attention portée à la présente, je vous prie de croire, Madame, Monsieur, à 

l’assurance de ma considération distinguée.   

        

 Giulia Neri-Castracane 



UNIL l Universitë de Lausanne
Prof. Dr. Damiana Canapa, LL.M. (Bruges), LL,M, (Yale)
Centre de droit privë
Bätiment Internef - Bureau 422
CH - 1015 Lausanne

Monsieur
Beat Jans
Conseiller fëdëral
Chef du Dëpartement
et police
Palais fëdëral ouest
3003 Berne

fëdërat de justice

Par courriel : ehra@bj.admin.ch

Lausanne, le 17 octobre 2024

Procëdure de consultation portant sur la modification du code des obligations
(Transparence sur les questions de durabilitë)

Monsieur le Conseiller fëdëral,

Dans le cadre de la procëdure de consultation dans l'objet visë sous rubrique, j’ai l’honneur de
vous faire part de mes observations. Elles sont complëtëes par le manuscrit d'un article ä
paraTtre dans Ia revue Gesellschafts- und Kapital marktrecht (Gest<R) , que vous trouverez en
an nexe

1. Introduction

La responsabilitë des entreprises pour leur comportement en matiëres environnementale, sociale
et de gouvernance est toujours plus discutëe. De maniëre gënërale, l’obligatËon de publication
d’informations non financiëres a un impact positif sur la durabËlitë, en incitant par exemple les
entreprises ä mieux tenir compte de cette question et des risques y IËës. De plus, l’obligation
permet d’ëvaluer la gestion des risques des entreprËses en matiëre de durabilitë et d’accroTtre
la confiance des investisseurs.

L'avant-projet du Conseil fëdëral (CF) du 26 juin 2024 Code des obligations (Transparence sur tes
questions de durabilitë) (AP-CO) s'lnscrit dans un contexte international marquë par 1’adoption
de la Directive (UE) 2022/2464 en ce qui concerne la publication d’informations en matËëre de
durabilitë par les entreprises (CSRD) ; la rëforme des art. 964a ss CO, qui doit permettre ä la
lëgislation suisse d’ëtre reconnue comme ëquivalente ä la CSRD par la Commission
europëenne, reprësente une ëvolution significative et bienvenue et doit ëtre saluëe. Afin
d’assurer l’ëquivalence entre les deux lëgislations, des possibilitës d’amëIËoration demeurent.
Une absence d’action ou une action insuffisante du lëgislateur rendrait le pays vulnërable aux
pressions internationales.

F;Rcüiië cii:3 dfcËI, <ie 3 GC: ieHc<33 cr€ilIËüc: iss c{ c$;ëäßllni§tr;1110H !)ub!:c]ilë
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11. Du besoin d’harmoniser le droit suisse au droit europëen : 1’application
extraterritoriale de la CSRD

De nombreuses entreprises suisses sont ou seront soumises, directement ou indirectement, ä la
CSRD. L’harmonisation de la lëgislation suisse avec celle de 1'Union europëenne (UE) est ainsi
essentielle pour renforcer la sëcuritë juridique ; la rëforme doit ëviter que des sociëtës suisses
ne soient soumises simultanëment ä des rëglementatËons disparates et contradictoires, limiter
une multiplication des rapports de durabilitë sur des sujets connexes, et rëduire le risque de
sanction

111. Le projet de modification des art. 964a-964c CO et son ëquivalence ä la CSRD

Champ d'application personnel

L'AP-CO propose d’ëlargir considërablement Ie champ d'application personnel des art. 964a-
964c CO, pour Ie faire correspondre dans une large mesure ä celui de la CSRD. Cela doit ëtre
saluë

II faut souligner que les seuils prëvus par 1’art. 964a AP-CO doivent ëtre atteints deux ans de suite
pour qu’une entreprËse soit soumise ä l'obligation de rapport, contre un seul exercice en drolt
europëen. Cela pourrait constituer un handicap au moment de la reconnaissance de
l’ëquivalence du droit suisse au droit europëen et doit ëtre rëexaminë.

De plus, contrairement ä la rëglementation europëenne, 1'AP-CO ne prëvoit pas d’obligation de
rëdiger un rapport pour les grandes entreprises d’intërët public contrölëes par une autre
entreprise soumise ä l’obligation de rëdiger un rapport sur les questions non flnanciëres. II
serait prëfërable qu’une grande entreprise d’intërët public suisse, contrölëe par une entreprise
ayant son siëge ä l’ëtranger et soumise ä l’obligation de rapport, demeure soumise ä l’obligation
de rëdiger un rapport sur la durabilltë selon le droit suisse.

Enfin, les entreprises ayant leur siëge ä l'ëtranger ne sont pas visëes par les rëgles de 1’AP-CO, qui
est dëpourvu d’effet extraterritorial. Pour garantir, l’ëquivalence de la lëgËslation suisse ä la
lëgislation de 1’UE, le lëgislateur pourrait fixer un seuil plus bas dans la rëglementation suisse
que celui prëvu par 1a lëgislation europëenne, ëventuellement en y ajoutant un second seuil
comprenant un ëtëment d’extranëitë (chiffre d’affaires mondial, montant du bitan, etc.) pour
ëviter que les entitës infërieures ä une certaine taille ne soient visëes.

Aspects formels

Format du rapport
II est bienvenu que 1’art. 964c ter al. 1 AP-CO reprenne largement Ia solution du droit europëen.

II est souhaitable que les formats autorisës pour la publication ëlectronique du rapport soient
prëcisës par voie d’ordonnance et qu’ils se limitent ä ceux qui le sont aussi dans l’UE.

Rapport indëpendant ou rapport intëgrë
En droit europëen, 1’information en matiëre de durabititë doit figurer dans une section spëcifique

du rapport de gestion, auquel eIle doit ëtre intëgrëe. Le droit suisse devrait reprendre Ia solution
du droit europëen si la sociëtë est ëtre soumise ä l’obligation lëgale d’ëtablir un rapport de
gestion (art. 961 cum 727 CO).
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Rëvision du rapport
L’art. 964c bis al. 1 AP-CO prëvoit que les informations sur les questions de durabilitë soient

contrölëes par une entreprise de rëvision (art. 6b AP-LSR) ou un organisme d’ëvaluation de la
conformitë (art. 2 let. bbi;, 6b AP-LSR) et que le rapport d’audit soit publië (art. 964ct“ al. 3
AP-CO), tout comme en droit europëen.

S’agissant de l’ëtendue de la vërification (mission d’assurance limËtëe [ou nëgative] ou mission
d’assurance raisonnable [ou positive], cf. art. 964cE’i= al. 2 AP-CO), iI est recommandable que
Ie CF adapte pratique ä celle de 1’UE, afin d’assurer l'ëquivalence entre les lëgislations suisse
et europëenne.

Publication du rapport de durabilitë et du rapport de rëvision
Au sein de 1’UE, le rapport de gestion contenant l’information en matiëre de durabilitë et l’avis sur

la conformitë devront dës 2028 ëtre communiquës ä un organisme de collecte national en vue
d’ëtre publiës sur Ie point d’accës unique europëen (art. 33 bis CSRD).

La publication des rapports sur une plate-forme unique gërëe par 1’Etat prësente l’avantage de
simplifier Ia recherche de documents, facilitant leur diffusion et leur analyse dans Ie public. La
mise en place d’une teIle infrastructure en Suisse, sur le modële de ce qui sera pratiquë dans
1’UE, est souhaitable. La gestion de la base de donnëes pourrait ëtre confiëe ä I'OFRC, qui gëre
notamment l’index des raisons de commerce Zefix et qui dispose des compëtences techniques
et organisationnelles nëcessaires pour gërer un tel projet.

Aspects matëriels

Rapport de durabilitë
- Contenu du rapport

L’ art. 964c al. 1 et 3 AP-CO dëcrit et prëcise, par rapport au droit actuel, les thëmes couverts par
Ie rapport de durabilitë. Cette ëvolution est bienvenue.

- Normes d’information en matiëre de durabilitë
Pour permettre des comparaisons entre entreprises actives dans des secteurs distincts, les

rapports de durabilitë doivent porter sur les mëmes ëlëments et ëtre prësentës de maniëre
uniforme.

L’art. 29 ter (2) CSRD dëcrit les normes dëtaillant les informations devant ëtre publiëes par les
entreprises suivant les art. 19 bis et 29 bis CSRD, ainsi que la structure ä utiliser pour la
prësentation desdites informations. Ces normes couvrent des aspects environnementaux,
sociaux et de gouvernance, et « prëcisent les informations prospectives , rëtrospectives ,
qualitatives et quantitatives , s’iI y a lieu, que les entreprises doivent publier ». La Commission
europëenne a adoptë, le 31 juillet 2023, les normes europëennes d’information sur la durabilitë
(ESRS) du Groupe consultatif europëen sur 1’information fËnanciëre (EFRAG).

L’art. 964c al. 3 AP-CO dËspose que les informations publiëes rëpondent aux normes de 1'UE ou ä
d’autres normes – nationales ou internationales – qui auraient ëtë prëalablement jugëes
ëquivalentes par Ie CF (art. 964c al. 3 AP-CO). Aucune rëfërence n'est faite ä la quaIËtë des
informations (« prospectives, rëtrospectives, qualitatives et quantitatives ») que les
entreprises devraient publier.
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La prëcision, dans la loi, de la nëcessitë de l’ëquivalence « aux normes d’Information de 1’UE » est
bienvenue et doit ëtre saluëe comme une solution ëlëgante et pratique. EIle prësente l’avantage
d’ëpargner au CF la nëcessitë de prëciser le contenu des normes d’information par voie
d’ordonnance et accroTt la sëcuritë juridique. L’obligation faite au CF de dësigner les normes
ëquivalentes est susceptible de lever toute insëcuritë juridique si eIle est appliquëe
correctement. Bien que la libertë laissëe aux entreprises de choËsir entre diffërentes normes
peut compliquer les comparaisons entre rapports, iI s’agit d’un compromis acceptable sur le
plan pratique, au vu de l’exigence d’ëquivalence entre les normes d’information et de la
nëcessitë de leur adëquation aux normes de 1’UE.

Inversement, 1’AP-CO ne fait malheureusement aucune rëfërence ä la qualitë des normes
d'information devant ëtre appIËquëes par les entreprises ; mëme si la nëcessitë de l’ëquivalence
aux normes europëennes de la rëglementation (art. 964c al. 5 AP-CO) limite la portëe de cette
proposition, iI est souhaitable de voir ce point ëvoluer.

- "Comply or explain“
La renonciation dans l’AP-CO au principe comply or explain doit ëtre saluëe ; eIle contribue ä

assurer l’ëquivalence entre le droit suisse et le droit europëen.

Principe de la double matërialitë (ou double importance relative)
L’art. 964c al. 2 AP-CO prëvoit d’appIËquer le principe de la double matërialitë, tout comme la

CSRD. Cela contribuerait ä l’ëquivalence au droit europëen de la rëglementation suisse.

Chaine de valeur
L’art. 964c al. 4 AP-CO dispose que le rapport de durabilitë doit contenir des informations sur

l'activitë de l’entreprise et sa chaTne de valeur, ëtant prëcisë que cette notion « comprend les
chaTnes d'approvisionnement en amont et en aval de l’entreprise ». Cette formulation est plus
large que celle des art. 19 bis (2)(f)(ii) et 29 bis (2)(f)(ii) CSRD : eIle porte sur l’activitë de
l'entreprise et sur sa chaTne de valeur, mais aussi sur 1'ensemble des informations visëes aux
al. 1 ä 3 de 1’art 964c AP-CO, tandis que Ie texte de la CSRD est plus limitë.

Envisager une formulation plus proche de celle du droit europëen serait avisë, en prenant garde
de ne pas ëtre trop restrictif pour garantir l’ëquivalence du droit suisse au droit europëen.

Responsabilitë et sanctions
Les normes internationales n’imposent pas, de maniëre explicite, d’obligation aux Etats de prëvoir

une responsabiIËtë civile pour les dommages engendrës par une violation des droits de l’homme
ou des normes environnementales. Des mëcanismes de rëparation doivent exister (troisiëme
pilier des Principes directeurs des Nations Unies [Principe 25 et suivants]). Bien que les
art. 19 bis (9) et 29 bis (8) CSRD soient centrës sur l’ëquivalence des rapport, non sur celle
des sanctions, la Commission europëenne pourrait refuser l’ëquivalence ä la rëgiementation
suisse en raison de sa non-conformitë en matËëre de responsabilitë ou de sanctions.

L'AP-CO, contrairement ä la Directive comptable 2013/34 (art. 33 (1), (2) ; art. 51), qui a ëtë
amendëe par la CSRD, ne prëvoit aucune norme spëciale de responsabilitë civile en cas de
dommage causë par une violation des obligations liëes au rapport sur les questions non
financiëres. II s'agit d’une lacune importante : la rëforme devrait inclure une norme spëciale
de responsabilitë civile claire et spëcifique, qui concernerait en tout cas l’entreprise, mais aussi,
idëalement, ses organes dirigeants.
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En lien avec ces derniers, iI serait possible d’inclure Ia prise en compte de la durabilitë aux
attributions intransmissibles et inaliënables » du conseil d’administration (art. 716a CO). De
cette maniëre, toute entreprËse devrait intëgrer la durabilitë au rang de ses principes.

L’entreprise pourrait aussi ëtre responsable pour les actes accomplis ä l’ëtranger, directement ou
par des filiales ou entreprises contrölëes. Une adaptation de la LDIP serait nëcessaire afin
d’assurer la mise en muvre efficace de la responsabilitë civile.

Pour le surplus, la norme pënale (art. 325 ter AP-CP) devrait aussi viser le contenu intrinsëque du
rapport : une entreprise qui violerait ses devoirs de diligence devrait encourir une sanction
pënale

IV. Quid du devoir de diligence des entreprises en matiëre de durabilitë ?

On peut regretter que le DFJP n’ait pas tenu compte de 1’adoption, le 13 juin 2024, de la DirectËve
2024/1760 sur le devoir de vigilance des entreprises en matiëre de durabilitë (CSDDD). En
effet, la gestion de l’ëquilibre au droit europëen du droËt suisse se pose ä prësent de maniëre
plus concrëte que jamais, aussi dans ce domaine : la CSDDD aura un effet extraterritoriat, qui
devrait avoir une Ëncidence considërable sur les entreprises suisses.

Sur Ie plan politique, iI convient de se souvenir que 1’Appel pour les multinationales responsables
(qui ëtait ä l’origine de 1’initiative populaire < EntreprËses responsables – pour protëger l’ëtre
humain et l’environnement »), et un comitë multipartite, composë tant de politiciens bourgeois
que de membres de partis de gauche, s’engagent en faveur d’une loi qui reprendrait les
ëlëments de la Directive 2024/1760 sur ie devoir de vigilance des entreprises en matiëre de
du rabilitë

V. Conclusion

L’AP-CO est ä saluer, sous rëserve des remarques qui ont ëtë dëveloppëes dans cette prise de
position .

En vous souhaitant une bonne rëceptËon de ce qui prëcëde et en demeurant ä votre disposition
pour tout renseignement complëmentaire, je vous prie d'agrëer, Monsieur le Conseiller fëdëral,
l’assurance de ma trës haute considëration.

+PL A
in;4 -chCK : .t=282.

Prof. Damiano Canapa

Annexe : ment.



De la transparence sur les questions non financiëres ä la transparence en matiëre de durabilitë :
L,’inëvitable ëvolution du droit suisse

Damiano Canapa1

1. Introduction

Cette contribution analyse la compatibilitë au droit europëen de l’avant-projet du Conseil

fëdëral (CF) du 26 juin 2024 « Code des obligations (Transparence sur les questions de
durabilitë) » (AP-CO), s’agissant des obligations en matiëre de transparence non financiëre en

matiëre de durabilitë2.

La Directive (UE) 2022/2064 sur la publication d’informations en matiëre de durabilitë par les

entreprises (Corporate Sustainabiliry Reporting Directive, CSRD)3 a modifië les dispositions

relatives ä la publication d’informations non financiëres de la « Directive comptable » 2013/34

(UE)4 (Directive comptable). Les travaux ayant conduit ä cette modification dëcoulent de deux

textes. D’une part, le « pacte vert pour 1’Europe », qui « vise ä transformer l’Union en une

ëconomie moderne, efficace dans l’utilisation des ressources et compëtitive, caractërisëe par

l’absence d’ëmission nette de gaz ä effet de serre (GES) d’ici ä 2050 »5. D’autre part, le « Plan

d’action : financer Ia croissance durable », dans lequel Ia Commission a indiquë que « [1]a

publication [...] d’informations pertinentes, comparables et fiables en matiëre de durabilitë »

ëtait nëcessaire ä la rëalisation d’objectifs qui visent ä la mise en muvre du plan d’action sur le

financement de la croissance durable6.

Professeur ä l’Universitë de Lausanne, LL.M. (Bruges), LL.M. (Yale). L’auteur remercie la professeure Joëlle de
Sëpibus, LL.M., pour sa relecture critique et ses commentaires et, son assistante, Daniela Gherciu, MLaw, pour
son aide dans la mise en forme du manuscrit.
2 V dëjä Giulia Neri-Castracane/Damiano Canapa/Teymour Brander, The Swiss legislation on Business and
Human Rights: a reform needed towards harmonization with EU law, European Business Organization Review
2024 (ä paraTtre), oel les cadres juridiques suisse et europëen s’agissant de la transparence en matiëre de durabilitë
et du devoir de diligence ëtaient comparës en dëtail. 11 ëtait conclu que les besoins de rëforme du droit suisse
allaient bien au-delä de simple retouches cosmëtiques et qu’une remise en question de 1’ensemble du systëme ëtait
nëcessalre.
3 Directive (UE) 2022/2464 du Parlement europëen et du Conseil du 14 dëcembre 2022 modifiant le rëglement
(UE) n'’ 537/2014 et les directives 2004/109/CE, 2006/43/CE et 2013/34/UE en ce qui concerne la publication
d’informations en matiëre de durabilitë des entreprises, JO L 322/15.
4 Directive 20 13/34/UE du Parlement europëen et du Conseil du 26juin 2013 relative aux ëtats financiers annuels,
aux ëtats financiers consolidës et aux rapports y afFërents de certaines formes d’entreprises, modifiant la directive
2006/43/CE du Parlement europëen et du Conseil et abrogeant les directives 78/660/CEE et 89/349/CEE du
Conseil, JO L 182/19. Sauf indication contraire, toute rëfërence ä la Directive comptable se rapporte ä la version
consolidëe au 28 mai 2024 du document,
5 Considërant 1 Directive (UE) 2022/2464 (n. 3)
6 Considërant 2 Directive (UE) 2022/2464 (n. 3)
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La rëvision de la Directive comptable a entraTnë le remplacement de la terminologie

d’« information non financiëre » par celle d’« information en matiëre de durabilitë »7.
L’information dite « non financiëre » gagne chaque jour en importance et entra’ine des

consëquences financiëres sur les opërations des entreprises8. La publication de cette information

permet non seulement d’ëvaluer la gestion des risques des entreprises en matiëre de durabilitë,

mais aussi, de surcroTt, d’accro’itre la confiance des investisseurs, en leur fournissant des

donnëes qui dëcrivent l’impact sociëtal des entreprises. Enfin, l’obligation de publier des

rapports de durabilitë a un impact positif sur la durabilitë, en incitant par exemple les entreprises

ä mieux tenir compte des questions de durabilitë et des risques y liës9.

Dans l’ AP-CO, le Dëpartement fëdëral de justice et police (DFJP) propose l’adoption d’une

terminologie semblable ä celle de la lëgislation europëenne : de « Transparence sur les

questions non financiëres », le chapitre prëcëdant l’art. 964a CO deviendrait « Transparence sur

les questions de durabilitë ». L’avant-projet vise ä rëformer en profondeur la transparence des

entreprises en matiëre de durabilitë en vue d’accroTtre l’utilitë pour les entreprises, les
investisseurs, la sociëtë civile, les pouvoirs publics ou encore les milieux scientifiques, selon

un rapport commanditë par le SECO et 1’Office fëdëral de la justice (OFJ)10. La rëduction de

l’asymëtrie de 1’information aurait un impact positif sur l’ëconomie suisse et sur la durabilitë11,

contre de faibles rëpercussions sur la compëtitivitë et l’attractivitë de la place ëconomique12

L’ AP-CO et le Rapport explicatif du DFJP (Rapport explicatif)13 qui l’accompagne font suite

au « Rapport [de l’OFJ] sur les propositions de 1’Union europëenne (UE) en matiëre de

7 La Directive comptable avait auparavant ëtë complëtëe, le 22 octobre 2014, par la Directive 2014/95/UE du
Parlement europëen et du Conseil du 22 octobre 2014 modifiant la directive 2013/34/UE en ce qui concerne la
publication d’informations non financiëres et d’informations relatives ä la diversitë par certaines grandes
entreprises et certains groupes, JO L 330/1 [Non-Financial Reporting Directive, NFRD]
8 Considërant 8 Directive (UE) 2022/2464 (n. 3). V. aussi Aline Darbellay/Yannick Cabellero Cuevas, The
Materiality ofSustainability Information under Capital Markets Law, RSDA 2023/2, 47 ss
9 DFJP, Modification du code des obligations (transparence sur les questions de durabilitë) : Rapport explicatif,
Beme 26juin 2024, 45. V. aussi BSS Volkswirtschaftliche Beratung, Bericht: RFA: Nachvo11zug der CSRD, Bäle
2024, 47 s. : cette ëtude cite des ëtudes menëes aux USA et en Grande-Bretagne, qui sont parvenues ä la conclusion
que l’obligation de rapport pouvait induire une rëduction de 8 ä 18 % des ëmissions de CO2. Des incertitudes ä ce
propos demeurent nëanmoins en lien avec les conflits d’intërëts, les effets de fuite – ä savoir la reprise de certaines
activitës par des entreprises qui ne seront pas tenues de rëdiger un rapport, le greemvashing ou encore les difficultës
ä protëger le secret des affaires, DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 45 s.
10 BSS Volkswirtschaftliche Beratung (n. 9), 31 ss, 45 ss
1 BSS Volkswirtschaftliche Beratung (n. 9), 43 s., 51

12 BSS Volkswirtschaftliche Beratung (n. 9), 44 s.
3 DFJP, Rapport explicatif (n. 9)
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durabilitë et sur le droit en vigueur en Suisse » du 2 dëcembre 202214. L’OFJ y soulignait que

le cadre juridique suisse ëtait moins « strict » que son pendant europëen en matiëre de devoir

de vigilance, de publication d’informations et de sanctions15. Entre ces deux rapports, le CF a

rëaffirmë, le 22 septembre 2023, sa volontë d’harmoniser le droit suisse au droit europëen en

matiëre d’information non financiëre 16

Cet article prësente en premier lieu les motifs pour lesquels une harmonisation du droit suisse

au droit europëen est souhaitable (II.). Ensuite, l’essentiel de la contribution est consacrë ä 1’ AP-

CO et ä son ëquivalence ä la CSRD (III.). Les ëlëments suivants sont analysës : le champ

d’application personnel (A.), les aspects formels (B.), diffërents aspects matëriels (C.) et la

question de la responsabilitë et des ëventuelles sanctions (D.). Enfin, la question du devoir de

diligence des entreprises en matiëre de durabilitë, actuellement rëglementë de maniëre partielle

aux art. 964j-9641 CO (limitation au secteur des minerais et des mëtaux provenant de zones de

conflit et lorsqu’il existe un soupgon fondë de recours au travail des enfants), est briëvement

examinëe au vu de 1’adoption, le 13 juin 2024, de la Directive sur le devoir de vigilance des

entreprises en matiëre de durabilitë17 (IV).

En conclusion (V.), si 1’ AP-CO est saluë, des possibilitës d’amëlioration demeurent, dont le CF

devrait tenir compte et qui ne devraient pas ëtre nëgligëes par le Parlement s’iI souhaite assurer

l’ëquivalence du droit suisse au droit de 1’UE.

11. Du besoin d’harmoniser le droit suisse au droit europëen : 1’application

extraterritoriale de la Directive comptable

Le lëgislateur suisse ne saurait ignorer les implications, pour les entreprises suisses, de la

Directive comptable18

En premier lieu, les entreprises ayant leur siëge hors d’un Etat membre de 1’UE, par exemple

en Suisse, et cotëe en bourse dans un Ëtat membre, tombent dans le champ d’application de la

14 OFJ, Mandat du DFJP du 23 fëvrier 2022 : Analyse des propositions de directives de 1’UE sur le devoir de
vigilance des entreprises en matiëre de durabilitë et sur la publication d’informations en matiëre de durabilitë par
les entreprises et examen de la nëcessitë d’adapter le droit suisse, Beme 2022,
15 OFJ, Mandat (n. 14), 21 s.
16 Conseil fëdëral, Publication d’informations sur la gestion durable des entreprises : le Conseil fëdëral arrëte les
grandes lignes, Communiquë de presse du 22.09.2023.
17 Directive (UE) 2024/1760 du Parlement europëen et du Conseil du 13juin 2024 sur le devoir de vigilance des
entreprises en matiëre de durabilitë et modifiant la directive (UE) 2019/ 1937 et le rëglement (UE) 2023/2859, JO
L 1760/1

18 Cf. considërant 20 Directive (UE) 2022/2464 (n. 3). V Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 2.1 pour un
apergu complet.
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Directive comptable19 si elles ont un total du bilan supërieur ä 25 000 000 EUR, un chiffre

d’affaires net supërieur ä CHF 50’000’000.- et qu’elles comptent plus de 500 employës20,

Ce champ d’ application s’ëlargira progressivement dans le courant des prochaines annëes. Dës

202521, ces entreprises seront soumises ä la rëglementation europëenne si elles dëpassent au

moins deux des trois critëres suivants : un total du bilan de 25 000 000 EUR ; un chiffre

d’affaires net de CHF 50’000’000.- ; et plus de 250 employës22. Dës 202623 (avec une

possibilitë de repousser l’entrëe en vigueur de l’obligation au plus tard ä 202824), ce sont par

surcroTt les PME cotëes en bourse dans un Etat membre de 1’UE, ä l’exception des

microentreprises25, qui seront soumises ä la Directive comptable26. Enfin, dës 202827, (i) toutes

les grandes entreprises28 ayant leur siëge hors d’un pays membre de 1’UE et ayant rëalisë un

chiffre d’affaires net supërieur ä 150 000 000 EUR dans l’Union durant deux exercices

consëcutifs29 seront soumises ä la Directive comptable ; elles seront tenues de publier des

informations consolidëes en matiëre de durabilitë au niveau du groupe30 si l’une de leurs filiales

ayant son siëge darIS un Etat membre est une grande entreprise ou une PME cotëe en bourse31,

ou qu’elles ont uno succursale sur le territoire de 1’Union qui rëalise un chiffre d’affaires annuel

net d’au moins 40 000 000 EUR32.

En second lieu, toutes les sociëtës qui interviennent dans la chaTne de valeur des entreprises

tombant dans le champ d’application de la Directive comptable seront indirectement

concernëes, parce qu’elles devront fournir aux entreprises directement soumises ä la directive

des informations en matiëre de durabilitë33. Ces informations porteront sur les activitës propres

de ces entreprises, par exemple des PME suisses, et sur celles des entreprises se trouvant dans

19 Art. 5 (2)(a) Directive (UE) 2022/2464 (n. 3).
20 Art. 19 bis (1) cum 2 (1)(a), 3 (4) Directive comptable (n. 4).
21 Art. 5 (2)(b) Directive (UE) 2022/2464 (n. 3).
22 Art. 19bis (1)czr 172 2 (1)(a), 3(4) Directive comptable (n. 4).
23 Art. 5 (2)(c) Directive (UE) 2022/2464 (n. 3).
24 Art. 19bis (7) Directive comptable (n. 4).
25 Une microentreprise ne dëpasse pas les limites chiffrëes d’ au moins deux des trois critëres suivants : un total du
bilan de 450 000 EUR, un chiffre d’affaires net de 900 000 EUR et un nombre moyen de salariës au cours de
l’exercice de 10 (art. 3 (1)Directive comptable jn. 4]).
26 Art. 19bis (1) clou 2 (1)(a), 3 (1)-(3) Directive comptable (n. 4)
27 Art. 5 (2) Directive (UE) 2022/2464 (n. 3).
28 Sur cette notion, cf. in}a. III. A. 1
29 Art. 40 bis (1) subpara. 5 Directive comptable (n. 4).
30 Art. 40 bis (1) subpara. 1, 3 Directive comptable (n. 4).
31 Art. 40 bis (1) subpara. 1, 2 Directive comptable (n. 4).
32 Art. 40 bis (1) subpara. 3, 4 Directive comptable (n. 4).
33 OFJ, Mandat (n. 14), 18 s., 20. Sur 1’application extraterritoriale de la CSRD en Suisse, cf Giulia Neri-
Castracane/Teymour Brander, Les enjeux de la CSRD pour les entreprises suisses, Revue suisse de droit des
affaires et du marchë financier 2023/5, 587-602

4



leur cha’ine de valeur34, indëpendamment du lieu de leur siëge35. Enfin, les filiales non-

europëennes de sociëtës soumises directement ä la Directive comptable seront aussi

indirectement affectëes, dans la mesure oil les entreprises mëres devront adresser l’impact de

leurs filiales dans leur rapport consolidë de gestion36.

L’harmonisation de la lëgislation suisse avec celle de 1’UE est essentielle non seulement pour

ëviter que des sociëtës suisses ne soient soumises simultanëment ä des rëglementations

disparates et contradictoires, mais aussi pour limiter une multiplication des rapports de

durabilitë sur des sujets connexes, et rëduire le risque de sanction en cas de non-respect des

obligations tirëes de la Directive comptable37. En cela, la sëcuritë juridique sera renforcëe.

111. Le projet de modification des art. 964a-964c CO et son ëquivalence ä la Directive

comptable

A. Champ d’application personnel

1. De lege lata

Le champ d’application personnel des art. 964a-964c CO est plus restreint que le celui de la

Directive comptable38

L’art. 19 bis (1) Directive comptable dispose que sont soumises ä l’obligation de fournir des

informations en matiëre de durabilitë toutes les grandes entreprises, d’une part, et les PME

cotëes en bourse (art. 3 (2) et (3) cum 2 (1) Directive comptable), ä l’exception des
microentreprises (art. 3 (1) Directive comptable)39, d’autre part. Est considërëe comme

« grande », une entreprise qui dëpasse au moins deux des trois critëres suivants au cours d’un

exercice : un total du bilan de 25 000 000 EUR, un chiffre d’affaires net de CHF 50’000’000.-

, et un nombre moyen de salariës au cours de l’exercice de 250 (art. 3 (4) Directive comptable)40

34 Sur cette notion, cf. infra III.C.3
35 Vanessa Knapp, Proposed EU Directive on Corporate Sustainability Due Diligence: Why Non-EU Businesses
Should Respond to the Consultation, 2022 Oxford Business Law Blog, disponible sous

l

(consultë le 10 octobre 2024) ; Claire Bright/Lise Smit, The New European Directive on
\

Corporate Sustainability Due Diligence. British Institute of International and Comparative Law, 2022, 3,
disponible sous : (consultë le
10 octobre 2024).
36 Art. 29 bis (2)(f)(ii) Directive comptable
37 Cf. infra III.D

38 Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.1
39 Cf. n. 25
40 Si une entreprise ou un groupe, ä la date de clöture de son bilan, cesse de dëpasser les limites chiffrëes de deux
des trois critëres, cette circonstance doit se produire pendant deux exercices consëcutifs pour avoir une incidence
sur 1’application des dërogations prëvues dans la directive.
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Les seuils en euros du bilan et du chiffre d’affaires ont ëtë augmentës le 17 octobre 2023 par la

Commission europëenne pour tenir compte des effets de l’inflation41

Des exemptions ä l’obligation de publier des informations en matiëre de durabilitë existent pour

les « filiales exemptëes » (art. 19 bis (9) Directive comptable) et les « entreprise[s] mëre[s]

exemptëe[s] » (art. 29 bis (8) Directive comptable). La seconde exemption, dont les grandes

entreprises d’intërët public ne sauraient bënëficier (art. 19 bis (10) ; art. 29 bis (9) Directive

comptable), concerne les entreprises mëres qui sont des filiales d’autres entreprises et qui, ä ce

titre, sont incluses dans le rapport consolidë de gestion de leur propre entreprise mëre.

En Suisse, les sociëtës d’intërët public'+2 qui ont, durant deux exercices successifs, un effectif

de 500 emplois ä plein temps au moins en moyenne annuelle, et, durant la mëme përiode, un

bilan supërieur ä CHF 20 millions ou un chiffre d’affaires supërieur ä CHF 40 millions, sont

soumises ä l’obligation de rëdiger un rapport sur les questions non financiëres 43. Alors que les

seuils se rapportant aux montants du bilan et du chiffre d’affaires sont identiques ä ceux de

1’art. 727 al. 1 ch. 2 CO, qui dëterminent si une sociëtë doit ëtre soumise au contröle ordinaire

ou au contr61e restreint, tel n’est pas Ie cas du seuil lië ä l’effectif, qui est plus ëlevë s’agissant

de l’obligation de rëdiger un rapport sur les questions non financiëres44

Toute entreprise, quelle que soit sa taille et son importance ëconomique, est libërëe de

l’obligation de rapport si eIle est contrölëe par une entreprise soumise ä l’obligation de rëdiger

un rapport sur les questions non financiëres (art. 964a al. 2 ch. 1 CO)45 ou un rapport ëquivalent

en vertu du droit ëtranger (art. 964a al. 2 ch. 2 CO ; par exemple de la Directive comptable)46,

Cette rëglementation, qui ouvre Ie champ ä davantage d’exceptions que la Directive comptable

41 Considërants 2 ss Directive dëlëguëe (UE) 2023/2775 de la Commission du 17 octobre 2023 modifiant la
directive no 20 13/34/UE du Parlement europëen et du Conseil en ce qui concerne l’ajustement des critëres de taille
pour les micro-, petites, moyennes et grandes entreprises ou pour les groupes, JO L 2023/2775.
42 II s’agit des sociëtës ouvertes au public (art. 727 a. 1 ch. 1 CO) et des sociëtës assujetties ä la FINM A suivant
1’art. 3 LFINMA, soumises ä un audit (art. 24 LFINMA) qui doit ëtre exëcutë par une sociëtë d’audit agrëëe au
sens de 1’art. 9a LSR, cf. DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 15 s. ; v. aussi CR CO II-Canapa/Schmid/Cima, art. 964a,
N 13 ss
43 Au sujet de ces conditions, cf. CR CO II-Canapa/Schmid/Cima, art. 964a, N 9 ss. Les valeurs seuils peuvent ëtre
atteintes par l’entreprise seule ou conjointement avec une ou plusieurs entreprise(s) suisse(s) ou ëtrangëre(s)
contrölëe(s) par eIle ; sur la notion de contröle, cf. CR CO II-Canapa/Schmid/Cima, art. 964a, N 23 ss.
44 Qui exige le dëpassement de deux des trois valeurs suivantes : bilan supërieur ä CHF 20 millions ; chifFre
d’affaires supërieur ä CHF 40 millions ; effectifsupërieur ä 250 emplois ä plein temps en moyenne annuelle.
45 CR CO II-Schmid/Cima/Canapa, art. 964b, N 39. Le rapport consolidë sur les questions non financiëres doit
porter sur les filiales du groupe (art. 964b al. 4 CO).
46 Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.1 ; Damiano Canapa/Aurëlien Barakat, The Swiss Non-Financial
Reporting Obligations: Scope of Application and Obligations (and Need for Reform), in : Damiano Canapa/Jean-
Luc Chenaux/Edgar Philippin (ëdits), Purpose in Corporate Governance, Berne 2024, 103, 106 s.
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dans la mesure oü toute grande entreprise peut potentiellement ëtre exemptëe de l’obligation de

rapport, vise ä ëviter le dëdoublement des rapports au sein d’un groupe47

2. L’ AP-CO

Dans l’ AP-CO, le CF propose d’ëlargir considërablement Ie champ d’application personnel de

l’obligation de transparence. Alors que deux cents ä trois-cent quarante entreprises sont visëes

par l’obligation de rëdiger un rapport sur les questions non financiëres (dont cent quarante

tombent simultanëment sous le coup de la directive europëenne)48,jusqu’ä trois mille cinq cents

entreprises pourraient ä l’avenir ëtre soumises ä l’obligation de rëdiger un rapport de
durabilitë49

Suivant l’art. 964a AP-CO, seraient visëes par l’obligation de rëdiger annuellement un rapport

de durabilitë : (i) les sociëtës d’intërët public (ch. l)50 ; (ii) les entreprises importantes sur le

plan ëconomique, ä savoir celles qui dëpassent, au cours de deux exercices successifs, au moins

deux des trois critëres suivants : un total du bilan de CHF 25’000’000, un chiffre d’affaires net

de CHF 50’000’000.-, et un effectif de 250 emplois ä plein temps au moins en moyenne

annuelle (ch. 2) ; et (iii) les entreprises soumises ä l’obligation d’ëtablir des comptes consolidës

et qui dëpassent conjointement avec une ou plusieurs entreprise(s) contrÖlëe(s) par elles, au

cours de deux exercices successifs, deux des seuils susmentionnës. Les entreprises contrölëes

par une entreprise soumise ä l’obligation de rëdiger un rapport de durabilitë, celles qui doivent

ëtablir un rapport ëquivalent en vertu du droit ëtranger (art. 964b al. 1 AP-CO)51 et les
microentreprises (art. 964b al. 2 AP-CO)52 demeureraient libërëes de l’obligation de rëdiger un

rapport de durabilitë.

47 OFJ, Transparence sur les questions non financiëres et devoirs de diligence et transparence en matiëre de
minerais et mëtaux provenant de zones de conflit et de travail des enfants, Berne, 19 novembre 2019, 13.
48 BSS Volkswirtschaftliche Beratung (n. 9), 18 s. Pour l’annëe 2023, 140 entreprises cotëes en bourse en Suisse
ëtaient soumises ä l’obligation de rëdiger un rapport sur les questions non financiëres, tandis que 3 entreprises
cotëes en bourse en Suisse ont choisi de rëdiger un tel rapport sur une base volontaire, cf. Ethos, Etude 2024
Assemblëes gënërales et rapports de durabilitë, Genëve 2024, 1 8, disponible sous

(consultë Ie 10 octobre 2024)
49 BSS Volkswirtschaftliche Beratung (n. 9), 19.
so Cf. n. 42

51 A titre d’exemple, un rapport ëtabli selon les normes d’information de 1’UE seraitjugë ëquivalent si la sociëtë
mëre avait son siëge dans un Etat membre de 1’Union et qu’eIle ëtait tenue d’ëtablir son rapport suivant la Directive
comptable (n. 4), v. DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 18 s.
52 Les microentreprises sont celles qui, au cours de deux exercices successifs, ne dëpassent pas, seules ou avec les
entreprises qu’elles contrÖlent, deux des trois critëres suivants : un total du bilan de CHF 450’000.-, un chiffre
d’affaires de CHF 900’000.- et un effectif de 10 emplois ä plein temps au moins en moyenne annuelle (cf. art. 964b
al. 1 ch. 2 AP-CO).
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Tout comme en droit europëen53, le droit suisse pourrait aussi soumettre toutes les entreprises

dëpassant une certaine taille ä l’obligation de rëdiger un rapport de durabilitë. Il demeurerait

cependant impossible pour une entreprise de se baser sur l’obligation de soumettre ses comptes

au contröle ordinaire ou ä l’obligation d’ëtablir des comptes consolidës pour en dëduire, ipso

facto , une obligation de rëdiger un rapport de durabilitë. En effet, suite au rehaussement par la

Commission europëenne des seuils de la Directive comptable se rapportant au bilan et au chiffre

d’affaires54, les seuils de 1’art. 964a AP-CO, directement adaptës du droit europëen,

divergeraient toujours de ceux qui soumettent les comptes annuels au contröle ordinaire (art.

727 CO)55. Plus particuliërement, certaines entreprises soumises au contröle ordinaire de leurs

comptes ou ä l’obligation d’ëtablir des comptes consolidës demeureraient exemptëes de

l’obligation de rëdiger un rapport de durabilitë56

Si la divergence entre les seuils est cohërente avec la systëmatique de la loi et ëquivalente au

droit de 1’UE, elle implique que les entreprises suisses devraient faire preuve d’une attention

renforcëe pour s’assurer, tout comme leurs homologues europëennes, de ne pas manquer ä leur

obligation de rapport en matiëre de durabilitë57. De plus, le fait que les seuils prëvus par 1’art.

964a AP-CO devraient ëtre atteints deux ans de suite pour qu’une entreprise soit soumise ä

l’obligation de rapport, contre un seul exercice en droit europëen, pourrait constituer un

handicap au moment de la reconnaissance de l’ëquivalence du droit suisse au droit europëen

En revanche, 1’ AP-CO ne prëvoit pas, contrairement ä la rëglementation europëenne,

d’obligation de rëdiger un rapport pour les grandes entreprises d’intërët public contrÖlëes par

une autre entreprise soumise ä l’obligation de rëdiger un rapport sur les questions non

financiëres58. En plus, les entreprises ayant leur siëge ä l’ëtranger ne sont pas visëes par les

53 Cf. stlpra Ill.A. 1
54 Cf. n. 41

55 II est proposë de renoncer ä une adaptation du taux de change et d’admettre la paritë entre Ie franc suisse et
1’euro. En revanche, le nombre d’emplois ä plein temps en moyenne annuelle correspond ä celui de 1’art. 727 CO,
ct DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 16 s., cf. en gënëral DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 16 s.
56 Cf. en gënëral DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 16 s., 18.
51 Le DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 17, souligne qu’il n’existe, en droit de 1’UE, que le contröle ordinaire et la
renonciation ä la rëvision (et pas de contröle restreint) et que les seuils rëglementant l’obligation de faire contröler
les comptes sont beaucoup plus bas en droit de 1’UE qu’en droit suisse. Aussi, avant mëme l’augmentation des
seuils (n. 41 ), nombre d’entreprises europëennes ëtaient dëjä soumises au contrÖle ordinaire de leurs comptes sans
ëtre pour autant soumises ä l’obligation de publier des informations en matiëre de durabilitë.
58 Cf. stlpra Ill. A. 1.
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rëgles de 1’ AP-CO, qui est done dëpourvu d’effet extraterritorial59. Le DFJP justifie ce choix

par le fait que seul une poignëe d’entreprises serait concernëe par une teIle rëglementation60.

Cette derniëre limitation est peu convaincante : contrairement ä l’avis du DFJP, rien

n’empëcherait le lëgislateur de fixer un seuil plus bas dans la rëglementation suisse que celui

prëvu par la lëgislation europëenne61, ëventuellement en y ajoutant un seuil comprenant un

ëlëment d’extranëitë (chiffre d’affaires mondial, montant du bilan, etc.) pour ëviter que les

entitës infërieures ä une certaine taille ne soient visëes. A priori, le fait que la rëglementation

suisse ne prëvoie aucune obligation pour les entreprises ayant leur siëge ä l’ëtranger n’avait pas

d’influence sur son ëquivalence avec le droit europëen .

B. Aspects formels

1. Format du rapport

Suivant l’art. 29 quinquies Directive comptable, le rapport doit ëtre ëtabli au format XHTML

(art. 3 Rëglement dëlëguë 2019/815) et les informations en matiëre de durabilitë balisëes au

format XBRL (art. 4 (4) Rëglement dëlëguë 2019/8 15).

Aucune rëglementation similaire n’existe en droit suisse pour le rapport sur les questions non

financiëres. L’art. 4 al. 2 Ordonnance relative au rapport sur les questions climatiques62 prëvoit

cependant que le rapport exigë par cette ordonnance doit ëtre publië « au moins dans un format

ëlectronique rëpandu au niveau international et lisible par l’homme et la machine », tels que les

formats XHTML et XBRL. En pratique, puisque le rapport sur les questions climatiques et te

rapport sur les questions non financiëres sont gënëralement combinës63, la publication

ëlectronique est dëjä encadrëe.

L’ AP-CO propose de lever toute ambiguftë, en reprenant largement la solution du droit

europëen : 1’art. 964c ter al. 1 AP-CO dispose que le rapport de durabilitë doit ëtre ëtabli dans

un format d’information ëlectronique unique, rëpondant ä des normes internationales

reconnues. De la sorte, la comparabilitë des rapports serait plus aisëment assurëe64. Pour des

59 Cf. stlpra Il
60 BSS Volkswirtschaftliche Beratung (n. 9), 20. Sur les trente entreprises qui rëalisent en Suisse un chiffre
d’affaires supërieur ä CHF 150’000’000.- (seuil qui, rapportë en euros, constitue la limite qui soumet une entreprise
ä l’obligation de rapport suivant la Directive comptable (n. 4), cf. supra II.), la grande majoritë est dëjä soumise ä
l’obligation de fournir des informations en matiëre de durabilitë suivant la Directive comptable (n. 4).
61 Cf. en gënëral, DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 15.
62 RS 221.434.
63 Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.2.3 .
64 Dans ce sens, DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 37
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raisons pratiques, iI serait nëanmoins souhaitable que les formats autorisës pour la publication

ëlectronique du rapport soient prëcisës par voie d’ordonnance et qu’ils se limitent ä ceux qui le

sont aussi dans l’ UE.

2. Rapport indëpendant ou rapport intëgrë

Suivant les art. 19 bis (1) 1/ et 29 bis (1) 1/ Directive comptable, 1’information en matiëre de

durabilitë doit figurer dans une section spëcifique du rapport de gestion, auquel elle doit ëtre

intëgrëe. Le rapport de gestion comprend donc une section dëcrivant les principales incidences

nëgatives, rëelles ou potentielles, des activitës de l’entreprise ou du groupe, et de sa chaTne de

valeur (art. 19 bis (2)(f)(ii), 29 bis (2)(f)(ii) Directive comptable).

En droit suisse, le rapport sur les questions non financiëres est un rapport distinct du rapport

annuel, mais qui peut, a priori, y ëtre intëgrë, bien qu’un dëbat doctrinal existe ä ce sujet65. Ce

dëbat pourrait bientöt appartenir au passë, puisque l’ AP-CO clarifie Ia situation : ä l’avenir, le

rapport de durabilitë pourrait, ä choix, ëtre publië sous une forme sëparëe ou intëgrë dans le

rapport annuel66. Dans la mesure oil le champ d’application de la soumission des comptes

annuels au contröle ordinaire – et done de l’obligation de rëdiger un rapport annuel (art. 961

ch. 3 CO) – serait plus large que celui de l’obligation de publier un rapport de durabilitë67, les

informations en matiëre de durabilitë pourraient dans tous les cas figurer dans le rapport annuel.

Ces informations devraient remplir toutes les conditions de forme, dëcrites ä 1’art. 964c ter AP-

CO, qui accompagnent le rapport de durabilitë.

Le Rapport explicatif n’explique pas pourquoi l’ AP-CO ne reprend pas la solution du droit

europëen en matiëre d’intëgration du rapport de durabilitë aux comptes annuels. La maniëre de

procëder choisie ne devrait cependant pas empëcher la reconnaissance, par la Commission

europëenne, de l’ëquivalence ä la rëglementation europëenne de la rëglementation suisse sur la

publication d’ informations en matiëre de durabilitë.

3. Rëvision du rapport

65 Pro : OFK OR-Eberle/Buchmann (2023), art. 964e, N 2 ; Anne Schneuwly/Aline Darbellay, Les exigences de
transparence selon les articles 964a–9641 du CO, in : Rashid Bahar, Damiano Canapa, Isabelle Chabloz, Olivier
Hari, Rita Trigo Trindade (ëdits), Modernisation du droit de la sociëtë anonyme du 19 juin 2020 : Confërences
organisëes par les Facultës de droit romandes, Berne 2024 ; contra : Peter ForstmoserfMarcel Küchler,
Schweizerisches Aktienrecht 2020 - Das neue Recht der AG. der GmbH und der Genossenschaft und die damit
verbundenen weiteren Gesetzesänderungen. Zurich 2021, art. 964f, N 6 ; BKodeS-Kaufmann/Biggoer, § 29 N 35
66 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 14.
67 Cf stlpra III. A.2
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L’art. 34 (1)(a bis) Directive comptable dispose ctu’un contröleur lëgal ou cabinet d’audit est

tenu d’ëmettre, « sur la base d’une mission d’assurance limitëe », un avis sur la conformitë de

1’information en matiëre de durabilitë68. Cet avis, qui doit ëtre rendu public (art. 34 (6) Directive

comptable), exprime sous une forme nëgative qu’aucun ëlëment ne permet de conclure que

1’ information en matiëre de durabilitë serait entachëe d’inexactitudes significatives (art. 26 (1 )

et 28 (1) Directive 2006/43)69.

L’avis porte sur la conformitë de 1’information avec les normes d’informations en matiëre de

durabilitë de 1’Union (art. 29 ter Directive comptable), sur le respect de l’obligation de baliser

1’information en matiëre de durabilitë et sur Ie respect des exigences de publication

d’informations de 1’art. 8 Rëglement 2020/85270. Le niveau d’assurance requis pour

1’information en matiëre de durabilitë sera renforcë au plus tard en 2028 : d’une mission

d’assurance limitëe, la rëglementation europëenne passera ä une mission d’assurance

raisonnable. Un avis positif sur la conformitë de 1’information en matiëre de durabilitë sera

alors exigë7 1

En Suisse, s’il n’existe actuellement aucune obligation de faire vërifier par un tiers le rapport

sur les questions non financiëres72, 1’art. 964c bis al. 1 AP-CO prëvoit que les informations sur

les questions de durabilitë soient contrölëes par une entreprise de rëvision (art. 6b AP-LSR) ou

un organisme d’ëvaluation de la conformitë (art. 2 let. bbis, 6b AP-LSR)73. Si cette modification

devait ëtre adoptëe, les sociëtës d’intërët public74 devraient faire vërifier leur rapport de

durabilitë par une entreprise de rëvision soumise ä la surveillance de l’ëtat (art. 6a LSR), tandis

que la vërification des rapports des autres entreprises pourrait ëtre assurëe par une entreprise de

68 Suivant l’art. 34 (4) Directive comptable (n. 4), cette mission peut aussi ëtre confiëe ä un « prestataire de services
d’assurance indëpendant », qui correspond, dans la terminologie suisse, ä l’organisme d’ëvaluation de la
conformitë
69 Considërant 60 Directive (UE) 2022/2464 (n. 3).
10 Rëglement (UE) 2020/852 du Parlement europëen et du Conseil du 18juin 2020 sur l’ëtablissement d’un cadre
visant ä favoriser les investissements durables et modifiant le rëglement (UE) 2019/2088, JO L 198/13 .
71 A ce sujet, v. gënëralement Considërant 60 Directive (UE) 2022/2464 (n. 3). La Commission doit adopter les
normes d’assurance pour l’assurance limitëe d’ici au 1'’ octobre 2026, cf. Considërant 69 Directive (UE)
2022/2464 (n. 3).
72 Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.2.4. Malgrë cela, pour l’annëe 2023, 61 entreprises soumises ä
l’obligation de reporting (sur 143 entreprises au total), dont les 20 entreprises du SMI, ont soumis leur rapport sur
les questions non financiëres ä une teIle vërification, cf. Ethos (n. 48), 19.
73 Suivant DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 39, un organisme d’ëvaluation de la conformitë est par exemple un
organisme au sens de la LETC (RS 946.51). V. dëjä : CF, Communiquë de presse du 22 septembre 2023,
Publication d’informations sur la gestion durable des entreprises : le Conseil fëdëra[ arrëte les grandes lignes. Pour
plus d’information sur les entitës habilitëes ä rëviser le rapport de durabilitës, cf. DFJP, Rapport explicatif (n. 9),
39 s., 40 s
74 Cf. n. 42
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rëvision agrëëe en tant qu’expert-rëviseur (art. 6a al. 2 AP-LSR). Les organismes d’ëvaluation

de la conformitë seraient soumis aux mëme exigences.

L’ëtendue de la vërification serait fixëe par le CF (art. 964cb's al. 2 AP-CO), qui pourrait dëcider

de soumettre le contröle des rapports de durabilitë ä une mission d’assurance limitëe (ou

nëgative) ou ä une mission d’assurance raisonnable (ou positive)75. Le CF adapterait

vraisemblablement sa pratique ä celle de 1’UE, ne serait-ce que pour ëviter tout risque que la

lëgislation suisse ne soit pas considërëe comme ëtant ëquivalente ä celle de 1’Union. Enfin, tout

comme en droit de 1’UE, le rapport d’audit se rapportant au rapport de durabilitë rëdigë suivant

ies art. 964a ss AP-CO devrait ëtre publië (art. 964cter al. 3).

La vërification du rapport de durabilitë pourrait ëtre effectuëe, au choix de l’entreprise, par son

organe de rëvision ou par une entreprise tierce76, qui serait soumise aux mëmes exigences que

1’organe de rëvision (art. 964cbis al. 3 AP-CO)77. A dëfaut d’indication contraire dans les statuts

ou de dëcision de l’assemblëe gënërale, 1’organe supërieur de direction ou d’administration

serait libre de mandater toute entreprise de rëvision correspondant aux exigences requises78.

Indëpendamment de l’entreprise chargëe de vërifier le rapport de durabilitë, 1’organe de rëvision

chargë du contröle ordinaire des comptes et des comptes consolidës serait tenu vërifier « si les

indications fournies [...] prësentent des incohërences entre elles » (art. 728a ch. 5 AP-CO)79

Par une application analogique de 1’art. 728c CO, en cas de constatation de violations de la loi,

des statuts ou du rëglement d’organisation, 1’organe chargë de vërifier le rapport de durabilitë

devrait avertir par ëcrit l’organe supërieur de direction ou d’administration. En cas de violation

grave ou si 1’organe supërieur de direction ou d’administration devait omettre de prendre des

mesures suffisantes aprës avoir regu un avertissement, c’est vers 1’organe compëtent pour

15 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 35.
76 La situation serait donc la mëme que pour le rapport sur la mise en auvre des devoirs de diligence (art, 964k
al. 3 CO cllm 16 ODiTr), cf. DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 35
11 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 35 ss, pour un apergu dëtaillë de ces exigences. A noter que, suivant l’art. 964cb';
al. 4 AP-CO, les dispositions relatives ä l’indëpendance de 1’organe vërifiant le rapport de durabilitë
s’appliqueraient par analogie aux entreprises se trouvant dans la chaTne d’approvisionnement des entreprises
ëtablissant un rapport de durabilitë. II ne serait donc pas loisible, pour 1’organe vërifiant le rapport de durabilitë,
de conseiller une entreprise active dans la chaTne d’approvisionnement de l’entreprise dont il vërifierait le rapport,
cf. DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 37.
78 ll en irait de meIne dans Ie cas du choix des normes d’information applicables, cf. infra III.C.1.ii et n. 113 .
79 Ce contröle, qui devrait ëtre effectuë suivant les standards internationaux d’audit et les normes suisses d’audit
des ëtats financiers NA-CH 720, ne porterait pas sur le contrÖle matëriel de l’exactitude et du caractëre exhaustif
des informations contenues dans le rapport : 1’organe de rëvision se contenterait de vërifier et, le cas, ëchëant, de
signaler dans son rapport, la prësence d’« anomalie significative », qui pourraient exister entre le rapport de
durabilitë et les comptes annuels ou les comptes consolidës, cf. DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 14.
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1’approbation des comptes annuels que 1’organe vërifiant le rapport de durabilitë devrait se

tourner80

4. Approbation du rapport

La Directive comptable ne soumet pas ä un vote contraignant l’approbation du rapport de

gestion, dans lequel sont inclues les informations en matiëre de durabilitë (art. 19 bis (1)

Directive comptable).

L’art. 964c al. 1 CO dispose quant ä lui que « [1]e rapport sur les questions non financiëre doit

ëtre [...] approuvë par 1’organe compëtent pour 1’approbation des comptes annuels », ä savoir,

l’assemblëe gënërale dans une SA. De la mëme maniëre, 1’art. 964cter al. 2 AP-CO prëvoit que

le rapport de durabilitë doit ëtre « approuvë par 1’organe compëtent pour 1’approbation des

comptes annuels » ; ce vote est contraignant81. Cette diffërence entre le droit suisse et le droit

europëen pourrait s’expliquer par le fait que le rapport de durabilitë ëtabli selon le droit suisse

peut ëtre indëpendant du rapport de gestion, alors que la Directive comptable requiert

obligatoirement un rapport intëgrë.82

5. Publication du rapport de durabilitë et du rapport de rëvision

L’art. 33 bis Directive comptable83 dispose que, dës 2028, le rapport de gestion contenant

1’information en matiëre de durabilitë et l’avis sur la conformitë84 devront tous deux ëtre

communiquës ä un organisme de collecte national en vue d’ëtre publiës sur le point d’accës

unlque europëen.

En Suisse, tant le droit actuel que 1’ AP-CO se limitent ä prëvoir une publication par voie

ëlectronique du rapport et son accessibilitë au public pendant au moins dix ans (art. 964c al. 2

ch. 1 CO, art. 964c ter al. 3 AP-CO).

80 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 36.
81 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 36. Aujourd’hui, une controverse existe s’agissant du caractëre consultatif ou
contraignant du vote des actionnaires. Vote consultatif : CR CO Il-Canapa, Art. 964c N 6 ; Schneuwly/Darbellay
(n. 65), 143 s. ; Peter Böckli, Schweizer Aktienrecht, 5e ëd. Zurich 2022, § 6 N 714; vote contraignant : Ethos, (n.
48), 18. Pour l’annëe 2023, 55.9 % des entreprises ont considërë qu’il s’agissait d’un vote contraignant, 41.3 %
d’un vote consultatif et trois entreprises ont soumis leur rapport sur les questions non financiëres en mëme temps
que le rapport annuel, dans un vote combinë et contraignant, cf. Ethos (n. 48), 18
82 Cf. supra Ill.B.2.
83 Cf. n. 4
84 Cf. supra Ill.B.3
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La publication des rapports sur une plate-forme unique gërëe par 1’Etat prësente l’avantage de

simplifier la recherche de documents, facilitant leur diffusion et leur analyse dans le public. La

mise en place d’une teIle infrastructure en Suisse, sur le modële de ce qui sera pratiquë dans

1’UE, est ainsi souhaitable. A priori, la gestion de la base de donnëes pourrait ëtre confiëe ä

1’Office fëdëral du registre du commerce, qui gëre notamment l’index des raisons de commerce

Zefix et qui dispose, ä ce titre, des compëtences techniques et organisationnelles nëcessaires

pour gërer un tel projet.

C. Aspects matëriels

1. Rapport de durabilitë

i. Contenu du rapport

Le droit suisse requiert qu’une entreprise se concentre sur la maniëre dont sont gërës les risques

liës aux thëmes de durabilitë (spëc. art. 964b al. 2 ch. 4 CO)85, sans donner de prëcisions quant

aux informations devant ëtre fournies en lien avec chaque thëme (ä l’exception de la thëmatique

du changement climatique, oü l’Ordonnance relative au rapport sur les questions climatiques

donne des directives prëcises). Aucun facteur de gouvernance, mis ä part la lutte contre la

corruption, n’est par ailleurs rëfërencë : 1’art. 964b al. 1 CO dispose que le rapport sur les

questions non financiëres « rend compte des questions environnementales, notamment des

objectifs en matiëre de CO2, des questions sociales, des questions de personnel, du respect des

droits de l’homme et de la lutte contre la corruption »86, et 1’art. 964b al. 2 CO prëcise, en se

limitant ä des Iignes directrices gënërales87, le contenu du rapport.

Cette maniëre de procëder peut sembler raisonnable, en prenant en compte les activitës de

l’entreprise au moment de dëterminer le contenu du rapport et en maximisant de la sorte

l’utilisation des ressources de l’entreprise, elle complique la comparaison entre les rapports. Or,

si 1’on met de cötë le fait que les entreprises sont tenues de fournir des informations exactes,

1’un des dëfis les plus importants en lien avec l’obligation de transparence en matiëre de

85
L’obligation de rapport portant sur l’efficacitë des mesures appliquëes en application des concepts dëcrits ä

1’art. 964b al. 1 CO inclut toutefois, en tout cas de maniëre indirecte, la description des concepts appliquës, d’une
part, et leur efficacitë, d’autre part, OFJ, Transparence (n. 47), 14. V. aussi Giulia Neri-Castracane, Les rëgles de
gouvernance d’entreprise comme moyen de promotion de la responsabilitë sociale de l’entreprise : Rëflexions sur
Ie droit suisse dans une perspective internationale, Genëve/Zurich/Bäle 2016, 405 s., pour qui les rëgles de
transparence et d’information favorisent la rëflexion des administrateurs et contribuent ä la durabilitë ;
Canapa/Barakat (n. 46), 107, 109, pour qui cette conclusion dërive d’une interprëtation tëlëologique de la loi et
d’une application du principe de l’effectivitë.
86 Sur ces diffërents ëlëments, cf. OFJ, Transparenc
87 CR CO II-Schmid/Cima/Canapa, art. 964b, N 6.

e (n. 47), 8 ss
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durabilitë est d’assurer la comparabilitë des informations produites entre secteurs d’activitës et

entreprises88. Afin de palier ce dëficit, 1’art. 964c al. 1-3 AP-CO reprend l’essentiel du contenu

matëriel des art. 19 bis (2) et 29 bis (2) Directive comptable.

Si 1’art. 964c al. 1 AP-CO dëcrit et prëcise, par rapport au droit actuel, les thëmes couverts par

le rapport de durabilitë89, les informations qui figureraient dans ie rapport sont dëtaillëes ä

l’alinëa 3 : cet alinëa reprend, sur Ie fond, les ëlëments qui figurent ä 1’art. 9646 CO et ënumëre

pour le surplus les autres ëlëments des art. 19 bis et 29 bis Directive comptable.

Au rang des ëlëments dëjä dëcrits actuellement, se trouvent :90

une description du modële commercial de l’entreprise (art. 964b al.1 ch. 1 CO, art. 964c

al. 3 ch . 1 AP-CO, art. 19 bis (2)(a), 29 bis (2)(b) Directive comptable)91 ;

la description de la diligence mise en muvre par l’entreprise en lien avec les questions

de durabilitë dëcrites ä 1’art. 964c al. 1 AP-CO (art. 964b al. 2 ch. 2 CO, art. 964c al. 3

ch. 6 AP-CO, art. 19 bis (2)(f)(i), 29 bis (2)(f)(i) Directive comptable)92 ;
la description des principaux risques liës, pour l’entreprises, aux questions de durabilitë

et la maniëre dont ces risques sont gërës (avec des questions de durabilitës plus ëtendues

sous le nouveau droit ; art. 964b al. 2 ch. 4 CO, art. 964c al. 3 ch. 9 AP-CO, art. 19 bis

(2)(g), 29 bis (2)(g) Directive comptable)93 ; et

les indicateurs – qualitatifs ou quantitatifs – liës aux informations ä publier (art. 964b

al. 2 ch. 5 CO, art. 964c al. 3 ch. 10 AP-CO, art. 19 bis (2)(h), 29 bis (2)(h) Directive

88 Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.2.2. Dans ce sens, Ethos (n. 48), 17, 19, 21, 24.
89 « [Q]uestions environnementales, en particulier le rësultat des efforts consentis par l’entreprise pour contribuer
ä atteindre l’objectif de zëro ëmission nette de gaz ä effet de serre ä l’horizon 2050 en vue de limiter le
rëchauffement climatique ä 1,5'C par rapport au niveau prëindustriel » (ch. 1)89 ; « questions sociales, y compris
les questions de personnel » (ch. 2) ; « questions liëes aux droits de l’homme » (ch. 3) ; et « questions de
gouvernance, y compris les dispositifs organisationnels mis en place pour lutter contre la corruption » (ch. 4).
90 A ce propos, v. gënëralement CR CO II-Schmid/Cima/Canapa, art. 964b, N 77 ss.
91 Le modële commercial permet de connaitre le fonctionnement de l’entreprise, notamment la maniëre dont elle
rëalise ses bënëfices (DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 25), ainsi que les risques sociaux et environnementaux qui
sont associës ä ces modëles (Laura Knöpfel/Carlos Lopez, Finding a silver lining in the rejection of the Swiss
Responsible Business Initiative: a hope of legal accountability in the parliamentary counterproposal (Part 1),
Opinio Juris, 17 dëcembre 2020)
92 L’entreprise doit dëcrire la conception des procëdures de diligence, en particulier l’identification des risques et
les mesures imaginëes pour les contrer, et les domaines dans lesquels elles sont appliquëes, DFJP, Rapport
explicatif (n. 9), 28 s.
93 II s’agit des risques financiers et des risques exergant une influence sur la durabilitë, y compris ceux liës ä la
rëputation de l’entreprise, DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 30.
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comptable) ; ces indicateurs se rëfërent ä 1’ensemble des informations qui sont ënoncëes

aux chiffres 1-10 de 1’art. 964c al. 1 (art. 964c al. 1 ch. 1-4 AP-CO )94

A cela s’ajoute, dans l’ AP-CO, l’obligation de faire figurer dans le rapport de durabilitë une

description :

de la stratëgie de l’entreprise (art. 964c al. 3 ch . 1 AP-CO, art. 19 bis (2)(a), 29 bis

(2)(a) Directive comptable)95 ;

des objectifs de l’entreprise en matiëre de durabilitë, assortis d’ëchëances (art. 964c al.

3 ch. 2 AP-CO, art. 19 bis (2)(b), 29 bis (2)(b) Directive comptable)96 ;

du röle en matiëre de durabilitë de 1’organe supërieur de direction ou d’administration

(art. 964c al. 3 ch. 3 AP-CO, art. 19 bis (2)(c), 29 bis (2)(c) Directive comptable)97 ;

de la politique de }’entreprise en matiëre de durabilitë – interne et vis-ä-vis de
l’extërieur98 (art. 964c al. 3 ch . 4 AP-CO, art. 19 bis (2)(d), 29 bis (2)(d) Directive

comptable) ;

des informations – qualitatives ou quantitatives – sur d’ëventuels systëmes d’incitation

liës ä la durabilitë, offerts aux membres de 1’organe supërieur de direction ou
d’administration (art. 964c al. 3 ch. 5 AP-CO, art. 19 bis (2)(e), 29 bis (2)(e) Directive

comptable)99 ;

des principales incidences nëgatives, rëelles ou potentielles, sur les questions de

durabilitë ou dues ä celles-ci, en lien avec l’activitë de l’entreprise et sa chaTne de valeur

(en amont et en aval), de mëme que la description des mesures prises pour recenser et

surveiller ces incidences (art. 964c al. 3 ch . 7 AP-CO, art. 19 bis (2)(f)(ii), 29 bis

(2)(f)(ii) Directive comptable)loo. La limitation de 1’art. 964b al. 2 ch. 4 let. b CO ä la

94 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 30 s
95 II s’agit des mesures mises en place par l’entreprise afin de lui permettre d’atteindre ses objectifs ä long terme,
notamment en lien avec les risques, opportunitës et plans de l’entreprise liës aux questions de durabilitë (DFJP,
Rapport explicatif (n. 9), 25 s.).
96 Ces objectifs se basent sur la dëfinition du dëveloppement durable formulëe par la Commission mondiale sur
l’environnement ct le dëveloppement (Commission Brundtland), avec une indication temporelle du moment oil un
objectif, tel que la rëduction des ëmissions de gaz ä effet de serre, devra ëtre atteint, DFJP, Rapport explicatif (n. 9),
26
97 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 23, 27.
98 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 27
99 Ces systëmes doivent prësenter un lien direct avec les objectifs en matiëre de durabilitë. Ils peuvent notamment
consister en des conventions prësentant des objectifs ä atteindre, offres de formation continue ou rëmunërations
Sur ce dernier point, les dispositions rëglementant la rëmunëration des dirigeant dans les sociëtës dont les actions
sont cotëes en bourse doivent ëtre prises en compte (art. 732 ss CO), DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 27 s.
loo ll s’agit d’une approche basëe sur les risques, qui place au centre de 1’analyse l’ëtendue (ou gravitë) de
l’incidence nëgative et la probabilitë de sa survenance, DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 29.
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description des risques uniquement « lorsque cela s’avëre pertinent et proportionnë »

disparaTtrait ;

de toutes les mesures prises par l’entreprise pour prëvenir, attënuer, corriger ou ëliminer

les incidences nëgatives – rëelles ou potentielles – au sens de 1’art. 964c al. 3 ch. 7 AP-

CO, et du rësultat (positif ou nëgatifl01)obtenu (art. 9646 al. 3 ch. 8 AP-CO, art. 19 bis

(2)(f)(iii), 29 bis (2)(f)(iii) Directive comptable).

11 Normes d’information en matiëre de durabilitë

Pour perTnettre des comparaisons entre entreprises actives dans des secteurs distincts, les

rapports de durabilitë doivent porter sur les mëmes ëlëments et ëtre prësentëes de maniëre

uniformel02

L’art. 29 ter (2) Directive comptable dëcrit les normes dëtaillant les informations devant etre

publiëes par les entreprises suivant les art. 19 bis et 29 bis Directive comptable, ainsi que la

structure ä utiliser pour la prësentation desdites informations. Ces normes couvrent des aspects

environnementauxl03, sociauxl04 et de gouvernancel05, et « prëcisent les informations

prospect i\?es, rëtrospect i\?es , qualitative s et q 11anI ital i\)es, s’il y a lieu, que les entreprises

doivent publier »l06. Partant, suivant l’art. 29 bis (4) Directive comptable (qui dispose que les

entreprises soumises ä l’obligation de fournir des informations en matiëre de durabilitë le font

« conformëment aux normes d’information en matiëre de durabilitë adoptëes en vertu de

1’article 29 ter [de la directive] »), la Commission europëenne a adoptë, 16 31 juillet 2023, les

normes europëennes d’information sur la durabilitë (ESRS) du Groupe consultatifeuropëen sur

I' information financiëre (EFRAG)l07

l01 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 30.
l02 Cf. supra III.C. 1.i.
l03 Par exemple, le changement climatique et les ressources aquatiques et marines, cf. art. 29 ter (2)(a) Directive
comptable (n. 4)
l04 Par exemple, l’ëgalitë de traitement et l’ëgalitë des chances, ou les mesures de lutte contre la violence et le
harcëlement sur le lieu de travail, cf. art. 29 ter (2)(b) Directive comptable (n. 4)
l05 Par exemple, le rÖle des organes sur les questions de durabilitë, ou l’ëthique et la culture de l’entreprise, cf.
art. 29 ter (2)(c) Directive comptable (n. 4).
l06 Art. 29 ter (3) Directive comptable, italique ajoutë.
l07 Rëglement dëlëguë (UE) 2023/2772 de la Commission du 3 ljuillet 2023 complëtant la Directive colnptable/UE
du Parlement europëen et du Conseil en ce qui concerne les normes d’information en matiëre de durabilitë. Les
normes ESRS sont des normes transversales et sectorielles gënëriques, JO L 2023/2772l07. Ces normes trouvent
application en matiëre de (i) sujets environnementaux (ESRS El-5), (ii) questions sociales (ESRS Sl-4) et (iii)
aspects de gouvernance (ESRS Gl-2). Les normes transversales couvrent les principes gënëraux (ESRS 1) et les
exigences de divulgation en lien avec la stratëgie, 1a gouvernance et l’ëvaluation de la matërialitë (ESRS 2). Les
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En droit suisse, ä l’exception du rapport sur les questions climatiques, qui s’appuie sur les

recommandations de la Task Force on Climate-related Financial Disclosures (TCFD) de juin

2017 et son annexe d’octobre 202 ll08, aucune norme spëcifique n’est prescrite : les entreprises

peuvent dëterminer seules la rëglementation qu’elles souhaitent suivrel09. Tout au plus la loi

exige la divulgation des normes appliquëes (art. 964b al. 3 CO)110. En revanche, 1’art. 964c al

3 AP-CO dispose que les informations publiëes rëpondent aux normes de 1’UE ou ä d’autres

normes – nationales ou internationales – qui auraient ëtë prëaiablement jugëes ëquivalentes111

par 16 CF (art. 964c al. 3 AP-CO – la liste ëtablie par le CF serait exhaustive112). Aucune

rëfërence n’est faite ä la qualitë des informations (« prospectives, rëtrospectives, qualitatives et

quantitatives ») que les entreprises devraient publier, contrairement ä 1’art. 29 ter (3) Directive

comptable.

Les entreprises resteraient libres de choisir les normes qu’elles appliqueraient 113 et qui
figureraient dans le rapport (art. 964b al. 3 CO). Ces normes (s’il ne s’agissait pas des normes

europëennes) devraient au prëalable avoir ëtë considërëes comme ëquivalentes aux normes de

1’UE par Ie CF et ëtre intëgralement suivies (art. 964 dl. 5 AP-CO).

La prëcision, dans la loi, de la nëcessitë de l’ëquivalence « aux normes d’information de 1’UE »

est bienvenue et doit ëtre saluëe comme une solution ëlëgante et pratique. Cette solution

prësente l’avantage d’ëpargner au CF la nëcessitë de prëciser le contenu des normes par voie

d’ordonnance et accroTt la sëcuritë juridique. Enfin, l’obligation faite au CF de dësigner les

normes ESRS correspondent aux standards fixës par les UNGPs et les Lignes directrices OCDE, cf. Holly et al
(2023), 21. Elles seront complëtëes, en 2026, par des normes spëcifiques ä certains secteurs d’activitë (art. 29 ter
(1)(i) Directive comptable jn. 4]) et aux PME (art. 29 quarter Directive comptable jn. 4]), et par des normes
destinëes aux entreprises de pays tiers (art. 40 bis Directive comptable jn. 4]).
l08 Art. 3 Ordonnance relative au rapport sur les questions climatiques. Bien que l’utilisation de ces documents soit
facultative, le respect de l’obligation de rendre compte des questions climatiques est prësumë lorsque le rapport
suit ces exigences (art. 2 al. 1 Ordonnance relative au rapport sur les questions climatiques), cf. Dëpartement
fëdëral des finances, Ordonnance relative au rapport sur les questions climatiques : Rapport explicatif en vue de
1’ouverture de la procëdure de consultation, Beme 2022, 8.
l09 CR CO II-Schmid/Cima/Canapa, art. 964b, N 33. Tout au plus, les entreprises peuvent-elles ëtre tenues de
rëdiger un rapport supplëmentaire si les exigences de la rëglementation qu’elles ont choisie sont infërieures aux
exigences posëes par 1’art. 964b CO
110 Le mëme raisonnement vaut dans les domaines des minerais et mëtaux et du travail des enfants. oel il est loisible
aux entreprises d’appliquer les rëglementations auxquelles l’ODiTr renvoie, meIne si les entreprises ne sont pas
soumises ä l’obligation de diligence et de transparence dëcoulant des art. 964j ss CO, cf. CR CO II-
Schmid/Cima/Canapa, art. 964b, N 36 s.
111 Pour le DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 32, une norme est ëquivalente ä la CSRD « lorsqu’iI n’y a gu’un ëcall
minime [...] en termes de champ d'application, d’ëtendue des informations et de degrë de dëtail des celles-ci, de
procëdure d’approbation au sein de l’entreprise, de format de publication, de double importance relative, de
comparabilitë, etc » .

11: DFJP, Rapport explicatif (n. 9), p. 32
113 A dëfaut d’indication contraire dans les statuts ou de dëcision de l’assemblëe gënërale, ce choix serait laissë ä
1’organe supërierlr de direction ou d’administration, cf. art. 964c al. 7 AP-CO.
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normes ëquivalentes est susceptible de lever toute insëcuritë juridique si elle est appliquëe

correctement. Inversement, il est regrettable que 1’ AP-CO ne fasse aucune rëfërence ä la qualitë

des normes d’information devant ëtre appliquëes par les entreprises ; il est souhaitable de voir

ce point ëvoluer.

111. Comply or explain

Suivant l’art. 964b al. 2 ch. 2 CO, le rapport sur les questions non financiëres doit contenir

suffisamment d’ëlëments pour permettre la comprëhension des concepts suivants, en lien avec

les questions mentionnëes ä 1’art. 964b al. 1 CO : « [i.] l’ëvolution des affaires, [ii.] la

performance et la situation de l’entreprise ainsi que [iii.] les incidences de son activitë sur ces

questions ». En application du principe compty or explain, 1’art. 964b al. 5 CO permet ä

l’entreprise de renoncer ä appliquer l’un des concepts et de ne pas divulguer une question liëe

aux informations non financiëres, ä condition d’indiquer les raisons de la non-divulgation.

En droit de 1’UE, le principe comply or explain ëtait prëvu par la NFRD114. La CSRD l’a

abandonnë, ä l’exception – pour une përiode limitëe (cf. art. 19 bis (3) Directive comptable) –

des informations provenant de la chaTne de valeur, afin de laisscr suffisamment de temps aux

entreprises pour mettre en muvre les nouvelles obligations issues de la directive115

EmboTtant le pas ä 1’UE, 1’ AP-CO du 26juin 2024 propose ä son tour de renoncer au principe

comply or explain\\6 . Une teIle ëvolution contribuerait de maniëre essentielle ä assurer

l’ëquivalence entre le droit suisse et le droit europëen117

iv. Synthëse

L’art. 964c al. 3 AP-CO reprend matëriellement le contenu des art. 19 bis et 29 bis Directive

comptable118. A titre d’exemples, iI propose de couvrir l’ensemble de la chaTne de valeur, ä

savoir les relations en amont et en aval de l’entreprise, et de ne plus se limiter ä la description

des risques dans les situations oil « cela s’avëre pertinent et proportionnë ». La reprise, par le

114 Cf. n. 6. V. considërant 36 Directive (UE) 2022/2464 (n. 3).
115 ll s’agit en particulier de permettre aux entreprises de rassembler les informations nëcessaires en lien avec la
chaTne de valeur, Art. 19 bis (3) Directive comptable (n. 4)
116 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 3, 12
117 Sur les limites du principe comply or explain et de la gouvernance privëe, cf. Julie Perriard, Entreprises et droits
humains – La directive europëenne sur la publication d’informations non financiëres, un modële ä suivre en droit
suisse ?, RSDA 2019, 667 ss ; Ellen Hertz/Yvan Schulz, Entreprises et droits humains : Les limites de la bonne
volontë, Genëve/Zurich 2020, 35 ss.
18 Ct. supra III,C. /.i
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droit suisse, du contenu matëriel des art. 19 bis et 29 bis Directive comptable, associëe au

contenu de 1’art. 964c al. 5 AP-CO, qui prëvoit que les informations doivent rëpondre aux

normes d’information de 1’UE ou ä d’autres normes ëquivalentes, contribuerait ä assurer

l’ëquivalence des rapports rëdigës en vertu du droit suisse ä ceux rëdigës sur la base du droit

europëen. Il est en effet trës probable, et par ailleurs recommandable, que le CF ne considëre

comme ëquivalentes aux normes d’information de 1’UE que des normes qui auraient

prëcëdemment ëtë considërëes comme teIles par la Commission europëenne119. Procëder

diffëremment crëerait une insëcuritë juridique difficilement soutenable pour les entreprises

soumises ä l’obligation de publier un rapport de durabilitë en vertu du droit suisse.

Par ailleurs, s’il est exact que la libertë laissëe aux entreprises de choisir entre diffërentes

normes peut compliquer les comparaisons entre rapports, iI s’agit d’un compromis acceptable

sur le plan pratique : l’ëquivalence entre les normes d’information et la nëcessitë de leur

adëquation aux normes de 1’UE rend a priori illusoire ie risque d’ëtre confrontë ä des rapports

dont la quaiitë et le contenu varieraient considërablement120. La nëcessitë de l’ëquivalence des

normes choisies par les entreprises aux normes d’information de 1’UE limite par aiileurs la

portëe de l’absence, dans le droit suisse, de rëfërence ä la qualitë des informations devant ëtre

publiëes (« prospectives, rëtrospectives, qualitatives et quantitatives ») ; cette prëcision serait

nëanmoins la bienvenue et pourrait facilement ëtre intëgrëe dans la loi.

2. Principe de la double matërialitë (ou double importance relative,

« double materiality »)

Tout risque auquel une entreprise fait face est susceptible d’affecter sa performance (matërialitë

financiëre), la situation des tiers (matërialitë d’impact) ou les deux ëlëments ä la fois (double

matërialitë)121

119 A ce iour et suite ä 1’adoption de la CSRD. la Commission euroDëenne n’a Das rendu de dëcision en application
de 1’art. 23 par. 4 Directive (UE) 2004/109/CE du Parlement europëen et du Conseil du 15 dëcembre 2004 sur
l’harmonisation des obligations de transparence concenlant l’information sur les ëmetteurs dont les valeurs
mobiliëres sont admises ä la nëgociation sur un marchë rëglementë et modifiant la directive (UE) 200 1/34/CE, JO
L 390
120 Dans ce sens, Ethos (n. 48), 19, qui souligne que « le recours ä un standard reconnu facilite l’ëvaluation et,
surtout, la comparaison et permet aux investisseurs de s’assurer que le reporting des entreprises dans lesquelles ils
investissent ou souhaitent investir est suffisamment dëtaillë ». Pour l’annëe 2023, seules 75 entreprises soumises
ä l’obligation de reporting (sur 143 entreprises au total) se sont conformëes ä un standard intemationalement
reconnu, cf. Ethos (n. 48), 19.
121 Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.3.4
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Depuis qu’elle a ëtë modifiëe par la CSRD, la Directive comptable applique Ie concept de

double matërialitë : tant l’art. 19 bis (1) que 1’art. 29 bis (1)Directive comptable imposent aux

entreprises de publier les informations permettant, d’une part, de comprendre les incidences de

l’entreprise, respectivement du groupe, sur les questions de durabilitë, et, d’autre part, celles

qui permettent de comprendre la maniëre dont les questions de durabilitë influencent sa

performance financiëre122

En droit suisse, de lege lata, le principe de la double matërialitë s’applique dans le rapport sur

les questions climatiques123. La situation manque pourtant de clartë s’agissant de la description,

dans le rapport sur les questions non financiëres, des autres ëlëments ënumërës ä 1’art. 964b

al. 1 CO124

L’art. 964c al. 2 AP-CO clarifierait Ia situation : suivant cet article, le rapport de durabilitë doit

contenir « les informations qui sont nëcessaires pour comprendre les incidences de l’activitë de

l’entreprise sur les questions de durabilitë er les incidences des questions de durabilitë sur

l’ëvolution des affaires, la performance et la situation de l’entreprise »125. L’art. 964c al. 3 ch.

7 et 9 AP-CO prëcise les informations qui figureraient dans le rapport126. Cela contribuerait ä

l’ëquivalence au droit europëen de la rëglementation suisse relative ä transparence sur les

questions de durabilitë.

3. Cha’ine de valeur

Suivant l’art. 19 bis (2)(f)(ii) Directive comptable, les informations en matiëre de durabilitë qui

figurent dans le rapport de gestion doivent porter sur les activitës propres de l’entreprise et sur

sa chaTne de valeur et inclure « [1]es produits et services, [1]es relations d’affaires et [1]a cha’ine

d’approvisionnement, [1]es mesures prises pour recenser et surveiller ces incidences, et [1]es

autres incidences nëgatives que l’entreprise est tenue de recenser en vertu d’autres exigences

de 1’Union imposant aux entreprises de mener une procëdure de diligence raisonnable », en

22 V aussi Considërant 29 Directive (UE) 2022/2464 (n. 3).
23 Dëpartement fëdëral des finances (n. 108), 8 ; Schneuwli/Darbellay (n. 65), 140 s. ; CR CO 11-

Schmid/Cima/Canapa, art. 964b, N 14.
24 V. p. ex. : OFJ, Mandat (n. 14), 15. V. cependant DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 24, qui sous-entend, de maniëre

sibylline, que le droit en vigueur appliquerait dëjä le principe de la double matërialitë
125 Italique ajoutë.
126 « Le rapport comprend : [.. .] « 7. une description des principales incidences nëgatives, rëelles ou potentielles,
sur les questions de durabilitë ou dues ä celles-ci, liëes ä 1 ’activitë de 1 ’entreprise er ä sa chalne de valertr [.. .] ; 9.
une description des principaux risques pour 1 'entreprise qui sont liës aux questiolrs de durabilitë et ä la maniëre
dont elle gëre ces risques », italique ajoutë.
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amont et en aval de l’entreprise ou du groupe127. Par consëquent, comme indiquë supra\28 , les

sociëtës impliquëes dans la chaTne de valeur des entreprises tenues de communiquer des

informations en matiëre de durabilitë devront, ä terme, fournir ä ces derniëres des informations

qui porteront sur leurs propres activitës et sur celles des entreprises se trouvant dans leur propre

chaTne de valeur. Par ailleurs, les entreprises mëres devront ëgalement adresser l’ impact de leurs

filiales et de la chaTne de valeur de ces derniëres dans leur rapport consolidë de gestion, quel

que soit le lieu du siëge de ces filiales (art. 29 bis (2)(f)(ii) Directive comptable).

Contrastant avec ce qui prëcëde, 1’art. 964b al. 2 ch. 4 CO dispose que le rapport sur les

questions non financiëres se concentre sur les risques qui dëcoulent de l’activitë propre de

I'entreprise et, « lorsque cela s’avëre pertinent et proportionnë », sur les risques liës aux

relations d’affaires, aux produits ou aux services de l’entreprise. Cette formulation procure une

large marge de manmuvre ä 1’organe suprëme de direction ou d’administration s’agissant des

ëlëments qu’il souhaite inclure dans le rapport de durabilitë 129.

L’ AP-CO cherche ä garantir l’ëquivalence au droit europëen de la transparence sur les questions

de durabilitë, puisque l’art. 964c al. 4 AP-CO dispose que le rapport de durabilitë doit contenir

des informations sur l’activitë de l’entreprise et sa chaTne de valeur, ëtant prëcisë que cette

notion « comprend les chaTnes d’approvisionnement en amont et en aval de l’entreprise »130

Cette formulation, bien que moins dëtaillëe, est plus large que celle des art. 19 bis (2)(f)(ii) et

29 bis (2)(f)(ii) Directive comptable. En effet, elle porte non seulement sur l’activitë de

l’entreprise et sur sa chaTlre de valeur, mais aussi sur 1’ensemble des informations visëes aux al

l ä 3 de 1’art 964c AP-CO, tandis que le texte de la Directive 2013/34 est plus limitë. Le CF ne

semble pas avoir eu conscience de cet ëlëment, puisque l’art. 964c al. 5 AP-CO dispose que les

informations publiëes doivent dans tous les cas rëpondre aux normes d’ information de 1’UE en

matiëre de durabilitë, alors qu’elles vont au-delä. Envisager une formulation plus proche de

celle du droit europëen pourrait ëtre avisë, en prenant garde de ne pas ëtre trop restrictif pour

garantir l’ëquivalence du droit suisse au droit europëen.

127 Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.4.
128 Cf. Il
129 A noter qu’en matiëre de transparence en matiëre de minerais et mëtaux provenant de zones de conflit et en
matiëre de travail des enfants, bien que les art. 9641 cum 964k CO fassent rëfërence sans limitation ä la « chaTne
d’approvisionnement », 1’art. 2 al. 1 let. b ODiTr limite cette derniëre aux « opërateurs ëconomiques en amont »
de l’entreprise, cf. Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.4.
30 DFJP, Rapport explicatif (n. 9), 31
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D. Responsabilitë et sanctions

Alors que les normes internationales n’imposent pas, de maniëre explicite, d’obligation aux

Etats de prëvoir une responsabilitë civile pour les dommages engendrës par une violation des

droits de l’homme ou des normes environnementales, le troisiëme pilier des Principes directeurs

des Nations Unies (Principe 25 et suivants) prëvoit que des mëcanismes de rëparation doivent
exister1 31

L’art. 33 (1) Directive comptable oblige les Etats membres ä prëvoir une responsabilitë

collective des organes d’administration, de direction et de surveillance s’agissant de

l’ëtablissement et de la publication de 1’information en matiëre de durabilitë. Par ailleurs, 1’art.

33 (2) Directive comptable indique que les Ëtats membres doivent veiller ä ce que leurs

dispositions lëgislatives, rëglementaires et administratives en matiëre de responsabilitë

s’appliquent aux membres des organes d’administration, de gestion et de surveillance des

entreprises en cas de violation de ces obligations. A cela s’ajoute enfin le fait que les Etats

membres doivent prëvoir des sanctions « effectives, proportionnëes et dissuasives » en cas

d’infractions aux dispositions de la directive (art. 51 Directive comptable).

Contrastant avec ce qui prëcëdc, le lëgislateur suisse n’a pas prëvu de norme spëciale de
responsabilitë civile en cas de dommage causë par une violation des obligations }iëes au rappoll

sur les questions non financiëres132 ; 1’ AP-CO ne dëvie pas de cette ligne.

Le dëbat actuel autour de 1’application des rëgles gënërales de la responsabilitë civile, en

particulier des art. 41 et 55 CO, comme normes pouvant engager la responsabilitë d’une sociëtë

ou de ses organes en cas de dommage survenant suite ä une violation des obligations de

transparence pourrait se poursuivre au-delä de la rëvision en cours133. Il conviendrait cependant

131 Evelyne Schmid, Exigences internationales de prendre des mesures lëgislatives : La Suisse doit-elle lëgifërer
dans le domaine des « entreprises et des droits humains » ?, PJ A 2017/8, 933, 933.
132 OFJ, Mandat (n. 14), 12 ; v. aussi OFJ, Transparence (n. 47), 6 ; Damiano Canapa/Evelyne Schmid/Elena Cima,
« Entreprises responsables » : trois malentendus, Jusletter du 23 novembre 2020
133 A ce sujet, cf. CR CO II-Canapa/Schmid/Cima, art. 964a, N 39 ss. En faveur d’une teIle responsabilitë
Damiano Canapa, Articles 964a-9641 et responsabilitës, in : Rashid Bahar/Damiano Canapa/Isabelle
Chabloz/Olivier Hari/Rita Trigo Trindade (ëdits), Modernisation du droit de la sociëtë anonyme du 19juin 2020
Confërences organisëes par les Facultës de droit romandes, Berne 2024, 169, 171 ss. ; Matthias Gstoehl/Laura
Knöpfel/Christian Exner, ESG Litigation in Switzerland: Risks and Possible Defence Strategies, 2023, 10 ss,
disponible sous
(consultë le 10 octobre 2024) ; de l’avis contraire, cf. Giulia Neri-Castracane, La (due) diligence sous les art. 964a
ä 9641 CO in : Rashid Bahar/Damiano Canapa/Isabelle Chabloz/Olivier Hari/Rita Trigo Trindade (ëdits),
Modernisation du droit de la sociëtë anonyme du 19juin 2020 : Confërences organisëes par les Facultës de droit
romandes, Berne 2024, 149, 163 ; Daniel Dedeyan, Haftung fÜr fehlerhafte Unternehmenskommunikation: Neue
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d’analyser plus prëcisëment la portëe des modifications proposëes par 1’ AP-CO, en particulier

la formulation plus dëtaillëe de 1’ art. 964c AP-CO par rapport ä 1’art. 964b CO, pour dëterminer

si de nouveaux ëlëments parleraient en faveur d’une teIle responsabilitë]34

Le fait de donner de fausses indications dans le rapport sur les questions non financiëres, de ne

pas ëtablir de rapport en y ëtant tenu ou de ne pas conserver ou documenter le rapport

conformëment ä la loi demeurerait passible de sanctions pënales (art. 325 ter AP-CP). Le

contenu intrinsëque du rapport resterait hors du champ d’application de la norme : suivant l’ AP-

CP, une entreprise qui violerait ses devoirs de diligence n’encourrait pas de sanction pënale135

11 ne faut pas non plus nëgliger le fait que la Commission europëenne pourrait parfaitement

considërer que la rëglementation suisse n’est pas ëquivalente ä celle de 1’Union en raison de sa

non-conformitë en matiëre de responsabilitë ou de sanctions. Cela semble toutefois peu

vraisemblable, les all. 19 bis (9) et 29 bis (8) Directive comptable ëtant centrës sur l’ëquivalence

des rapport, non sur celle des sanctions.

IV. Quid du devoir de diligence des entreprises en matiëre de durabilitë ?

En l’ëtat, un devoir de diligence explicite136 n’existe en droit suisse qu’en matiëre de minerais

et mëtaux provenant de zones de conflit et de zones ä haut risque, et en matiëre de travail des

enfants (art. 964j al. 1 CO)t37. La transparence non financiëre prëvue aux art. 964a ss CO n’est

pas assortie d’un devoir de diligence explicite, mais uniquement d’un devoir de diligence

implicite, suivant les attentes dëcrites dans le Plan d’action national en faveur des entreprises

et des droits de l’homme138

Cette situation tranche avec celle prëvalant au sein de 1’UE, oü la Directive 2024/1760 sur le

devoir de vigilance des entreprises en matiëre de durabilitë a ëtë adoptëe le 13 juin 2024

Risiken im Zuge der NachhaIigkeitsregulierung, in : Peter R. Isler/Rolf Sethe (ëdits), Managerhaftung bei
Unternehrrlenskrisen und -zusammenbrüchen, Zurich 2023, 67, 85 s.
134 Cela concernerait notamment la qualification en tant que a Schutznor m 9 des obligations de transparence sur
les questions de durabilitë. Cette täche dëpasse la portëe de cette contribution.
135 Damiano Canapa/Evelyne Schmid/Elena Cima, « Entreprises Responsables » : Limitations et Perspectives.
RDS (2021) 141(5), 557, 573. Limiter ä la seule responsabilitë pënale une violation des articles 964a ss CO ne
pcrmet pas d’atteindre le but fixë par le Troisiëme pil ier des Principes directeurs de l’ONU et entraine, de plus, un
risque de « \v hite (ou green) \vashing » , cf. Eggen/Hermidas, N 49. V. aussi, Charlotte Perriard, Entreprises et
droits humains : La directive europëenne sur la publication d’informations non financiëres, un modële ä suivre en
droit suisse ?, RSDA 2019, 667, 667 ss.
36 Sur ce concept, cf. Canapa/Schmid/Cima (n. 135), 567 ; Giulia Neri-Castracane, Diligence and reporting duties

under Art. 964j-1 CO, GesKR 2023, 48, 56.
37 OFJ, Mandat (n. 14), Annexe 3, 38; Neri-Castracane, La (due) diligence (n. 133), § 29 N 10.
38 OFJ, Transparence (n. 47), 7 ; CR CO ll-Canapa/Schmid/Cima, Art. 964a N 3
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(Corporate Sustainability Due Diligence Directive, CSDDD)139. Cette directive aura un effet

extraterritorial, puisqu’elle imposera un devoir de diligence raisonnable (art. 5 ss Directive

2024/1760) et de communication (art. 16 Directive 2024/1760) ä toutes les entreprises ayant

leur siëge hors de 1’UE et dëpassant certains seuils, quel que soit leur secteur d’activitë140 ; dans

une certaine mesure, le secteur financier sera ëgalement visë (art. 3 (1)(a)(iii), 16 t .f. Directive

2024/1760). Les entreprises se trouvant dans la cha’ine d’activitë des entreprises soumises ä la

Directive 2024/ 1760 seront aussi indirectement touchëes : ces entreprises pourront par exemple

ëtre tenues de fournir des informations aux entreprises tombant dans Ie champ d’application de

la directive (art. 8 (4) Directive 2024/1760) et ces derniëres ne devront pas nouer de nouvelles

relations ou ëtendre les relations existantes avec des entreprises se trouvant dans leur chaTne

d’activitë et qui seraient ä 1’origine d’une incidence nëgative potentielle ou rëelle (art. 10 (6),

11 (7) Directive 2024/1760).

En matiëre de responsabilitë, la situation est semblable ä celle prëvue par la Directive

comptable141 : 1’art. 29 (1)Directive 2024/1760 dispose que les Ëtats membres doivent assurer

qu’une entreprise soit tenue pour responsable, sur le plan civil, des dommages qui seraient

causës par un manquement, intentionnel ou par nëgligence, des obligations de prëvention des

incidences nëgatives potentielles (art. 10 Directive 2024/1760) ou de suppression des

incidences nëgatives rëelles (art. 11 Directive 2024/1760)142

Par ailleurs, les Etats membres devront mettre en place un rëgime de sanctions similaire ä ce

qui est dëjä pratiquë en droit de la concurrence143 : une ou plusieurs « autoritës de contr61e »

administratives indëpendantes (art. 24 Directive 2024/1760) devront ëtre dësignëes144, qui

pourront prononcer des sanctions « effectives, proportionnëes et dissuasives » (art. 27 (1)

Directive 2024/1760) contre les entreprises qui ne respectent pas les obiigations prëvues par la

directive (article 25 (5)(b), 27 Directive 2024/1760). Le montant maximal des sanctions

139 Directive (UE) 2024/1760 (n. 17)
140 Art. 2 (2) Directive (UE) 2024/ 1760 (n. 17)
141 Cf. SUPI-a III.D.
142 Suivant l’art. 29 (1) subpara. 2, une entreprise ne saurait ëtre tenue pour responsable si ie dommage n’a ëtë
causë que par ses partenaires commerciaux dans sa chaTne d’activitës. Les rëgles de responsabilitë civile de la
Directive 2024/1760 (n. 17) pourraient cependant n’avoir qu’une efficacitë limitëe, cf. Alessio M. Pacces, Civil
Liability in the EU Corporate Sustainability Due Diligence Directive Proposal: A Law & Economics Analysis,
ECGI Working Paper Series in Law No. 691/2023, 11. Sur la question du partage de la responsabilitë entre la
sociëtë mëre et sa filiale, cf. Karsten Engsig Sorensen, Corporate Sustainability Due Diligence in Groups of
Companies. European Company Law Journal (2022) 19(5), 119, 127
143 Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.5 .
144 Les autoritës nationales seront rassemblëes au sein du Rëseau europëen d’autoritës de contr61e (art. 28 Directive
2024/1760 jn. 17])
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pëcuniaires devra se monter au moins ä 5 % du chiffre d’affaires net mondial rëalisë par

l’entreprise au cours de l’exercice prëcëdant la dëcision d’infliger une amende (art. 27 (4)

Directive 2024/1760). En revanche, une responsabilitë personnelle des personnes chargëes de

la direction ou de 1’administration, qui ne tiendraient pas compte des risques liës au
dëveloppement durable, n’a pas ëtë introduite par la Directive 2024/1760, contrairement ä ce

que prëvoyait le projet de la Commission145.

La Directive 2024/1760 devrait avoir une incidence considërable sur les entreprises suisses, qui

pourront y ëtre soumises directement ou indirectement. Cependant, alors qu’iI est prëvu que les

entreprises ayant leur siëge dans l’UE, leurs partenaires commerciaux et !es parties prenantes

de l’entreprise bënëficient de mesures d’accompagnement, y compris d’un guichet unique

d’assistance pour mettre en muvre les obligations dëcoulant de la directive (art. 21 Directive

2024/1760), avec une attention particuliëre accordëe aux PME (art. 20 (1) Directive

2024/1760), aucune mesure ëquivalente n’est prëvue par le droit suisse. Cette diffërence

pourrait affecter la compëtitivitë des entreprises suisses et appelle une rëaction rapide du

lëgislateur.

v. Conclusion : un projet convaincant

Dëjä actuellement, iI est difficilement soutenable pour une entreprise soumise ä l’obligation de

rëdiger un rapport sur les questions non financiëres de se limiter ä tine prësentation linëaire de

faits et de n’y intëgrer aucune rëflexion dërivëe de 1’examen de ses politiques et procëdures

opërationnelles146 : tant les Principes directeurs de l’ONU que les Principes directeurs de

I’OCDE, desquelles dërivent les obligations de transparences, mettent l’accent sur la dimension

concrëte des engagements des entreprises, qui doivent dëcrire les incidences nëgatives et y

remëdier 147

Associëe ä 1’application du principe comply or explain et ä l’absence de rëvision du rapport,

l’absence de rëflexion au sujet des politiques et procëdures opërationnelles a pour consëquence

que les obligations tirëes des art. 964a ss CO ne sont actuellement pas ä la hauteur des standards

145 A ce propos, cf. Neri-Castracane/Canapa/Brander (n. 2), 3.3.1, 3.5.
146 Dans ce sens, Canapa/Schmid/Cima (n. 135), 570 s. En pratique, comme indiquë srtpra (n. 120), pour l’annëe
2023 seules 75 entreprises soumises ä l’obligation de reporting (sur 143 entreprises au total) se sont conformëes ä
un standard internationalement reconnu, cf. Ethos (n. 48), 19. Cela tend ä indiquer que la qualitë matërielle des
apports peut ëtre amëliorëe.
147 ONU, Principes directeurs relatifs aux entreprises et aux droits de l’homme, § 16 (e) et commentaire, § 21 et
commentaire ; OCDE, chap. I, § 44. Cf. CR CO II-Canapa, Art. 964c N 4 s.
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internationaux, en gënëral148, et de la rëglementation europëenne sur la transparence en matiëre

de durabilitë, en particulier. Le lëgislateur suisse ne saurait pourtant ignorer cette derniëre :

nombre d’entreprises suisses y sont dëjä soumises ou le seront bientÖt et les obligations et

sanctions qu’elle prëvoit sont bien plus ëtendues que celles du droit suisse149. Au surplus, des

sanctions indirectes par les marchës ne sont pas exclues contre les entreprises qui prendraient ä

la lëgëre leur obligation de rëdiger un rapport sur les questions non financiëres150

L’ AP-CO et le Rapport explicatif s’inscrivent dans un contexte dans lequel la responsabilitë des

entreprises pour leur comportement en matiëres environnementale, sociale et de gouvernance

est toujours plus discutëe et oil une absence d’action du lëgislateur rendrait le pays vulnërable

aux pressions internationales151. Ann de limiter l’insëcuritë juridique pour les entreprises, la

rëvision des art. 964a ss CO doit permettre ä la lëgislation suisse d’ëtre reconnue comme

ëquivalente ä son pendant europëen par la Commission europëenne.

En plus de l’ëvolution terminologique, « transparence sur les questions de durabilitë »

remplagant « transparence non financiëre »152, 1’ AP-CO ëlargit considërablement le champ

d’application personnel et les obligations matërielles de transparence. L’ëtendue des

informations requises dans le rapport de durabilitë serait plus prëcisëment indiquëe dans la loi :

Ie rapport devrait ëtre ëtabli en appliquant les normes applicables au sein de 1’UE ou des normes

qui auraient ëtë prëalablementjugëes ëquivalentes par le CF (qui aurait tout intërët, ä ce sujet,

ä se baser sur les dëcisions de la Commission europëenne, voire ä limiter son choix ä un nombre

restreint de deux, maximum trois, standards153).

Le rapport de durabilitë, qui pourrait figurer dans un rapport sëparë ou ëtre inclus dans le rapport

annuel (lui-mëme intëgrë dans le rapport de gestion ; art. 958 al. 2 CO)154, serait soumis ä la

vërification par un tiers et les deux rapports seraient ensuite publiës ; cette vërification garantit

la fiabilitë du contenu et rëduit le risque de green\v ashing\55 . Le rapport serait par ailleurs

148 Mirjam Eggen/Semir Hermidas, Doppelte Wesentlichkeit und Sustainable Finance, Jusletter du 9 mai 2022,
N 57 ; Ye$im Atamer/Florian Willi, CRS-Berichterstattung Ante Portas: Indirekter Gegenvorschlag zur
Konzernverantwortungsinitiative, RSDA 2020, 686, 701.
149 OFJ, Mandat (n. 14), 22 ; Schneuwly/Darbellay (n. 65), 138 ss
150 Sridar Paramalingam, Patient KVI: Herzmassage durch den Europäischen Gesetzgeber ?, Jusletter du 17janvier
2022, 5 ; Philippe Fuchs/Barbara Schroeder de Castro Lopes, Indirekter Gegenvorschlag zur
Konzernverantwortungsinitiative: Überblick und Würdigung, Life Science Recht 2021/2, 48, 49.
151 CR CO Il-Canapa/Schmid/Cima, Art. 964a N 65
152 Cf. supra I.
153 Du mëme avis, Ethos (n. 51), 24.
154 Cf. srlpra Ill.B.2.
155 Ethos (n. 51), 24.
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soumis ä 1’approbation de 1’organe compëtant pour 1’approbation des comptes annuels, qui

serait contraignante156. L’ AP-CO prëcise aussi la date de la publication du rapport de durabilitë

et du rapport d’audit (« immëdiatement aprës l’approbation des comptes annuels », art. 964c

ter al. 3 ch. 1 AP-CO).

Au rang des amëliorations potentielles, s’agissant du champ d’application personnel, la reprise

en droit suisse de la solution de 1’UE, qui prëvoit que les grandes entreprises d’intërët public

sont tenues de rëdiger un rapport mëme si elles sont contr61ëes par une autre entreprise, n’est

actuellement pas prëvue. 11 pourrait ëtre envisagë qu’une grande entreprise d’intërët public

suisse, contrÖlëe par une entreprise ayant son siëge ä l’ëtranger et soumise ä l’obligation de

rapport, soit toujours soumise ä l’obligation de rëdiger un rapport sur la durabilitë selon le droit

suisse. De mëme, l’absence de rëglementation des entreprises de pays tiers n’est pas sans risque

sur le plan politique. On peut aussi se demander si la mise en place d’un registre public, qui

contiendrait l’ensemble des rapports de durabilitë et des rapports d’audit, ne devrait pas ëtre

envisagëe, sur le modële de ce qui sera pratiquë dans l’UE dës 2028 avec la mise en place du

point d’accës unique europëen157. II est aussi souhaitable que le rapport de durabilitë soii

obligatoirement intëgrë au rapport annuel si la sociëtë est ëtre soumise ä l’obligation lëgale

d’ëtablir un tel rapport (art. 961 cum 727 CO). Enfin l’ AP-CO propose de mettre fin au principe

compt}> or exptain .

Il serait aussi adëquat d’utiliser la rëforme pour inclure une norme spëciale de responsabilitë

civile claire et spëcifique, qui concernerait en tout cas l’entreprise, mais aussi, idëalement, ses

organes dirigeants158. Cette norme, parmi les plus souhaitables, pourrait aussi viser les actes

accomplis par l’entreprise ä l’ëtranger, directement ou par des filiales ou entreprises contrÖlëes.

L’introduction d’une teIle norme, qui impliquerait une adaptation de la LDIP afin d’assurer ia

mise en muvre efficace de la responsabilitë civile159, clarifierait Ia situation et contribuerait ä la

sëcuritë juridique160

De plus, une prëcision s’agissant de la qualitë des informations devant ëtre publiëes clans le

rapport de durabilitë pourrait facilement ëtre intëgrëe dans la loi, mëme si la nëcessitë de

56 Cf. supra Ill.B.4.
57 Cf. stlpra Ill.B.1, III.B.3.
58 Sur l’importance de la responsabilitë pour assurer le respect d’obligations liëes aux droits humains, cf. George

P. Fletcher, Tort Liability for Human Rights Abuses, Oxford/Portland Oregon, 2008
159 Sur les limitations induites actuellement par la LDIP, cf. CR CO II-Canapa/Schmid/Cima, Art. 964a N 45.
160 Cf. n. 131
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l’ëquivalence aux normes europëennes de la rëglementation (art. 964c al. 5 AP-CO) limite la

portëe de cette proposition.

En lien avec les obligations liëes aux aspects de durabilitë, iI serait possible d’inclure Ia prise

en compte des intërëts des parties prenantes de l’entreprise aux attributions intransmissibles et

inaliënables » du conseil d’administration (art. 716a CO). Il s’agirait d’ajouter les aspects de

durabilitë aux obligations de 1’organe supërieur de direction ou d’administration. Le libellë

actuel de 1’art. 716a CO permet certes dëjä, ä notre sens, d’inclure les intërëts des parties

prenantes aux täches du conseil d’administration dans l’hypothëse oü l’entreprise intëgrerait un

objectif de durabilitë ä son but social : dans ce cas, 1’art. 717 CO permettrait, voire imposerait,

ä cette organe de donner la prioritë aux aspects de durabilitë161. Complëter l’art. 716a CO

aiderait cependant les investisseurs et les consommateurs ä comprendre la place rëellement

accordëe par l’entreprise aux aspects de durabilitë et diffërencierait l’intëgration de la durabilitë

au rang des principes de l’entreprise d’une simple attitude consistant ä « cocher les cases »162

On peut enfin regretter que le DFJP n’ait aucunement tenu compte des travaux en cours au sein

de 1’UE qui ont abouti, le 13juin 2024, ä 1’adoption de la Directive 2024/1760 sur le devoir de

vigilance des entreprises en matiëre de durabilitë163. En effet, la gestion de l’harmonisation au

droit europëen du droit suisse se pose ä prësent de maniëre plus concrëte que jamais aussi dans

ce domaine.

Ces diffërents points sujets ä amëlioration, que le CF et le Parlement auront l’occasion

d’amëliorer, dëmontrent une certaine frilositë de 1’administration – partisane d’une reprise

autonome du droit europëen plut6t que d’une copie de ce dernier –, qui n’aurait pas lieu d’ëtre

dans Ie cas prësent. En parallële, 1’ Appel pour les multinationales responsables (qui ëtait ä

l’origine de 1’initiative populaire « Entreprises responsables – pour protëger l’ëtre humain et

l’environnement »164)165, mais aussi un comitë multipartite, composë tant de politiciens

bourgeois que de membres de partis de gauche166, s’engagent en faveur d’une loi qui reprendrait

161 Cf. Böckli (n. Erreur ! Signet non dëfini.), § 9 N 757 ss ; Hans Caspar von der Crone, Aktienrecht, 2e ëd.,
Berne 2020, § 2 N 18 ss ; BSK OR II-Watter/Roth Pellanda, Art. 717 N 38
162 Neri-Castracanc/Canapa/Brander (n. 2), 3.3.1
163 (-f n 17
164 Cette initiative proposait l’introduction d’un art. IOla Cst., qui prëvoyait la mise en place d'un devoir de
diligence, qui aurait obligë les entreprises ä prendre des mesures en vue de garantir le respect des droits humains
et de l’environnement, en Suisse et ä l’ëtranger. A ce sujet, v. gënëralement Canapa/Schmid/Cima (n. 132).
165 Appel pour des multinationales responsables, Le Parlement europëen adopte la CSDDD ä une large majoritë,
Communique de presse du 24 avril 2024
166 ATna Skjellaug, Le combat pour des multinationales responsables est relancë, Le Temps, l“juin 2024.
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les ëlëments de la Directive 2024/1760 sur le devoir de vigilance des entreprises en matiëre de

durabilitë 167

167 Cf. n. 17
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WELLINGTON MANAGEMENT COMPANY LLP 

280 Congress Street, Boston, Massachusetts 02210 USA 

T +1 617.951.5000 |  F +1 617.951.5000 |   F +1 617.951.5000 Client Service 
www. wellington.com 

October 17, 2024 

Dear Federal Council of Switzerland, 

Wellington Management Company LLP (“Wellington Management”) commends the Federal Council for proposing 
rulemaking on the enhancement and standardization of sustainability-related disclosures. 

Wellington is one of the world’s largest independent investment management firms. Wellington serves as a trusted 
adviser to over 3029 institutional and private clients located in more than sixty-four (64) countries. Wellington actively 
manages over US$1.3 trillion of assets, as of June 30, 2024, with capabilities covering most segments of the global 
capital markets. Wellington operates as a community of investment boutiques, with each investment team acting as a 
fiduciary for its clients and developing its own philosophy and process to guide investment decisions. Wellington does 
not have a Chief Investment Officer, or any group of individuals, who give ‘‘top-down’’ direction with respect to 
investment positions or strategies for the accounts that Wellington manages. Wellington believes that this structure 
best enables it to meet the investment objectives of its diverse client base and encourages individual responsibility for 
investment performance. 

Accurate, comparable data about material climate-related risks is critical to our ability to make more informed 
investment decisions on behalf of our clients. Because climate change will continue to affect society, economies, and 
markets, investors need this information to better price climate risks and fully assess the value of an issuer’s 
securities. Inadequate data and the absence of a widely adopted standardized framework for disclosure currently 
limits our ability to evaluate the impacts of climate change (positive or negative) on our clients’ portfolios.  

We encourage you to fully adopt all published ISSB standards (currently S1 and S2). Below are key reasons we believe 
this would be valuable for investors, companies, and governments as issuing entities. 

Benefits to investors 
1. Aligning with materiality-based standards: We support the global baseline that is centered on financial

materiality, both for assessing enterprise value and focusing on industry-specific sustainability topics. The
focus on financial materiality addresses a critical issue: the need for market participants to accurately assess 
the enterprise value of individual companies with information on sustainability topics most relevant to financial 
outcomes, industry by industry, and ultimately issuer by issuer. This is consistent with the structure of
Wellington’s investment research teams, as ESG analysts are fully integrated with relevant industry experts
focused on equity and credit analysis. The cornerstone of the ESG research process is ESG materiality
frameworks, defining what industry teams believe are key issues for each sector and identifying metrics for
assessing issuers’ performance and potential long-term value. 

2. Informing investment analysis across geographies: A global baseline will provide investors with comparable, 
consistent, and reliable information. Comparability across geographies is particularly relevant to global
investors like Wellington, given that several actively managed investment boutiques consider the relative value 
of companies across jurisdictions, rather than within a single jurisdiction. In the absence of required
disclosure, investors must leverage third-party datasets which make estimates and assumptions. When we
compare reported and estimated sustainability information for individual companies, we see significant
divergence that can lead to different investment conclusions. 

Benefits to companies 
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3. Reducing reporting burden: By focusing on the issues most pertinent to investors, the ISSB standards should 
provide clarity for companies and allow them to disclose material information with greater efficiency and
accuracy and lower costs of compliance. This is further underscored by the incorporation of the Task Force on 
Climate-Related Financial Disclosures (TCFD) recommendations into the ISSB Standards from 2024. 

4. Sharpening strategy to address risks opportunities: While meeting these disclosure expectations will require 
reporting entities to deepen their knowledge of the sustainability topics most material to their business, we 
believe greater transparency will have significant long-term benefits for financial markets, including for the
issuers of securities themselves. Measuring and disclosing climate transition risks might help an entity realize 
strategic opportunities for growth or address vulnerabilities in its business model. Measuring and disclosing
exposure and resilience to physical climate perils such as flooding, drought, hurricanes, wildfires, extreme
heat, water scarcity, or sea-level rise could help a company protect its facilities and workforce, maintain
access to raw materials and energy sources, and ensure that its locations remain fit for purpose. 

Benefits to governments as issuing entities 
5. Attracting private sector capital: Government debt is one of the asset classes in which Wellington invests on

behalf of clients. Wellington applies the same research-led approach to assessing sustainability risks and
opportunities to governments. This research is underpinned by our investment belief that a country's
probability of default and depth of buyer base may be influenced by outsized exposure to transition risk and
inadequate risk management. We understand that countries face unique climate risks and opportunities and
may use different combinations of policy and financing tools to support the stability of their domestic financial
markets. The global low-carbon transition is likely to result in a decline in high-carbon industries or in
international demand for exports, which may harm a country’s fiscal position – even if a country does not
implement its own transition policies. Risk management can take many forms, including using government
spending to diversify the economy beyond fossil fuel production by stimulating low-carbon sectors to support
long-term economic growth. Our ESG analysis favors countries which require mandatory disclosures and are
better able to attract and retain long-term investment, especially from international investors, as a
complement to government spending. We believe this should lead to more sustainable debt levels throughout
the transition and in turn increase the likelihood of executing against its stated transition target. 

For these reasons, we encourage jurisdictions to adhere to a consistent global baseline, and to act in a timely manner. 
If adaptation is appropriate in your context, we encourage deviations in the form of reliefs – such as adjustments to 
the criteria for organizations covered or slower phasing of the first disclosure deadline – or supplementary disclosure 
areas to the global baseline, rather than carving out elements of the standards. In doing so, this would preserve the key 
benefits outlined above. 

Thank you for considering our perspective. We would be open to discuss any of these points in further detail. Please 
feel free to contact us using the contact information below.  

Wendy Cromwell, Senior Managing Director, Vice Chair, Head of Sustainable Investment 
wmcromwell@wellington.com  
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Via E-Mail an ehra@bj.admin.ch
Herr Bundesrat Beat Jans

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepanement EJPD
Bundeshaus West

3003 Bern

ZÜrich. 17, Oktober 2024

Stellungnahme der Zürcher Kantonalbank zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über
Nachhaltigkeitsaspekte)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Jans,
Sehr geehrte Damen und Herren,

Am 26. Juni 2024 hat der Bundesrat die Vernehmlassung zur Änderung des Obligationenrechts (Transparenz über
Nachhaltigkeitsaspekte) mit Frist zur Stellungnahme bis zum 17. Oktober 2024 eröffnet. Wir bedanken uns für die
Möglichkeit zur Stellungnahme.

1. Allgemeine Bemerkungen

Mit den neuen Bestimmungen über die Berichterstattungspflichten für Unternehmen will der Bundesrat die Regeln
für dIe nachhaltige Unternehmensführung weiterhin international abstimmen und künftiq eine grössere Anzahl
Unternehmen über die Risiken ihrer Geschäftstätigkeit in den Bereichen Umwelt, Menschenrechte und Korruption
sowie die dagegen ergriffenen Massnahmen Bericht erstatten lassen. Dies, um die Erreichung der Nachhaltigkeitsziele,
insbesondere das Pariser Klimaak)kommen und die Sustainable Development Goals (SDG), nicht zu gefährden.
Grundsätzlich unterstützen wir Bestrebungen zur ErreIchung der genannten Ziele. Ebenso anerkennen wir die
Wichtigkeit der Umlenkung von Finanzströmen in nachhaltige Unternehmen und Tätigkeiten zur Erreichung der Ziele
und begrüssen es, dass auch die Rolle der Realwirtschaft erkannt und sie vermehrt in die Massnahmen einbezoqen
wird

Dennoch erlauben wir uns, einige Änderungs- und Anpassungsvorschläge zur Vorlage anzubringen. Unsere
Hauptkritikpunkte betreffen die geplante Ausweitung des Anwendungsbereichs unter Orientierung am EU-Recht
(hierzu nachfolgende Ziffer 11.) sowie die neuerdings verlangte Berichterstattung über die gesamte
Wertschöpfungskette (hierzu nachfolgende Ziffer III). Ein international abgestimmtes Vorgehen im Bereich der
Nachhaltigkeitsberichterstattung macht durchaus Sinn. Die aktuelle Vorlage orientiert sich jedoch lediglich am EU-
Recht, was die Gefahr von Wettbewerbsnachteilen für die betroffenen Unternehmen und einer zu einseitigen
Sichtweise mit sich bringt und weitere internatIonale Entwicklungen mit Bedeutung für die Branche aussen vorlässt.
Hinzu kommt, dass mit der aktuellen GesetzesvorËage auf technischer Ebene (Ebene der Berichterstattung) voreilig
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Prinzipien aus der EU eingeführt werden sojlen, zu welchen auf materieller Ebene (materielles Recht) in der Schweiz
noch gar keine Regeln existieren.

Die Zürcher Kantonalbank (ZKB) hat sich aktiv in die Arbeiten der Schweizerischen BankËervereinigung (SBVg) zum
Thema eingebracht und unterstützt daher deren Stellungnahme vollumfänglich. Wir möchten jedoch die Gelegenheit
wahrnehmen und einzelne, für die ZKB zentrale Anliegen nochmals separat hervorheben.

11. Anwendungsbereich, Art. 964a VE-OR

Die Vernehmlassungsvorlage sieht durch Anpassung der Schwellenwerte analog dem EU-Recht sowIe der alternativen
Erfüllung der Kriterien in Art. 964a VE-OR (vgl. S. 15 Erläuternder Bericht) eine Ausweitung des heutigen
Anwendungsbereichs auf weitere Unternehmen vor, Dies wirkt sich in unseren Augen auf zwei Ebenen ungünstig
aus: Zum einen wären durch die Ausgestaltung der alternativen Kriterien in Art. 964a VE-OR fortan neben
Publikumsgesellschaften auch die Banken mit einer Bank<bewilligung der FINMA per se, also ohne Erreichung der
Schwellenwerte und damit ungeachtet ihrer Grösse oder ihres Geschäftsmodells verpflichtet. eËnen Bericht über
Nachhaltigkeitsaspekte zu erstellen und dies zudem in detaillierterer Ausführung als bisher (siehe dazu Art. 964c VE-
OR). Zum anderen wäre durch die Senkung des Schwellenwerts von 500 auf 250 Vollzeitstellen in Kombination mit
dem Umstand, dass die Anzahl Vollzeitsteilen nicht mehr Pflichtbedingung sein soll, künftig insgesamt eine viel
grössere Anzahl Unternehmen in der Schweiz von den Berichterstattungspflichten erfasst (vgl. die Ausführungen auf
S. 5 Regulierungsfolgenabschätzung). Der dadurch verursachte Aufwand sowie die Kosten. mit denen für die
Berichterstattung einerseits und deren externe Prüfung andererseits zu rechnen sind, stehen in keËnem Verhältnis zum
Nutzen und dem Mehrwert.

Wir möchten uns einer effektiven und verhältnismässigen Berichterstattung über Nachhaltigkeitsaspekte keinesfalls
verschliessen und unterstützen grundsätzlich das verfolgte Ziel, ausreichend vergleichbare und verlässliche
Informationen über die Nachhaltigkeit. möglicher Investitionszieie zu erhalten (vgl. S. 4
Regulierungsfolgeabschätzung), in unseren Augen ist dies jedoch nicht mit einer derart weitgehenden Ausweitung
des Anwendüngsbereichs zu erreichen. Mit der geplanten Ausdehnung scheint man eins zu eins EU-Recht (CSRD)
nachvollziehen zu wollen, ohne dass dieser Nachvollzug kritisch hinterfragt und auf die Kompatibilität mit den
Gegebenheiten hierzulande geprüft wird. Man würde eine Ungleichbehandlung der Unternehmen erreichen, da
Publikumsgesellschaften und Banken sowie Verwalter von Kollektivvermögen im Unterschied zu allen anderen
Unternehmen ungeachtet ihrer Grösse von den Berichtserstattungspflichten betroffen wären, was schlichtweg nicht
nachvoIFziehbar ist. Zudem ist die Unternehmenspopulation in der EU, spezifisch in Deutschland, völlig unterschiedlich
zu derjenigen in der Schweiz, wo über 99Q/, der Unternehmen KMU sind. Hinzu kommt, dass die explizite
Unternehrnensgrösse von KMUs in Deutschland im Durchschnitt viel grösser ist als in der Schweiz. Damit müssten in
der Schweiz mit der geplanten Ausdehnung des Anwendungsbereichs übermässig viele kleine bis mittlere
Unternehmen inkl. Banken fortan eine Nachhaltigkeitsberichterstattung implementieren. Diese Vorgehensweise
erscheint unverhältnismässig mit Blick auf das Kosten/Nutzen-Verhältnis und birgt die Gefahr von
Wettbewerbsnachteilen für die betroffenen KMU und kleinen Institute.

Gestützt auf diese Ausführungen möchten wir eine Anpassung von Art. 964a VE-OR vorschlagen, analog zu den
Vorschlägen der SBVg. Die Streichung von Ziffer 1 würde dazu führen, dass künftig sämtliche Unternehmen in Bezug
auf die Frage. ob sie unter dIe Berichterstattungspflichten fallen, gleichgestellt werden bzw. anhand derselben
Kriterien (nämlich den Schwellenwerten) gemessen werden. Bei der bevorzugten Option 1 könnte dadurch, dass die
Anzahl Vollzeitstellen wieder zur Pflichtbedingung gemacht würde und die bisherigen Schwellenwërte beibehälten
würden, eine unverhältnismässige Ausdehnung des Anwendungsbereichs auf eËne Vielzahl von Schweizer
Unternehmen verhindert werden.
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Option 1 – bevorzugte Option
Art. 964a VE-OR
Folgende Unternehmen müssen jährlich Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte erstatten:

ltlic++en 1.nb4Xäe$e}lsct+a. ISt,nbc– 4–4
-emh 06

in zwei attfeiil ander- folgenden Geschäftsjahren mindestens 500 Voll.Unterne}rmen, 1 fl-1

Jahresdurcllscllnitt lläben; und

': 1, die . v/e/ t- 11\: der nachstehenden Grössen in zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren
ütnrschreiten

a.Bilanzsumme von ='! ' :.If; Millionen Franken,
b,Umsatzerlös von -11':,: “. c 1 Millionen Franken

3.Unternehmen, die nach Artikel 963 zur Erstellung einer Konzernrechnung verpflichtet sind und die zusammen mit
den kontrollierten Unternehmen zwei der Grössen nach Ziffer 2 in zwei a lenden Geschäftsjahren
überschreiten

Subsidiäre Forderung / Option 2: Sollten dIe vorgeschlagenen Anpassungen in Option 1 keine Mehrheit finden,
sprechen wir uns eventualiter für die nachfolgenden Änderungen aus (Option 2). Unabdingbar ist, dass die
Unternehmen in der Schweiz in puncto Unterstellung unter die Berichterstattungspflichten gleichgestellt werden. Dies
ist lediglich durch Streichung von Ziffer 1 zu erreichen.

Option 2
Art. 964a VE-OR
Folgende Unternehmen müssen jährlich Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte erstatten

ta 438–-c'- '-Z++f/e89

IO05IRAG}1+Revis,

l.Urlterne IImert. die i,'1 zv,rei aLlfeinaËrt-:er folgenden Gcscl',Ë{'isjelir It:11 r}’l;ridesi,:..'.ils 2r i(1 11l-1

.lat}resdurchscF IIlii-i ilai.lei!; und
24/11 die r.4 : , : .. der nachstehenden Geschäftsjahren
überschreiten

a.Bilanzsumme von 25 Millionen Franken,
b.Umsatzerlös von 50 Millionen Franken,

lenirnlahreqjurd lst++rlitt;c-.-250

3.Unternehmen, die nach Artikel 963 zur Erstellung einer Konzernrechnung verpflichtet sind und die zusammen mit
den kontrollierten Unternehmen zwei der Grössen nach Ziffer 2 in zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren
überschreiten

Grössen in zwei aufeinander folgenden

111. Zweck und Inhalt des Berichts, Art. 964c VE-OR

Gemäss Vernehmlassungsvorlage sowie dem Erläuternden Bericht wird künftig eine Berichterstattung in Bezug auf
alle Nachhaltigkeitsaspekte und über die gesamte Wertschöpfungskette – von der Rohstoffgewinnung bis zur
Entsorgung – verlangt. Dies, obwohl die Schweiz das Konzept der nachgelagerten Wertschöpfungskette bis dato nicht
kennt, geschweige denn entsprechende Vorgaben, Sorgfaltspflichten und Ausnahmen in Bezug auf die Lieferkette im
Schweizer Recht verankert sind. Einzige Ausnahme davon besteht im Bereich der Konftiktmineralien und der
Kinderarbeit in Form der VSoTr.
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Wetter ist derzeit unklar, wie sich die Schweizer Regulierung in Zukunft an die CSDDD anpassen wird. So ist die
CSDDD derzeit auch explizit nicht Gegenstand der vorliegenden Vernehmlassung (vgl, S. 6, ErËäuternder Bericht).

Eine Berichterstattung über die gesamte vor- und nachgelagerte Wertschöpfungs-/Lieferkette (inkl. Entsorgung) geht
daher (zumindest zum jetzigen Zeitpunkt) zu weit und würde unseres Erachtens dazu führen. dass man über die
Berichterstattungspflichten ("formelle Pflichten") eine Lieferkettengesetzgebung ("materielle Pflichten") in der
Schweiz einfÜhrt. Dies widerspricht den Schweizer Prinzipien von Regulierung und muss unbedingt verhËndert werden

Entsprechend schlagen wir vor, dass der Inhalt der Berichterstattung jegtiche Aspekte der Wertschöpfungskette
ausblendet, was zu den nachfolgend direkt-im vorgeschlagenen Gesetzestext ersichtlichen Änderungen führen würde

Des Weiteren ist die Forderung, neben den tatsächlichen auch die potenziellen negativen Auswirkungen zu
umschreiben, unverhältnËsmässig und ist darüber hinaus in der Praxis kaum umsetzbar, Dieser Teil ist somit in Abs, 3
Ziff . 7 und ZIff. 8 zu streichen

Zu den Standards, an welchen man sich bei der Berichterstattung orientieren soll, ist Folgendes anzumerken: Der
ErËäuternde Bericht stellt die künftige Äquivalenz des GRI in Kombination mit den IFRS in Frage (vgl. S. 7 und 32,
ErËäuternder Bericht). Für die Branche würde es jedoch eine Abkehr der heute geltenden Rahmenbedingungen
bedeuten, wenn zwingend der European Sustainability Standard (ESRS) UTlgesetzt werden müsste. Diese Änderung
ist weder verständlich noch angemessen, umso weniger. als eine Kooperation zwischen GRË und EFRAG als
Herausgeber von ESRS existiert und der GRI-ESRS Interoperability Index eine hohe Übereinstimmung zwischen den
beËden Standards aufzeigt, Hinzu kommt, dass der aktuell vorgeschlagene Gesetzestext wiederum eine zu starke
Orientierung am EU-Recht propagiert, welche die übrigen internationaËen Entwicklungen in diesem Bereich zu wenig
berücksichtigt und sich daher für die berichterstattenden Unternehmen einschränkend auswirken kann

Gestützt auf diese Ausführungen sind die nachfolgenden Änderungen im Gesetzestext vorzunehmen:

Art. 964c

' (-'-)
2 (...)

3 Der Bericht umfasst insbesondere:

(. . .)
7. eine Beschreibung der wesentlichen tatsächlichen (;t:L’;' ;-J..:;.:.’,l.'=::'IF. ,; -:-,:,;3:*,i:..;:.,l Auswirkungen auf

Nachhaltigkeitsaspekte beziehungsweise von Nachhaltigkeitsaspekten, die mit der Geschäftstätigkeit des
Unternehmens {1:11: 1: :'. 1.:-r lc: \,''.’L-:',sc:!',ej;jIt :': f ::,.'-it: verbunden sind sowie eine Beschreibung der Massnahmen
zur Ermittlung und Überwachung dieser Auswirkungen;
eine Beschreibung der Massnahmen des Unternehmens zur Verhinderung, Minderung. Behebung oder
Beendigung tatsächlicher (::::F' i-.= =j.:::-,'.':::!!:-: :1 :' :Ë', . : Auswirkungen nach Ziffer 7, und des Erfolgs dieser
Massnahmen;

8.

( ,)

4 Die in den Absätzen 1 und 3 genannten Angaben umfassen Informationen zur Geschäftstätigkeit des Unternehmens
.' *.',/:':-1.'.:-?'!:i;:f:;: ;; ls::(; 11:, einschliesslich Angaben zu seinen Produkten und Dienstleistungen - : seinen

Geschäftsbeziehungen 1
5 Die Angaben müssen {:

C

( )

-Iic;c :-: S: 1::::-hi:c! für dËe Nachhaltigkeitsberichterstattung
. Der gewählte Standard muss in seiner Gesamtheit für alle Vorgaben dieses Artikels übernommen und

im Bericht über Nachhaltigkeitsaspekte genannt werden. Der Bundesrat bezeichnet die Standards.

do Standards
8:lell er+141'eR
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Fur dIe UDrlgen Austuhrungen mocnten wir auT ale Stellungnahme aer SChweIzerISChen Banklerverelnlgung (!,BVg)
verweisen, deren Forderungen wir vollumfänglich unterstützen.

FÜr die Kenntnisnahme unserer Vorbringen möchten wir uns bedanken und stehen für Fragen jederzeit gerne zur
Verfügung

Freundliche Grüsse

Tom Fischer
General CounselRegulatory Compliance
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